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1. Die kognitivistische Verengung bei der Wahrnehmung und Interpretation 
schulischer Lernprozesse durch die Erziehungswissenschaft 


In der modernen Erziehungswissenschaft, soweit sie sich mit schulischen Lernpro- 
zessen beschäftigt und als konstruktiv, die schulische Praxis anleitend und unterstüt- 
zend, versteht, ist eine eigentümliche Verkürzung des Lernbegriffs festzustellen. Ler- 
nen wird im wesentlichen nur noch als Aneignung von Wissen verstanden. Zentraler 
Gegenstand ihrer Betrachtung ist folgerichtig der „kognitive“ (grob: intellektuelle) 
Bereich schulischer Lernprozesse. Hierbei handelt es sich um Lernziele, „die Erinnern 
oder Erkenntnis von Wissen und die Entwicklung intellektueller Fertigkeiten und 
Fähigkeiten behandeln. Das ist der Bereich, der am engsten mit vielen gegenwärtigen 
Entwicklungen von Tests zusammenhängt. Es ist der Bereich, in dem die Curricu- 
lumentwicklung am weitesten fortgeschritten ist und für den die klarsten Definitio- 
nen von Lernzielen in der Form von Beschreibungen des Schülerverhaltens vorhan- 
den sind‘ (Bloom, 1973, S. 20 £.). 

In skurrilem Kontrast hierzu stehen Berichte und Klagen aus der Praxis über 
Schwierigkeiten und Probleme im schulischen Alltag: Schulängste, Gewalt, Zerstö- 
rung, Alkohol, Drogen etc. Diese Probleme weisen darauf hin, daß Unterricht sehr 
viel mehr ist als nur die Ausbildung intellektueller Fertigkeiten. Dementsprechend 
bedürfen sie umfassenderer Erklärungsmuster als bisher üblich. Schulische Lernpro- 
zesse lassen sich als kognitive, bewußt und intentional (beabsichtigt) ablaufende 
allein nicht hinreichend verstehen. Denn die genannten Probleme sind den Lernpro- 
zessen keineswegs äußerlich. Sie stehen vielmehr in engem Zusammenhang mit der 
Art und Weise, in der schulische Lernprozesse ablaufen. 

Darüber mag soweit Übereinstimmung bestehen. Die Frage ist nur, um welche 
Dimensionen die bisherigen Interpretationsmuster zu erweitern seien, damit sie der 
Komplexität schulischen Lernens gerecht werden. Schaut man sich in den sozialwis- 
senschaftlichen Nachbardisziplinen um, so stellt man sehr schnell fest, daß erste 
Überlegungen hierzu bereits vorliegen. So existieren zum Beispiel psychoanalytisch, 
mikrosoziologisch und gesellschaftstheoretisch fundierte Ansätze zur Erklärung indi- 
vidualgeschichtlicher, institutioneller und sozialstruktureller Hintergründe individu- 
ellen bzw. kollektiven Verhaltens in der Schule, vor allem auch der unbewußten, la- 
tenten und affektiven Anteile dieses Verhaltens. Es kann gegenwärtig also nicht so 
sehr darum gehen, neue theoretische Ansätze zu entwickeln, sondern vielmehr dar- 
um, bereits vorliegende auf ihre Aussagekraft für unsere Problemstellung zu überprü- 
fen. Bislang sind immer die Gegensätze zwischen diesen in der Regel miteinander 
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konkurrierenden Ansätzen betont worden. Soweit sie lediglich verschiedene Aspekte 

realen Geschehens erklären, sich also gegenseitig ergänzen, ist es an der Zeit, zu prü- 

fen, inwieweit sie in ein umfassendes Konzept integrierbar sind. So beschränkt sie 

im einzelnen sein mögen, so bilden sie doch, wenn auch häufig in ideologischer 

Form, ein gut Teil Realität-ab, der in den bisherigen kognitionspsychologisch ver- 

kürzten Ansätzen zur Erklärung schulischer Lernprozesse weitgehend unterschlagen 

wurde. Unabhängig davon, wie man sie im einzelnen beurteilen mag, ist es'notwen- 
dig, sich mit ihnen auseinanderzusetzen, weil sie Bereiche aufgreifen, die von der 

Erziehungswissenschaft bislang vernachlässigt wurden. 

Überlegungen zur Integration verschiedener, oft miteinander konkurrierender 
Ansätze, die für einen erweiterten Lernbegriff relevant sind, hat es bereits gegeben, 
so den 
a Versuch, die dynamische Persönlichkeitstheorie Freuds auf lerntheoretischer 

Grundlage umzuformulieren (Mowrer, 1939; Dollard/Miller, 1950; vgl. die 

Zusammenfassung bei Kanfer/Phillips, 1975, S. 102 - 107); 

— Versuch, Piagets Theorie der kognitiven Entwicklung mit psychodynamischen 
Konzepten zu verbinden (Anthony, 1957; Cobliner, 1974; Haynal, 1975); 

— Versuch, die auf G. H. Mead zurückgehende Sozialpsychologie des symboli- 
schen Interaktionismus mit der auf Freud basierenden Ich-Psychologie zu ver- 
knüpfen (bezogen auf schulische Lernprozesse: Wellendorf, 1973); 

— Versuch, sich Klarheit über die Beziehung zwischen dem affektiven und dem 
kognitiven Bereich schulischer Lernziele zu verschaffen (Krathwohl/Bloom/ 
Masia, 1975, S.43 ff.). 

„Affektiv‘‘ werden dabei solche Lernziele genannt, ‚‚die ein Gefühl, eine Emo- 

tion oder ein bestimmtes Maß von Zuneigung oder Abneigung betonen“ (Krath- 

wohl/Bloom/Masia, 1975, S.6). 

Vor allem am letzten Beispiel wird deutlich, daß die Diskussion über schulische 

Lernprozesse in eine falsche Richtung gelaufen ist: Schule wird als Erziehungsinsti- 

tution begriffen, die durch kognitive Lernprozesse charakterisiert sei. Aufgrund die- 

ser Vorannahme wird dann der wissenschaftliche Schein erzeugt, es sei möglich, 

Lernziele angemessen zu „operationalisieren‘“, d.h. in konkrete Lernschritte umzu- 

setzen und Unterricht dadurch bis ins einzelne planbar und kontrollierbar zu ma- 

chen. Zunehmende Schwierigkeiten in der Schulwirklichkeit zwingen die Erziehungs- 
wissenschaft jedoch zu der Einsicht, daß schulische Lernprozesse wohl doch kom- 
plexer sein müssen, als daß sie allein durch ihre kognitive Komponente angemessen 
erfaßt werden können. Statt nun schulische Lernprozesse unvoreingenommen in ih- 
rer Komplexität erst einmal zu erforschen, um die Verarbeitung der schulischen 
Realität durch die Betroffenen zu begreifen, wird den bisherigen begrenzten Vorstel- 
lungen einfach ein affektiver Bereich schulischen Lernens hinzuaddiert und versucht, 
ihn in analoger Weise unter Kontrolle zu bringen. Damit ist zwar formal die affekti- 
ve Dimension schulischen Lernens berücksichtigt (und das erscheint zunächst als 
wissenschaftlicher Forschritt und wird auch als solcher gefeiert); faktisch aber stülpt 
sich nun über ein völlig unbegriffenes Realphänomen ein aufgesetzter „wissenschaft- 
licher“ Kategorienapparat, der dem zugrundeliegenden Realphänomen nicht ange- 
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messen ist. 

Die bisherigen Versuche, affektive Lernziele und Lehrstrategien zu formulie- 
ren, verkennen die psychodynamische Komplexität schulischen Lernens. Ist bei 
Krathwohl/Bloom/Masia (1975) noch ein gewisses selbstkritisches Unbehagen an ih- 
rern eigenen Vorgehen zu spüren, so geht dieses Minimum an Problembewußtsein 
völlig verloren bei Dubs/Metzger/Seitz (1977), wenn sie anläßlich ihres Versuchs, 
das Modell einer lernzielorientierten Unterrichtsplanung zu entwickeln, unberührt 
von aller psychoanalytischen Erkenntnis schreiben: „An sich ist es kein Problem, af- 
fektive Lernziele zu formulieren‘ (S. 577). Ähnlich naiv mutet der Versuch an, 
Lernziele aus Lehrplänen zu ermitteln, aufzulisten und entweder dem kognitiven 
Bereich (mit 84 %) oder dem affektiven Bereich (mit ungefähr 16 %) eindeutig zu- 
zuordnen (Krumm, 1973, S. 137). In Wirklichkeit ist beides nicht trennbar. Weder 
sind kognitive Lernschritte möglich ohne affektive Beteiligung, noch affektive Lern- 
schritte ohne kognitive Beteiligung. „Es besteht nämlich eine konstante Parallele zwi- 
schen dem Gefühls- und dem intellektuellen Leben. ... Eine solche Feststellung über- 
rascht nur dann, wenn man, wie es der sogenannte Hausverstand zu tun geneigt ist, 
das Geistesleben in zweigetrennte Teile scheidet: in jenen der Gefühle und jenen des 
Denkens. Nichts ist falscher und oberflächlicher. In Wahrheit besteht das Element, 
auf das man bei der Analyse des Geisteslebens immer wieder zurückgreifen muß, im 
‚Verhalten‘ selbst. ... Jedes Verhalten erfordert Instrumente oder eine Technik: dies 
sind Bewegungen und Intelligenz. Aber jedes Verhalten setzt auch Motive und finale 
Werte (Wert der Ziele) voraus: und das sind die Gefühle. Gefühlsleben und Intelligenz 
sind also untrennbar verbunden“ (Piaget, 1974, S. 163). 

Erste Versuche, das Unbehagen an einer Schule, die Lernprozesse derart ver- 
kürzt organisiert, zum Ausdruck zu bringen und zu überwinden, sind in verschiede- 
nen Ansätzen alternativen Lernens enthalten, wie im italienischen Modell’der 150 
Stunden, in Illichs Forderung nach Entschulung der Gesellschaft, im dänischen 
Tvind, in Freires Pädagogik der Unterdrückten, in der Freinet-Pädagogik etc. 

Wenn wir im folgenden die affektiven, latenten und unbewußten Aspekte des 
Lernens betonen, so deshalb, weil schulische Erziehung — im Gegensatz etwa zu fa- 
milialer Erziehung — einseitig durch kognitive, intentionale und bewußte Lernpro- 
zesse definiert wird. Wir wollen die in der erziehungswissenschaftlichen Diskussion 
bislang vernachlässigten Aspekte aufgreifen, für diese Diskussion, wo notwendig, er- 
weitern und einer Kritik unterziehen. Dabei befassen wir uns im wesentlichen mit 
psychoanalytischen, mikrosoziologischen und gesellschaftstheoretischen Aspekten 
schulischer Lernprozesse, und zwar aus zwei Gründen: psychoanalytische Ansätze 
stellten die ersten, noch innerpsychologischen Versuche dar, die kognitivistische 
Verengung bei der Wahrnehmung und Interpretation schulischer Lernprozesse auf- 
zubrechen. So wichtig dieser Fortschritt war, so kann hierbei doch nicht stehen ge- 
blieben werden, einmal weil die psychoanalytische Theorie zwischenzeitlich selbst 
enorme Fortschritte gemacht hat, zum anderen weil andere, außerpsychologische 
Ansätze zur Ergänzung psychoanalytisch fundierter Interpretation schulischen Ge- 
schehens unabkömmlich sind. Über weite Strecken ist unser Vorhaben damit zu- 
gleich ein Literaturbericht. 
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2. _Psychoanalytische Aspekte schulischer Lernprozesse 


Das Verhalten von Schülern und Lehrern im Unterricht ist doppelt bestimmt: ob- 
jektiv durch die Bedingungen und Zwänge der Schule selbst, der Schule als Institu- 
tion, die bestimmte Reaktionen seitens der betroffenen Individuen erzwingt; sub- 
jektiv durch das dem jeweiligen Individuum zur Verfügung stehende, lebensgeschicht- 
lich erworbene Repertoire an Verhaltensdispositionen. Mit diesem zweiten Aspekt, 
wie nämlich gegenwärtige Probleme vor dem Hintergrund vergangener Erfahrungen, 
die das Individuum geprägt haben, subjektiv erlebt und verarbeitet werden, beschäf- 
tigt sich die Psychoanalyse. Folgt man ihrer Argumentation, so wiederholt das In- 
dividuum bei der Bearbeitung gegenwärtiger Probleme in zahlreichen Variationen 
lediglich Konfliktkonstellationen der Kindheitsphase. Siegfried Bernfeld, einer der 
bedeutendsten psychoanalytischen Pädagogen, schreibt: „Entsteht zwischen Kind 
und Erzieher überhaupt eine Beziehung, so wird unweigerlich und unvermeidlich die 
Ödipusbeziehung (1) sich aus ihr entwickeln. Und zwar von beiden Seiten her. Das 
Kind wird den Erzieher lieben (oder hassen oder lieben und hassen), wie es Vater 
und Mutter liebt oder liebte. ... Und der Erzieher, was bleibt ihm anderes übrig, als 
diese Rolle anzunehmen, einerlei, ob er das Kind liebt oder nicht. Er setzt das Werk 
der Eltern, und wäre es mit anderen Mitteln, fort und wiederholt es in einer dem 
Kind neuen Weise: er arbeitet auf den Untergang des Ödipuskomplexes hin, wenn 
auch des Kindes Sexualliebe zu ihm nicht Inzest, des Kindes Aggression nicht Vater- 
mord sind. ... Er spielt seine Rolle ... unter dem Wiederholungszwang, wenigstens 
unter den Einwirkungen seines eigenen Ödipuskomplexes. Dies Kind vor ihm ist er 
selbst als Kind. Mit denselben Wünschen, denselben Konflikten, denselben Schicksa- 
len. ... Und sein Tun, sein Erfüllen und Verbieten ist das seiner eigenen Eltern. Er 
ist in dieser pädagogischen Paargruppe zweimal enthalten: als Kind und als Erzieher. 
... So steht der Erzieher vor zwei Kindern: dem zu erziehenden vor ihm und dem 
verdrängten in ihm. ... Und er wiederholt den Untergang des eigenen Ödipuskomple- 
xes am fremden Kind, an sich selbst. Er wiederholt es auch dann, wenn er scheinbar 
das Gegenteil all dessen tut, was ihm seine Eltern antaten“ (1973, S. 140 £.). 

Vom psychoanalytischen Gesichtspunkt aus betrachtet erscheinen die schuli- 
schen Lernprozesse gegenüber der kognitionspsychologischen Sichtweise in einem 
völlig neuen Licht. So weist Fürstenau darauf hin, „daß die seelische Entwicklung, 


1 Der Ödipuskomplex ist die Gesamtheit von Liebes- und feindseligen Wünschen, die das 
Kind seinen Eltern gegenüber empfindet. Nach Freud wird der Ödipuskomplex zwischen 
dem dritten und fünften Lebensjahr auf seinem Höhepunkt erlebt. Er äußert sich übli- 
cherweise in der Zuneigung zum Elternteil entgegengesetzten Geschlechts und in der Ab- 
neigung zum gleichgeschlechtlichen Elternteil, weil dieser als Konkurrent erlebt wird, 
Der Odipuskomplex erfährt in der Pubertät eine Wiederbelebung und wird mit mehr oder 
weniger Erfolg durch einen besonderen Typus der Objektwahl, nach dem Vorbild der EI- 
ternfiguren, überwunden, Hiervon kann insbesondere der Lehrer in starkem Maße betrof- 
fen sein. Die orthodoxen Psychoanalytiker machen aus dem Ödipuskomplex die Haupt- 
bezugsachse der Psychopathologie, indem sie für jeden pathologischen Typus die Formen 
seiner Position im Ödipuskomplex und seiner Lösung zu bestimmen suchen (Vgl. ausführ- 
licher hierzu Laplanche/Pontalis, 1975, Zweiter Band, S. 351 - 357). 
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die die Schule faktisch begünstigt, in einem schroffen Gegensatz zu dem Erziehungs- 
‘ziel der pädagogischen Ideologie und dem Organisationszweck der Schule steht“ 
(1964, S. 76). Sie begünstige neurotische Charakterentwicklungen und verstärke 
mißlungene Triebkontrollen, d.h. pathologische Formen der Gegenwartsbewälti- 
gung (S. 78). 

Wellendorf nennt einige Beispiele für Triebunterdrückung in der Schule: „,ri- 
tualisierter, d.h. nach starren Planungsschritten ablaufender, Unterricht; starres Fest- 
halten an dem im Stundenplan fixierten Zeitablauf und am selbst- oder fremdgesetz- 
ten Pensum; Insistieren auf bestimmten, durch die Organisationszwecke nicht ge- 
deckten Ordnungsformen wie Regeln für das einheitliche Führen von Heften, das 
Aufstellen nach der Pause etc.; stereotype Formen der Begrüßung; einheitliche 
Durchführung von Klassenarbeiten und Prüfungen“ (1974, S. 224). Die Funktion 
schulischer Rituale kann mit Hilfe dieses Ansatzes als Einübung in die Erfüllung ge- 
sellschaftlicher Aufgaben begriffen werden. Sie machen die Triebenergie der Indivi- 
duen unmittelbar gesellschaftlich verfügbar: „Nicht nur aus logischen, im Lehrplan 
liegenden Gründen, nicht nur, um die dem Kinde angepaßten Stufen der Schwierig- 
keit zu erreichen, müssen wir planen, sondern auch, weil dadurch das Kind in die 
Zeit, d.h. in die Arbeitswelt eingeführt wird“ (Langeveld, 1966; zitiert nach Wellen- 
dorf, 1974, S. 225). 

Auch Vinnai weist auf diesen Zusammenhang von Schule und Produktion hin. 
„Die Organisationsprinzipien der Schule sind denen der materiellen Produktion ver- 
wandt. Fremdbestimmte Arbeits- und Interaktionsformen, die Bedürfnisse, Indivi- 
dualität und Spontaneität negieren, Gleichgültigkeit gegenüber dem Inhalt der Ar- 
beit, repressive Kollektivität, deren Misere noch durch Konkurrenzstrukturen poten- 
ziert wird, bestimmen die Schulrealität‘“ (Vinnai, 1976, S.92 £.). 

In diesem Zusammenhang ist auf einen Gesichtspunkt hinzuweisen, den Für- 
stenau verschiedentlich betont: die Isolierung von Zusammengehörigem. „Die Erset- 
zung des Lernens in Lebenssituationen durch ritualisiertes Lernen in artifiziellen 
Schulsituationen gliedert die Gehalte des Weltverständnisses auf, isoliert sie und zer- 
stört damit ihren vorherigen Sinnzusammenhang und das diesem Zusammenhang 
entsprechende intensive Gefühlserlebnis. Dadurch wird die Welt angstfrei erlebbar, 
beherrschbar; die welthaften Beziehungen werden lehr- und lernbar, alles Erschrek- 
kende und Erregende, Überwältigende und Dunkle ist ihnen nun genommen‘ (1964, 
S. 72 £.). Leben und Lernen, Affekt und Vernunft sind auseinandergerissen (zur hi- 
storischen Dimension der Trennung von Affekt und Vernunft finden sich Belege bei 
Elias, 1969). 

Aber ‚die Psychoanalyse versteht Zeremonien und Rituale jedoch nicht nur 
als Strategien der Triebabwehr und Affektbewältigung, sondern zugleich als Forma- 
tion, in denen das Abgewehrte und Vermiedene unerkannt, weil entstellt intensiv 
wiederkehrt‘ (1964,S. 73). Aggressionen etwa werden nicht eigentlich „abgewehrt“; 
sie verschaffen sich Befriedigung in der lauen, permanenten Lust, andere zu kontrol- 
lieren und zu quälen (vgl. die zahlreichen bei Wellendorf, 1974 ‚angeführten Beispiele). 

In den eben genannten Ansätzen werden psychische Konflikte verstanden als 
Konflikte zwischen Triebanspruch und versagender, die Unterdrückung des Wun- 
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sches fordernder Realität. (Laplanche/Pontalis, 1975, 1. Bd., S. 147 - 150,184 - 202; 
2. Bd., S. 540 - 543; Winkel, 1977, S. 56 - 76). Doch damit ist der Spielraum psy- 
choanalytisch fundierter Interpretationsmöglichkeiten noch nicht ausgeschöpft. 
Wenn zum Beispiel ritualisiertes Verhalten in der Schule allein als Ausdruck von 
Triebabwehr verstanden wird, so wird übersehen, daß nicht nur die „‚Triebe“, son- 
dern auch das Ich, die Identität unterdrückt werden kann. Das bedarf der Erläute- 
rung! 

In der neueren psychoanalytischen Diskussion wird übereinstimmend ein 
Symptomwandel beschädigter Lebensgeschichte festgestellt. Die Tendenz gehe von 
neurotischen, also um den Ödipuskomplex gelagerten und ein relativ starkes Ich 
voraussetzenden, hin zu psychoseähnlichen, präödipal verursachten Störungen. Ein 
„neuer Sozialisationstyp‘“ trete massenhaft auf. Es geht hier um psychische Defekte, 
die ihren Ursprung in einer lebensgeschichtlich viel früheren Phase haben als der 
Ödipuskomplex (darum auch vor- bzw. präödipal genannt). Ammons analytischer 
Ausgangspunkt ist diesbezüglich der in der frühen Mutter-Kind-Beziehung angelegte 
„Symbiosekomplex‘“ (1973, S. 48 ff.). Laing umschreibt diesen frühen Defekt mit 
„ontologischer Unsicherheit“ (1976, S. 33 ff.). Andere sprechen vom „narzißtischen 
Defizit“ (vgl. hierzu die umfangreiche Bibliographie bei Klaus Horn, 1972, S. 98 ff.). 
Bereits in den sechziger Jahren hatte Bellak die ‚‚narzißtische Charakterstruktur“, 
die ja ein Bewältigungsversuch präödipaler Konflikte ist, als Ausdruck von Änderun- 
gen der Identifizierungsprozesse in einer Welt bezeichnet, die zunehmend durch ra- 
pide Mobilität der sozioökonomischen, technologischen und geographischen Bezugs- 
schemen für Identifizierungen charakterisiert wird (Bellak 1967, zitiert bei Argelan- 
der 1972,8.9). 

Aufgrund der veränderten Krankheitsbilder und Symptome rückt in der jünge- 
ren psychoanalytischen Forschung die Untersuchung der frühen Mutter-Kind-Bezie- 
hung zunehmend in den Vordergrund (2). 


2 20 % der von Ammon und seinen Mitarbeitern gegenwärtig behandelten Patienten wer- 
den als neurotisch eingestuft, 10 % als psychotisch und 70 % als Borderline-Fälle (Am- 
mon, 1976, S. 319). 

An dieser Stelle ist es angebracht, auf einige Probleme hinzuweisen, die in diesem Zu- 
sammenhang bedeutsam sind. Fürstenau will in seiner Psychoanalyse der Schule ja erklär- 
termaßen nicht individuelle Vorgeschichten neurotisch gestörter Schüler aufarbeiten, um 
ihre Schulprobleme anzugehen, sondern er will die Kritik der Institution ‚Schule‘ voran- 
treiben, indem er bestimmte, von dieser hervorgebrachte Schwierigkeiten psychoanaly- 
tisch interpretiert (1964, S. 65 f.). Er ist dazu in der Lage, weil er auf einen im Laufe des 
Konstitutionsprozesses der (orthodoxen) Psychoanalyse als Wissenschaft angesammelten 
und theoretisch veralligemeinerten Fundus vieler einzelner Fallgeschichten zurückgreifen 
kann. Damit kommen wir auf ein zentrales Charakteristikum psychoanalytischer Theorie- 
bildung zu sprechen. 

Die fast unüberwindliche Schwierigkeit der Sozialisationsforschung besteht ja darin, 
daß ihr der Zugang zum Forschungsgegenstand weitgehend verschlossen ist (vgl. ausführ- 
lich Hagemann-White/Wolff, 1975, S. 51 ff.). Als bewährtes Prinzip sozialpsychologischer 
Theoriebildung hat sich deshalb herauskristallisiert, die Extreme und Abweichungen vom 
Durchschnitt und Normalen, die therapeutisch behandelt und darum Öffentlich werden, 
zu studieren, um Einblick in die wesentlichen Charakteristika des Durchschnitts selbst zu 
erhalten. Die meisten Kenntnisse über die Persönlichkeit und über Persönlichkeitsstruktu- 


42 


Von der „Mutter-Kind-Beziehung“ sprechen wir hier, weil in unserer Gesell- 
schaft üblicherweise der Mutter die Aufgabe der Aufzucht der Kleinkinder zugewie- 
sen wird. Das bedeutet nicht, daß nicht auch eine andere Person die Rolle der pri- 
mären Bezugsperson übernehmen könnte. Die Problematik der Mutter-Kind-Bezie- 
hung wäre dann nicht aufgehoben, sondern nur verlagert. Der Einfachheit halber be- 
nutzen auch wir im folgenden den Terminus „Mutter-Kind-Beziehung“. 

Während der ersten Lebenszeit erlebt sich das Kind als nicht getrennt von der 
Mutter. Der Mutter als lebensgeschichtlich erster Bezugsperson kommt hier insofern 
eine zentrale Bedeutung zu, als sie neben Ernährung und Pflege des Kindes ein 
„postnatales Klima“ (unmittelbar nach der Geburt) herzustellen hat, in dem das 
Kind durch den engen emotionalen Kontakt mit ihr die Möglichkeit erhält, allmäh- 
lich seine Bedürfnisse und seine Körperfunktionen wahrzunehmen und zu erleben, 
um auf diese Weise ein Gefühl und ein Bewußtsein des eigenen Körpers zu gewin- 
nen (Ammon, 1974, 8.85 f.). In Abgrenzung zu anderen, mehr triebdynamisch und 
individualpsychologisch orientierten Konzepten legt Ammon von Beginn an Wert 
auf die Identitätsentwicklung und auf den interpersonellen Prozeß des Aufbaus von 
Ich-Grenzen des Kindes schon während der frühen Mutter-Kind-Beziehung, Trieb- 
entwicklung und .Ich-Entwicklung bilden nach Ammon eine Einheit. Triebunter- 
drückung, wenn sie nicht durch liebevolle Zuwendung aufgefangen wird, kann zur 
Blockierung der Ich-Entwicklung führen. 

Das ursprüngliche ‚‚intrauterine Gleichgewicht“ (in der Gebärmutter), die 
grenzenlose Verschmelzung mit der Mutter wird im Verlauf der frühkindlichen Ent- 
wicklung immer häufiger durch den Eindruck von Versagungen gestört. Diese Auf- 
hebung der ursprünglichen Einheit mit der Mutter kann aber von dem Kind bewäl- 
tigt werden und die Abgrenzung eines eigenen Ich kann gelingen, wenn die zeitwei- 
lige kindliche Erfahrung völliger. Hilflosigkeit und Ohnmacht von der Mutter durch 
kontinuierliche affektive Zuwendung körperlicher und atmosphärischer Art wieder- 


ren, wie sie für eine bestimmte Gesellschaft kennzeichnend sind, wurden bisher im klini- 
schen Feld gewonnen. Ein solches Vorgehen ist bei der gegenwärtigen Forschungssitua- 
tion unumgänglich, will man nicht einfach eine Durchschnittspersönlichkeit definitorisch 
voraussetzen. Dabei wird angenommen, daß sich die sogenannten klinischen Fälle von 
den sogenannten normalen Erscheinungen, wie sie uns als Erziehungswissenschaftler vor 
allem interessieren, nur im Ausmaß der Gestörtheit, also nur quantitativ, nicht grundsätz- 
lich, unterscheiden. (Zum Problem, etwas als pathologisch bzw. pathogen zu bezeichnen, 
was gesellschaftlicher Durchschnitt ist, vgl. Dreitzel, 1972.) 

Signifikante Änderungen von Qualität und Häufigkeit der dargebotenen und nur durch 
empirische Einzelfallanalyse erfaßbaren Formen der Pathologie verweisen dann auf ent- 
sprechende Wandlungen der sozialisatorischen Interaktionen und damit auch veränderter 
Persönlichkeitsstrukturen im Sinne eines vorherrschenden Sozialtypus (vgl. Michael 
Schneider, 1973; Ziehe, 1975). Tritt eine solche forschungsmethodische Grenzsituation 
auf, so entsteht allerdings das Dilemma, einerseits einen Paradigmenwechsel herbeiführen 
zu müssen, andererseits aber noch nicht über genug verallgemeinerbares Fallmaterial für 
einen Paradigmenwechsel zu verfügen. Diesem Dilemma versuchen wir im folgenden da- 
durch zu entrinnen, daß wir einerseits das neurosentheoretische Paradigma der orthodo- 
xen Psychoanalyse nicht verwenden, dadurch allerdings gezwungen sind, weitgehend auf 
einer einzelfallanalytischen Ebene, um die es Fürstenau gerade nicht ging, zu argumentie- 
ren. 
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gutgemacht werden kann. Die Ich-Grenze des Kindes wird umso kräftiger und fle- 
xibler sein, je erfahrungsfähiger die Mutter gegenüber den Bedürfnissen des Kindes 
ist, je mehr sie in der Lage ist, die präverbale Körpersprache des Kindes als sinnvoll 
und bedeutungsvoll zu verstehen und zu beantworten (Ammon, 1974, S. 92). Feh- 
lende affektive Zufuhr kann, wie die Hospitalismusforschung von Spitz gezeigt hat 
(1974, S. 279 ff.), im Grenzfall bis zum psychischen ‚‚Verhungern“ des Kindes füh- 
ren. Das Kind magert ab bis zum Skelett, ohne daß eine körperliche Krankheit fest- 
zustellen ist (3). 

Eine Ablehnung durch die Mutter erfährt das Kind als existentielle Verlassen- 
heitsangst und Vernichtungsdrohung. Anstelle einer flexiblen Ich-Abgrenzung tritt 
bei einer solchen Reizüberflutung der schwachen und kaum entwickelten Ich-Gren- 
zen eine Abspaltung des gesamten betroffenen Erfahrungsbereiches im Ich und eine 
Verleugnung des entsprechenden Bereichs der Realität ein. So entstehen selektive 
Wahrnehmungs- und Erfahrungsstrukturen, Bereiche, in denen das Ich des Kindes 
nach innen und nach außen erfahrungsunfähig bleibt. Die Angst, zwischenmenschli- 
che Beziehungen einzugehen etwa, ist eine Angst vor Enttäuschung, vor dem Wie- 
der-verlassen-werden. Es entsteht eine generelle Angst, sich emotional zu engagieren, 
weil ein solches Engagement verwundbar macht. 

Wie hier das Kind, so reagiert später der Erwachsene — frühere Konflikte wie- 
derholend — auf für ihn unerträgliche Situationen. Dadurch wird es ihm zwar mög- 
lich, Objektbeziehungen einzugehen. Aber diese sind ohne jeglichen emotionalen 
Inhalt. Es bestehen weder zärtliche noch aggressive Bindungen. Beziehungen zu 
Menschen bekommen emotional den gleichen Status wie Beziehungen zu Dingen. 
Wirkliche Identifikationen mit Menschen, Einfühlung in deren Erleben, moralisches 
Handeln, sind, verursacht durch den archaisch frühen Symbiosekonflikt, nicht mög- 
lich. Gewissen wird zur Gewissenhaftigkeit (Anders). In Extremformen kann dies 
dazu führen, daß Individuen motivlos und kalt zur Destruktion taugen. Das zeigt 
sich unter anderem auch an dem seit einiger Zeit durch die Presse geisternden ‚‚neu- 
en Tätertypus“, dem motivlosen Mörder, der unvermittelt, also ohne synthetisieren- 
des Ich, quasi situationistisch, dabei kalt und reflexhaft tötet. Unter der Überschrift 
„Für die Tat kein Motiv“ wird in der Frankfurter Rundschau vom 29.3.1976 von 
zwei Männern berichtet, die ihre Freundin ‚‚nur so“ als Zielscheibe benutzt und er- 
schossen haben. Als Beispiel für die Folgen der Isolierung von Affekt und Objekt- 
beziehung zitiert „Das da“ vom April 1976 einen jugendlichen Tötungstäter: „Es 
hat sich so ergeben, war ‘ne Art Unfall.‘ — „Wenn ich mir das so recht überlege, 
muß ich sagen, ich fühle eigentlich gar nicht.“ — „Die Leute waren mir eigentlich 
immer recht gleichgültig.“ 

Wenn wir die Einzelerkenntnisse der neueren psychoanalytischen Forschung 
vorläufig verallgemeinern und zu den älteren Forschungsergebnissen in Bezug set- 


3 In diesem Zusammenhang sei auf das Experiment von Skeels hingewiesen: Imbezile 

E (schwachsinnige) .Heimkinder wurden geistig behinderten Frauen in einer Anstalt zur 
Pflege überlassen. Nur durch affektive Zufuhr, d.h. ohne jede pädagogische Unterstüt- 
zung, ohne trainiertes Personal entwickelten sich die Kinder so überaus gut, daß fast alle 
ihren High-School-Abschluß machten (Skeels, H.M., 1966). 
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zen, so eıgibt sich folgendes Bild: Ich-Entwicklung wird als interpersonelles Ge- 

schehen aufgefaßt, in dessen Verlauf das Kind in der Interaktion mit der Mutter 

und der umgebenden Gruppe seine Ich-Funktionen (4) allmählich entwickelt und 
differenziert, um sich schließlich als Persönlichkeit im eigenen Recht selbst wahr- 
nehmen und abgrenzen zu können. Störungen dieser Entwicklung in den ersten drei 

Lebensjahren sind für psychotische Reaktionen ebenso grundlegend wie der ödipale 

Konflikt für die Neurose. 

Das Spektrum psychischer Störungen läßt sich auf einem Kontinuum angeord- 
net denken, wobei das eine Extrem von den leichteren Formen, den Neurosen, ge- 
bildet wird und das andere Extrem von den schweren Formen, den Psychosen und 
psychoseähnlichen Defekten. In dem einen Extrem ist die Persönlichkeitsstruktur 
(die Ich-Entwicklung) nur partiell gestört. Ungelöste psychische Konflikte werden 
auf Träume und einzelne Symptome begrenzt. Im anderen Extrem ist die Ich-Ent- 
wicklung total gestört. Ein gefestigtes ich konnte sich gar nicht erst herausbilden. 
Psychische Konflikte werden in Realsituationen ausgelebt. 

Die Verschiebung der Zustandsbilder von neurotischen zu psychosenahen Stö- 
rungen, etwa vom Typ der Borderline-Symptomatik (Mischform zwischen Neurose 
und Psychose), wird unter anderem damit begründet, 

daß der Fortschritt der Ich-Psychologie in den letzten Jahrzehnten ein besse- 

res Verständnis bzw. die Wahrnehmung dieser (angeblich neuen) Krankheits- 

bilder überhaupt erst möglich machte; 

— daß die bürgerliche Kleinfamilie tendenziell zerfalle und ihre lebensgeschicht- 
lich entscheidende Aufgabe, die Ich-Entwicklung des Kindes zu ermöglichen, 
immer weniger erfülle; 

— daß die Gesellschaft selbst in eine (Identitäts-)Krise geraten sei, die sie durch 
Verleugnung und Abspaltung zu umgehen suche (Ammon, 1973, S. 68); 

— daß der gesellschaftliche Wandel die Ausbildung von starren Über-Ich-Struktu- 
ren unmöglich mache (Buda, 1977); 

— daß die Durchkapitalisierung aller Lebensbereiche im Sinne einer reellen Sub- 
sumtion zunehmend die frühe Mutter-Kind-Beziehung beeinflusse (Deutsch- 
mann, 1977). 

Der Mensch unserer Zeit, so resumiert Ammon neuere Untersuchungen, scheine 

nicht mehr so sehr unter einer Verdrängung seiner Sexualität, sondern vielmehr un- 

ter Identitätsängsten zu leiden (1976, S. 345). 

Diese grundlegenden, weitgehend noch theoretischen Erörterungen gilt es nun, 
auf Lernkonflikte in der Schule zu beziehen. Das kann am besten exemplarisch ge- 
schehen. Wir orientieren uns hierbei an therapeutischen Erfahrungen, die Regine 
Schneider (1976) mit lerngestörten Kindern (vom Borderline-Typ) gemacht hat, um 
zu sehen, wie Konflikte und Lernschwierigkeiten in der Schule als Wiederholung prä- 
ödipaler Konflikte erlebt und interpretiert werden. Es handelt sich hierbei um Ver- 


4 Ich-Funktionen, von denen Hartmann (1972, S. 120 £.) schreibt, daß kein Analytiker je 
versucht habe, sie vollständig aufzulisten, sind u.a. Organisation und Kontrolle von Mo- 
tilität (Bewegungsvermögen) und Wahrnehmung, Schutz gegen übermäßige Reize von 
außen, Realitätsprüfung, Abwehr, Handeln und Denken. 
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haltensstörungen unterschiedlicher Ausprägung bei Kindern im Grundschulalter: 
„Konzentrationsstörungen, geringes Durchhaltevermögen, Vergeßlichkeit, angstvol- 
les Abwehren von allen Forderungen, teils in passiver, lustloser Zurückgezogenheit, 
teils in aggressiver Hyperaktivität; schwere Versagensängste, die schließlich zur Wei- 
gerung führten, überhaupt noch etwas zu lernen oder zu leisten, Dabei zeigte es sich, 
daß diese Kinder selten völlig versagten, sondern durchaus isolierte hohe Schullei- 
stungen erbrachten“ (1976, 8.433 f.). 

Im erziehungswissenschaftlichen Diskussionszusammenhang ist ihr Beitrag 
deshalb interessant, weil sie den kognitivistisch verengten Lernbegriff um eine wich- 
tige Dimension erweitert. Und weil diese Erweiterung praktische Relevanz bei der 
Interpretation von Lernschwierigkeiten hat. „Lernen“ wird, in Anlahnung an Spitz 
(1972), psychoanalytisch definiert und bedeutet, „sich passager zu identifizieren mit 
einem Objekt im weitesten Sinne, sich von dem Objekt wieder zu trennen und die 
angeeigneten Teilaspekte des Objekts so in die Ich-Organisation zu integrieren, daß 
eine neue, erweiterte sinnvolle Strukturkonfiguration entsteht. Lernen bedeutet al- 
so immer Strukturveränderung“ (1976, S. 435) (5). 


5 Mit diesem Lernbegriff läßt sich die psychische Entwicklung des Individuums als Akku- 
mulation von (mehr oder weniger glücklich verarbeiteter) Erfahrung in der Auseinander- 
setzung mit seiner Umwelt interpretieren. Die einzelnen Lern- und Erfahrungsmengen 
werden Bestandteil des Individuums insofern, als sie seine Entwicklung prägen und seine 
Persönlichkeit formen. Neuere Erfahrungen, d.h. solche, die lebensgeschichtlich jüngeren 
Datums sind, können ältere Erfahrungen kompensieren, aber auch verstärken. 

Die psychoanalytische Therapie kann als ein Sonderfall der Kompensation lebensge- 
schichtlich früh verursachter Defekte betrachtet werden. In der Therapie lernt der Pa- 
tient, die bislang ungelösten Konflikte, die er mit sich herumschleppt, nachträglich zu be- 
wältigen. 

Pathologien werden gelernt. Sie entstehen nicht dadurch, daß Lernen verhindert wird. 
Vielmehr sind sie bizarre Resultate eines bizarren Lernprozesses, So, wie sie gelernt wer- 
den (als krankhafter Versuch, eine krank machende Realität zu bewältigen), so können 
sie auch wieder verlernt werden (wenn die Umstände sich verändern und die Ursachen 
aufgearbeitet werden). 

Pathologien können in jedem lebensgeschichtlichen Zeitabschnitt gelernt werden, in der 
ödipalen Phase ebensogut wie vorher oder nachher, soweit die Umstände hierfür ‚günstig‘ 
sind. Pathologische Formen der Realitätsbewältigung als Resultat von Lernprozessen las- 
sen sich durch das Ausmaß der Kontrolle erklären, über die jemand in einer bestimmten 
Situation verfügt. „Kontrolle ist in dem Maße gegeben, in dem eine Person über Verhal- 
tensmöglichkeiten verfügt, mit Bedingungen so umzugehen, daß diese entsprechend eige- 
ner Ziele, Bedürfnisse und Interessen erhalten, verändert oder neu geschaffen werden“ 
(Frese, 1977, S. 37). Die Schwere der Pathologie hängt ab vom Ausmaß der Kontrolle 
über die als bedrohlich oder aversiv empfundene Situation. Ist die Kontrollmöglichkeit 
groß, so kann die als unangenehm empfundene Situation aktiv angegangen werden. Sind 
die Kontrollmöglichkeiten hingegen eingeschränkt, so kann es zu leichten psychischen 
Störungen kommen. Ist überhaupt keine Möglichkeit zur Kontrolle gegeben, können 
schwere psychische Erkrankungen die Folge sein (Frese, 1977, S. 166, 171). Diese von 
Frese gegebene (Kognitionspsychologische) Begründung bedarf der Ergänzung. Entschei- 
dend für die Schwere der Pathologie ist ferner die Dauer und die Häufigkeit der Nicht- 
Kontrolle sowie der lebensgeschichtliche Zeitabschnitt, in dem Nichtkontrolle auftritt. 
Dem Kind stehen weniger Möglichkeiten zur Verfügung, eine Situation kognitiv unter 
Kontrolle zu bringen, als einem Erwachsenen. Dadurch erklärt sich auch die Berechti- 
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Jeder Lernstoff muß integriert werden. „Integrieren“ bedeutet: bestehender 
Ich-Struktur wird als neues Strukturelement eine durch Identifikation gebildete Er- 
fahrung angefügt, eingeordnet. Sie bewirkt einen Strukturwandel. „Eine Erfahrung 
ist jedoch erst dann integrierbar, wenn sie vom Identifikationsobjekt distanziert ist. 
Wenn der Mensch an dem Objekt, dem Gedanken, dem Lernstoff klebt und daran 
fixiert bleibt aus Angst vor Verlassenheit, dann ist ... die Integration der Erfahrung 
blockiert. Das temporäre Sich-Einlassen und Umgehen-Mit und Wieder-Verlassen- 
Können des Identifikationsobjektes wiederholt die symbiotische Erfahrung mit der 
Mutter und das Sich-Abgrenzen-Können von ihr“ (1976, S. 438 £.). 

Zwei Hauptstörungspunkte benennt die Autorin im Lernprozeß von Border- 
line-geschädigten Kindern. „Eine Wurzel der Störung liegt meines Erachtens in der 
Abwehr oder Verweigerung des Wiederholenmüssens angstbesetzter symbiotischer 
Erfahrungen im Identifikationsstadium des Lernprozesses. Die andere Wurzel der 
Störung besteht in der Unfähigkeit des Borderline-Patienten, das Identifikations- 
stadium (wenn er es einmal erreicht hat) wieder zu verlassen, d.h. sich vom Lern- 
stoff zu distanzieren, um den angeeigneten Lernstoff integrierfähig zu machen, weil 
diese Abgrenzung die Erfahrung der Trennung von der Mutter wiederholt, was bei 
Borderline-Patienten wiederum von archaischen Vernichtungsängsten und starken 
Schuldgefühlen begleitet ist“ (S. 443 f.)."Im ersten Fall erlebt das Kind alle gegen 
sich gerichteten feindseligen und destruktiven Gefühle der Mutter wieder, Gefühle 
von unerträglicher Bedrohung, Verlassenheit und Frustration. Es wehrt das ‚‚Sich- 
Einlassen“ durch Weigerung, emotionalen Rückzug und destruktiv-chaotisches Ver- 
halten ab. Im zweiten Fall, also wenn der Borderline Patient sich bei der Suche, et- 
was Befriedigendes zu erhalten, auf den Lernstoff eingelassen hat, besteht die 
Schwierigkeit darin, sich davon wieder zu distanzieren. Charakteristisch hierfür ist 
das Verwöhnungssyndrom (6). „Hier wiedererlebt das Kind im Identifikationssta- 
dium des Lernprozesses die Überfürsorglichkeit seiner Mutter, ihre Als-ob-Zuwen- 
dung als narzißtische Bestätigung, die es infantilisiert und inaktiviert und ist somit 
absolut unfähig, sich dann vom Lernstoff zu distanzieren... Der Lernstoff wird auf- 
gesogen, diese Menschen lesen und lesen, hören zu, können sich dann aber nicht so 
weit distanzieren, daß sie in der Lage wären, zu integrieren und sich damit eine eige- 
ne Meinung zu bilden“ (ebenda). N . 

Wie wichtig das schützende, fördernde Milieu der umgebenden Gruppe ist, 
zeigt die Autorin am Beispiel von Klaus, den die Familiengruppe feindselig ablehnt 
und gleichzeitig mit Liebesangeboten überhäuft. „Wenn Klaus sich mit Fragen und 
dem Bedürfnis nach Bestätigung an seine Mutter wandte, so lief sie buchstäblich vor 
ihm davon in ein anderes Zimmer, oder aber sie stieß ihn von sich. Aus Schuldgefüh- 
len verwöhnte sie ihn anschließend wieder, indem sie ihm Spielzeug kaufte; ging 
Klaus auf solches Liebesangebot ein, so stieß sie ihn wieder von sich, Dieses unbere- 


gung der Psychoanalyse, die affektive Dimension der psychischen Dynamik sowie die le- 
bensgeschichtlich frühen Phasen in das Zentrum ihres Interesses gerückt zu haben, 

6 Indem sie es in Abhängigkeit von sich hält, behindert auch die überfürsorgliche Mutter 
die Herausbildung von Ich-Grenzen beim Kind. i 
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chenbare Verhalten löste bei Klaus als relative Deformierung eine ebenfalls unbere- 
chenbare aggressive Destruktivität aus“ (S. 445). 

Borderline-Patienten verfügen oft über weitgehend intakte, zum Teil hochdif- 
ferenzierte Ich-Funktionen. Diese sind jedoch nicht miteinander integriert, sondern 
lediglich in der Fassade einer Als-ob-Persönlichkeit oberflächlich miteinander ver- 
bunden. Mangelnde Integrationsfähigkeit wird durch Splitting (Abspaltung) zu 
kompensieren gesucht. Auffallend vor allem: hohe intellektuelle oder manuelle Lei- 
stungen neben emotionaler Unreife. Die scheinbar intakten, hochdifferenzierten 
Ich-Funktionen — ganz besonders die Abstraktionsfähigkeit als Voraussetzung für 
Intellektualität — stellen aber nur eine Pseudo-Ich-Stärke dar; sie haben vor allem 
Abwehrcharakter. Das scheinbare Erbringen von Abstraktionsleistungen, das Intel- 
lektualisieren hat die Funktion, konfliktbesetzte Gefühle zu vermeiden, die in Zu- 
sammenhang stehen mit real und konkret Erlebtem. Abstrahieren, Intellektualisie- 
ren und emotionsfreies Denken dienen der Abwehr einer konkreten Erfahrung. 
„Echte Abstraktion ist nur möglich, wenn sie als Ergebnis aus einer konkreten Er- 
fahrung hervorgeht“ (S. 447). „Bei erwachsenen wie bei kindlichen Borderline-Pa- 
tienten kann man das Zusammenbrechen dieser Ich-Funktionen in ein diffuses psy- 
chotisches Chaos beobachten, wenn an diese Menschen streßartige Identitätsanfor- 
derungen gestellt werden“ (S. 446). 

Zahlreiche Selbstmorde von Schülern werden vor diesem Hintergrund besser 
verständlich. Die Gründe für den Selbstmord scheinen läppisch und in keinem ange- 
messenen Verhältnis zur Tat zu stehen. In Wirklichkeit ist eine schlechte Zensur 
oder die Angst vor Strafe aber nicht Ursache, sondern nur Anlaß des Selbstmords 
und weitgehend beliebig, zufällig. Die Ursache ist nur bei Kenntnis der psychischen 
Gesamtverfassung herauszufinden. Erst sie macht deutlich, daß die völlige Erschütte- 
rung der Persönlichkeit des betroffenen Schülers durch einen für andere läppischen 
Anlaß im Fehlen einer gefestigten Ich-Struktur, in seiner übergroßen Verletzlichkeit 
ihre individuelle Ursache hat. 

Bei Neurotikern zum Beispiel, die immer noch über ein starkes Ich verfügen, 
wären die abrupten Zustandswechsel solcher Schüler, die die Lehrer ja häufig so fas- 
sungslos machen, kaum erklärbar. 

Weniger extreme Formen ließen sich bei Klaus beobachten, ‚‚wenn seine Mut- 
ter versuchte, ihn während der Schularbeiten zu einer Leistung zu zwingen. Er rede- 
te dann sinnlos und diffus durcheinander und hatte große Angst“ (S. 447). 

Totale Verzweiflung und Einsamkeit eines Borderline-Schülers verlangen mehr 
Einfühlung, menschliche Wärme und Verständnis seitens der Lehrer als sie im Rah- 
men neurosentheoretischer Interpretationen angezeigt sind. Denn bei der Neurose 
signalisiert das Symptom bzw. das symptomatische Verhalten nur eine Behinderung 
des Ichs mit der Innen- und Außenwelt, eine konfliktuöse Störung zwar, doch was 
da gestört wird, ist ein immer schon konstituiertes Ich. Hier kann es befreiend sein, 
wenn das Symptom durch Interventionen beseitigt wird. Bei existentiell ich-gestör- 
ten Schülern aber können solche Interventionen unbeabsichtigt zu psychotischen 
Episoden, im Grenzfall zum Selbstmord führen. Im Symptomverhalten drückt sich 
der Versuch des Individuums aus, trotz fehlender Ich-Abgrenzungsfähigkeit dennoch 
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zu einer Identität zu gelangen, die jedoch nur eine Schein-Identität sein kann. Eine 
Wegnahme dieser Schein-Identität, die eine „‚archaische‘‘ Abwehr von Desintegra- 
tions- und Überflutungsängsten darstellt, führt dann häufig zu den geschilderten 
psychotischen Reaktionen. 

Gegenüber den orthodoxen Ansätzen der Psychoanalyse wird, um diesen Ab- 
schnitt abzuschließen, in den neueren Forschungen der Rahmen der Psychoanalyse 
erweitert, einmal in zeitlicher Hinsicht durch Berücksichtigung präödipaler Konflik- 
te (vorstehend erläutert am Beispiel des Borderline-Syndroms), zum anderen durch 
Ausweitung des Analysefeldes. Das individualpsychologische Paradigma (Erklärungs- 
modell) wird zugunsten familien- und gruppendynamischer Forschungen aufgege- 
ben. Unter paradigmatischem Aspekt (Kuhn, 1973) kann von einer expliziten So- 
ziologisierung der Psychoanalyse gesprochen werden, z.B. bei Richter (1969; 1976a) 
und Stierlin (1976) durch Vereinnahmung des soziologischen Rollenbegriffs, bei 
Wellendorf (1974) durch Berücksichtigung des ‚„Symbolischen Interaktionismus“. 
Dadurch werden die orthodoxen Erklärungsmuster nicht grundsätzlich falsch; sie 
werden ergänzt. Es wird deutlich, daß sie nur einen Aspekt unter vielen thematisiert 
haben, nämlich den individualpsychologischen, um die ödipale Triebproblematik 
zentrierten. Eine Psychoanalyse der Schule als Institution aber griffe zu kurz, wenn 
sie hierauf beschränkt bliebe. 


3.  Mikrosoziologische Aspekte schulischer Lernprozesse (7) 


Trotz der Erweiterung des psychoanalytischen Forschungs- und Therapiefeldes von 
innerpsychischen auf interpersonelle Konflikte und Konfliktbekämpfung, etwa 
durch Familien- und Gruppentherapie, trotz der Ausdehnung auf präödipale Berei- 
che, bleibt ein Paradigma psychoanalytischer Arbeit unangetastet, nämlich daß das 
Individuum bei der Bearbeitung gegenwärtiger Probleme lediglich Konfliktkonstella- 
tionen der Kindheitsjahre wiederhole. Auch bei Regine Schneider (1976) ist eine 
eigene Qualität psychischer Defekte, verursacht etwa durch die Schule selbst, nicht 
vorgesehen: „In der Schulsituation wiederholt sich die Dynamik der Interaktion des 
-Borderline-Kindes mit seiner Familiengruppe. Das Kind stellt die pathogene Interak- 
tion mit Lehrer und Schüler wieder her‘ (S. 440). Und folgerichtig sieht sie ihre 
Aufgabe darin, das Kind von seiner Krankheit zu heilen, damit es mit Gewinn am 


7 Psychoanalytisch und mikrosoziologisch fundierte Ansätze sind kompatibel, weil beide 
als Interaktionsanalyse interpretierbar sind. Der Unterschied zwischen ihnen ist im we- 
sentlichen zeitlicher Natur. Daraus erklärt sich auch ihr unterschiedliches methodisches 
Vorgehen. Im Gegensatz zur soziologischen Interaktions-, Feld- oder Kontextanalyse, die 
sich vorwiegend durch „diagnostische“ Verfahren, wie Lewin sagt, auszeichnet (also zum 
Beispiel das Verhalten einer Person zu einem bestimmten Zeitpunkt t untersucht und auch 
als Resultat ausschließlich der Situation zu diesem Zeitpunkt t interpretiert; vgl. Lewin, 
1963, S. 91 f.), besteht der Gegenstand der Psychoanalyse und -therapie aus Situationen, 
Konflikten, Szenen, die zeitlich weiter zurückliegen, dem betroffenen Individuum weit- 
gehend unbewußt geworden sind. Durch interpretativ-hermeneutische Verfahren, also 
mehr „anamnetisch‘, werden die verdrängten, als Symptom sedimentierten Konflikte be- 
wußt gemacht, aufgearbeitet. 
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Schulunterricht teilnehmen kann. Dagegen ist vom psychoanalytischen Standpunkt 
aus nichts einzuwenden. Aber die Aufgabe der Erziehungswissenschaft bzw. einer 
Sozialpsychologie der Schule steilt sich anders. Mag auch das abweichende Verhal- 
ten des Schülers in diesem konkreten Fall in der mißglückten Mutter-Kind-Bezie- 
hung angelegt sein, so stellt sich doch ganz generell die Frage, ob nicht in der Struk- 
tur der Institution „Schule“ Mechanismen angelegt sind, die Lernen verhindern, 
Lernschwierigkeiten herausfordern, borderline-ähnliche Verhaltensmuster verursa- 
chen, auch und gerade bei „gesund“ eingeschulten Kindern, Und es stellt sich die 
zusätzliche Frage: an was wird das zu therapierende Kind eigentlich angepaßt — von 
Therapeuten, die keinen Begriff von den Lernbedingungen und Zwängen in der In- 
stitution ‚‚Schule“ haben? Von Therapeuten, die Lernschwierigkeiten der Schüler 
als deren persönliche, lebensgeschichtlich früher angelegte Defizite interpretieren? 
Ähnliche Bedenken gegen ein solch ungebrochenes, von soziologischen Er- 
kenntnissen weitgehend unberührtes Selbstverständnis der Psychoanalyse — das sich 
allenfalls aus der historisch gewachsenen wissenschaftlichen Arbeitsteilung, nicht 
aber mit dem der Psychoanalyse zugrunde liegenden Realobjekt begründen ließe — 
finden sich neuerdings bei Richter (8). Er beklagt, daß die psychoanalytische Theo- 
rie nur die Umweltkonstellation der frühen Lebensjahre als wirksame Konfliktfak- 
toren betrachtet und der Umwelt des Erwachsenen gar keine neuartigen und spezi- 
fischen Einflußmöglichkeiten auf das seelische Leben zutraut: „Es gibt (...) die eine 
Selbsttäuschung des naiven Individuums, das an Stelle der gegenwärtigen sozialen 
Realität immer wieder nur seine projizierten Kindheitsprobleme vor sich sieht. Und 
es gibt die andere Selbsttäuschung (...) mancher Analytiker, welche umgekehrt dar- 
an glauben, die soziale Welt des Erwachsenen wiederhole nur in zahlreichen Varia- 
tionen die Konfliktkonstellationen der Kindheitsphase.‘“ Tatsächlich aber ändere 
sich die soziale Umwelt laufend und stelle dem Individuum auch in lebensgeschicht- 
lich späteren Stadien viele neue Aufgaben, die keineswegs nur eine modifizierte Wie- 
derholung von Kindheitsproblemen darstellen (1976b, S. 10 f.; vgl. hierzu Hau, 1977, 
S. 11) (9). Es sei ein Unding, die modernen Sorgen vor weltweiten Katastrophen 


8 Wenn wir hier aus Arbeiten von Ammon, Hau, Kohut, Richter etc. zitieren, so muß der 
Leser sich stets darüber im klaren sein, daß viele der psychoanalytischen Ansätze, auf die 
in unserer Argumentation für eine Sozialpsychologie der Schule Bezug genommen wird, 
sich ihrem Selbstverständnis nach oft gegenseitig ausschließen. Wenn wir trotzdem auf sie 
Bezug nehmen, so deshalb weil unser Erkenntnisinteresse als Erziehungswissenschaftler 
ein anderes ist als das von Psychologen verschiedener, sich gegenseitig bekämpfender 
Schulen. Einzelne theoretische Divergenzen sind uns nicht so wichtig; uns interessiert der 
psychoanalytische Ansatz als ganzer, als Ansatz, der durch einen eigenen Objektbereich 
als Fachwissenschaft begründet wird. Als solcher, d.h. jenseits aller internen Strittigkei- 
ten, ist er theoretischer Ausdruck für bestimmte Formen menschlichen Leidens, wie sie 
im Durchschnitt für unsere Gesellschaft charakteristisch sind (zum soziologischen Ver- 
ständnis der Psychoanalyse vgl. Berger 1965). 

9 So versucht zum Beispiel Frese (1977), psychische Störungen bei Arbeitern aus ihren täg- 
lichen Arbeits- und Lebensbedingungen heraus, also als postödipal verursacht, zu erklä- 
ren. Hierbei bedient er sich allerdings lerntheoretischer Erklärungsmuster, die von einem 
kognitiven Ansatz ausgehen (S. 18, 93 - 143). In unserem Argumentationszusammenhang 
stellt sich dann das begriffssystematische Problem, inwieweit der von Frese verwendete 
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mit Massenarbeitslosigkeit ind materiellem Elend lediglich als gigantische Projektio- 
nen unbewältigter Kindheitsängste vor mütterlichen Versagungen zu verharmlosen 
(S. 19). Und Richter fordert die Psychoanalyse auf, das bewußt zu tun, was verschie- 
dene Varianten der psychoanalytischen Familien-, Gruppen- und Sozialtherapie un- 
ausgesprochen längst tun, nämlich die Zusammenarbeit mit der Soziologie zu suchen 
bzw. zu erweitern und „praktisch therapeutisch in ein Territorium vorzudringen, in 
welchem die psychische und die soziale Dimension ständig in ihrer Verflechtung be- 
rücksichtigt werden müssen“ (S. 23 f.). 

Ein Beispiel für die Vermittlung psychoanalytischer und mikrosoziogischer 
Erklärungsmuster liefert er selbst. Durch Verwendung des soziologischen Rollenbe- 
griffs gelingt es ihm, die Zusammenhänge zwischen affektiven Ansprüchen der EI- 
tern und kindlichen Neurosen verständlich zu machen, ohne behaupten zu müssen, 
daß dem Kind nur von den Eltern und nicht auch von anderen Seiten psychisch 
schädigende Einflüsse drohen (1969, 1976a). 

Nun ist der Rollenbegriff innerhalb der Soziologie selbst sehr umstritten. Im 
Symbolischen Interaktionismus wird daher der starre Rollenbegriff aufgegeben zu- 
gunsten flexiblerer Erklärungsmuster (Krappmann, 1971, 1972). Dadurch soll dem 
„Eigenrecht der Situation“ (Luhmann, 1964) besser entsprochen werden. Die Situa- 
tion selbst, in der jemand handeln bzw. sich verhalten muß, bestimmt danach, wie 
er handelt bzw. sich verhält. Ähnliche Gedanken finden sich bereits in der Feldtheo- 
rie Lewins (1963, S. 86 - 101) und neuerdings in der „Ökologischen Sozialisations- 
forschung“ Bronfenbrenners (1977, S. 199 - 220). Menschliches Handeln bzw. Ver- 
halten, so lautet die zentrale These des Symbolischen Interaktionismus, ist über- 
haupt nur zu verstehen, wenn die Rahmenbedingungen und Zwänge der Situation, 
in der sich jemand befindet, mitberücksichtigt werden. 

Goffman (1972) hat unter diesem Aspekt die strukturellen Zwänge und deren 
krank machende Wirkung untersucht, denen das einzelne Individuum in „totalen 
Institutionen“, geschlossenen Anstalten, Gefängnissen etc., ausgesetzt ist. Ähnlich 
ist Wellendorf (1974) bei der Analyse des ‚‚szenischen Arrangements der Schule“ 
vorgegangen. Durch Verknüpfung von Psychoanalyse und Symbolischem Interaktio- 
nismus gelingt es ihm, schulisches Geschehen nicht nur als Wiederholung frühkind- 
licher Konflikte, sondern auch in seiner Eigendynamik zu erfassen. 

Auf die Bedeutung des sozialen Kontextes für die Erklärung aktuellen Verhal- 
tens weisen auch Watzlawik et al. in einem Beispiel hin (1974, S. 20 £.). In ihm wird 
deutlich, daß bestimmte Phänomene unerklärlich bleiben bzw. eine falsche Erklä- 
rung finden, solange sie ausschließlich individualpsychologisch gedeutet werden. S6 
ließe sich, wie Watzlawik et al. anmerken, die Engländerin in dem nachfolgenden 
Beispiel unschwer als „hysterisch‘ oder „nymphomanisch‘‘ diagnostizieren, je nach- 
dem, ob sie die Beziehung zum Partner nach dem ersten Kuß überstürzt abbricht 
oder sich praktisch zum Geschlechtsverkehr vorbereitet. 


Lernbegriff und der psychoanalytisch fundierte Lernbegriff Regine Schneiders (1976) 
sich theoretisch stringent in eine Sozialpsychologie der Schule integrieren lassen. Die zen- 
trale Vermittlungskategorie hierfür wäre wohl der für beide Schulen wichtige Begriff des 
Objekts und der Objektbildung (vgl. Cobliner, 1974, S. 349). 
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„Unter den während des Krieges in England stationierten amerikanischen Sol- 
daten war die Ansicht verbreitet, die englischen Mädchen seien sexuell überaus leicht 
zugänglich. Merkwürdigerweise behaupteten die Mädchen ihrerseits, die amerikani- 
schen Soldaten seien übertrieben stürmisch. Eine Untersuchung ( ... ) führte zu einer 
interessanten Lösung dieses Widerspruchs. Es stellte sich heraus, daß das Paarungs- 
verhalten /courtship pattern) — vom Kennenlernen der Partner bis zum Geschlechts- 
verkehr — in England wie in Amerika ungefähr dreißig verschiedene Verhaltensfor- 
men durchläuft, daß aber die Reihenfolge dieser Verhaltensformen in den beiden 
Kulturbereichen verschieden ist. Während zum Beispiel das Küssen in Amerika rela- 
tiv früh kommt, etwa auf Stufe 5, tritt es im typischen Paarungsverhalten der Eng- 
länder relativ spät auf, etwa auf Stufe 25. Praktisch bedeutet dies, daß eine Englän- 
derin, die von ihrem Soldaten geküßt wurde, sich nicht nur um einen Großteil des 
für sie intuitiv ‚richtigen‘ Paarungsverhaltens (Stufe 5 - 24) betrogen fühlte, sondern 
zu entscheiden hatte, ob sie die Beziehung an diesem Punkt abbrechen oder sich 
dem Partner sexuell hingeben sollte, Entschied sie sich für die letztere Alternative, 
so fand sich der Amerikaner einem Verhalten gegenüber, das für ihn durchaus nicht 
in dieses Frühstadium der Beziehung paßte und nur als schamlos zu bezeichnen war. 
Die Lösung eines solchen Beziehungskonflikts durch die beiden Partner selbst ist 
natürlich deswegen praktisch unmöglich, weil derartige kulturbedingte Verhaltens- 
formen und -abläufe meist völlig außerbewußt sind.“ 

Indem sie den sozialen Kontext menschlichen Handelns und Verhaltens in 
ihre Untersuchungen einbezog, Konnte die moderne Psychosenforschung zeigen, wie 
„vernünftig“ und der Situation durchaus angemessen sich Schizophrene in einer 
schizophren machenden Situation, etwa vom ‚„double-bind-Typ“, verhalten (Bate- 
son et al., 1969; Laing, 1976; Lidz, 1976). 

Als besonders fruchtbar für die Erklärung schulischer Lernprozesse (hierzu vgl. 
Tillmann, 1976) hat sich die Unterscheidung eines Inhalts- und Beziehungsaspektes 
in Kommunikationsprozessen erwiesen. Der Inhaltsaspekt bezieht sich auf die ver- 
mittelten Daten, der Beziehungsaspekt auf die Beziehung der Kommunikationsteil- 
nehmer zueinander (Watzlawik et al., 1974, S. 53 ff.). Wenn der Lehrer zum Beispiel 
einern Hauptschüler sagt, er spreche schlechtes Deutsch und solle seine Mitteilung so 
und nicht anders formulieren, dann verweist der Beziehungsaspekt auf die unter- 
schiedliche soziale Herkunft der beiden und darauf, daß der Schüler — auch wenn er 
die inhaltliche Begründung des Lehrers aufgrund der unterschiedlichen sozialen Her- 
kunft nicht einzusehen vermag — gezwungen ist, seine für ihn subjektiv richtige Wahr- 
nehmung auf der Inhaltsebene anzuzweifeln und zu korrigieren, um seine Positton 
in der Klasse, seine Beziehung zum Lehrer nicht zu gefährden (vgl. ausführlich Hol- 
ling/Bamme, 1976, S. 37 £.). In einem solchen Konflikt, wie er für die Lehrer-Schü- 
ler--Kommunikation in der Hauptschule geradezu charakteristisch ist, können Worte 
am Ende ihren letzten Rest semantischer Bedeutung verlieren und ausschließlich 
Werkzeuge der Macht und des Triumphes werden. Ein schönes Beispiel dafür findet 
sich in der Geschichte von „Alice hinter den Spiegeln‘. Goggelmoggel führt einen 
mathematischen Beweis vor und sagt abschließend: „Wenn das keine Glocke ist!“ — 
„Ich verstehe nicht, was Sie mit ‚Glocke‘ meinen‘, entgegnet Alice. Goggelmoggel 
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lächelt verächtlich: „Wie solltest du auch — ich muß es dir doch zuerst sagen. Ich 
meinte: ‚Wenn das kein einmalig schlagender Beweis ist!‘ “ — ‚Aber ‚Glocke‘ heißt 
doch gar nicht ‚ein einmalig schlagender Beweis‘ “, wendet Alice ein. „Wenn ich ein 
Wort gebrauche“, sagt Goggelmoggel in recht hochmütigem Ton, „‚dann heißt es ge- 
nau, was ich für richtig halte — nicht mehr und nicht weniger.“ — „Es fragt sich nur“, 
sagt Alice, „ob man Wörter einfach etwas anderes heißen lassen kann.“ — „Es fragt 
sich nur“, sagt Goggelmoggel, „wer der Stärkere ist, weiter nichts.“ (Carroll, 1975, 
5.87 £.). 

Ein letzter mikrosoziologischer Ansatz sei genannt, der organisationssoziologi- 
sche (Fürstenau, 1964; 1968; Luhmann, 1964; Feldhoff, 1970; Rumpf, 1971). Wäh- 
rend noch in der älteren Organisationssoziologie davon ausgegangen wird, daß Ziel 
und Funktion der Schule (optimale Förderung, Selbstverwirklichung und Emanzi- 
pation der Schüler, Herstellen von Chancengleichheit etc.) durch die Organisation 
der Schule unterlaufen werde (Einübung in bürgerliche Verkehrsformen, d.h. vor al- 
lem in entfremdetes Arbeiten, Fremd- und Selbstinstrumentalisierung, Selektion), 
geht die neuere Organisationssoziologie daven aus, daß Organisation und Funktion 
der Schule übereinstimmen, nur sei die Verwirklichung der durch die Schule offiziell 
angestrebten pädagogischen Ziele gar nicht die eigentliche Funktion der Schule. Der 
Irrtum der älteren Organisationssoziologie und Pädagogik bestehe darin, einfach da- 
von auszugehen, daß die Organisation der Schule dem ihr zugeschriebenen pädagogi- 
schen Zweck diene, anstatt das reale pädagogische Geschehen in seinem institutio- 
nalen und sozialen Kontext zum Ausgangspunkt einer Analyse über Sinn und Zweck 
dieses Geschehens zu machen. Damit bleibe das ‚‚Eigenrecht der Situation“, wie 
Luhmann es nennt, dessen Analyse erst Aufschluß über Richtigkeit oder Falschheit, 
besser noch: Funktionalität des Handelns in ihr geben könnte, außer Betracht (Luh- 
mann, 1964, S. 17 ff.,S. 295 f.,S. 89, S. 33; zur Kritik vgl. Deutschmann, 1974, S. 
147 £f.). 

Letzteres steht im Zentrum der Diskussion über den „heimlichen Lehrplan“, 
Auch hier zunächst wieder ein Beispiel: Boris steht an der Tafel. Es will ihm nicht 
gelingen, 12/16 so weit wie möglich zu-kürzen. Auch längeres, eindringliches Zure- 
den der Lehrerin fruchtet nichts. Viel Fingergeknipse und viel hochgereckte Arme 
bei den anderen Schülern. Boris ziemlich unglücklich. Vermutlich intellektueli ge- 
sperrt. Nach ein, zwei Minuten beginnt die Lehrerin zu drängen. Aber von Boris 
kommt nichts. Schließlich wendet sie sich an die Klasse. Fast alle melden sich. Gret- 
chen, von der Lehrerin aufgerufen, nennt die Lösung. 

Henry, von dem das Beispiel stammt, kommentiert diese Szene: „Das Versa- 
gen von Boris hat Gretchen also den Erfolg ermöglicht; seine Niedergeschlagenheit 
ist der Preis für ihre blendende Laune; sein Elend der Anlaß zu ihrer Freude ... Für 
Boris war der Alptraum an der Tafel vermutlich eine Schule der Selbstbeherrschung. 
Auch wenn man Öffentlich bloßgestellt wird, darf man nicht schreiend aus dem 
Raum laufen. Solche Erfahrungen verankern in jedem Gesellschaftsmitglied unaus- 
löschlich eine traumatische Angst vor dem Scheitern. Der erlebte Alptraum ist le- 
benslang verinnerlicht“ (Henry, 1965; zitiert nach Zinnecker, 1975, S. 42 £.). In 
diesem Beispiel finden wir alles wieder: Inhaltsaspekt und Beziehungsaspekt; kKogni- 
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tive und affektive, intentionale und latente (‚‚heimliche‘“), bewußte und unbewußte 
Aspekte schulischen Lernens. Und vor allem wird eines deutlich: die gegenüber der 
Familie strukturell völlig neue Qualität von Konflikten in der Schule. Zwar geht Bo- 
ris mit seiner lebensgeschichtlichen Erfahrung in diese Situation hinein, aber die An- 
forderungen sind neuartig für ihn. Er mag versuchen, sie vor dem Hintergrund le- 
bensgeschichtlich früher bewältigter Konflikte in den Griff zu bekommen. Wenn 
sich solche Szenen häufig genug wiederholen (und in zehn Schuljahren tun sie das 
zwangsläufig), dann wird er langfristig seinen bisherigen Erfahrungen, Verhaltens- 
mustern und Verarbeitungsformen neue hinzufügen müssen; vielleicht werden ihm 
zum ersten Mal in seinem Leben psychische Deformationen zugefügt. Mit anderen 
Worten: die Psychoanalyse ist zur angemessenen Interpretation schulischer Lernpro- 
zesse notwendig; sie reicht zur Ergänzung bisheriger Erklärungsmuster aber nicht 
aus, 

Die Schule vermittelt zwischen dem Sozialisationsprozeß in der Familie und 
den Anforderungen im Produktionsprozeß. Sie steht den Zwängen des Berufslebens 
näher als die Familie. Entsprechend sind ihre Sozialisationsmechanismen wesentlich 
rigider und unpersönlicher als die der Familie. Schulpflicht äußert sich als Anwesen- 
heitszwang. Unterricht findet in einer vom übrigen Leben abgehobenen Institution 
statt. Wissen wird in abstrakter, vom persönlichen Erfahrungsbereich losgelösten 
Form angeboten; Inhalte werden dadurch beliebig. Unterricht findet zudem unter 
starren äußeren Bedingungen statt: zusammengepfercht zu dreißig und mehr in ei- 
nem Raum, sollen die Schüler fünf- bis sechsmal am Tag jeweils 45 Minuten lang in 
den verschiedenen, inhaltlich und formal voneinander völlig abgetrennten Fächern 
unterrichtet werden. Neuere Unterrichtsmethoden, etwa die Auflösung des über- 
kommenen Klassenverbandes durch das Fachlehrerprinzip und Kurssystem, verstär- 
ken die Zerstückelung des Unterrichtsstoffes und die Isolation der Schüler. Der Ver- 
such, die Schüler zu selektieren, gute‘ von „schlechten“ zu trennen, verursacht 
Konkurrenz- und Leistungsdruck. Jeder kämpft gegen jeden um die besten Zensu- 
ren, mit allen Mitteln. Das Ausleben motorischer Bedürfnisse im Unterricht wird 
mit schweren Sanktionen belegt. All diese Verhaltenszumutungen und Erfahrungen, 
die das Kind in der Schule erlebt, sind qualitativ neuartig. 

Selbst unterrichtsbezogene Aktivitäten stellen sich bald als sinnlos heraus. 
Während die Schüler zu Anfang durchaus noch die Hoffnung und Absicht haben, et- 
was Nützliches zu lernen, zum Beispiel endlich Schreiben und Lesen zu können, 
wird Unterrichtszeit zunehmend zur Zeit, die abgesessen werden muß, Zeit, die man 
möglichst schnell hinter sich bringen will, deren Ende, das Pausenklingeln, kaum ab- 
gewartet werden kann. Zeit wird qualitätslos erlebt, Zeit, die inhaltlos dahinfließt, 
deren Vergehen nur noch auf dem Zifferblatt der Uhr gemessen werden kann. 

Doch so sinnlos, wie es scheint, ist Schule gar nicht. Die Schüler lernen, sich 
an Zwang zu gewöhnen und an Tauschwerten zu orientieren: „Ärgere ich den Leh- 
rer nicht, dann ärgert er mich auch nicht, läßt mich schlafen!“ 

Ganz allmählich verändert sich die Bedeutung des Unterrichts für die Schüler: 
„Ich will nichts lernen, ich will‘s Abitur!“ Die Folgen sind bekannt. Apathie, Resig- 
nation, Aggression in der Hauptschule; „extrinsische‘ (äußerliche) Motivation, Kon- 
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kurrenz- und Leistungsängste auf dem Gymnasium. Es findet eine Abspaltung von 
Freizeit und Schule (die spätere Arbeitszeit) statt. In der Schule muß eine Persön- 
lichkeitsfassade zur Schau gestellt werden, die mit der wirklichen Persönlichkeit oft 
nicht übereinstimmt; es wird Wissen zur Schau gestellt, das nicht vorhanden ist; es 
werden Rollen gespielt, die einem eigentlich nicht liegen. Der einzelne und verein- 
zelte Schüler wird entsprechend der Vielzahl von Unterrichtsfächern und Fachlehrern 
fragmentiert; er wird zu einem Meister im Rollenspiel. Der Zensurendruck instru- 
mentalisiert seine Fähigkeiten, reduziert sie auf die operationalisierbaren kognitiven 
Dimensionen und entwickelt sie treibhausmäßig, 

Den Schülern werden, mit anderen Worten, systematisch Verhaltensqualitäten 
eingebleut, die Ammon (1976) als charakteristisch für die Borderline-Persönlichkeit 
bezeichnet hat: Angst vor dem Risiko eigener Identität und Flucht vor dieser Angst 
... ausgezeichnetes Funktionieren in der Arbeitswelt mit Kontakten, die jedoch ober- 
flächlich und passager bleiben ... Unfähigkeit, die Welt der Gefühle zu bewältigen ... 
ständiges Gefühl innerer Leere ... starre Aufteilung von Arbeit und Freizeit ... virtuo- 
se Fähigkeit zum Rollenwechsel und Herausbildung einer Als-ob-Persönlichkeit ... 
funktionierende Persönlichkeitsfassade unter der Herrschaft wechselnder und brüchi- 
ger Identitäten ... permanente Suche nach Abhängigkeit (Bindungssucht), gepaart 
mit der Flucht vor zwischenmenschlichen Beziehungen (Bindungsunfähigkeit). 

Offensichtlich, und das belegen mikrosoziologisch fundierte Studien, zeichnet 
sich die gegenwärtige Schule durch Mechanismen aus, die selbst krankmachenden 
Charakter haben. Das kann sich einmal so äußern, daß latente, frühkindlich verur- 
sachte Störungen aktualisiert werden, aber auch so, daß Pathologien selbstschöpfe- 
risch erzeugt werden. Was von beiden tatsächlich zutrifft, wäre im Einzelfall zu klä- 
ren. Wichtig ist hier nur, daß sich eine Analyse von Lernstörungen nur psychoanaly- 
tisch, d.h. ohne genaue Kenntnis der Bedingungen und Zwänge des Lernens in der 
Institution „Schule“, nicht fundieren läßt. Wenn zum Beispiel (Lern-)Schwierigkei- 
ten von Schülern auf frühkindlich verursachte Defekte vom Borderline-Typ zurück- 
geführt werden (was im Einzelfall-richtig sein mag; vgl. Schneider, 1976), wird nicht 
berücksichtigt, daß die Schule selbst es sein kann, die Lernen verhindert und krank 
macht, daß eigentlich der krank ist — um es etwas überspitzt zu formulieren — der 
in ihr noch lernen kann. So gesehen, ließe sich das teilweise recht bizarre Verhalten 
von Schülern als angemessener Selbstbehauptungsversuch in einer Selbstaufgabe for- 
dernden Situation, also als „gesunde“ Reaktion auf ‚„ungesunde“ Verhältnisse inter- 
pretieren. Psychoanalytisch begründete Aussagen über Lernstörungen, die das igno- 
rieren, laufen Gefahr, inkompetent zu werden. Die Analyse aktuellen Verhaltens 
darf sich nicht nur mit den (unbewußten) Niederschlägen früherer Erfahrungen be- 
schäftigen, sondern muß ebenso die (unbewußten) Auswirkungen der augenblickli- 
chen sozialen Realität berücksichtigen. Beide Perspektiven stehen nicht im Gegen- 
satz, sondern in einem wechselseitigen Ergänzungsverhältnis zueinander. Es existie- 
ren forschungslogisch zwei voneinander relativ unabhängige Variablen zur Erklärung 
psychosozialer Gesamtsituationen, etwa schulischen Lernens: einmal die lebensge- 
schichtlich gewordene und in die jeweilige Situation eingebrachte Identität der Be- 
troffenen (psychoanalytischer Aspekt), zum anderen die Eigendynamik der Situa- 
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tion, der die davon Betroffenen einerseits, sich verhaltend, ausgesetzt sind, auf die 
sie andererseits handelnd einwirken (mikrosoziologischer Aspekt). Beide Variablen 
müssen zunächst in ihrer Eigengesetzlichkeit analysiert werden; und die Ergebnisse 
sind dann aufeinander zu beziehen, miteinander zu vermitteln (Lorenzer, 1974). 
Nur so lassen sich unzulässige Projektionen von der einen zur anderen Seite und um- 
gekehrt vermeiden. Der Beitrag der Psychoanalyse ist unverzichtbar, weil es zwar 
auf jeder Stufe der lebensgeschichtlichen Entwicklung zu krankhaften Verformun- 
gen kommen kann, diese aber um so schwerer wiegen, je früher sie lebensgeschicht- 
lich auftreten. 


4. _ Gesellschaftstheoretische Aspekte schulischer Lernprozesse 


in den herrschenden Theorien über Bildungs- und Ausbildungsprozesse wird von ei- 
nem einseitig auf die kognitive Ebene reduzierten Lernbegriff ausgegangen. Öffentli- 
che Ausbildungsprozesse werden analysiert, als bilden sie tatsächlich nur die kogni- 
tiven Strukturen der Individuen aus. Inden Lehrplänen werden nahezu ausschließlich 
kognitive Lernziele thematisiert; in den Prüfungen werden Kenntnisse abgefragt. Die 
vorliegenden Ansätze zur Psychoanalyse und Mikrosoziologie der Schule zeigen, daß 
in Wirklichkeit in den öffentlichen Ausbildungsinstitutionen Lernprozesse in einem 
viel umfassenderen Sinne vermittelt werden, wovon die kognitiven lediglich eine 
Seite darstellen. 

So bedeutsam der ergänzende Beitrag von Psychoanalyse und Mikrosoziologie 
in dieser Hinsicht ist, so nahe wir dadurch auch einer Beschreibung der tatsächlich 
in der Schule ablaufenden Lernprozesse kommen, so bleibt er doch auf der Ebene 
einer isolierten Beschreibung der Institution Schule stehen. Soll die Bedeutung ihres 
Zustandes eingeschätzt werden, sollen gar Strategien zur Veränderung entworfen 
werden, dann muß die über die Beschreibung hinausgehende Frage nach Sinn und 
Funktion dieses Zustandes gestellt werden sowie danach, warum in der herrschen- 
den Wissenschaft der Schule deren umfassende Erziehungs- und Sozialisationsfunk- 
tion so hartnäckig geleugnet wird. 

So, wie individuelles Verhalten erst aus seinem (mikro-)sozialen Kontext her- 
aus verständlich wird, so die „Szenen‘‘ oder „Situationen“ innerhalb der Schule 
durch das Eingebunden-sein der Schule in eine bestimmte Gesellschaft. Erst die Ana- ° 
lyse der Gesellschaft kann Auskunft über die Funktion der Schule in ihr geben. 

Erst eine historische und gesellschaftliche Funktionsbestimmung des ‚„szeni- 
schen Arrangements der Schule‘, der „Situationen“ oder „Szenen“ in ihr kann Aus- 
kunft darüber geben, warum sich das alles „so und nicht anders‘ gestaltet. Erst durch 
das Ganze, sagt Adorno, erhält das Einzelne seinen Sinn. „Die gesellschaftliche To- 
talität führt kein Eigenleben oberhalb des von ihr Zusammengefaßten, aus dem sie 
selbst besteht. Sie produziert und reproduziert sich durch ihre einzelnen Momente 
hindurch ( ... ). So wenig jenes Ganze vom Leben, von der Kooperation und dem 
Antagonismus seiner Elemente abzusondern ist, so wenig Kann irgendein Element 
auch bloß in seinem Funktionieren verstanden werden ohne Einsicht in das Ganze, 
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das an der Bewegung des einzelnen selbst sein Wesen hat. System und Einzelheit 
sind reziprok und nur in ihrer Reziprozität zu erkennen“ (1962, S. 251). 

Die Schule, soviel wurde aus den bisher besprochenen Ansätzen klar, stellt 
eine lebensgeschichtlich entscheidende Stufe im Prozeß der Zurichtung der Indivi- 
duen für das Leben in dieser Gesellschaft dar. Die konkrete Beschaffenheit dieses 
Prozesses steht somit im engen Zusammenhang mit den allgemeinen Lebensbedin- 
gungen der jeweiligen Gesellschaft. Elementare Voraussetzung für das Überleben in 
der kapitalistischen Warengesellschaft ist für die Masse der Individuen, daß es ihnen 
gelingt, ihre Arbeitskraft zu verkaufen. Da ihre Arbeitskraft eine Ware ist und auf 
dem Markt frei gehandelt wird, ist die Anpassung der individuellen Voraussetzungen 
(Fähigkeiten, Kenntnisse, Verhaltens- und Erlebensformen, Orientierungen und An- 
sprüche) an die Bedürfnisse des potentiellen Käufers die subjektive Grundlage für 
einen günstigen Verkauf. 

Für die Individuen bedeutet dies die Instrumentalisierung ihrer selbst für 
fremde Interessen. Eigene (individuelle oder kollektive) Interessen können allenfalls 
noch kompensatorisch in gesellschaftlich unbedeutenden Bereichen (Sport, Spiel, 
Hobby) verwirklicht werden. 

Bedeutet schon die Selbstinstrumentalisierung für fremde Interessen, für sich 
genommen, ein ungeheures Maß an Verhaltenszumutungen, das nicht umstandslos 
vorausgesetzt werden kann, sondern gelernt werden muß (u.a. in der Schule), so 
werden die Zumutungen an das Verhalten noch gesteigert durch den Inhalt dessen, 
was im Arbeitsprozeß von den Individuen verlangt wird. Die kapitalistisch betriebe- 
ne Produktion ist ausgerichtet auf die Verwertung des eingesetzten Kapitals. Dem 
Primat der Ökonomie sind die lebendigen Produktionsmittel, die arbeitenden Men- 
schen, ebenso unterworfen wie die technischen, die toten. Das ursprünglich gegebe- 
ne Zweck-Mittel-Verhältnis des Menschen zu seiner Produktion verkehrt sich in der 
bürgerlichen Gesellschaft. 

Das Mittel des Menschen, sein Leben zu sichern, wird zum Selbstzweck, der 
sich des Menschen nun seinerseits als reines Mittel bedient. Gefühle und Bedürfnisse 
haben in dieser Produktion keinen Platz. Der Mensch ordnet sich der technischen 
"Rationalität der auf Kapitalverwertung ausgerichteten Produktion unter, wird zum 
„verlängerten Arm“ des Produktionsapparates. Also nicht nur die Verkehrsformen 
in der Zirkulation, auch die Verhältnisse in der Produktion erfordern Gleichgültig- 
keit gegenüber einem bestimmten Inhalt, Orientierung an Tauschwerten, Konkur- 
renz etc. 

Gleichgültigkeit, damit einhergehend: Distanz, Selbst- und Fremdinstrumenta- 
lisierung, ist keine universelle (anthropologische) Selbstverständlichkeit. Sie ist die 
lebensgeschichtlich, vor allem in schulischen Sozialisationsprozessen nachzuvollzie- 
hende Selbstabstraktion des bürgerlichen Individuums zur Warenförmigkeit. Gat- 
tungsgeschichtlich hat sie sich im Zuge der bürgerlichen Revolution durchgesetzt. 

Im Verlauf dieser Entwicklung hat eine Trennung stattgefunden zwischen 
Arbeitszeit und unmittelbarer Bedürfnisbefriedigung. Bedürfnisse, Gefühle sind aus 
der Produktion herauszuhalten; sie würden den mechanischen Produktionsablauf 
nur stören. Der kapitalistische Produktionsprozeß ist lust- und sinnenfeindlich, Ar- 
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beit hat allen Kunstcharakter verloren, ist reine, abstrakte Tätigkeit geworden, für 
beliebige Zwecke beliebig instrumentalisierbar. Dem Arbeiter ist sie darum gleich- 
gültig; seine Sinnlichkeit und Fähigkeit zu unmittelbaren libidinösen Objektbezie- 
hungen sind ihm geraubt (Bamme/Deutschmann/Holling, 1976, S. 63). 

Dieser Prozeß, repressiv und zivilisatorisch zugleich, wiederholt sich als je pri- 
vater Erziehungs- und Sozialisationsprozeß. Die Institutionen, die das Individuum 
durchläuft, wie Familie, Schule, Beruf, wirken daran in gleicher und zugleich auch 
in unterschiedlicher Weise mit. Jede Stufe der lebensgeschichtlichen Entwicklung 
baut auf der vorhergehenden auf, stellt etwas qualitativ Neues dar, bildet die Voraus- 
setzung zur Bewältigung der nächsten (Erikson, 1974a, 1974b). 

Die kognitivistische Verkürzung schulischer Lernprozesse ist der ideologische 
Ausdruck der psychischen Verkümmerung des Menschen in der kapitalistischen Wa- 
rengesellschaft. Die dabei verdrängten Anteile, die für jeden Lernprozeß ebenso 
konstitutiv sind, machen sich im Selbstverständnis eines solchermaßen verstümmel- 
ten Lernbegriffs zwangsläufig als Störfaktoren lästig bemerkbar. Sie müssen mit al- 
len didaktisch zur Verfügung stehenden Mitteln ausgeschaltet werden. Ihre Unter- 
drückung aber, und der sich daraus entspinnende tägliche Grabenkrieg zwischen 
Lehrer und Schüler, führt zu pathologischen, wenngleich für den späteren Arbeits- 
prozeß durchaus funktionalen Charakter- und Persönlichkeitsverformungen. Die 
Schüler wollen ihre persönliche Identität (als Max Meier etc.) ungebrochen in den 
schulischen Lernprozeß einbringen, Lernobjekte libidinös besetzen, lustvoll, nicht 
sinnenfeindlich lernen (bei Schülern der ersten Grundschulklassen ist das noch gut 
zu beobachten); der Lehrer ist gezwungen, ihre persönliche Identität auf die forma- 
le Identität eines x-beliebigen Schülers zu reduzieren, um seiner Arbeit bei dreißig 
und mehr Schülern in einer Klasse möglichst störungsfrei nachgehen zu können. Der 
persönliche Lernprozeß des Individuums Max Meier wird auf.seinen kognitiven 
Aspekt reduziert. Nur dieser ist meßbar und zählt. 

Diese psychische Verstümmelung ist der Preis, den das Individuum zahlen 
muß, um in dieser Gesellschaft erfolgreich zu sein. Am Beispiel des Karriereverlaufs 
des leitenden Angestellten R. wird das deutlich: Nein, sagt er, die Leute hätten 
nichts gemerkt. „Nach außen funktionierte unsere Ehe, funktionierte das Geschäft.“ 
Und „Nicht alles so schwer nehmen, manches einfach unter den Teppich kehren 
und lernen, Privates und Berufliches zu trennen‘ war die Parole. Gesellschaftlich 
zahlte sich der Einsatz aus. „Lob, Anerkennung und Titel gab es Jahr für Jahr.‘ Die 
als Kreislaufbeschwerden deklarierten psychischen Krisen behinderten die Karriere 
nicht. „Kreislaufstörungen im Dienste der Firma sind wie Orden“, erklärt Wolfgang 
R. heute, zehn Jahre nach seinem ersten Zusammenbruch. 

Im Betrieb und daheim hielt er auf Distanz. In seinem Beurteilungsbogen wur- 
de das lobend erwähnt: „Herr R. versteht, die nötige Distanz zu wahren.“ Ebenfalls 
positiv bewertet: „Die jahrelange Flucht in die Arbeit. Sie wurde mir als ‚hohes Be- 
triebsinteresse‘ und ‚beispielgebend‘ gutgeschrieben.‘“ Aber äußeres Bild und innere 
Wirklichkeit stimmten nicht überein, weder in der Firma noch zu Hause. ‚Für Be- 
kannte und Verwandte waren wir der Prototyp einer normalen, glücklichen Familie.‘ 
Erst als es ihm auch physisch schlecht geht, beantragt er eine Kur und kommt für 
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sechs Wochen in eine psychosomatische Klinik. „Die ganze Fassade rutschte zusam- 
men“, sagt er. Zurück im Betrieb: ‚Ich sah nicht mehr ein, wozu das Lügen und 
Versteckspiel im Betrieb notwendig sein sollte. Ich wurde immer weniger ‚distan- 
ziert‘.‘“ Seine zunehmende Offenheit hatte nicht nur persönliche Folgen: Die Ar- 
beitsatmosphäre entspannte sich, es entwickelte sich ein kooperativer Arbeitsstil. 
Die Firmenzentrale beobachtete die Entwicklung trotz „legendären Betriebsklimas‘“ 
nicht ohne Skepsis. Es kam zu Beanstandungen, Vorwürfen. Er sei ‚für die Mitarbei- 
ter kein gutes Beispiel mehr, könne die Angestellten nicht genügend überwachen, 
nicht den richtigen Druck ausüben.“ 

Schließlich muß Wolfgang R. seinen „Rücktritt aus Krankheitsgründen‘“ bean- 
tragen. „Ich resignierte“. Die Formen bleiben gewahrt: Er wird von der Firma in 
Krankheitsurlaub geschickt (‚‚Ich fühlte mich überhaupt nicht krank““), auf einen 
Repräsentationsposten abgeschoben und mit einer Feierstunde offiziell verabschie- 
det (Hoghe, 1977, S. 63). 

Die Individuen versuchen, dem unangenehmen Gefühl der inneren Leere, der 
Selbstfragmentierung und Isolation durch eine Reihe forcierter Handlungen entge- 
genzuwirken (Kohut, 1976, S. 144, 154). Aktivität um ihrer selbst willen und bloße 
Beschäftigung bekommen so — trotz ihrer häufig offenkundigen Sinnlosigkeit — für 
das labile Gleichgewicht der Subjekte einen existentiellen Charakter. Bindungssucht 
und Bindungsunfähigkeit sowie die Kompromißbildung der blinden Betriebsamkeit 
sind Ausdruck einer generell verarmten Fähigkeit zu authentischen Objektbeziehun- 
gen. Der freie Lohnarbeiter muß frei verfügbar sein und somit auch bindungslos. Er 
muß aller Bindungen entledigt sein, damit er jeder Bindung fähig ist. 

Das individuelle Elend kann chronisch und latent bleiben, solange die fassa- 
denhafte Aktivität, sozusagen die letzte Krücke des schwachen Ich, einen Gegenstand 
hat, an dem sie sich betätigen kann und als Scheinaktivität unerkannt bleibt. Was 
zählt, ist das äußere Funktionieren. Die Masse der Individuen schafft es so, sich 
durchzumogeln. Es wird aber auch kaum nach ihnen gesucht. Einige, die es nicht 
schaffen, werden als psychisch Kranke von der Masse säuberlich abgespalten (Bamme/ 
Deutschmann/Holling, 1976, S. 209 ff.). Das gilt in immer stärkerem Maß auch für 
die Schule: 1960 war jedes zwölfte Kind, das in eine kinderpsychiatrische Analyse 
kam, wegen schulischer Schwierigkeiten dort, 1965 schon jedes achte und 1974 jedes 
dritte. „Die Kinder neigen dazu, isolierte ‚Einzelkämpfer‘ zu werden, die in ihren 
Klassenkameraden ausschließlich Rivalen sehen“ (Hau/Arnds, 1977, S. 182 £.). 

Drei zentrale wissenschaftliche Bereiche, die bei aller Kritik im einzelnen für 
die Analyse dieser bislang vernachlässigten Aspekte schulischer Lernprozesse in 
Frage kommen, haben wir benannt. Es handelt sich hierbei um Wissenschaftsdiszi- 
plinen, die in ihrer Sprache Problemaspekte formulieren, deren Berücksichtigung für 
einen erziehungswissenschaftlich angemessenen Begriff schulischen Lernens unab- 
kömmlich sind und die sich in ihrem Erklärungswert gegenseitig ergänzen. 

Die Psychoanalyse gibt Auskunft darüber, wie das Individuum zudem gewor- 
den ist, was es ist; sie erklärt, wie lebensgeschichtlich frühe Versuche der Trieb- und 
Verhaltensregulierung und die daraus resultierenden Lernerfahrungen (unbewußt) 
in das aktuelle schulische Geschehen eingebracht werden und es beeinflussen. 
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Die mikrosoziologischen Ansätze geben Auskunft darüber, welchen Zwängen 
und Bedingungen das Individuum in der Schule ausgesetzt ist, so daß es in der aktu- 
ellen Situation „so und nicht anders“ handelt. Sie erklären, wie diese Zwänge (mehr 
oder weniger bewußt) verarbeitet werden und wie sich dabei die Persönlichkeit von 
Schülern und Lehrer verändert. 

Die gesellschaftlich-historische Analyse schließlich gibt Auskunft über die so- 
zialstrukturelle Funktion der „Situation“ oder „Szene“, in der die Betroffenen han- 
deln bzw. sich verhalten müssen. Psychische Verformungen und institutionelle Rah- 
menbedingungen werden so als historisch gewordene und damit als veränderlich be- 
greifbar. 

Eine Sozialpsychologie der „Schule als Institution‘, die schulische Lernpro- 
zesse als komplexes interpersonelles Geschehen in ihrem sozialpsychologischen Kon- 
text erklärt, muß die vorhandenen Ansätze aufnehmen und integrieren. Sie sprengt 
damit zwangsläufig die Schranken traditioneller Fachdisziplinen. Die im herkömmli- 
chen Wissenschaftsbetrieb bestehenden Fachgrenzen werden mehr als Orientierungs- 
hilfe denn als Arbeitsschranken betrachtet. 


Manfred Deutschmann, Das Elend der systemtheoretischen Krisenanalyse, in: 
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Hartwig Bögeholz 
Bahros Klassentheorie 


Vorbemerkung 


„Und so kreisen alle deine Gedanken, wo sie auch sein mögen, wie ein Strudel um deine Angst 
und deine Sehnsucht. Aber du weißt: In den Tiefen dieses Strudels lauern der Verrat, das Sich- 
aufgeben, der Wahnsinn, der Selbstmord. Du darfst dem Sog nicht nachgeben. Woher nimmst 
du bloß die Kraft, nicht unterzugehen, oben zu bleiben?“ (1) 

Solche und ähnliche Gedanken werden auch den inhaftierten Rudolf Bahro bewegen, zu- 
mal er damit rechnen muß, noch etwa 7 Jahre im Knast zu bleiben. Diese „Seite“ der Bahrodis- 
kussion gerät der westlichen Linken schnell aus den Augen, allzu leicht beläßt sie es bei der rein 
wissenschaftlichen Verarbeitung. Aus diesem Grund sei hier betont, daß gerade im Fall Rudolf 
Bahro theoretische Kritik und politischer Einsatz untrennbar zusammengehören. 


Freiheit (nicht nur) für Rudolf Bahro! 


1 Einleitung 


Nachdem in Prokla Heft 31 mit der Diskussion über Bahros Buch „Die Alternative“ 
(2) begonnen wurde, soll der nachfolgende Aufsatz (3) einen zwar begrenzten, aber 
dennoch wichtigen Aspekt fortführend behandeln. Es geht um die klassentheoreti- 
schen Überlegungen Bahros, die bisher nur vereinzelt und in unsystematischer Weise 
aufgenommen wurden. Im Vordergrund des Interesses stand mehr, was Bahro zur 
DDR-Gesellschaft ausführte, nicht so sehr, warum er es tat. Hier soll hauptsächlich 
auf die letzte Frage eingegangen werden, denn mit ihr sind die Grundlagen für Bah- 
ros Analyse der Sozialstruktur der DDR, für seine Bestimmung des gesellschaftlichen 
Umwälzungsprozesses und seiner tragenden Gruppierungen angesprochen. 

In der vorletzten Prokla hat Erbe in seiner zutreffenden Zusammenfassung von 
Bahros Thesen zur sozialen Gliederung der DDR (4) diesem eine nicht zutreffende 


1 Thomas Auerbach über seine Haftzeit in der DDR, in: DDR-konkret, Berlin 1978, S. 129 
2 Rudolf Bahro, Die Alternative, Zur Kritik des real existierenden Sozialismus, Köln/Frank- 
furt/M. 1977. Alle Seitenangaben in Schrägstrichen beziehen sich auf dieses Buch. 

3 Dieser Aufsatz entstand als Teil meiner soziologischen Diplomarbeit „Zur neueren Dis- 
kussion der Rolle der Arbeiterklasse in der DDR“ im Frühsommer 1978, Aus dem Cha- 
rakter der Diplomarbeit rührt auch der stellenweise trockene Sprachstil; die Leser/innen 
mögen das entschuldigen. 

4 Bahro „verbindet sein Konzept einer durch verschiedene Funktionsniveaus der Arbeit 
geschichteten sozialen Pyramide mit einer Analyse der Produktionsverhältnisse, die er als 
tendenziell antagonistisch diagnostiziert.‘“ Günter Erbe, Klassenantagonismus oder Schich- 
tendifferenzierung?, in: Prokla Heft 31, S. 65 
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Klassentheorie untergeschoben. Wenn Erbe behauptet, daß Bahro die Arbeitsteilung 

in Hand- und Kopfarbeit als autonomen Faktor der Klassenbildung auffaßt (4a), so 

ist das nicht nur verkürzt, sondern unrichtig. Um dies zu belegen, will ich in diesem 

Aufsatz folgende zentralen Thesen ausführen und begründen: 

a) Hinter den zahlreichen und verstreuten Äußerungen Bahros zur Klassenproblema- 
tik läßt sich ein grundlegendes klassentheoretisches Modell aufspüren, das Bahro 
selbst nicht expliziert. 

b) Die Grundlage dieses Modells besteht in der alten Arbeitsteilung in allgemeine 
und partikulare Arbeit, die von Bahro zum zentralen Moment aller Klassen- und 
Schichtengliederungen erhoben wird. 

c) Dieser Aufsatz soll zeigen, daß Bahro sich mit einer solchen Version von Klassen- 
theorie auf unhaltbare Grundlagen stellt; dadurch zwingt er sich zu falschen 
Schlußfolgerungen, in theoretische Sackgassen und auf Nebenwege. Insbesondere 
schlägt sich dies dort nieder, wo Bahro die sozialen und politischen Perspektiven 
für die DDR bestimmt und skizziert. 


2 Unterdrückte Klassen oder Schichten können nie zu herrschenden Klassen 
oder Schichten aufsteigen 


„Zu Marxens Zeiten hatte die Psychologie noch nicht den Entwicklungsstand er- 
reicht — es fehlte insbesondere das umwälzende Werk Freuds und seiner Schule —, 
der es heute gestattet, für schlechthin unmöglich zu erklären, daß eine unterdrückte, 
der Arbeitsteilung unterworfene, entfremdete Klasse von unmittelbaren Produzen- 
ten ‚selbst‘ herrschende Klasse werden und in dieser Rolle die Hegemonie über den 
ganzen Kulturprozeß ihrer Gesellschaft ausüben könnte.‘‘/235/ Hier formuliert Bah- 
ro eine These, die er als allgemein gültige verstanden wissen möchte. Sie soll also 
nicht nur für gegenwärtige, sondern auch für alle vergangenen Gesellschaften zutref- 
fend sein. Dabei wird davon abgesehen, ob jeweils Schichtung oder Klassenteilung 
grundlegendes Merkmal der Gesellschaften ist. Im folgenden soll die Argumentation, 
die zu dieser These führte, dargestellt und überprüft werden; der Einfachheit halber 
wird nur von „Klassen“ geredet statt von „Klassen oder Schichten‘ — die Ergänzung 
muß also mitgedacht werden. 

Ausgangspunkt ist für Bahro der Begriff der sozialen Synthesis, den er als Pto- 
zeß, in dem sich die Gesellschaft als solche konstituiert, versteht. Bestandteile dieses 
Prozesses sind zum einen die Selbsterkenntnis der Gesellschaft als Ganze — nicht 
nur ihrer Teile — und zum anderen die Gestaltung der gesamtgesellschaftlichen Be- 
wegung. Jede Gesellschaft beruht auf solcher Herstellung des sozialen Zusammen- 
hangs, sonst würde sie nicht als Gesellschaft existieren können. Die in jeder Gesell- 
schaft zu verrichtende Gesamtarbeit läßt sich nun unterteilen in solche, die die so- 
ziale Synthesis zum Gegenstand hat, und solche, die nur auf gesellschaftliche Teil- 
bereiche Bezug nimmt. Dementsprechend sind die Tätigkeiten der Synthesis nur ei- 


4a Vgl. ebenda, S. 60 f. 
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nem Teil der Gesellschaftsmitglieder zugänglich, während der größere Teil der Ge- 
sellschaft nur partikulare Tätigkeiten verrichtet. Hierin sieht Bahro den Grundwider- 
spruch aller Gesellschaften, aller antagonistischen Verhältnisse: Diese ‚alte Arbeits- 
teilung“ /166/ in „allgemeine Arbeit‘‘ (5)einerseits und „partikulare Verrichtungen“ 
/174/ andererseits ist die „Grundlage der Klassenherrschaft schlechthin“ /165/. „Das 
Gesetz der Arbeitsteilung ist es also, was der Klassenteilung zugrunde liegt.“/164/ 
Sämtliche gesellschaftliche Klassenbildung strukturiert sich also um diese Arbeitstei- 
lung, nimmt aber je nach Gesellschaft verschiedene Formen an. In frühen Gesell- 
schaften deckte sich der Gegensatz von allgemeiner und partikularer Arbeit mit dem 
Gegensatz von Hand- und Kopfarbeit, denn ‚‚in ihrem Ursprung ist die geistige Ar- 
beit ... gesellschaftliche Leitungstätigkeit.“ /177/ Doch in den gegenwärtigen Gesell- 
schaften ist die Komplexität des Reproduktionsprozesses so hoch, daß geistige Ar- 
beit auf fast allen Ebenen verausgabt werden muß; allgemeine Arbeit ist somit nur 
noch ein Teilbereich der geistigen Arbeit. 

Mit dem Antagonismus von allgemeiner und partikularer Arbeit ist das bestim- 
mende Moment für die gesamte soziale Situation der darauf beruhenden Klassen ge- 
geben: „Es waren in der ganzen bisherigen Weltgeschichte immer nur die Träger der 
allgemeinen Arbeit, d.h. die privilegierten Planer und Politiker, Denker, Wissenschaft- 
ler und Künstler, frei — weil das reflektierte Selbstbewußtsein, das subjektiv für die 
Freiheit entscheidend ist, nur im Bezug auf die Totalität der menschlichen Objekte 
erlangt wird.“ /144f./ Aufgrund der von ihnen verrichteten allgemeinen Arbeit bil- 
den diese Personen zum einen die herrschende Klasse, weil sie die Gesellschaft als 
Ganze lenken, zum anderen sind sie die wirklich Freien, weil nur die allgemeine Ar- 
beit „psychologisch produktive Tätigkeit“ /510/ ist und Entwicklung der Individuen 
ermöglicht. Ganz im Gegensatz dazu stehen die Personen, die von der Teilnahme an 
der sozialen Synthesis ausgeschlossen sind: Ihnen bleibt nur die partikulare Sicht 
der Dinge, denn sie sind in Erkenntnis und Tätigkeit unmittelbar an gesellschaftliche 
Teilbereiche gebunden. Von daher müssen sie als unterdrückte Klasse bezeichnet 
werden, die zudem noch auf subalterne, untergeordnete Bedeutung beschränkt ist 
und bleibt. Denn die „Unterwerfung unter partikulare‘“ /174/ Arbeiten führt zu ei- 
nem großen Anteil der „psychologisch unproduktiven Arbeitszeit.“ [495] In ihrer 
Entwicklung sind daher die beherrschten Klassen eingeschränkt: Sie können nur 
konservative Bedürfnisse entwickeln, schöpferische Impulse gehen nicht von ihnen 
aus /vgl. 174f./. Für dasmoderne Proletariat heißt das, es kann nur „zu gewerkschaft- 
lichen, tradeunionistischen Ausdrücken ihrer (der Arbeiter — H.B.) Interessen /229/ 
gelangen, es kann ‚‚keine neue Kultur“ /175/ antizipieren, es „kämpft spontan um 
die Teilhabe an der Lebensweise der Bourgeoisie“ /174/, es drängt nur zur Befriedi- 
gung seiner „kompensatorischen Bedürfnisse“ /379/. 

Nach Bahro kann sich nun nicht die Perspektive ergeben, „das Privileg der ‚all- 


5 So nennt Bahro in wesentlicher Erweiterung des ursprünglichen Marxschen Begriffs die 
Tätigkeiten der sozialen Synthesis; vgl. /174/. Bei Marx hieß es: „Allgemeine Arbeit ist 
alle wissenschaftliche Arbeit, alle Entdeckung, alle Erfindung. Sie ist bedingt teils durch 
Kooperation mit Lebenden, teils durch Benutzung der Arbeiten Früherer.‘‘ Karl Marx, 
Das Kapital, Band 3, in: MEW 25, Berlin (DDR) 1975, S. 114 
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gemeinen Arbeit‘ “ /174/ abzuschaffen, zu zerschlagen oder aufzulösen. Vielmehr 
geht es darum, diese gesellschaftliche Lenkungstätigkeit zu verallgemeinern, denn 
die Teilnahme an der sozialen Synthesis ist für die unterdrückten Klassen die einzige 
Möglichkeit, „der subalternen Existenz zu entkommen.“ /171/ Doch diese Klassen 
können eine Entwicklung in diese Richtung nicht selbst initiieren, denn ihnen feh- 
len ja Motivation, Einsicht und Einfluß. Also kann der Anstoß nur von denen kom- 
men, die sowieso die gesellschaftliche Synthesis gestalten — also von den herrschen- 
den Klassen. So kommt Bahro zu dem Schluß, daß nur ‚eine Fraktion der Ober- 
schichten bzw. -klassen“ /175/ den Prozeß gesellschaftlicher Umwälzungen in Gang 
setzen und organisieren kann, in dessen Verlauf die bis dahin unterdrückten Klassen 
nach und nach lernen, an der Herstellung des sozialen Zusammenhangs teilzunehmen. 
Kommunismus heißt dementsprechend, daß die Assoziation der freien Individuen 
„sich insgesamt an der Spitze der Pyramide konstituieren (muß), die den Stoffwech- 
sel mit der Natur und den sozialen Prozeß informationell vermittelt.“ /180/ 

Hier wird deutlich, welche Bedeutung die Eingangsthese hat, daß unterdrück- 
te Klassen nie zu herrschenden Klassen aufsteigen können. Denn zum einen sind sie 
als Klasse auf Grund ihrer subalternen Lage weder willens noch fähig, die soziale 
Synthesis der herrschenden Klasse zu entreißen und selber zu gestalten. Wenn zum 
anderen tatsächlich eine Fraktion der oder die ganze Oberklasse „den Subalternen“ 
/174/ die Teilnahme an der Synthesis zugesteht, heißt das Aufhebung des Klassen- 
gegensatzes und der Klassenteilung, denn die allgemeine Arbeit ist dann verallgemei- 
nert, alle Gesellschaftsmitglieder werden daran beteiligt. Für die unterdrückten Klas- 
sen stellt sich also nur folgende Alternative: Entweder sie bleiben auf partikulare 
Arbeit beschränkt, dann existieren sie weiterhin als unterdrückte Klassen; oder sie 
werden von Teilen der herrschenden Klassen an die allgemeine Arbeit herangeführt, 
dann löst sich die Klassengliederung auf. 

Mit diesen Überlegungen hat Bahro ein eigenwilliges Konzept für eine Klassen- 
theorie vorgelegt, das im folgenden überprüft werden soll. Dabei soll die Kritik nicht 
an seinen eigenen Widersprüchen ansetzen, sondern an den Voraussetzungen, auf de- 
nen Bahros Gedankengebäude beruht. 

Die erste wichtige Voraussetzung besteht in der Annahme, daß in allen bisheri- 
gen Gesellschaften die soziale Synthesis, also der gesellschaftliche Zusammenhang, 
bewußt und aktiv hergestellt wurde und wird. Allerdings ist der Teil der gesellschaft- 
lichen Gesamtarbeit, der als allgemeine Arbeit den Vollzug der Synthesis zum Ge- 
genstand hat, Privileg einer beschränkten Personengruppe. In anderen Begriffen be- 
sagt dies: Schon seit jeher erkennen sich die Gesellschaften selbst und steuern auf 
dieser Grundlage ihre Bewegung. Klassenbildung beruht nur darauf, daß diese gesell- 
schaftliche Leitung nicht allen Gesellschaftsmitgliedern zugänglich ist. Zu kritisieren 
ist hier, daß Bahro einen Begriff wie Naturwüchsigkeit völlig außer Acht läßt. Er 
kann dadurch in sein Konzept nicht einbeziehen, daß gesellschaftliche Verhältnisse 
allen Individuen als soziale Macht gegenübertreten und sich unabhängig von deren 
Willen bewegen. Am Beispiel der bürgerlichen Gesellschaft wird deutlich, in welche 
Schwierigkeiten Bahro kommt. So muß er die Kapitalisten als zweifellos herrschen- 
de Klasse mit den Trägern der sozialen Synthesis gleichsetzen. Die herrschende Klas- 
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se der bürgerlichen Gesellschaft ist diejenige, in der ‚‚der soziale Zusammenhang in 
den Händen jeweils typischer Privateigentümer zusammenlief, die die Arbeitsbedin- 
gungen unter ihrer Leitung monopolisierten.“ /191/ Zu dieser unsinnigen Konstruk- 
tion, daß die Kapitalisten als Privateigentümer den gesellschaftlichen Zusammenhang 
durch ihre Leitungstätigkeit herstellen, zwingt sich Bahro durch seine Grundannah- 
men (6). Mit der Einführung der Kategorie Naturwüchsigkeit würde zwar begreiflich, 
warum Kapitalisten herrschende Klasse sein können, ohne die Träger der sozialen 
Synthesis zu sein — nämlich weil sich diese hinter dem Rücken aller Individuen voll- 
zieht. Doch damit müßte Bahro seine These aufgeben, daß in allen Gesellschaften 
der soziale Zusammenhang aktiv und bewußt hergestellt wird. So ergibt sich, daß 
diese Voraussetzung für Bahros Konzept sich als nicht tragfähig erweist. 

Die zweite, sich anschließende Annahme besagt, daß die allgemeine Arbeit der 
Inbegriff der Freiheit, der menschlichen Entfaltung ist. Hierauf beruht Bahros Postu- 
lat, die allgemeine Arbeit nicht abzuschaffen, nicht aufzulösen, sondern zu verallge- 
meinern. Trotz seiner eigenen Hinweise wurde in der Rezeption seines Buches der 
Gegensatz von allgemeiner und partikularer Arbeit fälschlicherweise mit dem Gegen- . 
satz von geistiger und körperlicher Arbeit identifiziert (7). Daran ist nur soviel rich- 
tig, daß allgemeine Arbeit nur geistige Arbeit sein kann, während partikulare Arbeit 
sowohl körperliche als auch Teile der geistigen Arbeit umfaßt — jedenfalls in den ge- 
genwärtigen Gesellschaften. 

Bahro erhebt die Trennung von allgemeiner und partikularer Arbeit in den 
Rang eines Gegensatzes und bestimmt diesen zum .Grundwiderspruch schlechthin. 
Hier soll nicht bestritten werden, daß die Begriffe allgemeine und partikulare Arbeit 
zur Kennzeichnung verschiedener Qualitäten von Arbeit sinnvoll sind. Ebenso wird 
mit der alten Arbeitsteilung eine bedeutsame gesellschaftliche Problematik angespro- 
chen. Doch faßt Bahro z.B. den Begriff allgemeine Arbeit mit dem Kriterium ‚‚Be- 
zug auf die Totalität‘‘ /145/ so weit, daß dann „Planer und Politiker, Denker, Wis- 
senschaftler und Künstler‘ /ebda./ alle allgemeine Arbeit verrichten. Dabei wird 
zum einen unklar, worin überhaupt noch die Gemeinsamkeiten bestehen, zum an- 
deren erscheint fraglich, ob dies ausreichendes Kriterium für die gemeinsame Zuge- 
hörigkeit zur herrschenden Klasse sein kann. Denn gerade für Planer oder Politiker 
kann letztlich nur die Funktion ihrer — auf die Totalität bezogenen — Tätigkeit dar- 
über entscheiden, ob sie herrschenden Klassen zugehören oder nicht. Auf der ande- 
ren Seite kann partikulare Arbeit ebensowenig über Zugehörigkeit zur beherrschten 
Klasse aussagen. Aber indem Bahro ausschließlich in allgemeine und partikulare Ar- 
beit unterscheidet und diese Arbeitsteilung in eins setzt mit den gesellschaftlichen 
Produktionsverhältnissen, muß er zu solchen Folgerungen kommen: ‚‚Im Spätkapi- 
talismus bildet sich gerade aufgrund seiner hochentwickelten Produktivkräfte eine 
staatliche Superstruktur über dem ökonomischen Prozeß heraus. Die Monopole wer- 


6 „ „herrscht unter ... den Kapitalisten ... die vollständigste Anarchie, innerhalb deren der 
gesellschaftliche Zusammenhang der Produktion sich nur als übermächtiges Naturgesetz 
der individuellen Willkür gegenüber geltend macht.‘ Karl Marx, Das Kapital, Band 3, a.a, 
©. (Anm. 3), S. 888 

7 Dieser Fehler wurde — bewußt? — gemacht in: Bahro — eine Alternative?, in: Beiträge 
zum wissenschaftlichen Sozialismus, Nr. 1, 1978, bes. S. 22 - 29 
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den, ohne daß sich dadurch in ihren Interna gleich etwas ändern muß, partikular, 
weil sich über ihnen ein ökonomischer Zusammenhang herstellt, für den sie nicht 
weit genug sind.“ /161/ Nach Bahros eigenen Überlegungen sind die Monopole da- 
mit aus der herrschenden Klasse herausgefallen, denn sie werden ja unter die Parti- 
kularität gezwungen, während der Staat zur wirklich herrschenden Instanz aufsteigt. 

Doch nicht nur die an vielen Stellen deutlich werdende Überschätzung des 
Staates resultiert aus den zentralen Annahmen Bahros. Gemeinsames Merkmal aller 
beherrschten Klassen ist die partikulare Arbeit, die Beschränkung auf gesellschaftli- 
che Teilbereiche. Dies wird bei Bahro zum determinierenden Faktor für die ganze 
soziale Situation der „Subalternen‘“; bei ihnen konzentriert sich gleichsam alles Ne- 
gative. Während die allgemeinen Arbeiter sich entfalten und entwickeln können, 
müssen die partikularen Arbeiter unter der Entfremdung leiden. Damit wird die Par- 
tikularität von Erkenntnismöglichkeiten und Aufgabenbereichen zum alleinigen und 
mechanisch bestimmenden Kriterium für Entfremdung. Ganz folgerichtig können 
sich die „Subalternen“ aus ihrer Lage niemals selbst befreien — sie sind immer auf 
Teile der allgemeinen Arbeiter angewiesen. Letztlich heißt dies, daß die Beherrsch- 
ten immer nur von Teilen der Herrschenden aus ihrer Unterdrückung befreit und 
von der Entfremdung erlöst werden können. Dieser Gedanke entspringt zwar konse- 
quent aus Bahros Argumentationsgang, doch sind zwei Punkte kritisch anzumerken. 
Zum einen wird in keiner Weise deutlich, welche Grundlagen Fraktionen der herr- 
schenden Klassen zur „Reformation oder Revolution‘ /175/ veranlassen können. 
Keinerlei Argumente sind vorzufinden, warum Teile der Oberklassen ihr Monopol 
auf die allgemeine Arbeit von sich aus aufgeben sollten. Die historischen Erfahrun- 
gen sprechen auch eher für die gegenteilige These. Zum anderen läßt ein Blick in die 
Geschichte auch fragwürdig erscheinen, ob die unterdrückten Klassen tatsächlich 
niemals andere als konservative Bedürfnisse entwickelt haben. Für die Arbeiterklas- 
se nennt Mandel eine ganze Reihe von sozialen Erhebungen, denen Inhalte zugrunde 
liegen, die wahrlich nicht als konservativ bezeichnet werden können (8). Am deut- 
lichsten wird dies an der deutschen Revolution von 1918/19, wo eine tatsächliche 
Klassenbewegung für Sozialisierungen eintrat und vielerorts Rätedemokratie einführ- 
te, und an der spanischen Revolution von 1936/37, wo ganze Regionen sich in ihren 
sozialen Beziehungen völlig neu organisierten. 

An den bisher dargelegten Gedanken Bahros sind nun also im wesentlichen 
folgende Kritikpunkte anzubringen: Dadurch, daß er den Begriff soziale Synthesis 
in den Mittelpunkt seiner Überlegungen stellt und deren bewußten und aktiven Voll- 
zug annimmt, schließt er das Phänomen Naturwüchsigkeit völlig aus. So kann er 
nicht mehr aufnehmen, geschweige denn erklären, daß gesellschaftliche Verhältnisse 
allen Gesellschaftsmitgliedern als von ihnen unabhängige, feindliche Macht gegen- 
übertreten. 

Desweiteren mißt Bahro der alten Arbeitsteilung in allgemeine und partikulare 
Arbeit einen so großen Stellenwert bei, daß sie zum hauptsächlich bestimmenden 
Moment für gesellschaftliche Verhältnisse wird. Andere Bestimmungsfaktoren für 


8 Vgl. Ernest Mandel, Kritik des Eurokommunismus, Berlin 1978, S. 109 (Auf Bahro be- 
ziehen sich die Seiten von 94 bis 116) 
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Produktionsverhältnis und Klassenbildung treten demgegenüber völlig in den Hinter- 
grund, ja werden beinahe ausgeschlossen. In der Konsequenz führt das zu unhaltba-' 
ren Schlußfolgerungen, wie der von den konservativen Bedürfnissen der unterdrück- 
ten Klasse, der allgemeinen Arbeit als nicht-entfremdete Arbeit, der Reformation 
oder Revolution durch Teile der herrschenden Klassen. 


3 Sozialstruktur der DDR: Schichten statt Klassen 


„Der Begriff der Arbeiterklasse ist schlechthin ungeeignet, an die wesentlichen 
Strukturmerkmale unserer Gesellschaft und an das Problem ihrer Perspektive heran- 
zuführen.“ /215/ Nach Bahro muß also die sozialwissenschaftliche Analyse der DDR 
auf den Klassenbegriff verzichten. Sein erstes Argüment für diese These bezieht 
Bahro aus der Verwendung des Begriffs Arbeiterklasse durch die Wissenschaftler in 
der DDR. Dadurch, daß diese ‚alle Arbeiter und Angestellten“ als Arbeiterklasse 
betrachten, werden völlig verschiedenartige Gruppen unter diese Klasse subsumiert. 
So zählen dann die Arbeiter und Angestellten in der Produktion, große Teile der Im 
telligenz, die gesamte Partei-, Staats-, Gewerkschafts- und Wirtschaftsbürokratie zur 
Arbeiterklasse /vgl. 215/. Einer solchen Bestimmung kommt nach Bahro kein wis- 
senschaftlicher Wert mehr zu, vielmehr erweist sie sich als apologetisch, weil Wider- 
sprüche verschleiernd. 

Aber nicht nur diese Art der Begriffsverwendung wird von Bahro abgelehnt, 
er geht weiter und postuliert, überhaupt auf klassentheoretische Überlegungen in 
bezug auf die DDR zu verzichten. „In den Kategorien der Klassenstruktur läßt sich 
unsere nichtkapitalistische Ordnung bestenfalls nach ihrer Vergangenheit interpre- 
tieren“ /216/, als sowohl Bourgeoisie als auch Proletariat noch existierten. Doch 
mit dem revolutionären Sturz der bis dahin herrschenden ‚‚Bourgeoisie verliert auch 
das Proletariat seine spezifische sozialökonomische Identität, so daß in der nachrevo- 
lutionären Situation ganz andere, interne Strukturkriterien relevant werden müssen.“ 
/217/ Auf der Suche nach diesen Kriterien verfolgt Bahro zwei Argumentationsgän- 
ge. Zum einen geht er von dem schon bekannten Grundwiderspruch aller antagoni- 
stischen Gesellschaften aus, der alten Arbeitsteilung in allgemeine und partikulare 
Arbeit. Mit der Beseitigung der kapitalistischen Klassen ‚ist die Klassenherrschaft 
bereits auf ihren elementarsten Ausgangspunkt zurückgebracht‘‘ /165£./, d.h. die al- 
te Arbeitsteilung wurde ihrer kapitalistischen Modifikationen entkleidet und steht 
nun quasi in reiner Form da. Von daher gilt für die DDR: „Gesamtgesellschaftliche 
Organisation auf der Basis der alten Arbeitsteilung kann nur gesamtstaatliche Orga- 
nisation, kann nur Vergesellschaftung in dieser entfremdeten Form sein.“ /166/ 
Und deshalb ist „zu konstatieren, daß unsere Völker den Horizont der Klassengesell- 
schaft noch nicht überschritten haben.“ /165/ 

Zum anderen existiert in der DDR die alte Arbeitsteilung nicht mehr als einfa- 
ches Gegenüber von allgemeiner und partikularer Arbeit. Vielmehr ist die Komplexi- 
tät des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses so groß, sind die Produktivkräfte 
so weit entwickelt, daß sowohl allgemeine als auch partikulare Arbeit in vielerlei 
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Abstufungen existieren. „Unsere Sozialstruktur — und daher sind Schichtungsmo- 
delle bei uns eine viel angemessenere Beschreibung — ist geradezu die subjektive Da- 
seinsweise der modernen Produktivkräfte. Sie ist Sozialstruktur des gesellschaftli- 
chen Gesamtarbeiters, also bereits jenseits der kapitalistischen.“ /192/ Der Begriff 
Gesamtarbeiter rechtfertigt sich auch daher, daß es „zwischen einem Produktionsar- 
beiter und einem handarbeitenden Genossenschafts- oder vielmehr Kooperations- 
bauern ... im Hinblick auf ihre Stellung im Produktions- und Reproduktionsprozeß 
kaum mehr als formelle Unterschiede“ /216/ gibt, denn beide verrichten partikulare 
Tätigkeiten. 

Im Zusammenschluß dieser beiden Gedankengänge kommt Bahro zu der The- 
se, daß „nicht mehr eine ‚horizontale‘ Klassenteilung, sondern eine ‚vertikale‘ Schich- 
tenfolge, mit allerdings noch harten Übergängen, charakteristisch für unsere Gesell- 
schaft ist.“ /216/ Diese soziale Stratifikation beruht erstens auf einer Hierarchie der 
Arbeitsfunktionen, die fünf Stufen umfaßt: 1. Einfache schematische Teil- und 
Hilfsarbeit; 2. Komplizierte empirische Spezialistenarbeit; 3. Reproduktive wissen- 
schaftliche Spezialistenarbeit; 4. Schöpferische wissenschaftliche Spezialistenarbeit; 
5, Analyse und Synthese des natürlichen und gesellschaftlichen Ganzen /vgl. 193/. 
Zweitens bewirkt ‚‚die dominierende Tendenz zur Festlegung und Beschränkung 
der Individuen auf je bestimmte Funktionsniveaus‘‘ /192/ eine lebenslange Knech- 
tung der meisten Individuen unter ihre Arbeitsfunktion und führt so zur Herausbil- 
dung von Bewußtseinsstrukturen, die der jeweiligen Funktion entsprechen. Drittens 
ist mit dem „fundamentalen Residuum aller Herrschaftsverhältnisse ..., mit der Ver- 
selbständigung der ‚allgemeinen Arbeit‘, mit der immer noch nicht überwundenen 
Existenz einer besonderen Agentur des allgemeinen Fortschritts‘ /192/ der letzte 
Bestandteil des Schichtungskonzeptes nach Bahro gegeben. Zur Verdeutlichung soll 
hier auf das Schema, in dem er die Sozialstruktur der DDR skizziert, verwiesen wer- 
den (vgl. Prokla 31, S. 43): 

Darin wird „nach Bildungsgraden, Leitungsebenen, Funktionen des Reproduktions- 
prozesses und Zweigen der Arbeitsteilung im Bereich der Wirtschaft“ /195/ differen- 
ziert. 

Um zu erfahren, wo die besonders interessierende ehemalige Arbeiterklasse zu 
lokalisieren ist, müssen einige weitere Äußerungen herangezogen werden. „Wenn 
schon ... der Begriff der Arbeiterklasse verwandt werden soll, so ist der Ingenieur, 
der technische und ökonomische Spezialist, ihr privilegierter Repräsentant.‘ /204/ 
Denn sein „Spezialistentum ... stellt in seiner Eigenschaft als lebendige Kopfarbeit 
keine neue Fraktion der Arbeitsteilung innerhalb der Leitungstätigkeit, sondern 
eine innerhalb der Produktion dar.‘ /205/ Von daher wird deutlich, daß sich die al- 
te Arbeiterklasse zu den Schichten der Un- und Angelernten, der Facharbeiter und 
der Spezialisten gewandelt hat. Letztere bilden die obere Begrenzung, denn ‚‚die In- 
genieurarbeit — diesbezüglich darf es keine Illusion geben — ist selbst noch nicht all- 
gemeine Arbeit.‘ /205/ Die genannten Schichten haben ihre Gemeinsamkeit also im 
Ausschluß von der allgemeinen Arbeit, in der Unterwerfung unter die Partikularität. 
Erzwungen wird dies durch „zwei eng miteinander zusammenhängende Mechanis- 
men, die ... all denen, die ihren derzeitigen Normalarbeitstag mit abstrakter Teilar- 
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beit verbringen müssen, den Zugang zur gesellschaftlichen Synthesis verlegen. Der 
erste Mechanismus besteht in der Unterentwicklung der Lernmotivation schon bei 
den Kindern der benachteiligten Schichten.“ /209 f./ Zweitens „geht es ... um die 
jeweils aktuelle Blockierung des Durchbruchs zu einer Teilnahme an der gesellschaft- 
lichen Synthesis.“ [211/ Diese wird dadurch erzeugt, daß die „‚Subalternen“ ihre ge- 
samte Arbeitszeit für partikulare, psychologisch unproduktive Tätigkeiten verausga- 
ben müssen. 

Hiermit ist Bahros Konzept der sozialen Gliederung der Gesellschaft in der 
DDR in seinen Bestandteilen und Grundlagen umrissen. In der Kritik braucht nicht 
nochmals ausgeführt zu werden, was bereits im vorigen: Abschnitt dargelegt wurde. 
“ Es handelt sich in der Hauptsache um die Annahme vom bewußten und aktiven 
Vollzug der Synthesis, die letztlich einen Begriff wie Naturwüchsigkeit der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse ausschließt und die daraus resultierende Entfremdung 
leugnet. Desweiteren wurde kritisiert, daß Bahro der Dichotomie allgemeine vs. par- 
tikulare Arbeit überragende Bedeutung beimißt, was ihn in der Konsequenz zu nicht 
haltbaren Folgerungen zwingt. Diese Kritikpunkte haben nicht nur für das allgemei- 
ne, gesellschaftsunspezifische Konzept Gültigkeit, sondern ebenso für dessen An- 
wendung auf die DDR in ihrer gegenwärtigen Entwicklungsphase. Sie werden des- 
halb hier nicht mehr expliziert. 

Ein weiterer Kritikpunkt muß hier allerdings hinzugefügt werden. Er bezieht 
sich auf die Existenzform der alten Arbeitsteilung, des Gegensatzes von allgemeiner 
und partikularer Arbeit. Im allgemeinen Konzept war ja offengelassen worden, ob 
sich dieser in Gestalt von Klassen- oder Schichtstrukturen darstellt. Für die bürgerli- 
che Gesellschaft nahm auch Bahro die Existenz von Klassen an, doch geriet er schon 
hier in ein theoretisches Dilemma, als er die Kapitalisten als zumindest einstige Trä- 
ger der allgemeinen Arbeit bezeichnen mußte. Weil diese Annahme allzu offensicht- 
lich fehlgeht, bestimmte Bahro für den Spätkapitalismus den Staat zur Verkörpe- 
rung der allgemeinen Arbeit, denn dieser ‚agiert als Organisator der dem Kapitalis- 
mus entwachsenden Produktivkräfte.“ /161/ Damit geht für Bahro das Absinken 
der Kapitalisten in die Partikularität einher, so daß er zu dem Schluß kommen kann: 
„Gegenwärtig ist diese eigentliche Klassengesellschaft im Weltmaßstab in voller Auf- 
lösung begriffen, nicht zuletzt in den klassisch kapitalistischen Ländern.“ /191/ Vor 
diesem Hintergrund wird es verständlich, daß Bahro für die DDR keine Klassen 
mehr annimmt, auch wenn er den Klassencharakter dieser Gesellschaft wiederholt 
als noch nicht endgültig überwunden betont. Doch die argumentative Basis für sein 
Schichtungsmodell ist nicht gerade umfassend. Einzige Begründung stellt der Ent- 
wicklungsstand „der modernen Produktivkräfte“ /192/ dar. Außer vereinzelten Hin- 
weisen auf die hohe Komplexität des industriellen Produktionsprozesses gibt es nur 
wenige Andeutungen, was darunter zu verstehen ist. In der Entwicklung seiner Alter- 
native findet sich das Verständnis der Produktivkräfte als „‚Technostruktur“ /310/. 
Dies deutet darauf hin, daß Bahro die Schichtung der Gesellschaft als Abbild des 
Produktionsprozesses und seiner Funktionsniveaus betrachtet. Doch „nicht die Dif- 
ferenzierung der Arbeitsfunktionen und ihrer Anforderungen schlechthin, erst die 
Unterordnung der Individuen erzeugt die soziale Schichtung.“ /192/ Für diese Ursa- 
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che’ der Stratifikation kann Bahro jedoch keine systematischen Gründe anführen; er 
kann die knechtende Unterordnung der Individuen unter ihre Arbeitsfunktion nicht 
anders als aus dem schlechten Willen der Herrschenden erklären. Weil diese. nichts 
tun, um die Beschränkung der Individuen auf die Wahrnehmung von Teilfunktionen 
aufzuheben, entspricht die gesamte soziale Existenz der einzelnen Gesellschaftsmit- 
glieder ihrem jeweiligen Funktionsniveau. Und da der Produktionsprozeß deren 
mehrere aufweist, sind die jeweiligen Personengruppen eines Funktionsniveaus als 
Schichten zu betrachten. 

Im nächsten Abschnitt wird noch deutlicher werden, daß Bahro tatsächlich 
den schlechten Willen der Oberklasse oder -schicht in der DDR zum letzten Grund 
des gegenwärtigen Zustandes macht. 


4 Perspektiven für die DDR 


Nach Bahros Sicht der Sozialstruktur der DDR sollen nun seine Überlegungen zur 
weiteren Entwicklung der DDR behandelt werden. Die gegenwärtige Situation ist 
dadurch gekennzeichnet, daß „die vergegenständlichten Produktivkräfte unwider- 
stehlich nach Wiederherstellung der gesamtgesellschaftlichen Kooperation drängen, 
während die alte Arbeitsteilung noch triumphiert.“ /174/ Diese „objektive Tendenz 
zur Überwindung‘ der antagonistischen Struktur“ /166/ bietet folgende Perspektive: 
„Unsere Verhältnisse könnten ein Prozeß sein, in dem die Leitungsfunktionen ihren 
Klassencharakter verlieren.‘ /ebda./ Doch „Volk und Funktionäre — das ist die un- 
vermeidliche Dichotomie jeder protosozialistischen Gesellschaft (...) Sie resultiert 
daraus, daß die Parteiführung nicht für die Überwindung, sondern für die Konsoli- 
dierung und Verewigung dieser unserer späten Klassengesellschaft arbeitet.‘ /285/ 
Hier hat Bahro die Wurzel des Übels entdeckt. Zwar ist eine Aufhebung der anta- 
gonistischen Verhältnisse in der DDR möglich und bietet sich auch immer deutli- 
cher an, doch die derzeitigen Vollzieher der sozialen Synthesis wollen ihr Monopol 
darauf nicht abgeben, sondern erhalten. Aus diesem Grund greift in der DDR keine 
Bewegung zum wirklichen Sozialismus Platz. Mit dieser Überlegung hat Bahro den 
Unwillen der allgemeinen Arbeiter zum Hemmnis des Fortschritts gemacht und ope- 
riert so mit fast schon moralischen Kategorien. Dies steht nicht nur in Einklang mit 
seinen Grundannahmen, sondern ergibt sich geradezu zwangsläufig daraus. Nur Tei- 
le der allgemeine Arbeit verrichtenden Oberklassen bzw. -schichten können — so 
Bahro — den Anstoß zur gesellschaftlichen Weiterentwicklung geben, die Massen 
folgen dann diesen Initiativen. Warum jedoch immer nur die herrschenden Klassen 
bzw. Schichten Herrschaftsverhältnisse auflösen können, diese Frage bleibt bei Bah- 
ro unbeantwortet. Ja, er wird auch nie soziale Grundlagen für eine derartige Erwar- 
tung finden, so daß letztlich nur noch die Flucht in die moralische Argumentation 
offenbleibt. Dementsprechend müßten, um die gesellschaftlichen Verhältnisse in der 
DDR zu revolutionieren, „die führenden Elemente der (gegenwärtigen — H.B.) Ge- 
sellschaft die ersten sein, die die neuesten Formen der ältesten Widersprüche auf- 
decken. Indem sie sie verbergen, bestätigen und befestigen sie sich in ihrer Eigen- 
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schaft als herrschende Schicht.‘ /166/ 

Im folgenden soll verfolgt werden, wie Bahro die bisherigen Überlegungen in 
seinem Umriß „der allgemeinen Emanzipation heute‘ /299/ umsetzt. Dabei wird 
nicht hinterfragt, ob die Ausgangsannahme — ‚‚die allgemeine Emanzipation ist heu- 
te die absolute Notwendigkeit‘ /300/ — richtig ist. Vielmehr interessiert hier, wel- 
che Rolle Bahro den Arbeiterschichten in der DDR für diesen Emanzipationsprozeß 
zuweist. 

Um seine Grundthese von den eingeschränkten Perspektiven der „Subalternen“ 
auch für die DDR zu belegen, analysiert Bahro die Lage der — dann doch so genann- 
ten — Arbeiterklasse. So gilt nicht nur, aber auch für die DDR: „Keiner der früheren 
und keiner der jüngsten sozialen Zusammenstöße läßt auf etwas schließen, was auch 
nur annähernd als Tendenz zur Herausbildung einer authentischen Arbeitermacht 
interpretiert werden könnte.‘ /223/ Darüber hinaus ist bedeutsam, „daß die Arbei- 
terklasse keine anderen Kader, keine anderen Organisationen besitzt als die, von de- 
nen sie beherrscht wird (...) Die Gewerkschaften, die ursprünglichen Kampforganisa- 
tionen für ihre besonderen Klasseninteressen, treten fast nur in Hilfsfunktionen der 
Staatsmaschine auf (...) Dieser ihren unmittelbaren Interessen angemessenen Asso- 
ziationen beraubt, sind die Arbeiter dem Regime gegenüber automatisch atomisiert. 
Sie sind jedenfalls keine ‚Klasse für sich‘ mehr, und schon gar nicht in politischer 
Beziehung.“ /223 f./ Überdies ist die Arbeiterklasse noch niemals in der Lage gewe- 
sen, ein Allgemeininteresse zu artikulieren und zu verfolgen. Das war immer nur den 
Intellektuellen möglich, die sich dadurch zur Führung der Arbeiterklasse aufschwin- 
gen konnten. „Daß das Proletariat ... das aktuelle Kollektivsubjekt der allgemeinen 
Emanzipation sein sollte, blieb eine philosophische Hypothese, in der sich die utopi- 
sche Komponente des Marxismus konzentrierte.‘ /233/ Zwar nennt Bahro ganz 
richtig die Atomisierung und die Abwesenheit unmittelbarer Organisationen als we- 
sentliche Momente für die Lage der Arbeiterklasse in der DDR. Doch ist die Folge- 
rung, daß die Arbeiterklasse überhaupt keine emanzipatorische Rolle spielt, ja 
nicht spielen kann, sondern nur von der Intelligenz ge- und verleitet worden ist und 
somit die Intellektuellen Träger der allgemeinen Emanzipation sind, strittig, zumin- 
dest aber übereilt. Denn wenigstens hätte Bahro ein Argument, das Mandel anführt, 
prüfen müssen: „Aber als einzige Schlußfolgerung ist daraus (aus der Lage der Arbei- 
terklasse in der DDR — H.B.) zu ziehen, daß wohl ein ‚Zündfunke‘ von außerhalb 
der Arbeiterklasse nötig sein wird, um den Prozeß der politischen Revolution in 
Gang zu setzen. Dafür gibt es verschiedenste Möglichkeiten: eine Spaltung des Ap- 
parats, eine Revolte der Intellektuellen oder sogar der Techniker, ein größerer Sti- 
mulus aus dem Ausland usw.‘ (9) Nur wenn diese Möglichkeit ausgeschlossen wer- 
den kann, ist Bahros Schlußfolgerung berechtigt. 

Wie stellt sich Bahro nun die allgemeine Emanzipation und ihr Subjekt für die 
DDR vor? Ausgangspunkt wie Triebkraft bildet „zum ersten Mal in der Geschichte 
wirklich massenhaft ‚überschüssiges Bewußtsein‘, nämlich energische psychische Ka- 
pazität, die nicht mehr von den unmittelbaren Notwendigkeiten und Gefahren der 
menschlichen Existenz absorbiert wird und sich daher den ferneren zuwenden kann.“ 


9 Ebenda,S. 107 
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/303/ Dieser Bewußtseinsüberschuß, über dessen Ausmaß verschiedene Meinungen 
bestehen (10), tritt zum einen als ‚menschlicher Qualifikationsüberschuß‘“ /206/, 
zum anderen in Form von „emanzipatorischen Interessen“ /322/ in Erscheinung. 
Deshalb kann ‚die Konfrontation in unserer Gesellschaft ... nicht in den Kategorien 
der traditionellen Klassenwidersprüche verstanden werden.‘ Vielmehr findet sich 
„das Subjekt der Emanzipationsbewegung ... in den energischen, schöpferischen 
Elementen aller sozialen Schichten und Bereiche.“ /387/ Scheinbar sind so auch die 
Arbeiterschichten mit einbezogen, doch ‚besteht das Problem darin, daß diese 
Schichten und Bereiche ... nicht den gleichen Anteil solcher aktiven Elemente auf- 
weisen (...) Die Verteilung des emanzipatorischen Potentials zuungunsten der unmit- 
telbaren Produzenten‘ /388/ bedeutet dann — nach allgemeinem Muster —, daß das 
emanzipatorische Potential, hauptsächlich verkörpert durch die Intellektuellen, die 
Arbeiter an die anstehenden Veränderungen heranführen muß. Mittel dazu ist der 
„Bund der Kommunisten“ /425/; um ihr Ziel zu erreichen, „‚muß sich die Partei 
statt als Überstaatsapparat als der kollektive Intellektuelle organisieren, der die Re- 
flexion der ganzen Gesellschaft, ihre Bewußtheit über alle sozialen Entwicklungs- 
probleme vermittelt und der in sich selbst etwas von dem humanen Fortschritt vor- 
wegnimmt, für den er arbeitet.“ /430 £./ Ähnlich wie Bahro den bisher Herrschen- 
den moralisch vorwerfen mußte, daß sie ihre Herrschaft nicht von sich aus aufgeben, 
kann er sich der Integrität seines „kollektiven Intellektuellen“ auch nur durch mora- 
lische Appelle versichern: „Asketismus in bezug auf die Befriedigung der eigenen 
unmittelbaren Bedürfnisse ist geradezu die Bedingung der Zugehörigkeit zur Partei 
der allgemeinen Emanzipation, der Prüfstein der Fähigkeit, kommunistisch zu den- 
ken.“ /433/ Gerade angesichts der von Bahro selbst so umfassend beschriebenen 
Probleme, die die ‚jetzige Parteiherrschaft‘“ /294/ verursacht, fällt er sich geradezu 
selbst in den Rücken, wenn er den ‚kollektiven Intellektuellen‘ — bestehend aus 
Teilen der bisher herrschenden Schichten — als Garant der allgemeinen Emanzipation 
konstruiert. Allerdings resultiert dies konsequent aus seinen theoretischen Grundla- 
gen, wie sie oben kritisiert worden sind. 


5 Schluß 


Mit den hier zur Diskussion gestellten Überlegungen sollte erreicht werden, daß 

— der Zusammenhang zwischen den theoretischen und politischen Äußerungen Bah- 
ros rekonstruiert und somit der Kritik zugänglich gemacht wird 

— die theoretischen Fehler Bahros als solche erkannt und in ihren Auswirkungen 
auf seine politischen Vorschläge betrachtet werden 

— auf diese Weise die überwiegend politisch orientierte Bahro-Rezeption aufgebro- 


10 „Vermutlich überschätzt Du das Niveau des ‚überschüssigen Bewußtseins‘ in den Ländern 
des real existierenden Sozialismus.‘‘ Mihaly Vajda, ‚Wir müssen das Ganze der Marxschen 
Klassentheorie überprüfen“, in: Hannes Schwenger (Hısg.), Solidarität mit Bahro, Rein- 
bek 1978, 8.16 f. 
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chen und endlich Bahros Anspruch, eine radikale theoretische Auseinanderset- 

zung in Gang zu setzen, eingelöst wird. 
In meiner Bahro-Kritik habe ich versucht zu zeigen, daß seine klassentheoretischen 
Grundlagen so nicht haltbar sind. Damit soll aber nicht behauptet werden, daß Bah- 
ro keine richtigen und/oder interessanten Gedanken ausführt. Insbesondere seine 
Absicht, die Sozialstruktur der DDR als geschichtet und noch antagonistisch zu be- 
greifen, halte ich für bedeutsam und der Fortführung wert. Allerdings kann das nur 
von der Grundlage eines anderen klassentheoretischen Konzepts aus erfolgen. Ähn- 
lich steht es mit Bahros Überlegungen zur Breite und Tiefe des anstehenden allge- 
meinen Emanzipationsprozesses — auch hier akzeptiere ich sein Konzept über weite 
Strecken. Doch die theoretischen Hintergründe bedürfen hier ebenfalls einer kriti- 
schen Überprüfung und Weiterentwicklung. Dies sollten Aufgaben für die nächste 
Zeit sein. 


Bahro-Diskussion in PROKLA 31: 


Willfried Spohn, Geschichte und Emanzipation. Bahros Beitrag zur Sozialismus- 
Diskussion 
Gert Schäfer, Was heißt bürokratischer Sozialismus? — Versuch einer Würdigung 


von Rudolf Bahros „Anatomie des real existierenden Sozialismus“ 

Günter Erbe, Klassenantagonismus oder Schichtendifferenzierung? Bemerkungen 
zu Bahros Analyse der Sozialstruktur des realen Sozialismus 

Renate Damus, Die Intelligenz als Potential des gesellschaftlichen Umwälzungs- 
prozesses im „realen Sozialismus‘ (nach Rudolf Bahro) 


Carola Donner-Reichle, Ruth Erlbeck, Gunhild Rauch 
Frauenarbeit im unterentwickelten Kapitalismus 


Der Subsistenzsektor in Ländern des peripheren Kapitalismus ist weder durch die Modernisie- 
rungstheorien, deren Bankrott schon häufig erklärt, deren Anwendung aber doch praktiziert 
wird, noch durch den Theorieansatz der strukturellen Heterogenität oder des ungleichen Tau- 
sches in zureichendem Maß erfaßt worden. Die Ambivalenz der Teilauflösung des Subsistenzsek- 
tors einerseits, seiner Aufrechterhaltung andererseits und das Wissen von der kapitalistischen als 
der dominanten Produktionsweise, sagt wenig über die vorherrschenden Beziehungen und die 
Produzenten innerhalb dieses Sektors aus. Hinlänglich unbekannt war bis vor kurzem, daß die 
Frau in vielen Regionen der Dritten Welt die Hauptarbeitskraft im Subsistenzsektor der Land- 
wirtschaft ist. 

Frauen tragen die Hauptlast der Unterentwicklung in Ländern des peripheren Kapitalis- 
mus; sie werden zum Verharren im traditionellen, stagnanten Subsistenzsektor gezwungen, wäh- 
rend die Männer eher migrieren und zumindest tendenziell in den kapitalistischen Sektor Ein- 
gang finden. 5 

Diese von uns aufgestellten Thesen sollen im Folgenden auf zwei einander ergänzenden 
Ebenen ausgeführt und belegt werden. 

In Teil I des Artikels wollen wir auf die seit 1 - 2 Jahren geführte Diskussion von Kolle- 
ginnen, die zum einen in der Frauenbewegung aktiv sind und zum anderen sich mit Entwicklungs- 
ländern und der Frauenfrage dieser Länder beschäftigen, eingehen. Die uns wesentlich erschei- 
nenden Aspekte dieser Diskussion mit Einwänden und Ergänzungen unsererseits, sollen der kon- 
struktiven Auseinandersetzung und der Weiterentwicklung der vorhandenen Ansätze dienen. 

Zur theoretischen Konstruktion soll in Teil II anhand einer länderspezifischen Fallstudie 
die historische Dimension der Veränderung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung durch die 
koloniale und neokoloniale Penetration dargestellt werden. Am Beispiel Kenias läßt sich sehr 
deutlich aufzeigen, welche Veränderung die Stellung der Frau durch die kapitalistische Produk- 
tionsweise erfahren hat. 


I Die Funktion der Frau im Subsistenzsektor 


Mit dem Begriff „Subsistenzproduktion“ bezeichnen wir die Produktion für den Eigenbedarf im 
gesellschaftlichen Rahmen des peripheren Kapitalismus. Zwar finden sich auch rudimentäre Ele- 
mente der Subsistenzproduktion im entwickelten Kapitalismus, z,B. betreibt der Schrebergärt- 
ner in der BRD Subsistenzproduktion, entscheidend ist jedoch das Ausmaß und die Funktion, 
die der Subsistenzsektor innerhalb des gesellschaftlichen Produktionsprozesses hat. 

Die Arbeit der Frau in der Subsistenzproduktion liefert im gegenwärtigen Stadium des 
„Entwicklungsprozesses‘ die Grundlage zur Ausbeutung der männlichen Arbeitskraft im kapita- 
liastischen Sektor. Die derzeitige Unterentwicklung ist Folge der Überausbeutung der Arbeits- 
kraft von Frau und Mann im Subsistenzsektor, wobei letzterer tendenziell in den kapitalisti- 
schen Produktionsprozeß eindringen kann (1). Die Überausbeutung der männlichen-Arbeitskraft 
— sein Lohn deckt kaum die eigenen Reproduktionskosten, geschweige denn die seiner Familie 
— wird ermöglicht durch die Arbeit der Frau in der landwirtschaftlichen Subsistenzproduktion. 


1 Eine Ausnahme bilden die freien Produktionszonen und die Weltmarktfabriken, in denen 
der überwiegende Anteil der Beschäftigten aus Frauen besteht. Der Hauptgrund für die 
Beschäftigung von Frauen in diesen Unternehmen liegt, nebst des geringen Lohnes für 
Frauen, in der hohen Arbeitsintensität der betreffenden Industriebranchen. Vgl. F. Frö- 
bel, J. Heinrichs, O. Kreye, Die neue internationale Arbeitsteilung, Reinbek bei Hamburg, 
1977, S. 529 ff. Jedoch ist der Anteil der Frauen, die in den Weltmarktfabriken und frei- 
en Produktionszonen Taiwans, Koreas, Singapurs, Hongkongs, Malaysias und Mexikos er- 
werbstätig sind, gering im Vergleich zum Anteil derjenigen Frauen, die in der Subsistenz- 
produktion verharren. 
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Unter Arbeitsbedingungen, die sich durch karge Böden und niedrige Technologie aus- 
zeichnen, produziert und verarbeitet die Frau unter sich ständig erschwerenden Bedingungen (2) 
die Gebrauchswerte zur Reproduktion der Familie. Durch die Sicherung dieser Produktion vor- 
wiegend durch den Arbeitseinsatz der Frau ist es innerhalb des kapitalistischen Sektors möglich, 
die Löhne der Männer niedrig zu halten. Die Reproduktionskosten der Familie und häufig auch 
ein Teil der Reproduktionskosten der Arbeitskraft des Mannes müssen nicht in seinem Lohn 
enthalten sein, da der Subsistenzsektor für die Reproduktion der Arbeitskraft im kapitalisti- 
schen Sektor zum Teil, für die Reproduktion der Familie vollständig sorgt. 

Die Theoretiker des ungleichen Tauschs (Emmanuel, Palloix, Amin) konzentrieren sich 
bei ihren Untersuchungen zur Unterentwicklung in unzureichendem Maße auf diesen Aspekt 
der Ausbeutung der Arbeitskraft. Die Ausbeutung der Entwicklungsländer durch die Industrie- 
länder ist nicht allein erklärbar durch den internationalen Handel, sondern auch durch die Über- 
ausbeutung der Arbeitskraft, die ihre heutige Basis in der im Subsistenzsektor geleisteten Ge- 
brauchswertproduktion der Frau, die der Reproduktion der Arbeitskraft im modernen Sektor 
dient, hat. Die Theoretiker des ungleichen Tauschs sehen die Unterentwicklung auch und vor 
allem als Resultat einer Übertragung zwischen Wirtschaftssektoren, die auf der Grundlage ver- 
schiedener Produktionsverhältnisse funktionieren, Die Beweisführung jener Theoretiker erklärt 
aber nur die Übertragung des Profits, nicht die Art und Weise, in der er zustande kommt. 

Der Subsistenzsektor gehört, aufgrund der in ihm vorherrschenden Produktionsverhältnis- 
se und der Funktion letzterer für den kapitalistischen Produktionsprozeß, zwar zur Zirkulations- 
sphäre des Kapitalismus, nicht aber zur kapitalistischen Produktionssphäre. Jedoch stehen beide 
Sektoren, der kapitalistische als auch der Subsistenzsektor, in einer organischen Verbindung 
miteinander. Die Ambivalenz der Aufrechterhaltung und Teilauflösung des Subsistenzsektors 
ist aber vom dominanten kapitalistischen Produktionsprozeß abhängig; er diktiert die Bedingun- 
gen des Produktions- und Reproduktionsprozesses des gesellschaftlichen Gesamtsystems. 

Hier ist die Kritik an Meillassoux anzusetzen, der zum einen davon ausgeht, daß die ver- 
schiedenen sozialen Systeme primär zum Zwecke ihrer Reproduktion organisiert seien (3), und 
der des weiteren behauptet, die Kontrolle über die Reproduktionsorgane der Frau seien alleini- 
ges Mittel zur Kontrolle der Reproduktion der Arbeitskraft. Damit erweist sich sein Ansatz zur 
Entwicklung einer Theorie über die Ursachen der Unterdrückung der Frau als unzureichend. Die 
Notwendigkeit der Auseinandersetzung mit Meillassoux‘ Erklärungen ergibt sich jedoch aus der 
Popularität, die dieser Theoretiker bei vielen Feministinnen und Marxistinnen genießt, die in 
senem Ansatz den Schlüssel zur Frauenunterdrückung zu finden meinen. 

Ein wesentliches Problem, das zu vielerlei Mißverständnissen und analytischen Unklarhei- 
ten führt, scheint uns in dem unpräzisen Gebrauch des Begriffes „Reproduktion“ zu liegen (4). 
Edholm/Harris/Young leisten einen Ansatz zur Bildung eines präziseren Arbeitsdegriffes, indem 
sie drei Ebenen der Reproduktion, die ihrer Meinung nach der analytischen Trennung bedürfen, 
ermitteln: die Ebene der sozialen Reproduktion, die Ebene der Reproduktion der Arbeitskraft 
und die Ebene der biologischen Reproduktion, Die drei Ebenen sollen jeweils ein anderes theo- 
retisches Niveau ansprechen, wobei die Interrelationen zu erarbeiten wären (5). 


2 Die Einführung moderner Produktionsmethoden (grüne Revolution und weitere Agrarhil- 
feprojekte der kapitalistischen Staaten) in der Landwirtschaft hat zu einer Polarisierung 
innerhalb der Bevölkerung geführt: zunehmende Besitzkonzentration bei einigen wenigen, 
bereits vorher über genügend Land verfügenden mittleren und reichen Bauern, zunehmen- 
de Exproprüerung und somit Verelendung bei der Mehrheit der bäuerlichen Schichten. 
Vgl. H. Sharma, The Green Revolution in India: Prelude to a Red One?, in: Imperialism 
and Revolution in South Asia, eds. H. Sharma, K. Gough, N.Y., London, 1973, 8. 77 ff. 

3 F. Edholm, O. Harris, K. Young, Conceptualising Women, in: Critique of Anthropology 
No. 9/10, Vol. 3, 1977, S. 110 und C. Meillassoux, Die wilden Früchte der Frau — Über 
häusliche Produktion und kapitalistische Wirtschaft, Frankfurt /Main 1976, S. 116 

4 Diese Kritik ist nicht nur gegen Meillassoux gerichtet, da die Begriffsverwirrung bezüglich 
„Reproduktion“ ein Problem aller, die sich damit auseinandersetzen, darstellt. 

5 Edholm, Harris, Young, Conceptualising Women ..., a.a,O., S. 104 


119 


Soziale Reproduktion bezeichnet die Reproduktion der Bedingungen der sozialen Repro- 
duktion in ihrer Gesamtheit; es geht dabei nicht um die Reproduktion einzelner Elemente des 
gesamtgesellschaftlichen Prozesses. s 

Die Reproduktion der Arbeitskraft bezieht sich zum einen auf die Aufrechterhaltung der 
Arbeitskraft hier und jetzt, zum anderen auf die längerfristige Verteilung der Arbeitskraft inner- 
halb des Arbeitsprozesses. 

Die biologische Reproduktion, die nur von der Frau geleistet werden kann, wird häufig 
nicht von der Reproduktion der Arbeitskraft im obigen Sinne getrennt, bzw. es wird sogar der 
soziale Reproduktionsprozeß mit der biologischen Reproduktionsfunktion der Frau gleichge- 
setzt (6). a 

Meillassoux begeht einen ähnlichen Iirtum: die soziale Reproduktion wird von ihm für 
die Reproduktion der Arbeitskraft gehalten, und diese wiederum setzt er identisch mit der 
Kontrolle über die biologische Reproduktionsfunktion der Frau, 

Ausgehend von seinem Theorieansatz, daß soziale Systeme primär zum Zwecke ihrer Re- 
produktion organisiert sind, kommt Meillassoux zur Sichtweise der Frauen als nur Reproduk- 
tionsagentinnen, ihre ebenso wichtige Rolle als Produktionsagentinnen vernachlässigend (7). 

Die tatsächliche Problematik des Terminus „Reproduktion“ ist bei allen diesen Ansätzen 
bisher nicht erfaßt worden: in allen dem Kapitalismus vorangehenden Produktionsweisen fallen 
gesellschaftliche und individuelle Reproduktion zusammen. Im Kapitalismus aber entsteht ein 
Gegensatz zwischen gesellschaftlicher und individueller Reproduktion, wobei die individuelle 
Reproduktion zur Privatsache wird. Die Ambivalenz des Kapitalismus, der einerseits Tendenzen 
zur Vergesellschaftung der individuellen Reproduktion zeigt (Kantinen, Kindergärten, Waschsa- 
lons), andererseits aber die individuelle Reproduktion mit aller Gewalt aufrechtzuerhalten ver- 
sucht (finanzielle Förderung der Kleinfamilie, Erziehungsgeld für Frauen, Propagierung von 
„Mutterglück“), ist bisher in der Theoriebildung nicht ausreichend geklärt worden. Auch der 
Ansatz von Edholm/Harris/Young ist lediglich ein weiterer Beitrag zur Bildung von Arbeitsbe- 
griffen. Die Trennschärfe der verschiedenen Ebenen der Reproduktion ist undeutlich — ihre 
Tauglichkeit muß daher in Frage gestellt werden. Dies gilt insbesondere für den Begriff der so- 
zialen Reproduktion, der die gesamtgesellschaftliche Reproduktion meint, womit aber noch 
nichts geklärt ist. Genau hier taucht das Problem der Trennung von gesellschaftlicher und indivi- 
dueller Reproduktion im Kapitalismus auf: wie ist also dieser Gegensatz von gesellschaftlicher 
und individueller Reproduktion in die Begrifflichkeit der sozialen Reproduktion einzugliedern? 
Diese Frage ist bisher ungeklärt. 

Ein weiterer Kritikpunkt, der zu weitreichenden Konsequenzen führt, ist die Behauptung, 
daß das Fortbestehen eines zahlenmäßig umfangreichen Subsistenzsektors die These Rosa Lu- 
xembuıgs von der fortgesetzten ursprünglichen Akkumulation bestätige (9). Wir sind der Mei- 
nung, daß sich der Begriff der ursprünglichen Akkumulation, so wie er von Marx definiert wur- 
de, auf eine bestimmte historische Phase (17. und 18, Jhdt.) bezieht, in der eine Scheidung der 
unmittelbaren Produzenten von ihren Produktionsmitteln stattfand, eine Verwandlung der un- 
mittelbaren Produzenten in Lohnabhängige (10). Natürlich trug die Ausbeutung der Ressourcen 
der Kolonien nicht unwesentlich zur Akkumulation bei, dennoch ist der Prozeß der ursprüngli- 
chen Akkumulation abgeschlossen, da die ursprüngliche Akkumulation die Vorgeschichte des 
Kapitals und der ihr entsprechenden Produktionsweise bildet (11). 

Werlhof greift ebenfalls den Begriff der ursprünglichen Akkumulation zur Charakterisie- 
rung des Verhältnisses des Kapitals zur gesamten Gebrauchswertproduktion auf. Sie spricht vom 
Bereich der fortgesetzten ursprünglichen Akkumulation in oder außerhalb der Familie (12). Die- 


6 ebenda, S. 103 
7 ebenda, S. 108 
& entfällt 


9 Meillassoux, Die wilden Früchte ..., a.a.O., S. 118 

10 MEW 23, Berlin (DDR), 1972, S. 742 

11 ebenda 

12 Vgl. C. von Werlhof, Zu den Folgen der Einbeziehung der Frauenfrage in die Kritik der 
Politischen Ökonomie, Paper, Sept. 1977, S. 20 
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se Arbeit, von Frauen geleistet, sei die Basis der Kapitalakkumulation. Sie bezieht in ihre Ana- 
lyse die Frauen in der Ersten Welt sowie die in der Dritten Welt mit ein. 

„Bis heute brauchte die kapitalistische Tauschwertproduktion einen Bereich der Gebrauchswert- 
und Subsistenzproduktion, der sie in einer dynamischen Verbindung stützte, von der sie aber - 
auch abhing: den Frauen im Patriarchat. ‚Freie‘ Lohnarbeit ist bisher nicht anders möglich ge- 
wesen.“ (13) 

Auf diesen kritischen Punkt wird späternoch einmal zurückgekommen. Betrachten wir zunächst 
die Gebrauchswertproduktion im Rahmen des Subsistenzsektors der peripher-kapitalistischen 
Länder. 

Der Bereich der Gebrauchswertproduktion ist in Lateinamerika und anderen Entwick- 
lungsländern in sehr viel größerem Ausmaß vorhanden als in den Industrieländern: beobachtet 
man in den entwickelten kapitalistischen Ländern die Tendenz zur zunehmenden ıeellen Sub- 
sumtion aller Arbeitskraft unter das Kapital (generalisierte Lohnarbeit), so stellt man in den 
Entwicklungsländern fest, daß weite Sektoren nur formell unter das Kapital subsumiert sind 
(alle Gebrauchswertproduzenten und ‚marginalisierte‘ Nicht-Produzenten). Werlhof bezeichnet 
daher den Widerspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital als zu einseitig und historisch verkürzt 
(14), was uns einleuchtend erscheint. Ältere Widersprüche werden wirksam, gehen mit dem Ka- 
pitalverhältnis teils widersprüchliche, teils stützende Kombinationen ein und sind für die Auf- 
rechterhaltung des Kapitalverhältnisses in den Entwicklungsländern von entscheidender Bedeu- 
tung. Als diese noch wirksamen Widersprüche nennt Werlhof den Grundwiderspruch Mann/Frau, 
ebenso den Widerspruch Staat/bäuerliche Massen. 

Es ergeben sich also zusätzlich innerhalb des Kapitalverhältnisses verschiedene Kombina- 
tionen von Widersprüchen, auch wenn alle Produzenten und Nicht-Produzenten gemeinsam im 
Widerspruch zum Kapital stehen (15). 

Nach Werlhof kristallisieren sich in Lateinamerika folgende zentralen Widersprüche her- 
aus: 

1. der Widerspruch Kapital — Proletariat 

2. der Widerspruch Kapital/Proletariat — Gebrauchswert- und Nicht-Produzenten (16) 

3, der Widerspruch Gebrauchswertproduzenten — Nicht-Produzenten 

Das Kapital sei dabei nicht begrenzt als verschiedene Einzelkapitalien zu sehen, In den Entwick- 
lungsländern ist es zunehmend der Fall, daß der Staat zum „reellen“ Gesamtkapitalisten wird, 
indem er unternehmerisch tätig wird bzw. nur ausbeuterische und repressive Funktionen über- 
nimmt. 

„Haben also die Tauschwertproduzenten im Klassenkampf als Gegner entweder den Kapitalisten 
selbst oder/und zunehmend den Staat, so ist es bei den Gebrauchswert- und Nicht-Produzenten 
eindeutiger: der Gegner ist für sie ohnehin fast immer der Staat in Form von Steuern, Gebühren, 
Militär und Polizei, weil sie nicht direkt oder dauerhaft im Kapitalverhältnis stehen und daher 
mit der Bourgeoisie selten konfrontiert werden. Für-die Mehrheit heißt dies, daß das Kapital 
materiell als Staat auftritt und damit ihr Gegner ist.“ (17) . 

Die Gebrauchsweise der Begriffe ist unpräzise, was man an der Darstellung der Widersprüche 
deutlich machen kann: einmal faßt Werlhof unter dem Begriff „Marginalisierte‘“ die Männer, die 
Nicht-Produzenten sind, sowie die Gebrauchswertproduzenten (männliche Subsistenzbauern), 
andererseits gelingt es ihr nicht, den Unterschied zwischen männlichen und weiblichen Ge 
brauchswertproduzenten klarzumachen, die sie plötzlich zueinander in Widerspruch setzt, abge- 
sehen davon, daß auch die Gebrauchswertproduzentinnen marginalisiert sind (18). 


13 C. von Werlhof, Frauen, Bauern und Staat, Arbeitspapiere No. 9, Juli 1977, Universitäts- 
schwerpunkt Lateinamerikaforschung der Universität Bielefeld, S. 44 

]4 ebenda, S. 2 

15 ebenda, S. 4 

16 Gebrauchswertproduzenten sind weibliche und männliche Subsistenzbauern und Frauen, 
die Hausarbeit leisten. Nicht-Produzenten sind Männer, die teilweise oder ganz aus dem 
Produktionsprozeß herausfallen, da sie keine Arbeit mehr finden. 

17 ebenda, S. 5 

18 Ähnlich verfährt sie mit dem Begriff der Tauschwertproduktion, den sie plötzlich auch 
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Interessant für unsere Analyse ist jedoch der Aspekt, daß die Arbeit der Frauen im Subsi- 
stenzsektor, die ja elementar für das Überleben aller — ob Produzenten oder Nicht-Produzenten 
— ist, zu dem Widerspruch führt, daß die Frauen einerseits weiterhin ihre Funktion als Reprodu- 
zentinnen und Gebrauchswertproduzentinnen übernehmen, während ein Großteil der Männer 
einfach keine Arbeit mehr findet und somit seine Funktion als „‚Ernährer‘‘ der Familie verliert. 
Dem Schluß, den Werlhof zieht, ist zuzustimmen: der älteste aller Klassengegensätze wird infra- 
ge gestellt, nämlich der zwischen Mann und Frau im Patriarchat. Tendenzen hierzu sind empi- 
risch bereits nachweisbar, wie z.B. die tendenzielle Auflösung der Familie (19). 

Den erwähnten Widersprüchen zufolge reiche ein Zwei-Klassen-Modell nicht mehr aus, 
die gesellschaftlichen Verhältnisse zu fassen. Werlhof hält ein Drei-Klassen-Modell für angemes- 
sener, obwohl auch dieses noch sehr vereinfacht sei. Die Ausbeutungshierarchie sähe dann fol- 
gendermaßen aus: 

An oberster Stelle steht das Kapital bzw. der Staat, eine intermediäre Klasse bilden die 
Arbeiter, die einerseits ausgebeutet werden, andererseits selber als Ausbeutende auftreten, sin- 
dem sie sich die Arbeit der Frauen aneignen. An unterster Stufe stehen somit die Frauen als Ge- 
brauchswertproduzentinnen (20). 

Unserer Meinung nach ist aber diese Gleichsetzung aller Frauen ungeachtet ihrer übrigen 
sozialen Zusammenhänge falsch. Ferner halten wir es für problematisch, keinen Unterschied 
mehr zwischen Hausarbeit und Subsistenzproduktion festzustellen. Diese Problematik soll im 
folgenden erörtert werden. 

Die unbezahlte Hausarbeit der Frauen in den Industrieländern, die, wie die unbezahlte 
Arbeit der Frauen im Subsistenzsektor der Entwicklungsländer, den Wert der Ware Arbeitskraft 
des Mannes senkt (er ist in beiden Fällen im Vergleich zur Frau in stärkerem Maße im kapitali- 
stischen Sektor erwerbstätig), legt auf den ersten Blick folgende Analogie nahe: Hausarbeit der 
Frau und Subsistenzproduktion entsprechen sich, sie haben die gleiche Funktion für die Kapi- 
talakkumulation. Dies wird damit begründet, daß es sich sowohl bei der Hausarbeit als auch bei 
der Subsistenzproduktion um Gebrauchswertproduktion handele, in beiden Bereichen also kei- 
ne kapitalistischen Produktionsverhältnisse herrschen. Da der Subsistenzsektor als auch die 
Hausarbeit eine sehr wesentliche Funktion für das kapitalistische System haben, nämlich die 
Leistung unbezahlter Arbeit, die die Reproduktionskosten der männlichen Arbeitskraft verrin- 
gert, wird bei einigen Autorinnen von der fortgesetzten ursprünglichen Akkümulation im Sub- 
sistenzsektor wie bei der Hausarbeit gesprochen. Unsere Kritik am Ansatz der fortgesetzten 
ursprünglichen Akkumulation ist bereits oben formuliert worden. Unseres Erachtens ist jedoch 
ein weiterer sehr wesentlicher Sachverhalt übersehen worden, der eine Gleichsetzung von Haus- 
arbeit und Subsistenzproduktion ausschließt: ' 

Frauen in den Entwicklungsländern haben noch weitgehende Verfügungsgewalt über ihre 
Produktionsmittel und erzeugen und verarbeiten die Nahrungsmittel, die sie konsumieren, selbst. 
Frauen in den Industrieländern dagegen sind weitestgehend ihrer Produktionsmittel beraubt. Sie 
kaufen die Waren, die sie dann weiterverarbeiten (21). 

Daraus leiten wir ab, daß Subsistenzarbeit und Hausarbeit auch eine unterschiedliche 
Funktion für die Kapitalakkumulation haben: Hausarbeit leistende Frauen steigern durch ihre 
Nachfrage nach Waren (relativ je nach Wirtschaftslage) und durch die unbezahlte Hausarbeit die 
Kapitalakkumulation, während der Subsistenzsektor zur Kapitalakkumulation durch die Liefe- 
rung kostenloser Arbeitskraft beiträgt (22). 

Die aufgezeigten verschiedenen Versuche der Theoriebildung zeichnen sich durch ein 
noch sehr diffuses Begriffsinstrumentarium aus: es wurden nicht mehr als vorläufige Arbeitsbe- 


für die Produktion von Nachkommen verwendet, obwohl diese ja nicht für den Markt 
produziert werden. 

19 C. v, Werlhof, Frauen, Bauern und Staat ..., S. 5 

20 " ebenda, S. 7 

21 Vgl. C. D. Deere, Rural Women's Subsistence Production in ee Capitalist Periphery, in: 
The Review of Radical Political Economics — Special Issue: Women. and the Economy, 
No. 1, Vol. 8, 1976, S. 14 

22 ebenda, S. 14 
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griffe entwickelt, deren Brauchbarkeit noch nicht überprüft ist. Unserer Meinung nach könnten 
vermehrt durchgeführte theoretisch angeleitete Realanalysen zur Klärung der Begriffsvielfalt 
und zur Überprüfung ihrer Tauglichkeit dienen. Diese Analysen müßten aber die historische Di- 
mension stärker als bisher berücksichtigen. Es geht nicht darum, intellektuelle Spielereien zu 
veraristalten, sondern darum, den Charakter der Reproduktion, der Rolle der Frau usw. in der 
Realität zu erfassen. Dies geschieht aber nicht durch neue Begriffsschöpfungen allein. Diese 
müssen vielmehr der Überprüfung an der Realität standhalten. 


I Historische Dimension der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung: 
Das Beispiel Kenia 


Arbeitsteilung der ackerbautreibenden Stämme im vorkolonialen Kenia (23) 


Aufgaben der Frau Aufgaben des Mannes 
biologische Reproduktion Sicherheits- und Verteidigungsfunktion (Meflsch 
Aufzucht der Kinder und Tier) 
Ausbildung der Mädchen (ab ca. 8 Jahren) Ausbildung der Jungen (8 - 10 Jahre) 
Teilfunktion bei Rodung Brandrodung für neue Felder 
routinemäßige Feldarbeit (säen, jäten etc.) Bewachung der Felder 
Vorratsbildung j Honigsammeln im Wald 
Kochen, Haushalt Jagen, Fischen 
Heranschaffung von Brennmaterial, Wasser Häuserbau 
Kleidung, Schmuck herstellen Einzäunungen 
Naturaltausch (geringfügig) Viehhaltung und -verkauf 
Rechtsprechung 
Arbeitsteilung der ackerbautreibenden Stämme im kolonialen Kenia 
Aufgaben der Frau Aufgaben des Mannes 
gleiche Aufgaben wie in der vorkolonialen Verlust der meisten oben genannten Bereiche 
Zeit Lohnarbeiter auf Plantagen 
Oft Verdingung als Lohnarbeiterin auf Plan- in Städten: Nachtwächter, Diener, Ale 
tagen Hafenarbeiter 
Zwangsarbeit „Farmer‘-cash crop-Produktion 
j Zwangsarbeit 
Verharrung im Subsistenzbereich Eintritt in den „modernen“ kapitalistischen 
Sektor 


Am Beispiel Kenias wollen wir nun aufzeigen, wie sich die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung 
historisch für die Frauen auf dem Land heute darstellt und wie sie sich seit der vorkolonialen 
Phase des Landes entwickelt hat. 

Aus der oben aufgeführten Tabelle geht hervor, daß die Frau traditionell als Produzentin 
für die Nahrungsmittelversorgung der Familie verantwortlich war, den kontinuierlichen Acker- 
bau aufrechterhielt, während dem Mann in der Agrarwirtschaft nur zeitlich meist begrenzte Auf- 
gaben zufielen wie im Turnus von ein paar Jahren Dschungelroden (Brandrodung), dagegen stän- 
dig Verteidigungs- und Sicherheitsfunktionen und mehr oder weniger sporadisch die Erweite- 
rung des Speiseplans des Clans mit Jagen und eventuell Fischen (24). 

Die Produktion insgesamt war auf die einfache Reproduktion der Gemeinwesen ausge- 
richtet; erzielten die Frauen eine gute Ernte, diente der Überschuß zur längerfristigen Subsistenz- 
absicherung oder in beschränktem Maße zum Austausch gegen andere Produkte (z. B. tauschten 
Kikuyu-Frauen Mais und Hirse gegen Felle und Milchprodukte der Massai-Frauen) (25). 


23 Bei der Darstellung der Arbeitsteilung nach Geschlecht sind wir uns bewußt, daß es sich 
hier um eine Verallgemeinerung handeln muß. Für die Arbeit ist es nicht notwendig, die 
Differenzierungen von geschlechtsspezifischen Arbeitsprozessen der 42 Stämme Kenias 
detailliert aufzulisten. 

24 Ausführliche Analyse zu vorkolonialen Gesellschaften in Kenia vgl. Carola Donner-Reich- 
le: Die Last der Unterentwicklung — Frauen in Kenia, Berlin 1977, 8. 9-23 

25 G. Muriuki, Kikuyu reaction to traders and British administration, 1850 - 1904, in: B. 
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Das Mehrprodukt wurde im Rahmen der vorkapitalistischen Produktionsweise der Stäm- 
me Kenias nicht über die einfache Reproduktion zu einer Akkumulation im kapitalistischen Sin- 
ne verwendet und wurde nicht inhaltsbestimmende Form gesellschaftlicher Produktion. Zwar 
gab es eine beschränkte Form der Warenproduktion für den Handel, diese war aber nicht domi- 
nant und bestimmte nicht den Charakter der Produktiongweise. 

Zusammenfassend für die vorkolonisle Phase in Kenia für die ackerbautreibenden Stäm- 
me kann verallgemeinert festgehalten werden, daß der Kern der gesellschaftlich-familialen Pro- 
duktion und Reproduktion auf der Kontinuität weiblicher Arbeitsleistung beruht, die Frau in- 
nerhalb der Gesellschaften als lebensnotwendige Produzentin anerkannt war. 

Mit dem Kolonialismus der Briten (26) veränderte sich nicht nur das Wirtschaftssystem 
nachteilig für die Frauen, die Männer wurden aus ihrem bisherigen Aufgabenbereich innerhalb 
der Familie total herausgerissen, was einschneidende Folgen für die Gesellschaften Kenias hatte. 

Um nur einige wichtige Faktoren zu nennen: Weiße Siedler nahmen für sich das frucht- 
barste Land (die späteren „white highlands‘‘) in Anspruch, errichteten Plantagenbetriebe mit 
neuester Technologie, die für den Weltmarkt produzieren sollten. Außer Land — die Afrikaner 
wuden vertrieben und in Reservate gesteckt — benötigten sie aber auch billige Arbeitskräfte, die 
man mit Hilfe von Steuern, Zwangsarbeit und Reservätspolitik aus der familial-kollektiven Haus- 
wirtschaft auf die Plantagen brachte. 

In völliger Ignorierung des Gesellschafts- und Wirtschaftssystems der Gesellschaften Ke- 
nias sah man in den Männern die Produzenten der Landwirtschaft, die als Oberhaupt der Fami- 
lien auch die Steuern zu zahlen hatten. 

Die Gesetze gegen das Jagen und den Viehdiebstahl sowie die Unterdrückung der Stam- 
mesfehden nahmen den Männern ihre traditionellen Arbeitsbereiche und zwangen sie in einen 
neuen Wirtschaftssektor, während die Frauen in den Reservaten kaum mehr die Nahrungsmittel- 
produktion (Auslaugung der Böden in Reservaten infolge der Landknappheit und Überweidung) 
sicherstellen konnten. Die Frau mußte oft allein für die Familie sorgen und die Aufgaben, des 
Mannes mit übernehmen (bzw. die Kinder verstärkt in die Produktion einbeziehen), während 
der Mafın auf Plantagen oder in den rasch wachsenden Städten sich als Lohnarbeiter verdingte, 
um Steuern etc, zahlen zu können (27). Oft waren aber beide, Mann und Frau, gezwungen, 
Zwangsarbeit zu verrichten, und in vielen Fällen arbeiteten Frauen in Plantagen während saison- 
aler Erntezeit (28). 

Mit dem Aufbau eines exportorientierten Sektors, der den kapitalistischen Produktions- 
und Verwertungsgesetzen untergeordnet war, dominierte dieser über die vorkapitalistische Pro- 
duktion, die sich nur noch begrenzt in den Reservaten aufrechterhielt. Da der kapitalistische 
Sektor ohne die billigen afrikanischen Arbeitskräfte nicht auskam, subsumierte er sie mit Hilfe 
außerökonomischer Zwänge. 

Der immer mehr verelendende Subsistenzsektor wurde insoweit aufrecht erhalten, als 
die Frauen billige Nahrungsmittel für die ganze Familie produzierten und die Reproduktion si- 
cherten. Die Frauen trugen die Hauptlast dieser Reproduktion, trotz Landverknappung und Des- 
integration der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und immer stärkeren Zerstörung sozialer 
Traditionen und Gefüge. Selbst-wenn die Männer in der Landwirtschaft blieben, bauten sie nach 
Schulung der weißen Kolonialisten bestimmte cash crops an (29), die sie auf dem Markt verkauf- 
ten, also nicht direkt für den Verbrauch der Familie — dafür war die Nahrungsmittelproduktion 
der Frau im Subsistenzsektor vorhanden. 


Ogot fed.), Hadith.1, Nairobi 1968, p. 104 

26 Vgl. C. Leys, Underdevelopment in Kenya, London 1975, und J. Oser: Promoting econö- 
mic development, Nairobi 1976 

27 Warum Frauenarbeit im Subsistenzsektor so wichtig für die koloniale Ökonomie war, 
u... because of the critical importance under the low-wage migrant and resident-labour 
system of maintaining subsistence agricultural production.“ S. Stitcher, Women and the 
Labor Force in Kenya 1895 - 1964, in: Rural Africana, No. 29, Winter 1975-76, p. 53 

28 Vgl. Clayton/Savage, Government and Labor in Kenya 1895 - 1963, London 1974 

29 Die Europäer monopolisierten bestimmte cash crops (wie Kaffee), die besonders profita- 
bel waren, vgl. M. P. K. Sorrenson, Land Reform in the Kikuyu Country, Nairobi 1967 
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Die Frau mußte oft noch zusätzlich auf den Feldern des Mannes arbeiten, der den Ver- 
dienst ohne Rücksprache mit ihr verwendete — nach seinem Gutdünken. 

Durch die schon in der Kolonialzeit intendierte Individualisierung von Landtiteln, die auf 
den Mann übeıgingen — da er als Oberhaupt der Familie schon in der vorkolonialen Phase for- 
mell für den Clan den Boden besaß und so nahtlos Eigentümer wurde — während die Frau keine 
Rechte diesbezüglich erhielt und in eine neue — tendenziell schon angelegte — Abhängigkeit 
vom Mann geriet. ‚ 

Besonders in polygamen Haushalten führte die Individualisierung von Land, verbunden 
mit Steuern zur Auflösung der Strukturen des Haushaltes, viele Frauen wurden vom Man ver- 
jagt, die Steuern waren zu hoch (30). In die Familie der Eltern war oft kein Zurück, da diese die 
gleichen Schwierigkeiten hatten. So blieb vielen Frauen nur die Möglichkeit in die Städte abzu- 
wandern; ohne Ausbildung führte der Weg meist in die Prostitution (31). 

Aber während für die Männer das soziale Ansehen in der Gesellschaft stieg, da sie zum 
Adressaten und Repräsentanten des modernen Teils der afrikanischen Landwirtschaft und Lohn- 
arbeiter im kapitalistischen Exportsektor der „weißen“ Ökonomie wurden, verloren die Frauen 
an Prestige mit der zunehmenden Verelendung des afrikanischen Subsistenzsektors. 

Wie sieht nun heute die Situation für die Frauen auf dem Land aus? Zunächst ist festzu- 
halten, daß immer noch rund 80 % der 13 - 14 Mill. Einwohner Kenias auf dem Land leben, da- 
von sind rund 66 % Frauen. Nach wie vor ist man mit der Tatsache konfrontiert, daß mehr Män- 
ner als Frauen in die Städte abwandern, um Arbeit zu suchen, während die Frau die Subsistenz- 
produktion im Dorf für die Familie betreibt (32). Sind die Männer im Dorf und betätigen sich 
als Farmer, hat das auch Konsequenzen für die Arbeitsbelastung der Frau. 

Wie schon oben erwähnt, wurden die Männer während und auch nach der Kolonialzeit 
als die eigentlichen Farmer mit neuen Produktionstechniken (durch den landwirtschaftlichen 
Beratungsdienst), Marktorganisationen etc. bedient, in totaler Ignorierung der Rolle der Frau als 
Produzentin (33). 

Daß die Frauen unter Mehrarbeit in Entwicklungsländern zu leiden haben, ist allgemein 
bekannt. Wie die konkrete Ausbeutung der Mehrarbeit sich in verschiedenen Schichten auf dem 
Land in Kenia darstellt, soll nun skizziert werden. 

Die Form der Arbeitsteilung in der Familie wird sehr deutlich in den Ergebnissen einer 
empirischen Studie von Mette Monstedt (34) erkennbar, auf die wir uns im Folgenden beziehen. 

Dort wird aufgezeigt, daß in armen und in Familien mit mittlerem Einkommen (das be- 
zieht sich auf weniger als 100 Kenia-Pfund im Jahr) die Frau für Nahrung und die täglichen Din- 
ge verantwortlich ist, auch meist das Schulgeld zahlt. Der Mann verdient sein Einkommen ent- 
weder durch den Anbau von cash crops oder durch eine Arbeit außerhalb der Farm als Lohnar- 
beiter. Die Frau versucht Geld durch verschiedene Aktivitäten dazuzuverdienen: Bierbrauen 
und Verkauf, Verkauf von überschüssigen Eigenprodukten, Kleinhandel. 

Monstedt meint, daß der Mann seine Frau auf den Feldern mit cash crops zusätzlich zu 
ihren Subsistenzfeldern arbeiten läßt, also erhöhte Arbeitsbelastung, Mehrarbeit ohne zu profi- 
tieren, denn vom Einkommen des Mannes geht nicht alles wie bei der Frau an die Familie, 

Bei reicheren Familien ist die Ausbeutung der Frau durch den Mann nach dem empiri- 


30 Die Hüttensteuer und dazu Kopfsteuern waren schwer aufzubringen, vgl. Rosberg/Npt- 
tingham, The Myth of ‘Mau Mau‘: Nationalism in Kenya, New York 1966 ; 

31 Wie profitabel dieser ‚Job‘ war, zeigt: J. Bujra, Women Entrepreneurs of Early Nairobi, 
Canadian Journal of African Studies, 9, 1975, p. 213 - 234 

32 Auf dem Land waren Frauen Haushaltsvorstand von 525 000 Haushalten, davon wird ge- 
schätzt, daß bei 400 000 Haushalten die Männer in Städten arbeiten, vgl. ILO: Employ- 
ment, Incomes and Equality, a Strategy for Increasing Productive Employment in Kenya, 
Geneva 1972,p.47 

33 Die Benachteiligung der Frau als Produzentin wurde nachgewiesen: K. Staudt, Women 
Farmers and Ineqalities in Agricultural Services, in: Rural Africana, No 29, Winter 1975 - 
1976,p. 81-94 

34 _ Mette Monstedt: The changing division of labour within rural families in Kenya, Copen- 
hagen 1976 
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schen Befund von Monstedt noch offensichtlicher. Sie bezieht sich hierbei auf ihre Untersuchun- 
gen von Farmen in der Größenordnung von 30 bis 50 acres Land in Trans Nzoja und Kericho. 
Auf den meisten großen Farmen erhielten die Frauen ein Stück Land zum Anbau von Subsistenz- 
produkten für die Familie, während der Mann sich um die cash crop-Felder mitkümmerte, die 
von Frau und Kindern bearbeitet werden. Hat der Mann mehrere Frauen, so arbeitet jede auf ih- 
rem Stück Land (Besitz, nicht Eigentum...), das in der Regel 2 bis 4 acres groß ist, für die eigene 
Nahrungsmittelproduktion (für sie und ihre Kinder). Eine der Frauen des polygamen Haushaltes 
erhält in der Regel einen Laden, um die cash crops des Mannes zu verkaufen. Die Frauen arbei- 
ten also in ihrem traditionellen Arbeitsbereich und oft noch als Aufseher über saisonale Lohnar- 
beiter des Mannes (falls nicht die Familieneinheit als Kräfte ausreicht). 

Aber die Frau hat wie bei ärmeren Bauernschichten auch kein Recht auf Land, noch An- 
spruch auf den Verdienst des Mannes, dieser behält die Gewinne der cash crops, die als sein 
selbstverständliches Einkommen gelten. 

So kommt Monstedt zu dem überraschenden Ergebnis, daß nicht nur die Frauen von ar- 
men Bauern schlecht gestellt sind, sondern auch Frauen reicher Bauern, diese tragen dieselbe 
Last der Unterentwicklung. Das heißt, sie tragen die Hauptlast der Arbeit, sowohl für die Subsi- 
stenz als auch für die cash crop Produktion, ohne davon zu profitieren. Der Mann bereichert 
sich an der unbezahlten Arbeit der Frauen und betrachtet es als sein natürliches Recht, über das 
Einkommen zu verfügen, ohne der Frau auch nur Rechenschaft darüber abzulegen. 

Daß der Mann dies mit so einer Selbstverständlichkeit beanspruchen kann, liegt u.E. in 
der verfestigten geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung, die deutlichen Ausbeutungscharakter an- 
nimmt, wie es die Untersuchung von Monstedt zeigt. Trotz veränderter ökonomischer, sozialer 
und politischer Verhältnisse bleibt die vorkoloniale Arbeitsteilung für die Frau auf dem Land 
bestehen, allerdings in einer transformierten Form (35). Diese kann man mit der eines share crop- 
pers mit dem landlord vergleichen, mit dem Unterschied, daß die Frau keinen frei verfügbaren 
Verdienst hat. 

Diese Analyse veranlaßt uns zu folgenden vorläufigen Schlußfolgerungen: Solange dieses 
geschlechtsspezifische Verhältnis innerhalb der Familie auf dem Land weiterexistiert, gibt es ‘ 
keine Möglichkeit der Einbeziehung der Frauen in eine ländliche Entwicklung, da sie immer den 
Hemmschuh der Tradition mit sich schleppen, d.h. der Verpflichtung unterliegen, kostenlos 
Nahrungsmittel für die Familie herzustellen. Durch dieses Ausbeutungsverhältnis kann man nicht 
mehr von der „household unit‘ sprechen, denn die Einheit zerfällt in zwei Teile, in einen soge- 
nannten „progressiven“ Teil, der mehr oder weniger in den kapitalistischen Sektor eingegliedert 
ist, der durch den Mann repräsentiert wird, und den ‚traditionellen‘, unproduktiven Teil, der 
in Stagnation verharrt, repräsentiert durch die Frau. 

Will man den Frauen eine Entwicklungsmöglichkeit geben, aus der Stagnation herauszu- 
kommen, muß man die traditionalen Strukturen auflösen, also die geschlechtsspezifische Ar- 
teilsteilung, die zu Lasten der Frauen geht. Palmer (36) schlägt als Lösungsversuch vor, man müs- 
se den Frauen Kredite, Land, eigene Organisationsformen etc. zugänglich machen, damit sie kol- 
lektiv arbeiten können auf ihrem Land und über ihr Einkommen verfügen. 

Wieweit so ein Ansatz in die Realität, berücksichtigt man die sozio-ökonomische Lage in 
Kenia, umzusetzen ist, bleibt fragwürdig. 


35 Daß selbst in Paradeentwicklungsprojekten diese Arbeitsteilung für die Frauen‘ erhalten 
bleibt, analysiert: Hanger/Moris, Women and Household Economy, in: Chambers/Moris 
(eds.), MWEA. An irrigated Rice Settlement Scheme, München 1973 

36 Ingrid Palmer: Rural women and the basic-needs approach to development, in: Interna- 
tional Labour Review, Vol. 115, No. 1, Jan-Feb 1977, p. 97-107 
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Kerstin Dörhöfer 
Wohnverhältnisse und Bewohnerverhalten 


1. Zur Bedeutung der Wohnung für die Reproduktion der Arbeitskraft 


Existentielle Funktionen zur Reproduktion der Arbeitskraft sind Ernährung, Ent- 
spannung und Schlaf, Körperpflege und Bekleidung, Zärtlichkeit und Sexualität. Sie 
werden weitgehend unter Ausschluß der Öffentlichkeit, „privat“ erledigt. Ihr gesell- 
schaftlicher Ort ist die Familie, der Privathaushalt. Ihr räumlicher Ort ist die Woh- 
nung. Diese ist damit grundlegende Voraussetzung zur Reproduktion von Arbeits- 
kraft -—- täglicher individueller ebenso wie zukünftiger generativer. 

Da der Familie heute — vor allem der Arbeitertamilie — als wesentliche Funk- 
tion die psychische Kompensation der arbeitsplatzbedingten Probleme und Ärger- 
nisse zugeschrieben wird, ist die Wohnung auch der Ort zur Erledigung dieser Auf- 
gabe, Voraussetzung also außer für die physische Reproduktion der Arbeitskraft 
auch für deren psychische. 

Die o.g. Funktionen zur Wiederherstellung physischer und psychischer Kräfte 
schließen jedoch Vor- und Nacharbeiten ein (Einkauf, Kochen, Abwasch, Pflege der 
Wohnung, Kleidung, Wäsche, Vorratshaltung, Wartung und Reparatur von Geräten, 
Kinder aufziehen und erziehen u.v.a.m.), die Kräfte aufzehren. Diese Aufgaben wer- 
de zumeist von der Frau wahrgenommen, der die Rolle der Hausfrau und Mutter, 
auch wenn sie erwerbstätig ist, traditionell anhängt. Sie hat die Aufgabe, die Repro- 
duktion männlicher und zukünftiger Arbeitskraft zu sichern. Die Wohnung, in der 
diese Aufgaben erledigt werden, ist damit neben Reproduktionsstätte auch Arbeits- 
stätte, zumeist der Frau. 

Ihr Stellenwert im geseilschaftlichen Reproduktionsprozeß ist folglich ein 
doppelter: sie dient nicht nur der Regeneration von Arbeitskraft, sondern ist zu- 
gleich der Ort, an dem die der Regeneration vorausgesetzte, besellschaftlich notwen- 
dige Arbeit erledigt wird. Damit ist sie auch von besonderer Wichtigkeit für die Auf- 
rechterhaltung der Produktion selbst, unter kapitalistischen Produktionsverhältnis- 
sen zugleich für die Sicherung des Kapitalverwertungsprozesses. 

Die Versorgung mit Wohnraum liegt daher nicht nur im Interesse der Arbeits- 
kräfte, sondern auch in dem des.Kapitals. 

Dennoch sah sich das Kapital nicht veranlaßt, diese Versorgung prinzipiell zu 
gewährleisten, sondern überließ sie den Einzelkapitalen Grundeigentum, Bauproduk- 
tion und Wohnungsbaukapital. Deren Profitinteressen gerieten jedoch in Widerspruch 
zu den Interessen anderer Einzelkapitale und des Gesamtkapitals und machten staat- 
liches Eingreifen notwendig. 

Im Gegensatz zu anderen grundlegend erforderlichen Bereichen der Reproduk- 
tion der Arbeitskraft (wie z.B. das Bildungswesen) übernahm der Staat die Wohnungs- 
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versorgung jedoch nicht, sondern beschränkte sich auf lenkendes Eingreifen. Dabei 
lehrt die Geschichte, daß das Maß der staatlichen Lenkung stets abhängig war von 
der jeweiligen ökonomischen und politischen Situation: Der Staat griff nur ein in 
die Wohnungsversorgung, a) wenn miserabelste Reproduktionsbedingungen der Ar- 
beitskräfte den Produktionsprozeß gefährdeten, b) wenn der Druck der Arbeits- 
kräfte sowohl die Produktionsverhältnisse als auch den Staat selbst bedrohte. 

Nun scheint diese These der Vergangenheit anzugehören, seit nach dem 2. 
Weltkrieg die Bundesrepublik Deutschland die Wohnungsversorgung der „breiten 
Schichten des Volkes“ (I. und II. Wohnungsbaugesetz) als eines ihrer vorrangigen 
Ziele postulierte, den Altbaubestand lange Zeit durch „Wohnungszwangswirtschaft“ 
regulierte und durch staatliche Förderung den Sozialen Wohnungsbau zur Institution 
machte, damit diesen Teil des Reproduktionsbereichs der Arbeitskraft als Problem 
materiell sowie ideologisch als einen Herd möglicher Klassenauseinandersetzungen 
zu beseitigen schien. 

Tatsächlich bieten statistische Erhebungen das Bild einer ausgeglichenen Woh- 
nungsversorgung, deren hohes Niveau — verglichen mit anderen europäischen Län- 
dern — die Wohnungsfrage als gelöst erscheinen läßt: 

— Rechnerisch besteht ein Ausgleich der Zahl der Haushalte mit der der Wohnein- 
heiten, die Belegungsdichte ging seit 1950 von 5,0 auf 2,6 Personen pro Wohn- 
einheit zurück. 

— Mit gut 26 qm Wohnfläche pro Person wurde der höchste Stand erreicht, die 
durchschnittliche Wohnfläche stieg seit 1950 um ca. 30 qm pro Wohneinheit, die 
Wohnungen wurden weitgehend mit Sanitäreinrichtungen und Zentralheizung 
ausgestattet. 

— Der durchschnittliche Mietanteil am monatlichen Einkommen beträgt nur etwas 
mehr als 15 %. 

Zugleich scheinen Erhebungen zur Wohnzufriedenheit der Bundesbürger bzw. zu ih- 

ren Wohnwünschen die Richtigkeit der Wohnungspolitik, vornehmlich die der Ei- 

gentumsförderung, zu bestätigen. 

Dennoch sollen hier die Thesen aufgestellt und im Folgenden untersucht wer- 
den, 

— daß die Wohnungsversorgung für die „breiten Schichten des Volkes‘‘, namentlich 
jene mit niedrigem Einkommen, materiell nicht erfüllt ist, die Diskrepanzen (1) 


1 Der Begriff Diskrepanzen wird als eine Bezeichnung gebraucht, die alle oder mehrere in 
der Wohnungsversorgung auftauchenden Mißstände umfaßt. Als solche Mißstände sind zu 
verstehen: ; 

— ein quantitativer Mangel an Wohnraum sowohl im Verhältnis von Haushalten zu Wohn- 
einheiten als auch im Verhältnis der Größe der Wohnungen zu ihrer Belegungsdichte, 

— ein zu hoher Anteil der zu zahlenden Miete am Einkommen der Bewohner, 

— ein unterdurchschnittlicher Wohnstandard, 

— mangelnde Infrastrukturausstattung der Wohngebiete und ihre ungünstige Lage zu Ar- 
beitsstätten u.a., 

— Disparitäten in der sozialen und regionalen Verteilung des Wohnraums, 

— die „Unwirtlichkeit‘“ der Wohnsiedlungen, Monotonie, Massierung von Wohneinheiten, 
Beherrschung durch Individualverkehr u.a, 
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2. 


im Gegenteil zugenommen haben, also eine, wenn auch nicht absolute, so doch 
relative Verelendung zu verzeichnen ist, 

daß nach einer Phase der Harmonisierung und ideologischen Stabilisierung die 
Widersprüche aufbrechen, die Sozialstaatsillusion auch in diesem Bereich zuneh- 
mend zerstören und Auseinandersetzungen und Widerstandsbewegungen der Ar- 
beitskräfte verursachen. 


Die disparitäre Entwicklung der Wohnverhältnisse 
der „breiten Schichten des Volkes“ 


Der folgenden Darstellung der Wohnverhältnisse der „breiten Schichten des Volkes“ 
müssen einige Hinweise vorausgeschickt werden, die bei der Rezeption zu bedenken 
sind: 


Das Material beruht auf offiziellen statistischen Erhebungen, deren Indikatoren 
erfahrungsgemäß oftmals beschönigende Aussagen verursachen. 

Die Aussagen basieren auf der umfassenden Gebäude- und Wohnungszählung von 
1968 bzw. der I %-Wohnungsstichprobe 1972, da neuere Erhebungen seither 
nicht durchgeführt wurden. Die behauptete und noch zu belegende Zunahme der 
Diskrepanzen in der Wohnungsversorgung im Verlauf derbundesrepublikanischen 
Entwicklung bis zu jenem Zeitpunkt läßt daher die Vermutung zu, daß sich die 
Situation im Verlauf der weiteren Jahre noch verschärft hat. 

Die statistischen Durchschnittswerte verwischen soziale Disparitäten. Auch wenn 
hier versucht wird, durch die Korrelation verschiedener Daten gerade diese Dispa- 
ritäten aufzuzeigen, so muß dennoch betont werden, daß detaillierte und präzise 
Aussagen zur Wohnungsversorgung der verschiedenen Gruppen innerhalb der 
„breiten Schichten des Volkes“ nicht herausgearbeitet werden können. 

Die statistischen Durchschnittswerte verschleiern regionale Disparitäten. Bei al- 
len Aussagen muß daher bedacht werden, daß sie in Agglomerationen wesentlich 
an Schärfe zunehmen, vor allem was das Verhältnis von Angebot und Nachfrage, 
die Quantität des verhandenen Wohnraums, seine Belegungsdichte und die Höhe 
der Mietpreise anbelangt. Im ländlichen Raum dagegen verschärft sich die Situa- 
tion bezüglich der Lage und Ausstattung der Wohngebiete durch weite Wege zum 
Arbeitsplatz und mangelnde Infrastrukturausstattung und bezüglich des Standards 
der Wohnungen selbst durch mangelnde Sanitär- und Heizungsausstattung. 

Die Statistiken legen stets nur Haushalte oder Familien zugrunde, geschlechtsspe- 
zifische Erhebungen gibt es nicht. Zur besonderen Betroffenheit der-Frau, für die 
die Wohnung wie o.a. zugleich Reproduktions- und Arbeitsstätte ist, werden da- 
her keine Aussagen gemacht, ebensowenig überhaupt zur Eignung der Wohnung 
als Stätte der Reproduktion. 


Bevor durch die Korrelation von Einkommenshöhe, Stellung im Beruf und Haushalts- 
größe mit Mietpreis, Wohnstandard und Rechts- und Wohnform die Diskrepanzen in 
der Wohnungsversorgung in der derzeitigen Situation aufgezeigt werden, werden zu- 
nächst einige Erscheinungen der historischen Entwicklung dargestellt. 
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Beides dient dazu zu belegen, daß trotz der o.g. zufriedenstellend anmutenden 
Leistungen bundesrepublikanischer Wohnungsversorgung eine Bedarfsdeckung vor 
allem der niedrigen Einkommensgruppen nicht nur nicht erreicht wurde, sondern 
eine relative Verelendung eingetreten ist. Diese mißt sich a) an dem steigenden An- 
teil des Mietpreises am Einkommen für die „breiten Schichten des Volkes“, d.h. an 
der generellen Schmälerung des Reproduktionsfonds der Arbeitskräfte, b) an dem 
wachsenden Auseinanderklaffen der Bedarfsdeckung — objektiv entsprechend den 
sozialen Schichten, subjektiv entsprechend den Bedürfnissen und gesellschaftlichen 
Möglichkeiten, c) an der Entwicklung der Wohnverhältnisse im Vergleich zur Ent- 
wicklung der Produktivkräfte in der Bundesrepublik Deutschland. 

Letzteres ist eine oft übergangene Seite der Wohnungsversorgung, denn wird 
sie heute betrachtet, so meist vor dem Hintergrund der Mietskasernen der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts, die eben noch heute einen Teil des Bedarfs decken 
— als habe es keine Entwicklung der Produktivkräfte gegeben. Kein anderes Produkt 
— auch kein langlebiges — wird mit seinem Standard von vor hundert Jahren vergli- 
chen, hingewiesen sei allein auf die Entwicklung von Transport und Verkehr. Die 
Produktivkraftentwicklung gilt auch für die Wohnungsversorgung und zwar zweisei- 
tig: a) sind die Anforderungen an den Gebrauchswert der Wohnung veränderte, da 
die Entwicklung der Produktivkräfte die erforderliche Reproduktion der Arbeits- 
kräfte verändert hat,b) haben wissenschaftlich-technische Erkenntnisse eine Verbes- 
serung der Wohnungsversorgung durch rationellere, damit kostengünstigere und miet- 
preissenkende Herstellung und durch Anhebung des Komforts (Heizung, sanitäre 
und haushaltstechnische Ausstattung) prinzipiell ermöglicht. 

Das Auseinanderklaffen der Bedarfsdeckung entsprechend den sozialen Schich- 
ten wird besonders deutlich in der Betrachtung der historischen Entwicklung. 

Waren nach dem 2. Weltkrieg tatsächlich „breite Schichten des Volkes“ glei- 
chermaßen von absoluter Wohnungsnot betroffen durch ein bestehendes Wohnungs- 
defizit aus der Zeit vor dem Krieg, durch Zerstörungen während des Krieges vor al- 
lem in den Agglomerationen, durch den Zustrom von Flüchtlingen aus den östlichen 
Gebieten, so differenzierte sich diese gleiche Betroffenheit bereits in der ersten Hälf- 
te der 50er Jahre durch den staatlich geförderten Wohnungsbau, der das Kleinbür- 
gertum und die Mittelschichten bevorzugte. Diese Differenzierung zeigte sich im 
Wohnungsneubau schon allein in den Bauformen, die von der Schlichtwohnung über 
die normale Mietwohnung bis zum Eigen- und Familienheim reichten, für das ein 
Eigenkapitaleinsatz von 15 % der Herstellungskosten erforderlich war. Dennoch 
muß konstatiert werden, daß in dieser Phase noch am gezieltesten Wohnungsbau zur 
Sicherung der Reproduktion besonders benötigter Arbeitskräfte — wie z.B. der Berg- 
arbeiter — erstellt wurde, daß Art und Umfang der staatlichen Subventionen (Kapi- 
talsubventionen) eine hohe Zahl an Wohnungen des Sozialen Wohnungsbaus förder- 
ten. Ihre „Richtsatzmiete“ hielt den Anteil des für die Miete aufzubringenden Re- 
produktionsfonds relativ niedrig, denn die Interessen des Gesamtkapitals erforder- 
.ten in der Rekonstruktionsphase geringe Löhne. Dem entsprachen auch Mietpreis- 
bindung, Kündigungsschutz und Wohnraumbewirtschaftung des Altbaubestands. 

Bereits in der zweiten Hälfte der 50er Jahre wurde jedoch diese „Wohnungs- 
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zwangswirtschaft‘“ spürbar aufgelockert, bedeuteten auch quantitative Minderung 
der staatlichen Subventionen und Subventionsart (Bürgschaften, Annuitätenhilfen) 
eine Liberalisierung im Wohnungsneubau. Mit dieser Tendenz zu marktwirtschaft- 
lich regulierter Wohnungsversorgung — nicht zu vergessen ist, daß neben Sozialem 
bereits steuerlich begünstigter und frei finanzierter Wohnungsbau bestanden und 
kaum bzw. keinen Regulierungen unterworfen waren — vertiefte sich die schichten- 
spezifisch differenzierte Wohnungsversorgung. Gezielte Wohnungsbauprogramme 
zur Sicherung der Reproduktion besonders gefragter Arbeitskräfte gab es kaum 
noch, die Eigenheim- und Familienideologie, damit die Bevorzugung dieser Wohn- 
form hatten absolute Priorität und versorgten vorrangig die sparfähigen Gruppen 
der „‚breiten Schichten des Volkes“. 

Diese Differenzierung nahm gar zu mit dem Abbau der „Wohnungszwangs- 
wirtschaft“ seit Beginn der 60er Jahre, mit dem Mietpreisbindung, Kündigungs- 
schutz und Wohnraumbewirtschaftung des Altbaubestandes allmählich aufgehoben 
wurden. Der Staat reduzierte weiterhin seine finanziellen Beiträge zum Wohnungs- 
neubau, die Quantität des Sozialen Wohnungsbaus nahm deutlich ab. Die Art der 
Förderung — zunehmend Aufwendungshilfen — paßte auch die Mietpreisbildung 
schneller ihrer marktwirtschaftlichen Regulierung an. Der Soziale Wohnungsbau 
wurde zugleich gesplittet in den 1. und 2. Förderungsweg, der 2. diente der Woh- 
nungsversorgung solcher Gruppen, deren Einkommen die Grenzen des Sozialen 
Wohnungsbaus um 40 % übersteigen konnten. Er gewann gegenüber dem 1. Förde- 
rungsweg Priorität. 

Um die erwarteten negativen Auswirkungen der Liberalisierung aufzufangen, 
wurde das Wohngeld — die Individualsubvention als indirekte und zweckgebundene 
Einkommensergänzung — eingeführt. 

Mit der Liberalisierung stieg die Zahl der Obdachlosenfälle, die vorher zurück- 
gegangen war, wieder an (2). Ebenso stieg die Zahl der bei dern Wohnungsämtern 
der Agglomerationen gemeldeten Dringlichkeitsfälle. Die Steigerungsrate der Miet- 
preise von Altbauwohnungen übertraf die aller anderen Wohnungsteilmärkte (3). 
Dabei ist zu bedenken, daß nach der Volkszählung von 1961 70 % Arbeiterhaushal- 
te, 60 % kinderreiche Familien Hauptmieter von Altbauwohnungen waren. 65 % der 
Altbaubewohner zählten zu den untersten Einkommensschichten. „Folglich traf der 
Abbau der ‚Wohnungszwangswirtschaft‘, die Aufhebung der Regulierung der Mieten 
und des Kündigungsschutzes vor allem jene Familien. Und bereits Ende 1963 war 
fast die Hälfte (44 %) des Mietwohnungsbestandes marktwirtschaftlicher Regelung 
überlassen.“ (4) Dabei liegen — je nach der Anhebung variiert diese Zahl leicht — ca. 
drei Viertel der bundesrepublikanischen Bevölkerung innerhalb der Einkommens- 
grenzen des Sozialen Wohnungsbaus; nur ein Viertel des Wohnungsbestandes ist je- 
doch Sozialer Wohnungsbau. Zudem wurde selbst von offizieller Seite zu Beginn des 
Abbaus der ‚Wohnungszwangswirtschaft‘‘ noch ein rechnerisches Defizit von mehr 


2 Vgl. Iben, Gerd: Zur Obdachlosenfrage, in: Bauwelt Nı. 28/1972 

3 vgl. Dörhöfer, Kerstin: Erscheinungen und Determinanten staatlich gelenkter Wohnungs- 
versorgung in der Bundesrepublik Deutschland, Berlin 1977, Tab. 4.1, S. 257 

4 ebenda, S. 53 
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als einer Million Wohneinheiten angegeben. 

Aus diesen Zahlen läßt sich ersehen, daß zwei Drittel der als einer Sozialbau- 
wohnung bedürftig angesehenen Arbeitskräfte eine Wohnung mit marktwirtschaft- 
lich gestalteten Mietpreisen nachfragen mußten (5); dies bei absolutem Fehlbestand 
von Wohnraum, der damit nicht nur die Mietpreise in die Höhe trieb, sondern auch 
Teile — und konsequenterweise die mit niedrigsten Einkommen — der „breiten 
Schichten des Volkes“ in Obdachlosigkeit bzw. Notunterkünfte und schlechteste 
Wohnverhältnisse zwang. Die Situation wurde verschärft durch den Beginn städti- 
scher Sanierungen und den damit verbundenen Abriß der Altbausubstanz. 

Trotz der durch die Vollbeschäftigung Ende der 50er/Anfang der 60er Jahre 
verursachten durchschnittlichen Einkommenssteigerung stieg folglich der Anteil der 
Mietpreise am Reproduktionsfonds überproportional an (6). Infolgedessen erhöhten 
sich die Zahl der Empfänger von Wohngeld, das eigentlich nur für „soziale Härtefäl- 
le“ gedacht war, und die staatlichen Ausgaben für Wohngeld aufgrund der überpro- 
portional steigenden Mietpreise rapide (7). Diese Differenzierungen nach Bedarfs- 
deckung überhaupt, nach Mietpreiszahlungsfähigkeit und -aufwand wurden auch 
jetzt ergänzt durch die Wohnform: entstanden in den ersten zwei Phasen vorwiegend 
Wohnungen mittlerer Größe (3-4-Raum-Wohnungen), so entstanden jetzt die mei- 
sten Wohnungen als Kleinwohnungen (1-2-Raum-Wohnungen) einerseits, anderer- 
seits stieg die Zahl der Fertigstellungen von Großwohnungen (5-und-mehr-Raum- 
Wohnungen). 

Trotz der postulierten Wiederbelebung des Sozialen Wohnungsbaus und der 
Verabschiedung einer strengeren Wohnraumkündigungsschutzgesetzgebung durch 
die sozialliberale Koalition, mit der sie auf die Verschlechterung der Reproduktions- 
bedingungen der Arbeitskräfte nach der Krise 1966/67 reagierte und als deren Ziel 
gerade der Ausgleich von Disparitäten genannt wurde, änderte sich diese Situation 
nicht, blieb im Gegenteil die Tendenz ihrer Verschärfung auch in dieser 4. Phase der 
Wohnungsversorgung bestehen. 

Der Mietanteil am Reproduktionsfonds erreichte seine bisher größte durch- 
schnittliche Höhe (8), wobei die Zahl jener Arbeitskräfte, die weit mehr als diesen 
5° Nach einer Untersuchung aus dem Jahre 1965 standen dem Durchschnittseinkommen ei- 

nes Aıbeiters von 800 DM und eines‘ Angestellter von 1.036 DM (brutto) monatliche 

Durchschnittsmieten im frei finanzierten Wohnungsbau von 450 - 550 DM gegenüber. 

„Dieser Teil des Wohnungsangebots blieb ihnen damit von vornherein verschlossen, sie 

waren angewiesen auf die Wohnungen des Sozialen Wohnungsbaus bzw. des Altbaus und 

verstärkten dort mit der Nachfrage den Aufwärtstrend der -Mietpreise.‘“ ebenda, S. 54 
6 Zahiten 1960 noch 54 % der Haushalte bis zu 10 % ihres Nettoeinkommens für die Woh- 

nungsmiete und nur 4 % mehr als 20 %, so waren es 1965 nur noch 35 % der Haushalte, 

die bis zu 10% ihres Nettoeinkommens für die Wohnungsmiete aufwendeten, bereits 12 % 
mußten mehr als 20 % ihres Nettoeinkommens aufwenden. Vgl. Zentralverband der Deut- 

schen Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer e.V.:Wohnungswirtschaftliche Zahlen 1973 
7 Zahl der Wohngeldempfänger: 

1965: 195.000, 1970: 908.000, 1975: 1.665.000. 

Kosten der Mietzuschüsse: 

1959: 0,77 Mio DM, 1965: 148 Mio DM, 1970: 600 Mio DM, 1975: 1640 Mio DM. Vgl. 

Dörhöfer, Kerstin, a.a.O., S. 198 £. 

8 Der Mietanteil an den „durchschnittlichen monatlichen Ausgaben je 4-Personen-Arbeit- 
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Anteil für Miete aufbringen mußten, ebenfalls stark gestiegen war (9). Benennt dies 
jedoch erst nur den generellen Anstieg des Mietanteils am Reproduktionsfonds im 
Vergleich zu den vorhergehenden Phasen, so zeigt eine Korrelation mit den Einkom- 
mens- und Berufsgruppen die wesentlich stärkere Betroffenheit der niedrigen Ein- 
kommen, die zwischen einem Viertel und einem Drittel ihres Reproduktionsfonds 
bereits für Miete ausgeben mußten (10). 

Deutlicher noch macht diese Entwicklung eine Berechnung des Bonner Städte- 
bauinstituts, nach der ein Industriearbeiter 1950 2,5 Jahre für eine Wohnung von 60 
qm arbeiten mußte, 1971 dagegen vier Jahre. Selbst bei Berücksichtigung eines ge- 
stiegenen Ausstattungsgrades ist hier im Gegensatz zu anderen längerfristigen Waren, 
bei denen sich der Arbeitsaufwand nach dieser Berechnung verringert hat, ein Mehr- 
aufwand eingetreten (11). 

Damit stieg auch in dieser Phase die Zahl der Wohngeldempfänger (sie vervier- 
fachte sich von 1965 bis 1974) und die Summe der Wohngeldbeträge (sie verzehn- 
fachte sich im gleichen Zeitraum). Der Anteil der Rentner, Nichterwerbstätigen und 
Arbeiter an den Wohngeldempfängern betrug 92 % (12). 

Aufgrund der städtischen Umstrukturierungen, der Vernichtung innerstädti- 
schen Wohnraums und der Verdrängung der Wohnbevölkerung an die Randgebiete 
der Agglomerationen, die mangelhaft mit Infrastruktur ausgestattet waren und lange 
Wege zum Arbeitsplatz verursachten, stieg die Zahl der Pendler und der Zwang zum 
Individualverkehr (13). Beides schmälerte zusätzlich den Reproduktionsfonds an 
Lohn und Zeit. 

Die postulierte Wiederbelebung des Sozialen Wohnungsbaus, speziell das „So- 
zialprogramm“ für „Problemgruppen“ wurde nicht erfüllt. „Der Bestand an Sozial- 
wohnungen reduzierte sich obendrein durch laufende Rückzahlungen. der öffentli- 
chen Mittel und damit Freistellungen von den Bindungen. Die Mieten der Wohnun- 
gen des Sozialen Wohnungsbaus glichen sich den Marktmieten immer mehr an und 
wurden teilweise sogar zum ‚Preisführer am Wohnungsmarkt‘. (14) 

Die Stagnation der Investitionen im Wohnungsbau um die Mitte der 70er Jah- 
re, die dazu diente, die Halde der leerstehenden Wohnungen, für die sich keine zah- 


nehmerhaushalt mit mittlerem Einkommen des Haushaltsvorstandes‘‘ stieg in dieser Pha- 
se aufdurchschnittlich 15,6 % (3. Phase: 12,4%, 2. und 1. Phase: 9,5 %), vgl. ebenda, S. 78 

9 1972 wendeten bereits 16 % der Haushalte mehr als 20 % ihres Nettoeinkommens für 
Miete auf, 8 % mehrals 25% und 3 % sogar mehr als 30 %. Zentralverband der Deutschen 
Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer e.V., a.a.0. 

10 So zahlten 46 % der Haushalte mit einem Haushaltsnettoeinkommen unter 600 DM mehr 
als 25 % für Miete, 25 % der Haushalte sogar mehr als 35 %,jedoch nur1 % der Haushalte 
mit einem Haushaltsnettoeinkommen von mehr als 2 000 DM zahlte mehr als 25 % für 
Miete, keiner von ihnen mehr als 30 %. Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau: Das Wohnen in der Bundesrepublik. Ausgabe 1975, S. 58 

11 Vgl. Bauwelt Nr, 40/1972 

12 Vgl. Dörhöfer, Kerstin, a.a.0., S. 79 

13 Vgl. dazu Bessau, Elisabeth: Mieten und Wohnbau in der BRD. Frankfurt/M. 1972,58. 145 
und Osterland, Martin u.a.: Materialien zur Lebens- und Arbeitssituation der Industrie- 
arbeiter in der BRD. Frankfurt/M. 1973, S. 187 £. 

14 Dörhöfer, Kerstin, a.a.0.,$S. 94 
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lungsfähige Nachfrage mehr fand, abzubauen sowie der Abriß des Altwohnungsbe- 
stande$ reduzierte das Angebot generell, der preisgünstigen Wohnungen speziell. Der 
ökonomische Krisenzyklus verursachte einen immer schnelleren Wechsel von Über- 
schußproduktion und Wohnungsdefizit, so daß nach mehr als 25 Jahren staatlich ge- 
lenkter Wohnungsversorgung in der Bundesrepublik Deutschland wiederum auch in 
der Öffentlichkeit — trotz des rechnerischen Ausgleichs der Haushalte und Wohnein- 
heiten — von einer Wohnungsnot gesprochen wird (15). 


Dieser kurze historische Überblick zeigt, daß die absolute Wohnungsnot, von der an- 
fänglich „breite Schichten des Volkes“ gleichermaßen betroffen wurde, zwar weit- 
gehend abgebaut wurde, daß jedoch die staatlich gelenkte Wohnungsversorgung in 
deA kommenden Phasen eine klassenmäßige Differenzierung vornahm, die sich vor 
allem am Anteil des Mietpreises am Reproduktionsfonds und in der Qualität (Größe 
und. Ausstattung der Wohnungen, Lage und Ausstattung der Wohngebiete) darstellt. 

Im Folgenden sollen einige Auswertungen der statistischen Erhebungen von 
1968 und 1972 die vorläufigen Auswirkungen der disparitären Entwicklung und da- 
mit die These der relativen Verelendung in der Wohnungsversorgung belegen. 

Zuerst einige Aussagen zum Verhältnis von Mietpreis und Einkommen: Nach 
einer Berechnung von Henning Dreis ergab sich folgende schichtenspezifische. Miet- 
belastung (16): 


Hauptmieter — Haushalte 1965 1975 Differenz 

mit einem monatlichen Ein- in % in% 

kommen von 

PS ENEEETPES IE EEE EEHE EEEEV ERLEBNIS CEEEEEEEEEREEE EEE ENGE BEENENGELEES RUN: SEREREEEENEEEEESUERRURSEHEE GEREEEEEEEINEEREEEEREEFEBEERVERFRERER 


400 - 500 15.7 23,7 +8.0 
500- 600 13.6 21.8 +82 
600 - 700 12.6 20.5 +79 
700- 800 11.7 19.5 +78 
800- 900 11.1 18.1 +7.0 
900 - 1000 10.6 17.4 +6.8 
1000 - 1100 9.8 16,6 +6.8 
1100 - 1200 9,8 16,0 +6.2 
1200 - 1500 9.2 15.0 +5,8 
1500 - 2000 82 13.6 +5,5 
2000 und mehr DM 5.8 9.8 +43 


EREIORZERMIEBRREETREE RE EEE EEE ERICHENEERIES EREREESSEIEBEGNNITRSRERERENE NERRERNEEEIESEAEVERERREREREEE 
Daraus läßt sich nicht nur erkennen, daß die Mietbelastung umso höher ist, je niedri: 
ger das Einkommen (Schwabe‘sches Gesetz), sondern auch, daß die Mietpreissteige- 


rungen letztere überproportional treffen; nach dieser Berechnung um fast das Dop- 
pelte der höchsten Einkommensgruppe. 


15 „Fachleute sind der Auffassung, daß bei einer neuerlichen Totalerhebung sich ein Woh- 
nungsfehlbestand von etwa 1,5 bis 2 Millionen Wohnungen ergeben würde.‘‘ Gemeinwirt- 
schaftlicher Verband: Rahmenbedingungen für die kommende Wohnungsbaupolitik, in: 
Gemeinnütziges Wohnungswesen Nr. 8/1976, S. 313 

16 Dreis, Henning: Wohnungswirtschaftliche Zahlen 1971. Schriften des Zentralverbandes 
der Deutschen Haus- und Grundeigentümer e.V., Düsseldorf 1971, S. 46 
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Deutlicher werden die Verhältnisse noch in der Korrelation von Einkommen, 
Haushaltsgröße und Mietbelastung: 

Danach bezahlten 1972 4-Personen-Haushalte mit einem Einkommen zwischen 
450 und 600 DM 28,2 % dieses Einkommens für Miete, als 1-Personen-Haushalte 
immer noch 22,5 %, alle Haushalte dieser Einkommensgruppe zusammen 22,9 %. 

Die 4-Personen-Haushalte mit einem Einkommen zwischen 2500 und 3000 DM 
bezahlten 9,9 % dieses Einkommens für Miete. Das ergibt eine Differenz zwischen 
höchstem und niedrigstem Mietanteil am Reproduktionsfonds von 18,6 %; oder an- 
ders: Die Haushalte mit dem niedrigsten Reproduktionsfonds bezahlten etwa das 
Dreifache an Miete gegenüber denen mit dem höchsten Reproduktionsfonds, Nach 
Abzug der Miete standen ersterem noch ca. 100 DM pro Person und Monat zur Ver- 
fügung, letzterem 700 DM pro Person und Monat (17). 

Bei einer Korrelation von Einkommen und Wohnfläche ergibt sich, daß gemes- 
sen an den Mindestempfehlungen „bedarfsorientierter Wohnflächen“ (18)'42 % der 
Haushalte mit einem monatlichen Netto-Einkommen von 800 bis 1200 DM unter 
der Norm liegen, 35 % der Haushalte mit einem Netto-Einkommen von 1200 bis 
1800 DM, 22 % der Haushalte mit einem Netto-Einkommen von 1800 bis 2500 DM 
und noch 10 % der Haushalte mit einem monatlichen Netto-Einkommen von 2500 
DM und mehr (19). 

Ähnliche Aussagen lassen sich treffen bei der Korrelation der beruflichen Stel- 
lung und der zur Verfügung stehenden Wohnflächen: Nur ein Zehntel der Selbstän- 
digen lebt in Wohnungen unter 60 qm, rund ein Viertel der Beamten und Angestell- 
ten, jedoch ein Drittel der Arbeiter und gut die Hälfte der Nichterwerbstätigen. In 
Wohnungen über 100 qm andererseits leben gut die Hälfte der Selbständigen, knapp 
ein Viertel der Beamten und Angestellten, nur 15 % der Arbeiter und 9 % der Nicht- 
erwerbstätigen (20). Nach der 1 %-Wohnungsstichprobe von 1972 standen Haushal- 
ten von Selbständigen durchschnittlich 83 qm Wohnfläche zur Verfügung, von Be- 
amten und Angestellten 76 qm, von Arbeitern 64 qm (21). 

Ein Vergleich mit den o.g. Empfehlungen ergibt, daß Arbeiterhaushalte zu 44 % 
unter der Norm liegen, Nichterwerbstätigenhaushalte zu 30 %, Beamten- und Ange- 
stelltenhaushalte zu 24 % und Selbständigenhaushalte zu 15 % (22). 

Diese Zahlen, die den Gesamtwohnungsbestand zugrundelegen, verschieben 
sich krass, wenn die Rechtsform des Wohnens (Eigentum, Miete) hinzugezogen wird, 
denn die durchschnittliche Fläche einer Eigentümerwohnung ist um ca. 50 % größer 
als die einer Mietwohnung. Eigentümer ihrer Wohnung sind Arbeiterhaushalte und 
Nichterwerbstätigenhaushalte jedoch nur zu 31,1 bzw. 30,3 %, Angestellten- und 


17 Vgl. Arbeitsgruppe II „Konzeption des sozialen Wohnungsbaus‘ im Arbeitskreis „Sozia- 
ler Wohnungsbau“ beim Bundesministerium für Bauwesen: Vorschlag zur Einführung ei- 
nes einkommensabhängigen Wohnungszuschusses, Bonn 1976, Anlage 13 

18 Vgl. Dörhöfer, Kerstin, a.2.0., 8. 138 £. 

19 Vgl. Proebsting, Helmut: Wohnflächen in Wunsch und Wirklichkeit, in: Gemeinnütziges 
Wohnungswesen Nr. 4/1975, S. 140 

20. wirtschaft und statistik Nr. 1/1975, S, 38 

21 Der Bundesminister für Raumordnung...: Das Wohnen ..., a.a.0., S. 74 f. und 80 £. 

22 Vgl. Proebsting, Helmut, a.a.O., 
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Beamtenhaushalte zu 28, 8 %, Selbständigenhaushalte zu 66,8 %. . 

Entsprechend ist auch die Zahl der noch zur ‚Untermiete lebenden Haushalte 
bei den Arbeitern und Nichterwerbstätigen am höchsten: 7,9 bzw. 6,3 %. Angestell- 
ten- und Beamtenhaushalte leben zu 4,4 % zur Untermiete, Selbständigenhaushalte 
zu 1,2% (23). 

Arbeiter und Nichterwerbstätige haben selbst als Eigentümer ihres Wohnraums, 
stärker jedoch noch als Mieter, wesentlich weniger Räume pro Person zur Verfügung 
als Selbständige, Beamte und Angestellte (24). Ergänzung findet diese Aussage da- 
durch, daß der Vermögenswert des Wohnungseigentums von 43 % der besitzenden 
Arbeiterhaushalte weniger als 20.000 DM, von 62 % der besitzenden Selbständigen- 
haushalte mehr als 500.000 DM beträgt (24a). 

Eine Korrelation von Haushaltsgröße und Wohnfläche zeigt zudem eine starke 
Betroffenheit großer Haushalte. In schlechten Wohnverhältnissen leben vor allem 
Familien mit Kindern, sprunghaft sich verschlechternd bei drei und mehr Kindern: 
17 % der Ehepaare mit vier und mehr Kindern in Mietwohnungen haben nach der 
Wohnungsstichprobe von 1972 weniger als 60 qm Wohnfläche zur Verfügung, nur 
20 % mehr als 100 qm (25). Nur etwa die Hälfte der Familien mit Kindern unter 18 
Jahren haben ein eigenes Zimmer für jedes ihrer Kinder. „In insgesamt rund 90 000 
Familien steht nicht für jedes Kind ein eigenes Bett zur Verfügung. Da’die Familien 
im Durchschnitt zwei Kinder haben, kann man annehmen, daß rd. 200 000 Kinder 
kein eigenes Bett zum Schlafen haben.‘ (26) 

„Neben den die Disparitäten in der Wohnungsversorgung darstellenden einzel- 
nen Fakten verdeutlicht die Korrelation der hohen Belegungsdichte kleiner Wohnun- 
gen mit dem hohen Anteil der Miete am Einkommen der Empfänger niedriger Löh- 
ne und Gehälter, daß gerade die Haushalte mit dem geringsten Reproduktionsfonds 
pro Mitglied die kleinsten Wohnungen nachfragen müssen. Diese Diskrepanz ver- 
schärft sich jedoch erst recht dadurch, daß die durchschnittliche Miete je qm Wohn- 
fläche umso höher ist, je kleiner die Wohnung (27). 

Der Wohnungsstandard verschlechtert sich also nicht nur mit sinkendem Ein- 
kommen, steigender Kinderzahl und unterer Stellung in der Hierarchie im Arbeits- - 
prozeß ... Zudem steigt bei gleichen Indikatoren der Anteil des für Miete aufzubrin- 
genden Einkommens, so daß sich die Schere noch weiter öffnet. Neben diesem rela- 
tiv zum Einkommen steigenden Mietpreisniveau potenziert jedoch auch ein absolut 
höheres Mietpreisniveau für die von diesen Gruppen gezwungenermaßen nachgefrag- 
ten Kleinwohnungen die Diskrepanzen in der Wohnungsversorgung. 

Diese Tatsachen erklären den Anspruch staatlicher Lenkungsmaßnahmen auf 
‚Verteilungsgerechtigkeit‘ und Wohnungsversorgung der ‚breiten Schichten des Vol- 


23 Der Bundesminister für Raumordnung...: Das Wohnen..., a.a.0.,S. 44 

24 Vgl. Dörhöfer, Kerstin, a.a.O., Tab. 2.5 und 2.7, S. 249 und 251 

24a Vgl. Dörhöfer, Kerstin, a.a.0.,S. 143 

25 ebenda, Tab. 2.7, S. 251 

26 wirtschaft und statistik Nr. 1/1975, S, 43 

217 Die durchschnittliche Miete pro qm-Wohnfläche betrug 1972 in Wohnungen unter 40 qm 
5,41 DM, in Wohnungen über 80 qm 3,47 DM. Vgl. Der Bundesminister für Raumord- 
nung...: Das Wohnen..., a.2.0., S. 36 
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kes‘ namentlich mit geringem Einkommen als gescheitert, da sich deren Wohnungs- 
situation vergleichsweise verschlechtert hat.“ (28) 


3 Reaktionen der Bewöhner — Fortschritte und Hindernisse der Gegenwehr 


Die Betrachtung der materiellen Lage der Arbeitskräfte in der Wohnungsversorgung 
läßt also folgendes Fazit zu: 

Von einem Wohnungselend wie dem des vergangenen Jahrhunderts oder aus 
der Zeit nach dem 2. Weltkrieg läßt sich in der Tat nicht mehr sprechen. 

Dennoch gibt es eine Wohnungsnot in der Bundesrepublik Deutschland, die 
noch immer „breite Schichten des Volkes‘ betrifft. Obdachlosigkeit, zunehmende 
Zahl der bei den Wohnungsämtern gemeldeten Dringlichkeitsfälle, beengteste Wohn- 
verhältnisse vor allem für kinderreiche Familien, die Vermietbarkeit von Bruchbu- 
den und noch immer bewohnte Notunterkünfte sind Zeichen absoluten Wohnungs- 
elends. 

Der stets wachsende Mietanteil am Reproduktionsfonds vor allem für jene 
Gruppen der Bevölkerung mit niedrigem Einkommen, die wachsenden Disparitäten 
in der sozialen Verteilung des Wohnraums, die Stagnation bzw. gar Minderung des 
Gebrauchswertes der Wohnung gemessen am Stand der Produktivkräfte, die Ver- 
drängung der Wohnbevölkerung aus innerstädtischen Wohngebieten in ungünstige 
Lage und infrastrukturell schlecht ausgestattete Wohngebiete sind Zeichen relativer 
Verelendung. 

Diese Entwicklung konstatiert, stellt sich die Frage, wie sich die Arbeitskräfte 
— vor allem die am stärksten betroffenen — dazu verhalten bzw. warum in diesem 
existentiellen Teil des Reproduktionsbereichs der Arbeitskräfte nicht viel mehr Un- 
ruhe und Zorn gegen diese Verelendung aufbrechen. 

Bevor im Folgenden Bewußtseinsformen und Handlungsweisen zur Wohnungs- 
versorgung betrachtet werden, sei eine Anmerkung vorausgeschickt. Forderungen 
und Kämpfe der Arbeitskräfte im Wohnbereich sind kaum dokumentiert. Vereinzelt 
werden in historischen Darstellungen zur Wohnungsversorgung Mieterstreiks erwähnt, 
ohne aber ihre Initiatoren, Träger, Kampfformen, Ziele und Erfolge näher zu be- 
schreiben. Erst in jüngster Zeit mehren sich Berichte, die jedoch noch immer zu ge- 
ring und zu undokumentarisch sind, um genaue Schlüsse — z.B. über die tatsächli- 
chen Aktivitäten von Arbeitern, Rentnern, Nichterwerbstätigen — zu ziehen. 

Dies mag seine Begründung darin haben, daß in der Tat kaum Kämpfe statt- 
fanden, die von solcher Relevanz waren, daß sie an die breite Öffentlichkeit traten. 
Die Erklärung sehe ich dafür in der Vorrangigkeit der Kämpfe am Arbeitsplatz, die 
den Kampf um die Verbesserung der Reproduktion der Arbeitskraft einschließen. 

Schon aus diesem Grunde lassen sich Kämpfe um Arbeitsplatz-und Reproduk- 
tionsbedingungen nicht voneinander trennen. Die folgende Darstellung bezieht sich 
daher schwerpunktmäßig auf Auseinandersetzungen im Wohnbereich, bezieht je- 
doch die am Arbeitsplatz mit ein. Dies ist zudem erforderlich dadurch, daß Staat 


28 Dörhöfer, Kerstin, a.a.0., S. 140 £. 
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und auch Einzelkapitale die Wohnungsversorgung als Instrument zur Beruhigung 
solcher Auseinandersetzungen einsetzten. 

Ein kurzer geschichtlicher Rückblick offenbart, daß nach breiten und kämpfe- 
rischen Unruhen und Streiks in den frühen 50er Jahren bis Mitte/Ende der 60er Jah- 
re das politische Klima in der Bundesrepublik Deutschland von Ruhe und Harmonie 
geprägt erscheint, Auseinandersetzungen — mehr an aktuellen Problemen denn an 
grundsätzlich divergierenden Zielsetzungen orientiert — von den großen Parteien als 
Gefechte ausgetragen wurden. Auch die Gewerkschaften fügten sich in diesen Har- 
monisierungsprozeß ein durch Anpassung an konzertierte Aktion und Lohnleitli- 
nien. Eventuelle Auseinandersetzungen im Reproduktionsbereich der Arbeitskräfte 
drangen nicht so weit an die Oberfläche, daß sie diesen Harmonisierungsprozeß stör- 
ten. 

Dies ist nicht zuletzt damit zu erklären, daß einerseits neben den durchschnitt- 
lichen Einkommenssteigerungen auch die staatliche Regulierung der Mietpreise ih- 
ren Anteil am Reproduktionsfonds noch relativ gering hielten, andererseits die Dif- 
ferenzierung der „breiten Schichten des Volkes“ die Gemeinsamkeit in der Betrof- 
fenheit und damit in der Interessenidentität auflöste, zugleich die Versorgüng der 
Mittelschichten mit Wohnraum als Versprechen für alle erschien, wenn nur die nöti- 
gen Leistungen erbracht würden. 

Erst nach der ersten großen Krise 1966/67 erfuhr der Harmonisierungsprozeß 
durch die Studentenbewegung 1967/68 und die spontanen Streiks 1969 seine ersten 
spürbaren, den Staat und die Produktionsverhältnisse in Zweifel ziehenden Störun- 
gen. Seither haben sich Kämpfe im Produktionsbereich wiederholt, die Klassenaus- 
einandersetzungen haben sich verschärft, wie u.a. die jüngsten Streiks im Metallbe- 
reich zeigten, die mit massenhaften Aussperrungen von Kapitalseite beantwortet 
wurden. 

In der Folge der ersten Störungen des Harmonisierungsprozesses traten verein- 
zelt erst, später umfangreicher auch Auseinandersetzungen im Reproduktionsbe- 
reich auf, die ihre Ursache in der Verschlechterung der Reproduktionsbedingungen 
nach der Krise 1966/67 hatten. Sie widmeten sich neben dem Erziehungs- und Aus- 
bildungsbereich, der Verkehrsversorgung, dem Gesundheitswesen, dem Umwelt- 
schutz nicht zuletzt der Wohnungsversorgung. 

Eine der ersten großen Auseinandersetzungen entzündete sich 1970 im Frank- 
furter Westend (29), wo ein ehemals bürgerliches Wohnviertel durch die Standortan- 
sprüche von Banken, Kaufhäusern und Konzernverwaltungen zerstört wurde. Rela- 
tiv mietpreisgünstiger, gut ausgestatteter Wohnraum wurde dem Verfall überlassen, 
weil sich die Grundeigentümer Grundrentensteigerungen versprachen, vernichtet, 
die Bewohner verdrängt. Einige der ansässigen Bewohner begannen, sich gegen die 
Zerstörung ihres Wohngebietes zu wehren, motiviert mehr durch bürgerlich-kulturel- 
le Empörung denn durch existenzielle soziale Not oder politische Einstellung. 

Andere — meist durch die Studentenbewegung politisierte, sozial engagierte 
und aufgrund ihrer materiellen Lage tatsächlich vom Abriß des billigen Wohnraums 


29 vgl. Schulz, Til: Hausbesetzungen im Westend — eine Bürgerinitiative? in: Grossmann, 
Heinz: Bürgerinitiativen. Schritte zur Veränderung? Frankfurt/M. 1971, 5. 138 ff, 
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bedrohte Studenten — griffen ebenso zu Maßnahmen der Gegenwehr. Sie jedoch 
nicht wie die erste Gruppe durch Proteste und Vorsprachen bei Behörden, sondern 
durch Schritte, die den Rahmen der zugebilligten Legalität sprengten: sie besetzten 
und renovierten leerstehende und verfallende Wohnhäuser. 

Anfänglich auf Sympathien bei den übrigen Bewohnern des Frankfurter West- 
ends und auch der öffentlichen Medien, bei den Behörden auf Verblüffung stoßend, 
reagierten letztere bald mit den Mitteln staatlicher Gewalt und ließen die Häuser 
durch die Polizei räumen. 

Blieb hier dadurch ein denkbarer materieller Erfolg — die Erhaltung der Wohn- 
gebäude und des Frankfurter Westends — aus, so übermittelten diese Aktionen 
doch anderen, von ähnlichen Umstrukturierungen — seien sie durch private Kapital- 
entscheidungen oder durch Planungsmaßnahmen der Verwaltung getragen — betrof- 
fenen Bewohnern Denk- und Handlungsstrategien. 

Gegenwehr von Mietern wurde zur häufigeren Erscheinung vor allem in Stadt- 
erneuerungsgebieten, weniger in Form von Hausbesetzungen als in Form von Miet- 
zahlungsverweigerungen bei unterlassener Instandsetzung, Verzögerungen von Abriß 
und durchgreifenden Modernisierungsmaßnahmen u.ä. 

Aktionen entzündeten sich jedoch nicht nur in Wohngebieten, in denen altein- 
gesessene Bewohner durch ihren Lebenszusammenhang zerstörende Umstrukturie- 
rungen bedroht wurden. Auch in Stadterweiterungsgebieten begannen Bewohner 
sich gegen unzumutbare Belastungen zu wehren: mangelnde Infrastruktureinrichtun- 
gen, vor allem fehlende Kindertagesstätten und Spielplätze, Schulen, Einrichtungen 
der Gesundheitsversorgung, unbezahlbare Mietpreise, träges und ignorantes Verhal- 
ten der Behörden bei Wohngeldanträgen oder Protestmeldungen aufgrund schlech- 
ter Bauausführung. 

Eines der bekanntesten Beispiele für solche Auseinandersetzungen in Stadt- 
erweiterungsgebieten ist das Märkische Viertel in Berlin (30), in dem schon 1968 
die erste Protestversammlung der Bewohner stattfand. Auch hier war der Mieter- 
kampf. wesentlich beeinflußt von Intellektuellen — zum großen Teil nicht einmal 
Bewohner des Märkischen Viertels —, von Studenten, die hier ein konkretes Aktions- 
feld im Stadtteil sahen bzw. von im Märkischen Viertel tätigen Sozialarbeitern. 

Wesentliche Anlässe für Aktionen des Protests waren mangelnde Infrastruk- 
tureinrichtungen, hohe und noch permanent steigende Mietpreise. So wehrten sich 
einerseits Elterninitiativgruppen gegen fehlende Einrichtungen für Kinder und Ju- 
gendliche, die vor allem deshalb besonders wichtig waren, weil viele Mütter wegen 
der hohen Mieten zu Erwerbstätigkeit gezwungen waren. Diese Initiativen fanden 
ihren Höhepunkt in der Besetzung einer leerstehenden Fabrikhalle, um sie für Kin- 
der und Jugendliche benutzbar zu machen. Die Behörden reagierten mit Polizeiein- 
satz und dem Auseinanderdividieren der Beteiligten und solidarischen Bewohner. 

Andererseits wehrten sich Bewohner gegen Mietpreiserhöhungen in Aktionen, 
deren Höhepunkte die Handtuchaktion — das Heraushängen von Laken und Tü- 


30 Vgl. „jetzt reden wir“, Betroffene des Märkischen Viertels: Wohnste sozial, haste die 
Qual. Hamburg 1975 und Möller, Pit: Bürgerinitiative am Beispiel des Märkischen Vier- 
tels, in: Grossmann, Heinz, a.a.0.. S. 85 ff. 
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chern aus Fenstern und von Balkonen als Zeichen des Protests — und ein Autokorso 
zum Berliner Rathaus waren. Auch hier reagierten Verwaltung und Wohnungsbau- 
gesellschaft mit Ignoranz, Drohungen, Repression und Spaltungsversuchen. 

Waren die materiellen Erfolge auch gering und beschränkten sich auf kleine, 
manchmal sogar wieder zurückgenommene, Zugeständnisse, so ist letztlich eine rela- 
tiv breite Beteiligung der Bewohner des Märkischen Viertels an den genannten Ak- 
tionen als Erfolg zu verzeichnen, legt man die von einigen von ihnen selbst genann- 
ten Kriterien zugrunde, daß man sich für die eigenen Interessen selbst und kollektiv 
einsetzen müsse. 

Auch das Märkische Viertel und die Aktionen seiner Bewohner erregten brei- 
te Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit und trugen dazu bei, daß Gegenwehr gegen 
die Verschlechterung von Reproduktionsbedingungen durch Erfahrungen und den 
Abbau von Angst auch an anderer Stelle in Denken und Handeln einbezogen wurde. 

So läßt sich konstatieren, daß die in der Betrachtung der historischen Entwick- 
lung der Wohnungsversorgung festgestellte relative Verelendung sich auch in Bewußt- 
seinstormen und Handlungsweisen niederschlug, Auseinandersetzungen im Wohnbe- 
reich seit Ende der 60er/Anfang der 70er Jahre so zunahmen, daß sie als Behinde- 
rung bzw. Bedrohung seitens Staat und Wohnungsbaukapital gesehen wurden. Dies 
drückt ein Zitat eines bekannten Vertreters der Wohnungswirtschaft aus: 

„Wer sich fast täglich mit Mieterinitiativen herumschlagen muß, merkt deut- 
lich, daß hier Pflästerchen nicht mehr helfen. Die auch zum Teil erkennbar politisch 
gesteuerten Initiativen sind besorgniserregend. Sic nagen an der Wurzel unserer ge- 
sellschaftlichen Ordnung, die Menschen verlieren das Vertrauen und der Weg zur 
Radikalisierung ist in vielen Fällen nicht mehr weit.“ (31) 

Mit Integrationsbemühungen durch Partizipationsmodelle im Städtebauförde- 
rungsgesetz von 1970 und der Novellierung des Bundesbaugesetzes von 1975 einer- 
seits, durch die Bildung von Mieterbeiräten der Wohnungsbaugesellschaften anderer- 
seits reagierten Staat und Wohnungsbaukapital auf diese Auseinandersetzungen. Ist 
darin zwar der Versuch zu sehen, jene zu kanalisieren, so sind sie doch zugleich auch 
als Resultat der sich ausbreitenden Gegenwehr zu werten. 

Dennoch sind Auseinandersetzungen in Stadterweiterungsgebieten gemessen 
am Maß der Verschlechterung der Reproduktionsbedingungen der Arbeitskräfte — 
der konstatierten hohen Mietpreise und ihrer steten Steigerung, der mangelnden 
Wohngualität, die sich hier besonders in Lage und Ausstattung der Wohngebiete aus- 
drückt und den erfahrenen Disparitäten zur Wohnungsversorgung anderer Schichten 
— von verwunderlich geringem Ausmaß. Dies mag seinen Grund darin haben, daß 
der Umzug in ein Neubauwohngebiet vorerst als Verbesserung gesehen wird, keine 
aktuelle Bedrohung zur Gegenwehr veranlaßt, die Erschwernisse in der Reproduk- 
tionssphäre erst peu ä peu wahrgenommen-und so fast zur Gewohnheit werden. Dies 
mag seinen Grund auch darin haben, daß die häufig aus verschiedenen Wohngebieten 
kommenden, an verschiedenen Arbeitsplätzen tätigen, verschiedenen sozialen Schich- 


31 Riegels, Friedrich: Zwischen „Versorgung“ und Strukturpolitik, in: Gemeinnütziges 
Wohnungswesen Nr. 7/1974, S. 386 
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ten angehörenden Bewohner verstärkt in die Isolation gedrängt sind und der Schritt 
zur Solidarisierung dadurch erschwert ist. Andere Gründe ergänzen diese. Hindernis- 
se stehen jedoch auch der breiteren Solidarisierung und Gegenwehr in Stadterneue- 
rungsgebieten entgegen. 

Bevor einige Überlegungen diese Hindernisse zu erklären versuchen, sollen in 
einem Fazit aus den angeführten Beispielen unter Hinzuziehung anderer Fälle (32) 
Anlässe, Formen, Initiatoren und Träger, Gegner und Erfolge von Forderungen und 
Auseinandersetzungen im Wohnbereich als Ausdruck der Gegenwehr gegen die kon- 
statierte materielle Verschlechterung des Reproduktionsbereichs der Arbeitskräfte 
zusammengefaßt werden (33). 

Beides dient nicht nur dazu, eine Antwort auf die Ausgangsfrage zu finden, 
warum sich gegen diese Verschlechterung nicht mehr und vor allem die am stärksten 
Betroffenen wehren, sondern auch der Einschätzung einer möglichen Tendenz. 

Anlässe zu Forderungen und Aktionen im Wohnbereich sind meist aktuelle 
Konflikte wie Mietpreiserhöhungen, Kündigungen, Abrißdrohungen, Verdrängung, 
fehlende Infrastrukturausstattung in Stadterneuerungsgebieten und Stadterweite- 
rungsgebieten. Kämpferische Gegenwehr wird ganz selten ausgelöst durch existen- 
zielle soziale Not wie z.B. Obdachlosigkeit. Ebenso selten löst „gewohnte“ soziale 
Not, gekennzeichnet einerseits durch die ungleiche Verteilung des vorhandenen 
Wohnraums — täglich erfahren allein durch das Nebeneinander von Villengebieten 
und Mietskasernenvierteln — , andererseits durch die Diskrepanz zwischen subjekti- 
vem Bedürfnis und seinem Grad der Befriedigung — erfahren durch die individuelle 
Einschränkung und die gleichzeitige Wahrnehmung des gesellschaftlichen Reichtums 
— ‚Aktionen der Gegenwehr, Mieterkämpfe aus. 

Reaktive Verhaltensweisen auf solcher Art bedrohliche Reproduktionsbedin- 
gungen sind meist Passivität, Resignation, Abgestumpftheit, Gleichgültigkeit und 
Teilnahmslosigkeit einerseits, Ausflippen, Aggressivität, Zerstörungslust andererseits. 

Passivität ist wohl die am häufigsten auftretende Verhaltensweise — auch in 
den Fällen plötzlicher Veränderungen, aktueller Konflikte und Bedrohungen. 

Aktive Gegenwehr tritt hingegen noch sporadisch auf. Sie findet ihren Aus- 
druck in vielfältigen Handlungsweisen. Grob lassen sie sich kategorisieren in solche, 
die individuell und solche, die kollektiv unternommen werden. In beiden Katego- 
rien gibt es wiederum solche, die als „systemintern‘“ und solche, die als „systemex- 
tern‘ bezeichnet werden können, d.h. einerseits solche, die mit Hilfe des Staates 
zum Erfolg zu kommen glauben, und solche, die auf der Erfahrung basieren, daß 
Erfolge nicht mit, sondern nur gegen den Staat errungen werden können. 

So erfaßt das Spektrum der Handlungsweisen erfahrungsgemäß folgende For- 
men: 


32 Material und Gespräche zu den Fallbeispielen Berlin-Gropiusstadt, Berlin-Klausener Platz, 
Berlin-Kreuzberg SO 36, Gelsenkirchen-Flöz Dickebank, Hamburg-Ottensen und Ham- 
burg-St. Pauli Süd dienen in Ergänzung zu den genannten Beispielen als Grundlage. 

33 Die folgenden Überlegungen entstanden im Zusammenhang mit den Seminaren „Deter- 
minanten der Wohnungsversorgung‘“‘ und „Determinanten disparitärer Infrastrukturaus- 
stattung‘“, die im SS 1978 am Institut für Stadt- und Regionalplanung der Technischen 
Universität Berlin stattfanden. 
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— Ein Teil der Mieter nutzt persönliche Beziehungen aus, um individuell für sich 
eine Lösung zu finden, zieht aus dem Gebiet weg, kämpft im Alleingang bei den 
und gegen die Behörden. 

— Ein anderer Teil der Mieter macht sich sachkundig in fachlichen Fragen, nimmt 
an der Gremienarbeit teil, fordert und integriert sich in Partizipationsmodelle. 

— Ein weiterer Teil der Mieter schließt sich mit anderen Betroffenen zusammen, 
initiiert Haus- und Blockversammlungen, gründet Mieterinitiativen bzw. tritt ih- 
nen bei, veranstaltet gemeinsame Protestaktionen (Resolutionen, Unterschriften- 
sammlungen, Flugblätter, Plakate, Transparente), macht Öffentlichkeitsarbeit 
(Hausbesuche, Straßenagitation, Straßentheater, Hinterhof- und Blockfeste, Auto- 
korso, Pressekonferenzen), richtet juristische Beratungsstellen ein, leistet Wider- 
stand gegen Maßnahmen der Verwaltung und/oder der Bauherrn/Vermieter (ul- 
timative Forderungen nach Instandsetzung, Mietminderung, Verweigerung von 
Substanzuntersuchungen oder Aufmaße in der Wohnung). 

— Ein weiterer, jedoch geringster Teil der Mieter beteiligt sich an Maßnahmen, die 
zur Ilegalität gezählt werden wie Mieterstreiks, Haus- und Wohnungsbesetzun- 
gen, Beschädigungen von privatem Eigentum (hierfür sind Beispiele die Beschrif- 
tung von Ausstellungstafeln der Verwaltung oder der Wohnungsbaugesellschaften 
mit Parolen, der Kabeldurchschnitt von Baumaschinen, das Tür-Zumauern der 
Vermieterräume). 

Die Gegenwehr im Reproduktionsbereich, findet sie kollektiv statt, entlehnt also ih- 

re Kampfformen denen des Produktionsbereichs (Demonstrationen, Flugblätter, 

Versammlungen, Besetzungen, Streiks), ohne wie diese organisiert und ritualisiert 

zu sein. Sie lebt aus der Spontaneität, der Situationsbedingtheit, der Phantasie und 

dem Engagement der Beteiligten. 

Bereits aus den Anlässen und den Handlungsweisen von Gegenwehr läßt sich 
erkennen, daß Initiatoren und Träger der Aktionen selten jene sind, die von existen- 
zieller oder „gewohnter“ sozialer Not betroffen sind, also die Bevölkerungsgruppen 
mit niedrigstem Einkommen: Sozialhilfeempfänger, Arbeitslose, ungelernte Arbeits- 
kräfte, Hausfrauen, Rentner. 

Widerstand und Proteste gegen Mietpreiserhöhungen, unterlassene Instandset- 
zungen, drohenden Abriß, fehlende Wohnfolgeeinrichtungen Kommen meist von 
Angehörigen des Mittelstandes, vorwiegend von Intellektuellen. 

Ihre soziale Betroffenheit ist eine geringere, sie haben jedoch während ihrer 
Ausbildung und/oder späteren beruflichen Tätigkeit ein politisches Bewußtsein, Er- 
fahrungen in Studentenbewegungen und Gewerkschaften gewonnen. Sie sehen die 
aktuellen Bedrohungen vor ihren politischen und ökonomischen Hintergründen, 
empfinden bewußter die gesellschaftlichen Diskrepanzen, können ihre Einstellung 
und Forderungen artikulieren und haben gerade aufgrund ihrer geringeren sozialen 
Betroffenheit weniger Angst vor Kündigungen und Bedrohungen. 

Häufigste und aktivste Teilnehmer sind Studenten, bei denen oft soziale Be- 
troffenheit und politisches Bewußtsein zusammentreffen. Beteiligen sich Arbeiter, 
Angestellte niedriger Tarife und Qualifikationen, Hausfrauen und Rentner des 
Wohngebietes an den Aktionen, dann meist erst, nachdem von sozial und politisch 
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engagierten Intellektuellen der Anstoß zur Gegenwehr gekommen ist und Vorschlä- 
ge zum Vorgehen unterbreitet wurden (34). Ihre Beteiligung erlischt oftmals wie- 
der, wenn ihre konkreten Probleme behoben — meist nur verschoben — sind. In vie- 
len Fällen kommt es gar nicht zur aktiven Mitarbeit, sondern beschränkt sich auf 
Ratsuche. 

Dadurch bildet sich eine Art von Vertreterschaft heraus, die oft zu abgehobe- 
nem Funktionärstum führt. Zudem birgt die Rationalität der Intellektuellen auch 
die Gefahr ihrer Integration in Verwaltungshandeln einerseits, andererseits der Brems- 
wirkung auf emotionales Verhalten, das oftmals viel wirksamer die Interessen und 
Forderungen der Bewohner zum Ausdruck bringt (35). Zudem schrecken die häufig 
politischen Auseinandersetzungen der Intellektuellen die anderen Mieter ab, da sie 
darin keinen Bezug mehr zu ihren konkreten Problemen sehen können. 

Sicher durch diese Erscheinungen mit beeinflußt, stellt sich andererseits den 
meisten Initiativen das Problem, wie eine breitere Beteiligung und *Solidarität der 
Betroffenen zu erreichen sei, Widerstand und Forderungen eben nicht im wesentli- 
chen von Intellektuellen, Angehörigen des Mittelstands, sondern gerade und ver- 
mehrt von den stärker Betroffenen getragen, Mißtrauen und Passivität abgebaut 
werden. 

Die Aktionen der Gegenwehr richten sich zumeist gegen die planende Verwal- 
tung, seltener gegen das Wohnungsbaukapital selbst, durch dessen Interesse schlech- 
te und sich verschlechternde Wohnverhältnisse verursacht sind (36). 

Die staatliche Verwaltung erscheint als eigentlich verantwortlich, zumal sie 
handelnd in Erscheinung tritt: durch die Planung selbst, durch Erörterungsveranstal- 
tungen und Partizipationsmodelle, durch finanzielle Lockangebote und punktuelles 
Nachgeben, durch Bedrohung und Repression. 

Trotz dieser Dazwischenschaltung der planenden Verwaltung, die im Interesse 
aller zu handeln vorgibt, den Aktionen mit geschickten Strategien entgegentritt und 
die Initiativen auseinanderzudividieren sucht, hat die Gegenwehr Erfolge erzielt. 

Als solche wurde bereits ihre stärkere Beachtung seitens Staat und Wohnungs- 
baukapital benannt. Sie waren jedoch auch materieller Art: Die Durchsetzung „‚poli- 


34 Ausnahmen bilden hier die Werkwohnungssiedlungen im Ruhrgebiet — wie z.B, Flöz 
Dickebank — , in denen der Widerstand gegen die Abrißmaßnahmen ihrer Wohnungen al- 
lein von den Arbeitern initiiert und getragen wurde. Der Grund ist nicht schwer zu fin- 
den: In diesen Siedlungen lebt eine homogene Arbeiterschaft, meist sogar in einem Be- 
trieb tätig, Die Arbeiter kennen sich nicht nur bereits vom Arbeitsplatz, sondern leben 
auch seit Jahren — oft schon in und mit der 3. Generation — in diesen Siedlungen, Der 
Vermieter ihrer Wohnungen ist meist auch identisch mit dem Eigner des Betriebs. 

35 Die Wutausbrüche eines Arbeiters oder die Tränenausbrüche einer Hausfrau auf Erörte- 
rungsveranstaltungen der Bezirksverwaltung machen deren Vertretern die Auswirkungen 
ihrer Planungen oftmals viel deutlicher als die überlegten und fachlich versierten Reden 
der Intellektuellen. Entsprechend reagieren die Vertreter der Verwaltung auf solch emo- 
tionales Verhalten meist mit Hilflosigkeit und Verwirrung, auf das Festhalten an Tages- 
ordnung und rationale Einwände mit Versiertheit und Souveränität. 

36 Handelt die staatliche Verwaltung auch meist im Interesse von Wohnungsbau- bzw. Ge- 
samtkapital, so ist sie doch auch häufig mit dem Wohnungsbaukapital so verflochten, daß 
eine Trennung für die, die sich wehren, nicht möglich und erforderlich ist. 
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tischer Mieten“ (37) bzw. die Verhinderung von Mietpreissteigerungen, die Durch- 

setzung von Instandsetzungsmaßnahmen und die Abwehr von unerwünschten Mo- 

dernisierungs- bzw. gar Abrißmaßnahmen sind ganz konkrete, wenn auch bisher nur 
vereinzelte Erfolge. 

Die Frage nach den Erfolgen dieser Gegenwehr und Auseinandersetzungen im 
Bereich der Wohnungsversorgung kann sich jedoch nicht nur auf die materielle Seite 
beschränken, sie muß auch den Auswirkungen auf Bewußtseinsformen und Hand- 
lungsweisen der Arbeitskräfte gelten: 

— Haben diese Aktionen und ihre materiellen Erfolge oder Mißerfolge eine Politisie- 
rung, einen emanzipatorischen Prozeß eingeleitet, der die Bewohner veranlaßt, 
sich auch in anderen Bereichen der Reproduktion zu wehren? 

— Haben sie Erfahrungen vermittelt, die in anderen Wohngebieten aufgegriffen und 
weiterentwickelt wurden? 

— Haben sie den Kreis derjenigen, die ihre Interessen zu artikulieren wagen, erwei- 
tert, vermehrt Arbeiter, Angestellte, Hausfrauen und Rentner aktiviert? 

— Haben sie Vermittlung, Verständnis und Solidarität zwischen jenen und den so- 
zial und politisch engagierten Intellektuellen, den Angehörigen des Mittelstands 
geschaffen? 

Diese Fragen können bisher kaum beantwortet werden, da Berichte und Untersu- 

chungen nur vereinzelt existieren. Zwar kann konstatiert werden, daß Ansätze der 

Gegenwehr in allen Bereichen der Reproduktion der Arbeitskräfte zugenommen ha: 

ben. Dennoch bleibt die o.g. Frage offen, warum sich gegen die genannten Verelen- 

dungstendenzen nicht generell mehr Widerstand regt und speziell seitens jener, die 
am stärksten betroffen sind. 

Der Beantwortung dieser Frage dienen im Folgenden einige Erklärungsansät- 
ze. Sie können jedoch nur erste Überlegungen und Grundlage zu weiteren Untersu- 
chungen sein, die auf diesem Gebiet noch weitgehend ausstehen. Zudem beinhalten 
kategoriale Erklärungen stets die Gefahr der Pauschalisierung, gerade Gegenwehrak- 
tionen im Wohnbereich müssen jedoch auf die jeweiligen konkreten Bedingungen 
zurückgeführt werden. Hier können daher nur einige gesellschaftliche Rahmenbedin- 
gungen benannt werden. 

Verschiedene Analysen und Theorien versuchen Bewußtseinsformen und 
Handlungsweisen im Reproduktionsbereich zu erklären (38). Im Folgenden werden 
jene aufgegriffen, deren Ansätze einsichtig sind und in der Verbindung ihrer einzel- 
nen Aspekte in der Tat Erklärungen liefern. Danach sind Bewußtseinsformen und 
Handlungsweisen geprägt durch 
— die Arbeitsplatzbedingungen, 


37 Mieten, die sich nicht aus den Kosten berechnen, sondern orientiert sind an der Zahlungs- 
fähigkeit und -bereitschaft der Mieter. Ein Beispiel hierfür ist das Sanierungsgebiet Berlin- 
Klausener Platz. Die Forderung der Mieter „3 DM pro qm sind genug‘ veranlaßte den 
Berliner Senat dazu, von der üblichen Bewilligungsmiete des Sozialen Wohnungsbaus ab- 
zuweichen und geringere qm-Mietpreise festzusetzen. 

38 Vgl. Berndt, Heide u.a.: Verhalten im Reproduktionsbereich als organisierende Tätigkeit. 
Unveröffentlichtes Manuskript. Berlin 1977 
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— die Situation im Reproduktionsbereich, 

— die jeweilige Sozialisation und familiale Situation, 

— die politische und ökonomische Entwicklung und die sie begleitenden Ideologien. 
Untersuchungen (39) über den Zusammenhang von Arbeitsplatzbedingungen und 
Verhalten im Reproduktionsbereich ergaben, daß je niedriger das Einkommen, je 
geringer der Ausbildungsgrad, der zeitliche und räumliche Bewegungsspielraum am 
Arbeitsplatz, die Dispositions- und Kontaktmöglichkeiten, je höher der Grad der 
Gleichförmigkeit der Tätigkeiten, umso geringer soziale Kontakte und das Bedürf- 
nis danach auch in der außerbetrieblichen Sphäre sind: Besuche, Gespräche und ge- 
meinsame Aktivitäten mit Verwandten, Bekannten, Freunden, die Zugehörigkeit zu 
Vereinen und Organisationen gleich welcher Art (40). 

Diese Untersuchungen zeigen jedoch nicht nur den Einfluß der Arbeitsplatz- 
bedingungen auf Bewußtseinsformen und Handlungsweisen im Reproduktionsbe- 
reich, sondern auch die Korrelation von Bewußtseinsformen und Handlungsweisen 
im Produktionsbereich mit denen des Reproduktionsbereichs: Arbeitskräfte, die ih- 
re Interessen ud Forderungen am Arbeitsplatz artikulieren, tun dies eher auch im 
Bereich ihrer Reproduktion bzw. jene, die sich hier passiv verhalten, verhalten sich 
da gleichermaßen (41). 

So kurzgefaßt die Ergebnisse dieser Untersuchungen hier nur dargestellt wer- 
den können, geben sie doch einen Hinweis darauf, warum sich Arbeiter, vor allem 
ungelernte, ebenso wie Angestellte mit kurzer Ausbildungszeit und beschränkten 
Arbeitsplatzbedingungen kaum an Gegenwehraktionen im Reproduktionsbereich 
beteiligen und beteiligen können . 

Unerwähnt blieben bei diesen Untersuchungen noch die Beschränkungen auf- 
grund der Arbeitszeit und der rein physischen Erschöpfung, die Aktivitäten erschwe- 
ren. Von allen Punkten besonders betroffen sind erwerbstätige Frauen, deren Ar- 
beitsplatzbedingungen nicht nur generell die schlechtesten, sondern die durch Haus- 
arbeit und Kindererziehung zusätzlich beansprucht, dadurch erschöpft und zeitlich 
belastet sind. 

Die stärkere Aktivität in Gegenwehraktionen von Intellektuellen, politisierten 

‚ Angehörigen des Mittelstands ist daher nicht nur erklärbar durch die von ihnen be- 
wußter empfundene Diskrepanz von Reproduktionsbedürfnisund seiner ungestillten 


39 Vgl. ebenda, S. 27 ff. 

40 „Handlungen (werden) üblicherweise auf intellektueller Ebene geplant und durch kogni- 
tive Regulation ausgeführt ... Wenn nun in der Arbeit die Fähigkeit zum Planen nicht 
mehr eingesetzt werden kann — oder nicht entwickelt wird, müßte sich dies ... im Frei- 
zeitbereich auswirken. Tatsächlich ist die Planungstätigkeit besonders bei wenig qualifi- 
zierten Arbeitern gering ausgeprägt. (...). Dominierend ist hingegen eher Perspektivlosig- 
keit, Resignation und Zurückgezogenheit.‘‘ Frese zitiert nach Berndt, Heide u.a., a.a.0., 
5.33 

41 „so stellte z.B. Dumazedier (1960) fest, daß ... Passivität in Arbeit und Freizeit gemein- 
sam bei Personen auftreten. Dies zeigt sich auch daran, daß das Desinteresse von Arbei- 
tern gegenüber Gewerkschaften, politischen Institutionen, Betrieb, Betriebsrat usw. mit 
der allgemeinen Lustlosigkeit in der Freizeit korreliert.‘ Lüdtke zitiert nach Berndt, Hei- 
de u.a., a.a.0,,S. 31 
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Deckung, sondern — abgesehen vom Grad der Ausbildung — mehr noch durch die 
Dispositionsspielräume und häufigere Abwechslung am Arbeitsplatz. 

Andere, ergänzende Erklärungszusammenhänge für Bewußtseinsformen und 
Handlungsweisen im Reproduktionsbereich resultieren neben den materiellen Be- 
dingungen aus dem Sich-Befinden im Reproduktionsbereich selbst. In der außerbe- 
trieblichen Sphäre haben Arbeiter und Angestellte, die sich mit ihrer Arbeit nicht 
identifizieren können, erst das Gefühl „bei sich‘, zu Hause zu sein. Daraus resul- 
tiert, „daß sich der Lohnarbeiter in dieser Sphäre frei fühlt und damit ein individuel- 
les Bewußtsein produziert, das dem Grad der Vergesellschaftung der Produktions- 
sphäre nicht entsprechen kann. Die Reproduktionssphäre prägt das individuelle Be- 
wußtsein und Verhalten des Lohnarbeiters.“ (42) 

Dies wird unterstützt einerseits generell durch die Privatheit des Reproduk- 
tionsbereichs, dessen Organisation individuell, nicht kollektiv vor sich geht, anderer- 
seits speziell durch die Hausarbeit, die Gebrauchswerte, nicht Tauschwerte schafft. 
Beides vermittelt den Anschein, aus gesellschaftlichen Lebenszusammenhängen los- 
gelöst zu sein. Die Privatheit und Individualität verhindern folglich nicht nur objek- 
tiv, sondern auch subjektiv kollektives Vorgehen. 

Diese Aussagen tragen nicht nur dazu bei, die mangelnde Aktivität der ihrer 
Arbeit am meisten entfremdeten Arbeitskräfte in Auseinandersetzungen im Wohn- 
bereich zu erklären, sondern bieten vor allem auch eine mögliche Erklärung der 
Zurückhaltung von Hausfrauen und Rentnern, die der Individualisierung und Pri- 
vatheit in besonderem Maße ausgeliefert sind (43). 

Im Zusammenhang mit den vorgenannten Bedingungen aus Produktions- und 
Reproduktionssphäre stehen auch die aus Sozialisation und familialer Situation her- 
geleiteten Erklärungsansätze für Bewußtseinsformen und Handlungsweisen im Re- 
produktionsbereich. Sie führen letztere auf die Erziehungs- und Bildungsprozesse 
einerseits, die kulturellen Überlieferungen andererseits zurück: 

„Das Individuum realisiert in seinem Freizeitverhalten im wesentlichen die 
normativen, intellektuellen und emotionalen Dispositionen, die es im schichtspezi- 
fischen Sozialisationsprozeß erworben hat, und es wählt demgemäß solche Orientie- 
rungen, die auch in anderen Situationen Verhaltenssicherheit, soziale Belohnung 
und subjektive Befriedigung versprechen.“ (44) 

Aus der schichtenspezifischen Sozialisation resultieren vor allem Sprachge- 
bräuche, die die Artikulation eigener Interessen hemmen und Arbeitern das Gefühl 
der Unterlegenheit gegenüber Intellektuellen vermitteln. Zudem verweist die ge- 
schlechtsspezifische Sozialisation die Frau in die Rolle der Inaktiven, die von Poli- 
tik nichts versteht, kämpferische Verhaltensweisen dem Mann zu überlassen hat. 

Zudem haben Untersuchungen einerseits eine starke Familienorientiertheit 
bei Arbeitern nachgewiesen, ‚andererseits aber auch die starke Resistenz der prole- 


42 Berndt, Heide u.a., 2.2.0.,S. 25 

43 Sind Privatheit und Individualisierung durch nachbarschaftliche Beziehungen wie in den 
alten Kumpelsiedlungen oder manchem „Kietz“ aufgehoben und durch Gemeinschaftlich- 
keit, Solidarität ersetzt, so zerstört gerade die Stadterneuerung dieses soziale Gefüge, 

44 Lüdtke zitiert nach Berndt, Heide u.a., 2.2.0., S. 34 


84 


tarischen Familie gegen Wandlungsprozesse, wie sie für Mittelschichtenfamilien 

typisch sind.“ (45) Diese Aussagen ergänzen die bereits oben getroffenen Erklärun- 

gen der geringeren Beteiligung an Aktionen der Gegenwehr von Arbeitern — vor al- 
lem ungelernten — und Angestellten mit geringer Ausbildung, von Bewohnern über- 
haupt, die eine beengte und repressive Sozialisation erfahren haben. Sie verweisen 

noch einmal auf die besonderen Hindernisse, die Frauen zu überwinden haben (46). 

Sie erklären zudem die Schwierigkeiten, die dem gemeinsamen Vorgehen von Intel- 

lektuellen, Arbeitern und Angestellten geringerer Qualifikation entgegenstehen und 

oftmals ein Auseinanderbrechen von Aktionen und Initiativen verursacht haben. 

Weitere Erklärungen lassen sich aus der politischen und ökonomischen Ent- 
wicklung und der sie begleitenden Ideologien ableiten. Einige wesentliche Punkte 
wurden bereits benannt: 

— Die Behebung der existenziellen Not in der Folge des 2. Weltkriegs wurde in der 
ersten Hälfte der 50er Jahre noch mit Streiks erkämpft. Mit dem Erreichen der 
Vollbeschäftigung wurde die Steigerung der Einkommen auch ohne Streiks 
durchgesetzt. Die real erfahrene Erhöhung des Konsumniveaus ließ Kämpfe über- 
flüssig erscheinen, weil die Bedürfnisse in einem nach den Entbehrungen uner- 
warteten Maß befriedigt werden konnten. Ihre Deckung geschah notwendig zu- 
erst in den grundsätzlichen Bereichen der Reproduktion: Nahrung, Kleidung, 
Wohnung. Die Ausgestaltung eines „schönen Heims‘“ bezeichnet Reck als den 
eigentlichen Kern der Familienorientiertheit der Arbeiter (47). Die Familien- 
und Eigenheimideologie des Staates förderte diese Entwicklung aus harmonisie- 
renden und systemstabilisierenden Aspekten. Auseinandersetzungen im Repro- 
duktionsbereich traten infolgedessen kaum auf, zumal sie im traditionell vorran- 
gigen Produktionsbereich — nicht zuletzt durch die Haltung der Gewerkschafts- 
führung — der wirtschaftlichen Entwicklung angepaßt und ritualisiert wurden. 

— Erst mit der Verschlechterung der Reproduktionsbedingungen in der Folge der 
Krise 1966/67 und dem Aufbrechen des Harmonisierungsprozesses wurden die 
Auseinandersetzungen im Produktionsbereich wieder heftiger, flammten erste 
auch im Reproduktionsbereich auf. Vor allem die Umstrukturierung der Städte, 
die dazu diente, die erforderlichen Voraussetzungen für den durch die Auslastung 
der vorhandenen Infrastruktur behinderten Kapitalverwertungsprozeß zu schaf- 
fen („Funktionsschwächesanierung‘), waren häufige Ursache solcher Unruhen 
und Proteste. 


45 Berndt, Heide u.a., a.a.O., S. 13. Das Zitat fährt fort: „Die Beibehaltung etwa der tradi- 
tionellen Rollenmuster ist unter dem Gesichtspunkt der Etablierung einer Gegenwelt zur 
Arbeitswelt sowohl für den arbeitenden Mann wie die arbeitende Frau notwendig, wobei 
jedoch auch nicht zu verkennen ist, wie sehr die proletarische Familie damit zur Diszipli- 
nierung der Arbeitskraft beiträgt.‘ ebenda 

46 Die geschlechtsspezifische Sozialisation und die ihnen zugewiesene Rolle erklären die ge- 
ringe Aktivität von Hausfrauen in Gegenwehraktionen im Wohnbereich trotz der vorge- 
nannten doppelten Funktion, die die Wohnung für sie hat. Die erhöhte Belastung der er- 
werbstätigen Frau potenziert dies, macht sie andererseits selbstbewußter und fordernder. 

47 Reck, zitiert nach Berndt, Heide u.a., a.a.0., 5.15 £. 
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Wesentliche Hinderungsgründe einer breiteren und kontinuierlicheren Gegenwehr 
der betroffenen Arbeitskräfte sind Organisation, Verhalten und Ideologie des Staa- 
tes, i 

Der Staat tritt als Vermittler der Interessen des Gesamtkapitals, hier speziell 
des Wohnungsbaukapitals auf, als der durch seine Planungen eigentlich Verantwort- 
liche. Seine Maßnahmen werden jedoch ideologisch als dem Allgemeinwohl dienen- 
de dargestellt, dem zugunsten individuelle soziale Härtefälle in Kauf genommen und 
durch andere Maßnahmen (z.B. Wohngeld) ausgeglichen werden müssen. Damit wird 
das Fluidum des Sozialstaats aufgebaut. Der wachsende gesellschaftliche Reichtum 
in der Bundesrepublik Deutschland generell, speziell die rechnerischen Belege einer 
durchschnittlich hohen Quantität und Qualität der Wohnungsversorgung verschleiern 
soziale Disparitäten. Soziale Not erscheint als individuelles Versagen. Dies erweckt 
in der Tat eine allgemeine Gläubigkeit an den Sozialstaat. 

Sie wird verfestigt durch die Ideologie des demokratischen Rechtsstaats, der 
von gewählten Vertretern regiert wird, die Interessen aller seiner Bürger vertritt, ihre 
Rechte wahrnimmt und schützt. 

Im Glanz dieser Ideologie des demokratischen Rechts- und Sozialstaats er- 
scheinen dann die staatlichen Maßnahmen wie Sanierung und Modernisierung von 
Altbaugebieten, der Soziale Wohnungsbau, das punktuelle Nachgeben gegenüber 
den Forderungen der Bewohner, die Institutionalisierung von Partizipation der Be- 
wohner, die Anerkennung „vernünftiger Verhandlungspartner‘ und sogar die Illega- 
lisierung und Bestrafung derer, sich sich nicht integrieren lassen, als gerecht und so- 
zial. 

Diese Maßnahmen ihrer Ideologie zu entkleiden, die wachsende finanzielle, 
physische und psychische Belastung für die einzelnen Arbeitskräfte nicht als indivi- 
duelles Versagen bzw. kurzfristige Erfordernisse im Sinne wirtschaftlicher und poli- 
tischer Vernunft zu sehen, erfordert ein hohesMaß an politischem Zweifel und Mut, 
an Zeit und Kraft. Letztere sind gerade den Gruppen mit niedrigem Einkommen 
nicht gegeben, da der Kampf um ihre notwendige Reproduktion ihre Kraft absor- 
biert. Erstere sind Chancen der Intellektuellen aufgrund ihrer Ausbildung und grö- 
ßeren materiellen Sicherheit. 

Die Ideologie vom Rechts- und Sozialstaat einerseits, das in Deutschland tradi- 
tionell herrschende Verständnis vom Obrigkeitsstaat andererseits erschweren damit 
neben den genannten Bedingungen des Produktions- und Reproduktionsbereichs, 
der Sozialisation und familialen Situation breitere Aktionen der Gegenwehr, an de- 
nen sich vor allem die am stärksten Betroffenen beteiligen, 

Diese Überlegungen zu den Determinanten von Bewußtseinsformen und Hand- 
lungsweisen im Reproduktionsbereich bzw. zu den Hinderungsgründen BSieHeT Ge- 
genwehr haben bisher jedoch noch eines außer Acht gelassen: 

Wenn davon ausgegangen wird, daß die materiellen Reproduktionsbedingungen 
abhängig sind von den Arbeitsbedingungen — d.h. vorwiegend vom Lohn- und Zeit- 
fonds — ‚dann ist ein logischer Schluß, daß der Kampf um die materiellen Reproduk- 
tionsbedingungen nicht in dieser Sphäre geführt wird, sondern in der Produktions- 
sphäre, um die Voraussetzungen zu ändern, d.h, höhere Löhne, kürzere Arbeitszeit, 
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bessere Arbeitsplatzbedingungen zu erkämpfen. 

Möglicherweise werden auch die Belastungen am Arbeitsplatz als stärkere ge- 
genüber denen der Reproduktionssphäre empfunden und geben so den betrieblichen 
und gewerkschaftlichen Auseinandersetzungen Priorität. 

Dem entgegen steht jedoch die Überlegung, daß der wachsende Verschleiß der 
Arbeitskraft am Arbeitsplatz, der sich u.a. ausdrückt in einer starken Zunahme der 
psychosomatischen Krankheitsfälle, nicht mehr allein durch Kämpfe im Produk- 
tionsbereich abgewendet werden kann. Dies zeigt sich an den mäßigen Erfolgen des 
Kampfes um die Arbeitsplatzbedingungen: Forderungen werden nicht oder kaum 
erfüllt, spontane Streiks diskriminiert. 

Die Erschwernis des Kampfes im Produktionsbereich einerseits, die Notwen- 
digkeit der Kompensation des zunehmenden Arbeitskraftverschleißes andererseits 
sind Gründe, die dafür sprechen, daß der Kampf zunehmend auch im Reproduk- 
tionsbereich geführt wird und durch die Bedeutung der Wohnung für die Reproduk- 
tion der Arbeitskraft die Auseinandersetzungen im Wohnbereich an Breite und 
Schärfe gewinnen. 


Helga Faßbinder, Preisbildung, Monopol und Spekulation beim städtischen Bo- 


den, in: PROKLANTr. 10, 1973 
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Monika Fuhrke 
Sozialpolitische Reformen oder Austeritypolitik in der Krise? 
Zur Kritik neuerer Theorieansätze der Sozialpolitik 


Die wissenschaftliche Sozialpolitik-Diskussion wird in letzter Zeit von einigen neue- 
ren Theorieansätzen beeinflußt, die zum einen eine Reaktion auf das offenkundig 
disparitäre Verhältnis von Theorie und Politik in diesem Bereich darstellen, zum an- 
deren auch das Scheitern sozialdemokratischer Reformansätze seit der Krise 74/75 
aufnehmen oder widerspiegeln. 

Sozialpolitische Strategien waren bisher meist auf folgendes Gegensatzpaar 
ausgerichtet: 

Die SPD suchte das Ziel des „demokratischen Sozialismus‘ über staatliche 
Umverteilungsmaßnahmen zu erreichen, wozu sich die Sozialpolitik als Tätigkeits- 
feld ja geradezu anbot. In den verschiedensten theoretischen Varianten (1) sollte da- 
her über verstärkte (von der Sozialdemokratie gelenkte und kontrollierte) Staatsein- 
griffe der Einfluß der Privatwirtschaft zugunsten der Arbeitnehmer zurückgedrängt 
werden. CDU-Vorstellungen.dagegen gingen davon aus, die „soziale Marktwirtschaft” 
oder die Beseitigung von aus „Marktfehlern“ resultierenden sozialen Problemen 
durch lediglich subsidiäre staatliche Eingriffe mit dem Ziel der Stärkung der Privat- 
initiative und Familie zu verwirklichen (2). 

Entsprechend lassen sich auch in der Theorieentwicklung zum Thema Soziai- 
politik zwei Hauptrichtungen charakterisieren. Die erste, vor allem von Neoliberalen 
und katholischer Soziallehre vertreten, macht die Krise des Sozialstaats an seinem 
zu großen Umfang, an dem Zuviel an Sozialleistungen fest. „Die Grenzen der sozial- 
staatlichen Entwicklung sind nach diesen Beiträgen primär nicht durch ökonomisch- 
gesellschaftliche Strukturen, sondern dadurch gesetzt, daß bestimmte politisch-ethi- 
sche Werte, wie ‚Freiheit‘ und ‚Selbstverantwortung‘ nicht verletzt werden dürfen.‘ 
(3) Die zweite Richtung geht mit dem Zugrundelegen der Interdependenz von Wirt- 
schaftsentwicklung und Entwicklung der Sozialleistungen davon aus, daß allein das 
wirtschaftliche Wachstum eine Steigerung der Sozialleistungsquote ermögliche, 
gleichzeitig aber auch die Zunahme sozialer Probleme mit sich bringe. Kann es hier 
also einerseits kein ‚Zuviel‘ an Sozialleistungen geben, so kommt es andererseits -- 
bezogen sowohl auf erfolgreiche Bewältigung der zunehmenden sozialen Risiken als 


1 S. dazu Müller/Neusüß, Die Sozialstaatsillusion und der Widerspruch zwischen Lohnarbeit 
und Kapital, in: Sozialistische Politik, Nr. 6/7, 1970 
2 Vgl. hierzu die „Freiburger Schule“, vor allem Röpke, der sich speziell mit der „sozialen 


Frage“ auseinandersetzt. W. Röpke, Die Gesellschaftskrisis der Gegenwart, Zürich 1944 
3 M. Bellermann, Der Sozialstaat der BRD. Krise und Grenzen, in: Handbuch 5 — Staat, 
Brandes, Hoffmann, Jürgens, Semmler (Hrsg.), Ffm 1977, S. 355 


auch angesichts der wachsenden volkswirtschaftlichen und gesamtgesellschaftlichen 
Bedeutung des Soziaibudgets — gerade deshalb darauf an, die Verteilung der Sozial- 
leistungen besser zu planen, zu koordinieren und zu effektivieren. „Sozialplanung‘ 
und daran anschließend die „Soziale Indikatoren-Bewegung‘ wurden daher als Lö- 
sungsinstrumente angesehen und prägten so die theoretische Diskussion der letzten 
Jahre. Fragen der Verteilungspolitik, Kreislaufanalysen etc. aber haben auch in der 
ordnungspolitischen Debatte der ersten Richtung Eingang gefunden (4). Ab Anfang 
der 60er Jahre ist es daher — abgesehen von der politischen Stoßrichtung — sehr 
schwierig, „Richtungen“ sauber auseinanderzuhalten. Verständlicherweise, denn die 
auf diesen konkreten Politikbereich angewandten theoretischen Überlegungen holen 
sich ihre Anregungen aus allen Richtungen der theoriegeschichtlichen Entwicklung 
der Nationalökonomie. 

Die Analyse und Erklärung der sozialpolitischen Realität in der BRD aber konn- 
te im Rahmen dieser Theorieentwicklung nicht geleistet werden, was neuerdings 
auch von progressiven Wirtschaftswissenschaftlern als schwerwiegender Vorwurf dem 
selbstgestellten Anspruch der Nationalökonomie entgegengehalten wird (5). So kon- 
statiert Riese, daß die Wirtschaftswissenschaften trotz ihres impliziten, politikanlei- 
tenden Anspruchs in kaum einem Politikbereich für diesen wirklich bestimmend 
sind. So hätten Merkantilisten, Klassik, Neoklassik und Keynesianismus zwar Wohl- 
fahrtspostulate und damit implizit auch eine bestimmte Art von Wirtschaftspolitik 
formuliert, diese sei aber nicht durchgängig anwendbar und umgekehrt existierten 
Theorien der Wirtschaftspolitik, die keine ‚angemessene‘ theoretische Grundlage 
hätten (6). Dies gelte ganz besonders für die Sozialpolitik, die in der BRD wie kaum 
ein anderer Politikbereich praktisch sehr erfolgreich gewesen sei, ohne je über eine 
adäquate Theorie verfügt zu haben. Dies ist also der eine Punkt, an dem jüngere, vor 
allem aus der Soziologie kommende Ansätze (7) anknüpfen und erneut versuchen, 


4 So forderte Schreiber (BKU) schon in den 50er Jahren eine Aufnahme der durch Keynes 
initiierten Problemdimension in den Neoliberalismus/katholische Soziallehre, bezogen. 
auf die Sozialpolitik, ders., in: Schriftenreihe des Bundes katholischer Unternehmer, Öko- 
nomischer Humanismus. Neoliberale Theorie, Soziale Marktwirtschaft und christliche So- 
ziallehre, Neue Folge 8, Köln 1960 

A) Siehe H. Riese, Wohlfahrt und Wirtschaftspolitik, Hamburg 1975 

6 Reale Wirtschaftspolitik scheint — nach Riese — daher nur eklektisch, pragmatisch (Theo- 
rie des Mitteleinsatzes) oder „merkantilistisch‘‘ begründet. Rieses Kritik an der bürgerli- 
chen Theorie — so auch seine Forderung nach Neuer Politischer Ökonomie — impliziert 
die Vorstellung, daß Politik eine „angemessene“ theoretische Begründung haben könnte, 
der Staat also über die Autonomie verfügt, in einer solch wissenschaftlich begründeten 
Weise zu handeln, Riese fragt selbst nur nach dem Verhältnis von Theorie und Politik 
und schließt ganz explizit die Frage der „Angemessenheit“ der Politik gegenüber der Rea- 
Iität aus, dadurch kommt er aber notwendigerweise zu.einem Verständnis von Politik, 
das sich nur auf staatliche Politik bezieht, alle anderen — nicht auf den Staat bezogenen 
— Politikformen und damit logischerweise auch die Einbeziehung der Marxschen Theorie 
verbieten sich daher bei diesem Ansatz. 

7 Eine Reihe — auch der im folgenden diskutierten — Artikel findet sich in: Soziologie 
und Sozialpolitik, Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Sonderheft 
19/1977, (Hısg.) v. Ferber und Kaufmann 


diese Lücke zu schließen (8). 

Daneben gehen aber auch die Erfahrungen der Krise, das „Scheitern“ der SPD- 
Reformpolitik und die u.a. dadurch in die Sackgasse geratene Diskussion um Sozial- 
planung und Soziale Indikatoren in die Überlegungen ein. Die SPD-Reformen An- 
fang der 70er Jahre haben ja nicht nur nicht gehalten, was sie z.T. versprachen; mit 
der Krise ist außerdem die Zeit selbst für solche Maßnahmen vorbei. Was jetzt in der 
Krise an Sanierungsgesetzen und Austerity-Politik betrieben wird, stellt — zumindest 
für die Theoriediskussion — die aktuellen politischen Potenzen des Staates bezüglich 
der Entwicklung sozialer Alternativen in Frage. In den im folgenden diskutierten 
Ansätzen tauchen daher verstärkt Vorstellungen auf, die zum einen davon ausgehen, 
daß zunehmende Staatstätigkeit nicht zwangsläufig mit zunehmender „Soziabilität‘“ 
einhergehen muß, und die sich zum anderen darum bemühen, Alternativmöglichkei- 
ten zu entwickeln. So soll zunächst bei den meisten Autoren die bisherige, als rein 
quantitativ, reaktiv, kompensatorisch und bloß monetär kritisierte Sozialpolitik ab- 
gelöst werden von einer aktiven, qualitativen oder präventiven Sozialpolitik. Diese 
Forderungen sind an sich nicht neu, viele Autoren vertraten sie schon seit den 50er 
Jahren, um nur v. Ferber, Achinger und Preller (9) zu nennen; neu aber ist, daß sich 
die Kritik heute nicht mehr in Mängelanalysen und „Gerechtigkeitspostulaten“ er- 
schöpft, man sich verstärkt um die Umsetzung der geforderten inhaltlichen Verän- 
derungen Gedanken macht und diese nicht mehr allein vom Staat erwartet. 

Wir wollen im folgenden die m.E. interessantesten Ansätze vorstellen. Die Aus- 
wahl ist dabei sicherlich nicht vollständig und es sind auch keineswegs alle Autoren 
einfach einer „Richtung“ zuzuordnen, sie beschäftigen sich aber alle in etwa mit 
demselben Problem, auch wenn daraus sehr unterschiedliche Lösungsvorschläge re- 
sultieren. Dabei stellt sich dann zum einen die Frage, wie stichhaltig die theoreti- 
schen Erklärungsansätze sind, und zum anderen, inwieweit diese Ansätze möglicher- 
weise Reflex systemimmanenter Krisenlösungsstrategien sind oder perspektivisch 
sozialistische Alternativen aufzeigen können. i 


1. „Aktive Sozialpolitik“: Theorieansatz und Perspektive? 


Die traditionelle Sozialpolitik bringt eine Vielzahl von Mängeln und Problemen her- 
vor, die von den meisten Autoren in der BRD in ähnlicher Weise beschrieben wer- 
den. Diese allgemeine Kritik an der Sozialpolitik läßt sich in den drei Schlagworten 
der „Verrechtlichung‘‘, der „Verbürokratisierung‘‘ und der „Ökonomisierung“ zu- 
sammenfassen. 

H. P. Widmaiers (10) Kritik an der Sozialpolitik bezieht sich als erstes auf ihre 


8 Ganz explizit formuliert Widmaier diesen Anspruch, s. H. P. Widmaier, Sozialpolitik im 
Wohlfahrtsstaat, Hamburg 1976 
9 Bei Preller war das die Tendenzwende von der „strukturerhaltenden“ zur „strukturgestal- 


tenden“ Sozialpolitik, Achinger spricht von „Gesellschaftspolitik“, vgl. hierzu L. Prelter, 
Sozialpolitik — Theoretische Ortung, Tübingen 1962 und H. Achinger, Sozialpolitik als 
Gesellschaftspolitik, Hamburg 1958 

10 Ich stütze mich hier auf folgende Texte: H. P. Widmaier, Sozialpolitik im Wohlfahrtsstaat, 


Funktionalisierung für die Wahlen: „Sozialpolitik als Wahlpolitik“. Nach der Unter- 
suchung von H. P. Bank kann man tatsächlich ein deutliches Ansteigen sozialpoliti- 
scher Gesetzgebung in der Geschichte der BRD vor den jeweiligen Wahlen festma- 
chen. Dabei ist einleuchtend, daß der Gesetzgeber, indem er nicht dann auf soziale 
Probleme reagiert, wenn sie entstehen, diese verschärft und außerdem nicht „ange- 
messen“ reagiert, wenn er sie mit Wahlgeschenken bestückt. Beides muß doppelt 
und dreifach nach den Wahlen bezahlt werden. Ein zweiter Kritikpunkt Widmaiers 
ist die Funktionalisierung der sozialen Sicherung für Sparmaßnahmen in der Krise 
angesichts einer nichtgelingenden antizyklischen Konjunkturpolitik. Und drittens 
unterliegt die Sozialpolitik einer Veränderung in Richtung einer Sozialinvestitions- 
politik, d.h. im ökonomischen System ständig produzierte „Irrationalitäten‘‘ ma- 
chen staatliche Interventionen und Investitionen erforderlich (z.B. Umweltschutz), 
wofür die Sozialpolitik benutzt wird. Und endlich ergeben sich aus der Logik des 
politischen Systems die immanenten Tendenzen der ‚Verrechtlichung‘“ und „Öko- 
nomisierung‘. Ursache dieser Funktionalisierungen ist für Widmaier die „ökonomi- 
sche Rationalität“, die nicht nur im ökonomischen Sektor selbst ständig Irrationali- 
täten und Krisen erzeugt, sondern sich auch ins politisch-administrative System 
übersetzt und dort zu den o.g. zusätzlichen Irrationalitäten bei der Produktion von 
Sozialpolitik führt. Und weiter: Durch die Entscheidung der machtpolitischen Aus- 
einandersetzung zugunsten des CDU-Modells des „sozialen Kapitalismus‘‘ — und zu- 
ungunsten des nach dem Grundgesetz gleichermaßen möglichen SPD-Modells des 
„demokratischen Sozialismus“ — ist der Wohlfahrtsstaat in seinem ordnungspoliti- 
schen Instrumentarium so begrenzt, daß die von Widmaier geforderte „aktive So- 
zialpolitik“ nicht durchsetzbar scheint. Zweierlei ist daher erforderlich: 1. die Wie- 
deraufnahme dieser machtpolitischen Auseinandersetzung um die Gestaltung des 
Wohlfahrtsstaates („Notwendigkeit der Transformation des Wohlfahrtsstaates‘‘) und 
2. die Partizipation der betroffenen Individuen an der Sozialpolitik, um die vorherr- 
schende Konditionierung zum „homo oeconomicus“ in einem durch die Partizipa- 
tion erzwungenen Lernprozeß der ‚sozialen Rationalität‘ zu überwinden. Was bei 
Widmaier in Absetzung zur „quantitativen‘ Sozialpolitik die „aktive“ Sozialpolitik 
ist, war bei Preller Mitte der 60er Jahre die „strukturgestaltende‘“ gegenüber der 
„strukturerhaltenden“ Sozialpolitik, ähnlich bei v. Ferber u.a. 

In den verschiedensten Varianten wird wohl von dieser Kritikrichtung aufge- 
zeigt, wie die Sozialpolitik auf bestimmte „soziale Risiken‘ nur reagiert, ihre Aus- 
wirkungen kompensiert, nicht aber an den Ursachen ansetzt. So werden z.B. Krank- 
heiten kuriert (und auf diesen eingeschränkten Praxisbereich bezieht sich die kurati- 
ve Medizin als Wissenschaft), nicht aber in ihren gesellschaftlichen Entstehungsursa- 


Hamburg 1976; Böckels/Scharf/Widmaier, Machtverteilung im Sozialstaat, München 1976; 
Widmajier, Zur Theorie der Durchsetzbarkeit sozialer Bedürfnisse, in: Soziologie und So- 
zialpolitik, Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie, Sonderheft 19/1977. 
Seine Gedanken zur „aktiven“ Sozialpolitik sind zuerst formuliert — aber noch mit 
Schwerpunkt auf Sozialinvestitionen — in: ders., Aspekte einer aktiven Sozialpolitik. Zur 
politischen Ökonomie der Sozialinvestitionen, in: Zur Problematik der Sozialinvestitio- 
nen, (Hrsg.) Sanmann, Berlin 1970 


chen angegangen. Oder: die Folgen der Arbeitslosigkeit werden durch die Zahlung 
von Arbeitslosengeld aufgefangen, die Verursachung durch den kapitalistischen Ak- 
kumulationsprozeß bleibt unberührt. Eine solche bloß kompensatorische Politik ist 
von diesem Blickwinkel eines gesellschaftlichen Gesamtinteresses her gesehen natür- 
lich unproduktiv und dysfunktional. Was liegt näher als die Forderung nach der 
Wiedereingliederung Behinderter — statt Kostenintensiver Unterstützungszahlungen, 
oder nach Umschulung und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen — statt teurer Arbeits- 
losengelder, oder nach präventiver — statt kurativer Medizin, usw., kurz: die For- 
derung nach „aktiver Sozialpolitik“, 

Dies ist die eine Seite, die andere betrifft die Art und Weise, wie sich soziale 
Probleme in versicherungsfähige Tabestände oder -fälle transponieren. Denn da die 
‚Sozialpolitik eine bloß kKompensatorische ist, ist es auch möglich, daß sie sich in ih- 
rem Leistungsgefüge im wesentlichen auf Einkommensübertragungen beschränkt. 
Ihre Lohnersatzfunktion und die damit gegebene Orientierung am Lohnarbeitsver- 
hältnis bringt die Notwendigkeit juristisch definierter Zugangsregelungen mit sich, 
und beides führt zur weitgehenden Nichtberücksichtigung von persönlichen Merk- 
malen, Interessen und Bedürfnissen der betroffenen Versicherten. Denn da die Ver- 
sicherungsleistungen auf Rechtsansprüchen beruhen, die erworbene sein müssen (al- 
so hier die Bindung an die Arbeitsleistung und den Lohnarbeiterstatus), werden sie 
eben nicht nach Bedarf vergeben. Diese Kategorie vielmehr fällt in den Zuständig- 
keitsbereich der Sozialhilfe. Vielfältige Ungerechtigkeiten und auch Folgekosten 
sind die Konsequenz, Privilegien auf der einen, Benachteiligungen auf der anderen 
Seite. Von daher begründet sich die Forderung nach interessen- und bedürfnisorien- 
tierter Selbstgestaltung der „aktiven Sozialpolitik“ durch die betroffenen Indivi- 
duen. 

Beide o.g. Momente fallen zusammen und bedingen sich gegenseitig. Und so 
haben auch die Alternativvorstellungen zwei Seiten: Es reicht eben nicht aus, eine 
Umorientierung in der sozialpolitischen Zielsetzung von der „strukturerhaltenden‘“ 
zur „strukturgestaltenden‘“ Sozialpolitik vorzunehmen, sondern diese Zielverände- 
rung muß auch von und im Interesse der Betroffenen getragen und gestaltet werden, 
Hier wird also die — von dieser Theorierichtung köhstaierte: — Grenze staatlicher 
Politik deutlich. 

Hatten Preller in den 60er Jahren oder Auerbach in den 50er Jahren noch an- 
genommen, daß eine solche neue Qualität in der Sozialpolitik über einen von der 
SPD regierten Staat mittels an Arbeitnehmerinteressen orientierter Planung durch- 
setzbar sei, so hat sich diese Sichtweise verändert. Nicht mehr der Staat oder die 
SPD als Regierungspartei werden so ohne weiteres als die Instanz gesellschaftspoli- 
tischer Veränderungsmöglichkeiten (über die Sozialpolitik) angesehen, sondern die 
gesellschaftlichen Gruppen selbst, deren Interessen und Lebensbereiche hier verwal- 
tet und organisiert werden, werden auch als die Organisationskraft angesprochen, 
diese Verwaltung zu effektivieren und wirklich an ihren Interessen zu orientieren. 
Dieser Aspekt beinhaltet daher auch die Abkehr von der noch Anfang der 70er Jah- 
re aktuellen Sozialinvestitionsdiskussion (11) mit ihrer Bedarfsermittlungs- und Eva- 


11 Angesichts der konjunkturellen Funktionalisierung von Sozialinvestitionen diskutiert 


luationsproblematik. 

Bei Widmaier liegen die Grenzen oder die Beschränktheit staatlicher Politik 
und Planung in der sich auch im politisch-administrativen System durchsetzenden 
„ökonomischen Rationalität“. Er sucht daher nach anderen, neuen Entscheidungs- 
regeln, die der Dysfunktionalität des Marktes adäquat gegenzusteuern vermögen. 
Gefunden hat er die Formel der „sozialen Rationalität‘, bei der es sich im Grunde 
um nichts anderes als um ein rationales, soziales, gesellschaftliches Gesamtinteresse 
handelt, welches seiner Meinung nach vom Staat nicht mehr verkörpert werden 
kann, von der pluralistischen Gesellschaft aber vertreten werden könnte, wenn der 
„reduzierte Pluralismus“ erfolgreich abgebaut wird. 

Seine Partizipationsforderungen laufen daher auf soziale Integration hinaus, 
indem den Betroffenen die Gestaltung der Sozialpolitik im Sinne eines gesellschaft- 
lichen Gesamtinteresses abverlangt und der soziale Konsens unterstellt wird. 


2.  Dezentralisierung und Renaturalisierung sozialer Dienste 


Auch Badura/Gross‘ Alternativvorstellungen basieren auf der Einsicht in die Gren- 
zen staatlicher Politik: „Unausgesprochene Prämisse zahlreicher einschlägiger Publi- 
kationen ist die Auffassung, nur eine weitgehende Verstaatlichung gesellschaftlicher 
Problembearbeitungskompetenz liefere ausreichende materielle und politische Vor- 
aussetzungen zur ‚Steuerung und ‚Lösung gegenwärtiger und zukünftiger Probleme. 
Wir ... teilen diese Prämisse nicht‘“ (12) 

Ebenso wie bei Widmaier ist auch für Badura/Gross der Ausgangspunkt ihrer 
theoretischen Überlegungen die Kritik an der auf bloße (interpersonale und inter- 
temporale) Einkommensumschichtung reduzierten Sozialpolitik sowie die Widerspie- 
gelung dieser Tatsache in den fast ausschließlich von den Wirtschaftswissenschaften 
okkupierten Theorien zur Sozialpolitik. Und ebenso wie Widmaier suchen auch Ba- 
dura/Gross nach den Ansatzpunkten im System der Sozialen Sicherung, die über 
diese monetäre und verteilungsmäßige Dimension hinausweisende Momente in sich 
bergen. Mit ihrer ausführlichen Diskussion des Stellenwerts der Sachleistungen und 
sozialen Dienste innerhalb der sozialen Sicherung (13) gehen Badura/Gross über Wid- 


Widmaier daher auch 'ausführlich die verschiedenen demokratietheoretischen Überlegun- 
gen um das Zustandekommen sozialer Wohlfahrtsfunktionen. Die Weiterentwicklung 
„technologischer Entscheidungsregeln“ zur Sozialen Indikatoren-Bewegung hält er für 
wichtig, will aber auf die Probleme aufmerksam machen, die schon bei der Informations- 
gewinnung entstehen. 

12 B. Badura/P. Gross, Sozialpolitische Perspektiven, Eine Einführung in Grundlagen und 
Probleme sozialer Dienstleistungen, München 1976, S. 250, vgl. auch Badura/Gross, So- 
zialpolitik und soziale Dienste. Entwurf einer Theorie personenbezogener Dienstleistun- 
gen, in: Soziologie und Sozialpolitik, a.a.O. 

13 Sachleistungen im Unterschied zu Barleistungen umfassen im wesentlichen die Kranken- 
versorgung, aber auch Rehabilitation, Alten- und Jugendhilfe etc., d.h. daß z.B. auch Arz- 
neimittel hier mitenthalten sind, Badura/Gross dagegen beziehen sich explizit nur auf die 
sozialen Dienste innerhalb der Sachleistungen. 


maier hinaus, denn ihnen geht es nicht nur um neue Entscheidungsregeln, sondern 
um Ansatzpunkte alternativer Vergesellschaftungsformen (14). Die statistisch zu 
konstatierende Ausdehnung der Sachleistungen ist für Badura/Gross nicht per se als 
qualitative Verbesserung zu werten, wie das z.B. von sozialdemokratischen Autoren 
in den 60er Jahren noch gesehen wurde. Vielmehr sei der zunehmende Umfang öf- 
fentlich erbrachter sozialer Dienste sowie die Ausdehnung des Sozialbudgets insge- 
samt nicht einfach Indikator für die ‚Sozietät‘ des Staates, sondern geradesogut 
Ausdruck der Zerstörung traditioneller Hilfeformen. Die auf dieser Basis weiterfüh- 
renden Überlegungen in Richtung auf eine — gegen die zunehmende Professionali- 
sierung gerichtete — Dezentralisierung der Erbringung sozialer Dienste ist von der 
Stoßrichtung her deshalb interessant, weil jahrzehntelang in der sozialpolitischen 
Diskussion mit der Abwehr von CDU-Forderungen nach Reprivatisierung und Stär- 
kung der Privatinitiative dieses Feld eben reaktionären Kräften überlassen wurde 
und die meisten fortschrittlichen Theorieansätze sich auf den Staat, auf mehr Staat, 
auf mehr Planung und Zentralisierung konzentrierten (15). 

Dies ist die eine Seite der Badura/Gross‘schen Argumentation. Ansatzpunkte 
einer nichtkapitalistischen Form der Vergesellschaftung ergeben sich aber noch nicht 
aus bloßer Dezentralisierung. Hier kommt die Struktur und Art des Arbeitsprozesses 
bei der Erbringung sozialer Dienste ins Spiel. Wesentliche Determinante hierbei ist 
für Badura/Gross die Trennung von Anbietern und Konsumenten. Diese Trennung 
sei Ursache für die Tendenzen der ‚Verrechtlichung‘, „Verbürokratisierung‘‘ und 
„Ökonomisierung“. Denn soziale Dienste sind zwar klientenintensiv, aber anbieter- 
dominiert, zwar klientengesteuert, aber anbieterbehertscht. 

Diese Dominanz, Kontrolle und Verselbständigung in eigene Privilegienerwei- 
terung der Anbieter muß abgebaut werden, um die Erstellung sozialer Dienste an 
den Bedürfnissen der Betroffenen zu orientieren. Daher sind für Badura/Gross auch 
nicht staatliche oder private Formen der Dienstleistungsproduktion die Alternative, 
sondern: die naturale Forrn der Erbringung nach Bedarf und auf Gegenseitigkeit im 
„kleinen Netz“ (16). 

Badura/Gross analysieren also diejenigen politischen Restriktionen, die für 
den Bereich der Sachleistungen zu ähnlichen Folgeproblemen führen, wie wir dies 
bei den bloßen Einkommensleistungen schon diskutiert haben. Wir haben hier also 
ein weiteres Argument dafür, daß die bloße Umorientierung von „Quantität“ auf 
„Qualität‘‘ nicht ausreicht, und daß dieses Dilemma durch staatliche Planung nicht 
gelöst werden kann. Der Fehler von Badura/Gross besteht m.E. darin, daß sie zu 
ausschließlich vom Arbeitsprozeß ausgehen und damit der Illusion aufsitzen, der Ar- 
beitsprozeß im Dienstleistungsbereich berge allein durch seinen stofflichen Charak- 
ter (der Klient muß anwesend sein, Produktion und Konsumtion fallen zusammen, 
verstärkte Interaktion sei dadurch möglich etc.) qualitativ andere Ansatzpunkte zur 
Aufhebung der Entfremdung der Arbeit als der Arbeitsprozeß in der materiellen Gü- 


14 Zum allgemeinen theoretischen Kontext dieser Fragestellung vgl. Blanke/Jürgens/Kasten- 
dieck, Kritik der politischen Wissenschaft, Ffm. 1975, Bd. 2, Kapitel 13 

15 Vgl. dazu genauer Kapitel IV und VI in Badura/Gross, Sozialpolitische Perspektiven, a.a.O. 

16 Badura/Gross, Sozialpolitik und soziale Dienste ..., a.a.0., $. 374 


terproduktion. Dazu ist dann nicht mehr nötig als verstärkte ‚‚Sozialinvestitionen in 
den Konsumenten“, die diesen die Steuerung der sozialen Dienstleistungsproduk- 
tion erlauben (17). So läuft letztlich auch der Ansatz von Badura/Gross auf Mitbe- 
stimmungsforderungen im Dienstleistungsbereich, auf Partizipationsstrategien zur 
Bewältigung staatlicher Steuerungsprobleme hinaus, und die o.g. dritte Strategie ent- 
puppt sich als neuer Ansatz zur Herstellung des sozialen Konsens. Obwohl diese 
Autoren vom Standpunkt einer Bedürfnis- und Interessenorientierung aus die tradi- 
tionelle Sozialpolitik kritisieren und bei ihren Analysen vom Widerspruch zwischen 
Lohnarbeit und Kapital ausgehen, verliert sich dieser Widerspruch im Verlauf der 
Analyse zunehmend. Die an und für sich richtige Forderung nach Bedürfnisorien- 
tiertheit bringt nicht weiter, weil die Kategorien zu vage und unspezifisch sind, und 
die Partizipationsforderungen räumen mit ihrer sozialen Konsensunterstellung den 
anfänglich konstatierten Klassenantagonismus aus dem Wege, ohne daß geklärt wird, 
auf welche Weise dies möglich sein sollte. 

Zwei andere Ansätze sind hier teilweise weitergehender und sollen daher im 
folgenden diskutiert werden: F. Böhle und E. Standfest. 


3.  Arbeitsbedingungen als Ursachen und Grenzen der Sozialen-Sicherungs-Politik 


Informativ und wichtig ist der Ansatz von F. Böhle (18), der mit einem alle Klassen- 
und Einkommensunterschiede verwischenden Bedürfnisbegriff aufräumt und mit 
der Analyse der Entstehung von „sozialen Risiken“ im kapitalistischen Produktions- 
prozeß eine viel fundiertere Kritik an der traditionellen Sozialpolitik leisten kann. 

Böhle betont zwei Aspekte der Sozialpolitik, die im Laufe der geschichtlichen 
Entwicklung unterschiedliche Gewichtung erfahren haben. So waren noch unter 
Bismarck Arbeitsschutz- und Arbeitszeitregelungen wichtigere und bedeutungsvolle- 
re staatliche Eingriffe als die Verabschiedung der Sozialversicherungsgesetzgebung. 
In der Geschichte der BRD dagegen läßt sich ein deutlicher Ausbau des Sozialversi- 
cherungsrechts und -leistungsgefüges ausmachen, wohingegen auf dem Gebiet der 
Arbeitsschutzgesetzgebung vergleichsweise wenig passierte. Für Böhle bietet daher 
‚ die Diskussion um die „Humanisierung der Arbeit‘ eine mögliche Reproblematisie- 
rung des Arbeitsbereichs für die Sozialpolitik, indem hier ursächliche Probleme the- 
matisiert werden, die bisher ausgespart blieben. 

Hier bekommen wir also einen ganz anderen Zugang zu solchen Forderungen 
wie der Widmaiers nach „aktiver“ Sozialpolitik. Indem Böhle zeigt, wie die kapita- 
listische Form der Organisation der Arbeit und die Belastungen und Restriktionen 
im Arbeitsprozeß zur Beeinträchtigung der Arbeitsleistung und damit zu den soge- 
nannten „sozialen Risiken“ führen, zeigt sich auch, daß eine nicht bloß kompensato- 
rische, sondern bereits früher einsetzende „Soziale Sicherung‘ ohne Veränderung 


17 ebenda, S. 377 u 
18 F. Böhle, Humanisierung der Arbeit und Sozialpolitik, in: Soziologie und Sozialpolitik, 
a.a.0. 
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dieser Arbeitsbedingungen nicht möglich ist (19). Beispielhaft führt er hier die be- 
schränkte Verwirklichung und praktische Wirksamkeit von Maßnahmen zur Früher- 
kennung von Krankheiten, von Rehabilitation und Maßnahmen zur Förderung be- 
ruflicher Umschulung und Fortbildung an. Hieran zeigt sich, daß die Forderung 
nach „aktiver“ Sozialpolitik, indem sie im System der Sozialen Sicherung verbleibt, 
dieses selbst überfordert. Die Forderung nach Veränderungen der Arbeitsbedingun- 
gen und dem Abbau von Belastungen und Restriktionen im Arbeitsprozeß können 
nicht allein Gegenstand der Sozialen Sicherung sein, sondern sind primär Gegen- 
stand von direkten Auseinandersetzungen zwischen Kapital und -Arbeit im Produkti- 
onsbereich z.B. um verbesserten Arbeitsschutz. Die Konzentration auf den Staat 
und die staatliche Sozialpolitik (mit ihrer Konzentration bei der Sozialen Sicherung) 
hat viele diesen Zusammenhang vergessen lassen. Man kann beklagen, daß die Sozial- 
politik rein reaktiv ist, aber man kann nicht, wie Lenhardt/Offe zu Recht v. Ferber 
u.a. entgegenhalten (20), einfach Gerechtigkeit u.ä. als neue normative Postulate 
und Anforderungen an den Staat dagegensetzen. Und mit Sicherheit wird nicht 
staatliche Initiative zur notwendigen Einbeziehung der Verursachungsfaktoren füh- 
ren, sondern hier müssen von der Arbeiterklasse und den Gewerkschaften selbst An- 
forderungen gestellt werden. 

Dies kann aber nun nicht heißen, daß das Problem mit der Analyse seiner ei- 
gentlichen Ursachen aus dem beschränkten Rahmen der Sozialen Sicherung ausgela- 
gert und für die Politik in diesem Bereich nicht mehr von Interesse sei. Böhle zeigt 
die Ansatzpunkte, wo innerhalb der Sozialen Sicherung von den dort Beschäftigten 
und Beteiligten ein Beitrag geleistet werden kann, der z.B. im Rahmen der „Huma- 
nisierung der Arbeit“ die Thematisierung und Auseinandersetzungen um die Arbeits- 
bedingungen unterstützt. So wäre in der Sozialpolitik solchen Strategien Widerstand 
entgegenzusetzen, die von der Verursachung „sozialer Risiken‘ ablenken oder zum 
Abbau und der Verschlechterung sozialer Leistungen führen (21). 

Haben wir hier also sowohl eine fundierte Kritik an der traditionellen Sozial- 
politik und — mit der Analyse der Arbeitsbedingungen und den hier gegebenen Ver- 
ursachungsfaktoren — den Ansatzpunkt, den eine „aktive“ Sozialpolitik ihrem eige- 
nen Anspruch nach eigentlich aufgreifen müßte (22), als auch den erneuten und ma- 
terialistisch begründeten Nachweis für die „Grenzen“ einer staatlichen Sozialen-Si- 


19 Vgl, dazu auch Böhle/Altmann, Industrielle Arbeit und soziale Sicherheit, Ffm 1972 so- 
wie Funke/Geißler/Thoma (Red.), Industriearbeit und Gesundheitsverschleiß, Ffm/Köln 
1974 

20 Vgl. Lenhardt/Offe, Staatstheorie und Sozialpolitik. Politisch-soziologische Erklärungs- 
ansätze für Funktionen und Innovationsprozesse der Sozialpolitik, in: Soziologie und So- 
zialpolitik, a.a.O. j j 

21 F, Böhle, Humanisierung der Arbeit und Sozialpolitik, a.a.O., S. 307 ff. 

22 Diesen hier — anhand der Ausführungen von Böhle — thematisierten Zusammenhang mei- 
nen auch die meisten auf „präventive“ Sozialpolitik oder -medizin hin orientierten An- 
sätze, wie z.B. Geißler/Thoma oder auch F. Naschold. Von bürgerlichen Autoren wird — 
wie gezeigt — der Verursachungsgedanke aufgenommen, z.B. in der inzwischen allgemein 
akzeptierten Kritik an der kurativen Medizin, sein gesellschaftspolitischer Charakter aber 
über Bord geworfen und durch individuelle Faktoren ersetzt. Vgl. Geißler/Thoma, Medi- 
zinsoziologie, Ffm/New York 1975 
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cherungs-Politik, so beschreibt Böhle hier trotzdem nur eine Seite des Problems. 
Denn selbst wenn es gelingen sollte, Verbesserungen und Veränderungen der Arbeits- 
bedingungen und Produktionsorganisation schrittweise zu erreichen, so wird das 
gleichzeitige Entstehen „sozialer Risiken‘ nicht beseitigt. Es fragt sich daher, wie 
neben.der Unterstützung von Auseinandersetzungen um die Arbeitsbedingungen 
mittels des Nachweises ihrer Verursachungsbedeutung (z.B. im Gesundheitswesen, 
aber auch bei Umschulungsmaßnahmen u. dergl.) auf die bereits entstandenen ‚‚Ri- 
siken“ im Sozialsystem reagiert wird. Hier kommen wir also auf den schon ange- 
sprochenen Punkt zurück, nämlich auf die Kritik an der — durch die Struktur des 
Sozialen Sicherungssystems bedingten — Form der Reaktion auf „soziale Risiken“. 
Die aus dieser Kritik resultierenden Partizipationsforderungen von Widmaier und 
auch Badura/Gross hatten wir als auf sozialen Konsens hinauslaufende dargestellt. 


4. Kontrolle der Arbeiterklasse über ihre gesellschaftlichen Reproduktionsbedin- 
gungen 


Hier setzt E. Standfest (23) mit seiner Forderung nach Ausbau und alleiniger Kon- 
trolle der Selbstverwaltung in der Sozialversicherung durch die Gewerkschaften ein. 
Obwohl er gerade die von Böhle thematisierte Dimension nicht aufweist, ist anderer- 
seits die Stoßrichtung seiner Untersuchung politisch eindeutiger als z.B. Widmaiers 
Partizipationsforderung. 

Denn mit der Forderung nach alleiniger Kontrolle der Selbstverwaltung durch 
die Gewerkschaften — bisher sind durch die Beitragszahler- statt Mitgliederorientiert- 
heit die Arbeitgeber paritätisch in der Selbstverwaltung mitvertreten — wird vermie- 
den, daß die allgemein geforderte Bedürfnisorientiertheit zu einer klassenunspezifi- 
schen, Interessenunterschiede verwischenden Strategie verkommt. Nur über eine 
stärkere Position der Gewerkschaften in der Sozialversicherung ließe sich der Zu- 
sammenhang von Produktions- und Reproduktionsbedingungen herstellen und die 
Illusion abbauen, als ob in Abstraktion von der jeweiligen Stellung im Produktions- 
prozeß alle „‚Schicht“unterschiede im Reproduktionsbereich verschwänden; als ob 
sowohl die „Bedürfnisse“ als auch ihre Befriedigungsmöglichkeiten gleich seien. 
Vielmehr werden ja die einen von den, z.B. für Mittelschichten sehr andersgearteten, 
Arbeitsbedingungen wesentlich konstituiert, die anderen vom Einkommen bestimmt. 

Leider begründet Standfest selbst die von ihm erhobene Forderung nicht mit 
der notwendigen Auseinandersetzung zwischen Lohnarbeit und Kapital um die Pro- 
duktions- und Reproduktionsbedingungen, sondern mit einem zunehmenden Demo- 
kratiedefizit. D.h. er analysiert den Staat als ökonomisches Subjekt, dem die Arbeit- 
nehmer nicht mehr nur als Staatsbürger, sondern zunehmend als abhängige Konsu- 
menten gegenüberstehen. Für dieses Verhältnis gibt es keine Organisations- bzw. po- 


23 E. Standfest, Soziale Selbstverwaltung — zum Problem der Partizipation in der Sozialpo- 
litik, in: Soziologie und Sozialpolitik, a.a.O., sowie: Sozialpolitik und Selbstverwaltung, 
Zur Demokratisierung des Sozialstaats, WSI-Studie zur Wirtschafts- und Sozialforschung, 
Nr. 35, (Projektleitung) E. Standfest, Köln 1977 
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litische Beteiligungsformen, sondern eben ein Demokratiedefizit, das durch den 
Ausbau der Selbstverwaltung beseitigt werden soll (24). Im Grunde ist es daher nach 
Standfest‘s Analyse nicht schlüssig, warum die Gewerkschaften und nicht eine allge- 
meine Konsumentenorganisation oder dergleichen die Selbstverwaltung Kontrollie- 
ren sollte, j 

Eine schlüssigere Analyse aber könnte diese Diskussion um ‚‚Vergesellschaf- 
tung“ — die sich bisher nur als Partizipation entpuppt hat — auf den richtigen Punkt 
bringen. Die bisherige relative Funktionslosigkeit der Selbstverwaltung sowie deren 
Entpolitisierung (Standfest) ist erstens wichtige Voraussetzung für die soziale Inte- 
gration der Arbeiterkiasse, für die Gewährleistung des sozialen Friedens durch den 
hier institutionalisierten sozialen Konsens;zweitens ist sie historisches Ergebnis einer 
zuungunsten der Arbeiterklasse entschiedenen politischen Auseinandersetzung zwi- 
schen Lohnarbeit und Kapital um die Reproduktionsbedingungen. 

Bezüglich des ersten Gesichtspunktes kann man festhalten, daß durch die oben 
kurz erwähnte Übertragung der Konkurrenz- und Leistungsprinzipien des Produkti- 
onsbereichs in den von der Sozialen Sicherung strukturierten Reproduktionsbereich 
die Hlusion einer „Leistungsgerechtigkeit“ indiziert wird, die die reale Abhängigkeit 
des Sozialbudgets von der Wirtschaftsentwicklung verdeckt. Die vergebenen Sozial- 
leistungen im einzelnen erscheinen dem Empfänger als Ergebnis der eigenen (zeit- 
lich zurückliegenden) „Vorleistung‘, ihre Höhe liegt daher scheinbar im Rahmen 
der individuellen Einsatzfreudigkeit, Leistungsbereitschaft oder des eigenen Ver- 
schuldens. Leistungsverbesserungen im allgemeinen dagegen erscheinen als Ergebnis 
staatlicher Reformpolitik und Umverteilung — obwohl konkret für die BRD das ra- 
pide Ansteigen der Sozialleistungsquote gerade in den 60er Jahren fast ausschließ- 
lich den gestiegenen Löhnen und der Vollbeschäftigung geschuldet war und keines- 
wegs auf einen von Partei und Gewerkschaften erkämpften, erweiterten Spielraum 
staatlicher Politik zurückzuführen ist. Diese Momente und Prinzipien garantieren da- 
her die soziale Integration wahrscheinlich weit besser als die oft sehr niedrigen Sozial- 
leistungen selbst (25). Hinzu kommt, daß dieses Sicherungs-System auch dazu dient, 
bestimmten Mittelstandsgruppierungen ganz handfeste Privilegien zu verschaffen, 
Neben der Privilegierung bei der Leistungsvergabe — wie z.B. die kostengünstigen 
Einstiegsmöglichkeiten für Selbständige in die Rentenversicherung seit 1972 — spielt 
hierbei die Delegation staatlicher Aufgaben eine große Rolle. So wird z.B. als Äqui- 
valent für den staatlichen Schutz ärztlicher Standesinteressen der Ärzteschaft die 
Wahrnehmung staatlicher Aufgaben übertragen. Das Gesundheitswesen als Bereich 
staatlicher Politik wird von privaten Interessen in öffentlich-rechtlicher Form orga- 
nisiert, Gesundheitsdienstleistungen und deren Organisationsform werden von Pri- 
vaten gewährleistet, die Ärzte bekommen staatliche Hoheitsaufgaben und -rechte 
zugewiesen, die wiederum ihren besonderen Schutz und Privilegierung legitimieren. 
Damit sind diejenigen politischen Kräfte, die im Gesundheitswesen das materielle 


24 Siehe Sozialpolitik und Selbstverwaltung, a.a.O. die Zusammenfassung, S. XIV ff. 

25 Vgl. hierzu: U. Billerbeck, Politische Autonomie und Sozialpolitik im Kapitalismus, in: 
A. Murswieck (Hrsg.), Staatliche Politik im Sozialsektor, München 1976, sowie M. Fuhr- 
ke, Staatliche Sozialpolitik, Ffm 1975 
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Interesse am Aufzeigen des gesellschaftspolitischen Entstehungszusammenhangs von 
Krankheiten vertreten, von vornherein in ihren Einflußmöglichkeiten beschränkt. 
AN dies basiert darauf, daß Krankenkassen, Krankenhausträger und die Selbstverwai- 
tung auch in den übrigen Sozialversicherungszweigen politisch in solch schwacher 
Position sind, daß andere, gegen die o.g. Tendenzen gerichtete, Politikinhalte kaum 
Durchsetzungsmöglichkeiten haben. 

Wie Standfest darlegt, genießt die Selbstverwaltung eine ausgesprochene Be- 
deutungslosigkeit in der Öffentlichkeit, echte Wahlen haben hier in der Geschichte 
der BRD kaum stattgefunden und Interessenkonflikte werden nicht ausgetragen. 
„Aus funktionaler Sicht kann fundiert vermutet werden, daß die Parität zu einer 
politischen Selbstblockade der Selbstverwaltung führt. Stellungnahmen der Sozial- 
versicherungsträger zu grundsätzlichen sozial- und gesundheitspolitischen Fragen 
fehlen: offenbar verhindert die Parität oftmals konsequente Stellungnahmen im 
Interesse der Versicherten (oder auch dagegen). Sozialpolitische Grundsatzfragen 
werden aus den Selbstverwaltungsgremien herausgetragen und auf der Ebene der 
Sozialparteien ausgefochten. ... Diese Entpolitisierung dürfte bedeuten, daß in der 
Selbstverwaltung nur das ‚geht‘, was als kleinster gemeinsamer Nenner der Sozial- 
parteien gelten kann.“ (26) 

Bezogen auf den zweiten o.g. Punkt kann man festhalten, daß die Ursache 
dieses sozialen Konsens, der „Verrechtlichung“ und „Entpolitisierung‘‘ der Selbst- 
verwaltung, Ergebnis der Geschichte eines politischen Auseinandersetzungsprozesses 
im Reproduktionsbereich ist. Bismarcks Sozial- und Arbeitschutzgesetzgebung hatte 
im Kampf um bessere Arbeitsbedingungen und Absicherung der vom kapitalistischen 
Produktionsprozeß erzeugten Risiken neue Daten gesetzt. Dabei konnte es der Ar- 
beiterbewegung nie allein um die bloße materielle Verbesserung dieser Absicherung 
gehen, sondern immer auch um die politische Kontrolle der diesbezüglichen Organi- 
sationsformen. Gewerkschaftliche Forderungen waren daher in einer ersten Phase 
solche nach finanzieller Unterstützung des Staates für gewerkschaftlich/sozialdemo- 
kratische Hilfskassen (in den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts) und gewerkschaftli- 
che Arbeitsnachweise (1900 - 1910) unter Beibehaltung der gewerkschaftlichen 
Selbstverwaltung. Erst nachdem sich die Konkurrenz solcher gewerkschaftseigener 
Organisationsformen mit den ebenfalls privaten, von Kapitalseite gebildeten Be- 
triebskassen oder Arbeitsnachweisen (die diese ständig zu politischer Repression 
und Disziplinierung der Belegschaften benutzten) durch die zunehmenden Leistungs- 
anforderungen verschärfte, konnten diese Forderungen von den Gewerkschaften 
nicht mehr durchgehalten werden (27). Die Übernahme von Versicherungseinrich- 
tungen durch den Staat, die rechtliche Absicherung und Kontrolle, war also zu die- 
ser Zeit recht deutlich von der staatstragenden Notwendigkeit des Klassenkompro- 


26 E. Standfest, Soziale Selbstverwaltung..., a.a.0., S. 430 

27 Vgl. hierzu auch S. Heimann/M. Fuhrke, Das System der sozialen Sicherung in der BRD, 
in: Probleme des Klassenkampfs 19/20/21, 1975, und Parlow/Winter, Der Kampf der 
ärztlichen Standesorganisationen gegen die Krankenkassen in der Weimarer Republik, in: 
Argument Sonderheft 4, Berlin 1974, sowie V. Patzer, Zur Funktion der Selbstverwaltung 
in der Sozialversicherung, in: Gewerkschaften und Medizin, 1, Berlin 1974 
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misses und der Sicherung des „sozialen Friedens“ geprägt. In den folgenden Jahren 
verloren die Gewerkschaften immer mehr Einflußpositionen in der Sozialen Siche- 
rung, bis diese durch Hitlers Machtübernahme vollständig eliminiert wurden (28). 
Mit der, solche politischen Auseinandersetzungen im Reproduktionsbereich von 
vornherein ausschaltenden, variierten Übernahme der Reichsversicherungsordnung 
zu Beginn der BRD war die Institutionalisierung des sozialen Konsens in diesem Be- 
reich zunächst besiegelt. Daß es aber weitgehend und bis heute so bleiben konnte, 
hängt mit der weiteren ökonomischen und politischen Entwicklung in der BRD zu- 
sammen (29). 

Daß die Sozialpolitik somit heute als ein wichtiger zusätzlicher Integrations- 
mechanismus begriffen werden muß, der den Klassenfrieden präventiv sichert, liegt 
u.a. daran, daß die Organisationen der Arbeiterbewegung an dieser sozialpolitischen 
Ausgestaltung staatlicher Politik maßgeblich beteiligt waren und sind. Der Klassen- 
frieden wird also sehr viel eher durch die Beteiligungspolitik der Arbeiterorganisa- 
tionen hergestellt als durch eine von oben und außen intervenierende patriarchalische 
Staatsgewalt (30). 


5, Sozialpolitik als „Regulierung der Armut“ 


Haben wir also bisher herausgearbeitet, welche unterschiedlichen Dimensionen und 
Aspekte eine qualitative Umstrukturierung der Sozialen Sicherung umfaßt, und zwar 
ausgehend und basierend auf derKritik an der traditionellen Sozialpolitik, so müssen 
wir uns jetzt einer anderen Seite dieses Problems zuwenden. Denn es ergeben sich 
ganz andere und neue Beurteilungsgesichtspunkte für die aktive und präventive So- 
zialpolitik, wenn man den Konjunkturverlauf und vor allem die aktuelle Krisensi- 
tuation mit einbezieht. 

So werden auch von allen bisher diskutierten Ansätzen die entwickelten sozial- 
politischen Strategievorschläge nicht nur als qualitative Verbesserungen, sondern 
gleichzeitig auch als alternative Arisenlösungen angesichts der beschränkten Zuwachs- 
raten des Sozialbudgets angesehen. Auch Böhle ist der Ansicht, daß der „Vorteil ei- 
ner solchen Strategie ... wesentlich darin (liegt), daß im Bereich staatlicher Sozialpo- 
litik und öffentlichen Leistungsträger Kosten gesenkt (oder zumindest konstant ge- 
halten) und zugleich sozialpolitische Verbesserungen erreicht werden können.“ (31) 

Wir wollen diesen konjunkturellen Aspekt zunächst anhand der Ausführungen 
von Piven/Cloward weiterdiskutieren, die hierzu nicht nur eine ganz andere Position 
vertreten, sondern zudem einen zusätzlichen Aspekt berühren, der gerade heute in 


28 Vgl. hierzu: Mason, Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft, Opladen 1975 

29 Vgl. M. Fuhrke, Staatliche Sozialpolitik, a.a.O., und V. Patzer, Zur Funktion der Selbst- 
verwaltung..., 2.2.0, 

30 Vgl. B, Blanke, Sozialdemokratie und Gesellschaftskrise, Hypothesen für eine sozialwis- 
senschaftliche Reformismustheorie, in: Sozialdemokratische Arbeiterbewegung und Wei- 
marer Republik, (Hrsg.) W. Luthardt, Ffm 1978, erscheint demnächst 

31 F. Böhle, Humanisierung der Arbeit und Sozialpolitik, a.a.O., S. 301 


15 


der Krise wichtig ist und für die BRD wohl das erste Mal als Problem auftaucht. 
Dies ist das Problem der „Überflußbevölkerung“ (O‘Connor) oder der „Regulierung 
der Armut“, wie Piven/Cloward (32) es in ihrem sehr interessanten Buch bezeich- 
nen — und wie dies für die USA schon länger Tradition hat. 

Haben wir in der Geschichte — jedenfalls für Europa — zunächst den Prozeß 
zu beobachten, daß mit der Installation und weiteren Ausdehnung der Sozialversi- 
cherung die früheren Armenfürsorge- und Wohlfahrtsinstitutionen an (relativer) Be- 
deutung verlieren, Armut als vorkapitalistische Kategorie abgelöst wird von Existenz- 
risiken, die direkt aus dem Lohnarbeitsverhältnis erwachsen, so wäre zu fragen, ob 
heute eine Wende in dieser Tendenz eintritt. Denn da die Sozialversicherung ja fast 
völlig ausschließlich an den Lohnarbeiterstatus gebunden ist — abgesehen davon, 
daß auch das explizite Ziel in der Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit liegt — 
bedeutet dies, daß Zugangsmöglichkeiten nur für denjenigen gegeben sind, der in ir- 
gendeiner Form in das Lohnarbeitsverhältnis integriert ist. (Zwar sind auch Fami- 
lienmitglieder mitversichert, aber eben nur, weil das Familienoberhaupt Lohnarbei- 
ter ist). Mit der fortschreitenden kapitalistischen Industrialisierung und der zuneh- 
menden Verproletarisierung weiter Bevölkerungsschichten müßte daher die Sozial- 
versicherung immer mehr zunehmen und die Sozialhilfe zurückgehen. Denn nur die 
Probleme, die von der Sozialversicherung nicht abgedeckt sind, fallen der Hilfe an- 
heim. Wenn nun aber die ökonomische Entwicklung dazu führt, daß immer mehr 
Personengruppen aus der Zugehörigkeit zur Arbeiterklasse wieder herausfallen, sei 
es durch eine länger (als durch die Arbeitslosenversicherung abgedeckte) dauernde 
Arbeitslosigkeit, sei es dadurch, daß der Eintritt in das Arbeitsverhältnis gar nicht 
gelingt (bei Jugendlichen und auch bei Frauen, die nicht durch die Familie abgesi- 
chert sind), sei es durch frühzeitige gesundheitliche Behinderungen, so fallen diese 
Personengruppen auch nicht mehr unter die Zuständigkeit der Sozialversicherung. 
In einer solchen — für die BRD mit der Krise zunehmend gegebenen — Situation 
müßte theoretisch die Sozialhilfe zunehmen, praktisch trifft dies jedoch nicht im- 
mer zu. Dabei ist von Bedeutung, daß auf Sozialhilfe keine definierten Rechtsan- 
sprüche bestehen — im Gegensatz zur Sozialversicherung — und hier der Reglemen- 
tierung, politischen Repression und Kontrolle Tür und Tor geöffnet sind. Die bisher 
oft untersuchte Frage (33) nach den Ungerechtigkeiten, dem „Rausfallen“ aus der 
Sozialversicherung mit dem diffamierenden und erniedrigenden Endstadium der So- 
zialhilfe, verschiebt sich dann — in ihrer politisch aktuellen Relevanz — zur Frage 
nach dem Herausfallen aus der Sozialhilfe, bzw. wie und ob überhaupt diese Perso- 
nengruppen im Rahmen der Sozialhilfe unterstützt werden. _ 

Diese letzte Frage haben sich Piven/Cloward für die USA gestellt. Sie konsta- 
tieren einen engen Zusammenhang von staatlicher Armenpolitik, ökonomisch/poli- 
tischer Situation und Arbeitsmarktsteuerung. Ihre Hauptthese bezieht sich darauf, 


32  F.Piven/R. Cloward, Regulierung der Armut. Die Politik der öffentlichen Wohlfahrt, (New 
York 1971), deutsche 1. Auflage Ffm 1977 

33 Dies war gerade in den kritischen SPD-Einschätzungen der Sozialpolitik ein wichtiger 
Punkt. Vgl. u.a. L. Preller, Praxis und Probleme der Sozialpolitik, Bd. 2, Zürich/Tübingen 
1970 
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daß in der staatlichen Behandlung des Armenproblems ein Krisenzyklus zum Aus- 
druck kommt, der in seiner ersten Phase in einer Lockerung der Fürsorgerestriktio- 
nen und Ausweitung von Wohlfahrtsprogrammen besteht, wenn in ökonomischen 
Krisen und Rationalisierungswellen die Armutsbevölkerung schlagartig und massen- 
haft zunimmt und dies von sozialen Unruhen begleitet ist. In einer zweiten Phase 
wird von. Reformpolitikern im Verein mit Effektivitätsüberlegungen und Reformin- 
tentionen (Wiederherstellen der Arbeitsrolle und der Familienzusammenhänge) die 
Anstrengung unternommen, die Armen wieder an die Arbeit zu bringen, nachdem 
ihr politischer Widerstand geschwächt bzw. die Bewegung integriert ist. Ähnlich wie 
wir oben bei Widmaier gesehen hatten, wird hier zunächst sehr plausibel damit argu- 
mentiert, daß es besser sei, Arbeitsplatzbeschaffungsmaßnahmen, Umschulungspro- 
gramme u.ä. durchzuführen als lediglich Unterstützungszahlungen zu leisten, die a) 
teuer sind und b) das Problem sowieso nicht beseitigen. In dieser Phase wird eine 
Reglementierung der Armen eingeleitet — z.B. bekommt nur noch derjenige Unter- 
stützung, der teilweise mitarbeitet oder an Umschulungsprogrammen teilnimmt 
usw. — ‚die sich in einer dritten Phase zu Repression und einschneidenden Kürzun- 
gen der Fürsorgefonds ausweitet. Ging es in der ersten Phase um die Befriedung po- 
litischer Unruhen, so wird in der zweiten Phase den Armen zunehmend die Schuld 
gegeben, um sie zuletzt politisch und repressiv unter Kontrolle zu nehmen. Piven/ 
Cloward halten daher nichts von der zweiten Phase, der ihrer Meinung nach die drit- 
te notwendigerweise folgen muß, sondern sie treten für ausgedehnte finanzielle Un- 
terstützungszahlungen ein, bis die ökonomische Situation wirklich neue und ausrei- 
chend Arbeitsplätze zur Verfügung stellt, und nicht scheinbar der Staat, der dies 
langfristig und ohne Repressionen nicht halten kann (34). 

Leibfried hat sich in seinem Vorwort zu dem Buch von Piven/Cloward eben- 
falls mit den Filtermechanismen des BRD-Sozialhilfesystems auseinandergesetzt, die 
auch hier große Personengruppen aus der Unterstützung ausschließen. Diese Filter- 
mechanismen oder Zugangsbarrieren wirken durch a) „‚gesellschaftliche“, b) „‚struk- 
turell-administrative“ und c) „manifest-administrative Schwellen‘ (35) und schaffen 
so eine Diskrepanz zwischen dem „manifesten Armutspotential“ einerseits und den 
„anerkannten Armen‘ andererseits. Die manifeste Armut verändert sich mit dem 


34 Piven/Cloward, Regulierung der Armut, a.a.O., S. 398 ff. 

35 Erster Filter: „‚Gesellschaftliche Schwellen“, d.h. a) Diskriminierung, Leistungsideologie, 

b) mangelnde Information und c) geringer Grad des ‚Armutsdrucks‘ (bei solchen, die 
noch nicht lange arm/arbeitslos sind oder noch Familie haben) führen dazu, daß eigent- 
lich Fürsorge-Berechtigte keine Ansprüche anmelden, 
Zweiter Filter: „Die passive Institutionalisierung der Leistungsverwaltung‘“, d.h. die Be- 
hörden machen keine Aufklärung, sondern lassen das Problem auf sich zukommen, der 
Anspruchsberechtigte muß auffällig werden, um einen Eingriff der Behörde auszulösen. 
Dritter Filter: Der bürokratische Apparat macht mit Diskriminierung, langen Wartezeiten, 
Erreichbarkeit der Behörden, kompliziertem Antragsverfahren den Erfolg vieler gestellter 
Anträge zunichte. Zudem stellen die kaum beschränkte Arbeitspflicht — Arbeitsverweige- 
rung kann zu Leistungskürzungen führen — , „Wahrheitsprüfungen‘, Eingriffe in die Pri- 
vatsphäre etc. eine Zugangsbarriere dar. Zusätzlich wirkt die Möglichkeit des Sozialamts, 
Ansprüche gegen einen nach dem bürgerlichen Recht Unterhaltspflichtigen einzuleiten, 
Leibfried, S. 53 ££., in: Piven/Cloward, a.a.O. 
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0.8. Moment des Herausfallens aus dem Lohnarbeitsverhältnis — und damit auch 
langfristig aus der Sozialversicherung — und einem unter das Existenzminimum fal- 
lenden Lohnniveau. Die tatsächlichen Sozialhilfeempfänger sowie die Höhe der Un- 
terstützungssätze dagegen sind zusätzlich von politischen Faktoren abhängig, d.h. 
der politische Charakter der Krisenbewältigung bestimmt, ob und wie Zugangsbar- 
rieren und Fürsorgerestriktionen ab- oder aufgebaut werden. 

Die von Piven/Cloward für die USA herausgearbeiteten Filtermechanismen 
zeigt Leibfried abgesehen von einigen Abweichungen auch als für die BRD gültig: 

„Der ... Prozeß einer Filterung des Anspruchspotentials der Armutsbevölke- 
rung erklärt vielleicht die Diskrepanz zwischen den von der CDU (Geißler-Studie) 
für 1974 errechneten 5,8 Mio potentiellen Anspruchsberechtigten einerseits und den 
861 000 Empfängern von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von An- 
stalten andererseits.“ (36) Den von Piven/Cloward für die USA herausgearbeiteten 
Krisenzyklus in der Wohlfahrtspolitik kann man dagegen nicht ohne weiteres — auch 
nicht als bloße Beschreibung der Realität — auf die BRD übertragen. Andererseits 
wird die Analyse bundesrepublikanischer „Filtermechanismen‘“ erst interessant und 
relevant, wenn ihre Veränderungen im Konjunkturablauf aufgezeigt werden könn- 
ten. Insgesamt sind für Deutschland solch konjunkturbedingte Verschärfungen in 
einem den USA vergleichbaren Ausmaß für die 20er Jahre und die Weltwirtschafts- 
krise, nicht aber für heute zu konstatieren. Denn dies setzt eine massenhafte Desinte- 
gration aus der aktiven Arbeiterklasse voraus, auf die staatliche Sozialhilfepolitik in 
der beschriebenen Form reagiert, ein Problem allerdings, das der BRD ziemlich si- 
cher bevorsteht (37). Immerhin sind jetzt schon viele Arbeitslose länger als zwei Jah- 
re ohne Beschäftigung, und bis Mitte der 80er Jahre rechnen Wirtschaftsinstitute 
mit einer Arbeitslosigkeit von ca. 2 Mio. 

Trotzdem fragt sich nun, ob die Thesen von Piven/Cloward für unsere Frage- 
stellung und die Situation in der BRD so zu interpretieren sind, daß eine an mehr 
Qualität interessierte ‚aktive Sozialpolitik‘ dann einer auf Kosten der Arbeiterklas- 
se gehenden Krisenlösungsstrategie Zuarbeit leistet, wenn hiermit gleichzeitig Ko- 
steneinsparungen angestrebt werden? Auch wenn ersteres keineswegs der politischen 
Intention all der auf präventive und aktive Sozialpolitik ausgerichteten Forderungen 
und Untersuchungen entspricht, besteht doch eine dahingehende Gefahr, wenn die 
realökonomische Situation, in der solche ‚Reformen‘ angestrebt werden, nicht aus- 
reichend mit einbezogen wird. 


36 Leibfried, in Piven/Cloward, a.a.O., S. 61. Wie Leibfried zu Recht festhält, gibt es kaum 
Untersuchungen oder Diskussionen um diese „Zugangsbarrieren“. Die nach der Geißler- 
Studie in Gang gekommene Armutsdiskussion in der BRD kümmert sich wesentlich nur 
um die Frage, wie man die latente Armut. zu berechnen habe, d.h. welche Indiktaoren, 
Einkommensgrößen etc. zugrundegelegt werden sollen. 

37 Dies ist ja auch der Zusammenhang, in dem Fragen der italienischen Diskussion um die 
„zweite Gesellschaft‘ auch für die BRD relevant werden, vgl. hierzu Altvater/Hoffmann/ 
Semmler, Bundesrepublik Deutschland. Die autoritäre Formierung einer parlamentari- 
schen Demokratie, erscheint demnächst in: ‚‚Problemi di Socialismo“‘, hrsg.von L. Basso 
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6. Aspekte zur Empirie der Fiskalkrise in der BRD — Austeritypolitik im Bereich 
der Sozialen Sicherung 


Schon allein das selbstverständliche Konstatieren der jetzt erreichten Grenze der 
quantitativen Ausdehnung des Sozialbudgets angesichts der eingeschränkten Wachs- 
tumsraten in der Krise (bei Standfest, Widmaier und auch Böhle) ist ausgesprochen 
problematisch. Daß mit der Krise die Löhne und das Sozialbudget, damit die Ein- 
nahmen und Ausgaben der Sozialen Sicherung beschränkt werden, also ein automa- 
tisches Defizit entsteht, führt dann dazu, daß sich Sozialwissenschaftler sofort der 
Aufgabe stellen, wie die „noch zu verteilende Finanzmasse“ (38) wenigstens noch 
„sinnvoll“ und effektiv zu verwalten sei. Wenn aber mit der Kürzung von Soziallei- 
stungen in der Krise der Einfluß der Arbeiterklasse noch mehr zurückgedrängt wird, 
d.h. hier schon eine Krisenlösungsstrategie läuft, die auf Kosten der Arbeiterklasse 
geht, dann kann eigentlich kaum angenommen werden, daß an anderer Stelle Ein- 
flußmöglichkeiten ohne weiteres zunehmen werden, bzw. daß man sich an dieser 
Stelle nicht mehr zu wehren bräuchte. 

In den offiziellen Krisenlösungsstrategien, der Konjunktur- und Sozialpolitik 
der letzten Jahre zeigt sich dagegen auch für die BRD sehr deutlich der enge Zusam- 
menhang von finanziellen Einschränkungen und politischen Restriktionen (39). W. 
Laaser betont in diesem Zusammenhang, daß „die Durchsetzung einer Keynesiani- 
schen Politik ... nicht an der ohnehin großen Staatsverschuldung (scheitert), da die 
Zunahme der staatlichen Verschuldung die Gesellschaft nicht ärmer macht und die 
Verschuldung im Aufschwung wegen dann steigender Steuereinnahmen wieder rück- 
läufig ist. ... Das Argument einer Staatsverschuldung wurde ungeachtet dessen stän- 
dig von der Bundesregierung und der Opposition vorgebracht, um die Ausgabenkür- 
zungen und Steuererhöhungen zu rechtfertigen.‘ (40) 

Auf das Dilemma der Keynesianischen Politik und die theoretischen Implika- 
tionen der Austeritypolitik wollen wir an dieser Stelle nicht eingehen; hier geht es 
nur um die Auswirkungen dieser Politik auf die Soziale Sicherung, und dabei lassen 
sich für die Sozialversicherung folgende Tendenzen zusammenfassen: 

1. Obwohl der Gesetzgeber das eigentlich prozyklische Finanzverhalten der 
Sozialversicherung mittels Rentenformel und Finanzierungsverfahren (Vermögens- 
ansammlung, um über Krisenzeiten hinwegzukommen) in ein antizyklisches umge- 
formt hat (41), damit die Soziale Sicherung ihre materielle und ideologische Funk- 
tion erfüllen kann — d.h. auch bei massen- bzw: krisenhaftem Auftreten sozialer Ri- 
siken Schutz zu gewähren — ‚stört in der Krise die hierzu nötige Auflösung des in 
der Hochkonjunktur (wo antizyklische Politik immer funktioniert, jedenfalls ge- 
genüber der Arbeiterklasse) angesammelten Vermögensfonds für die Reproduktion 


38 Nach M. Bellermann, Der Sozialstaat der BRD. Krise und Grenzen, a.a.0., S. 369 f. 

39 Vgl. Altvater/Hoffmann/Semmler, Bundesrepublik Deutschland. Die autoritäre Formie- 
rung ..., 2.2.0. : 

40 W. Laaser, Fiskalpolitik in der Krise 74/75, in: Probleme des Klassenkampfs. Heft 28, 
1977,8S. 11 

41 Und zwar staamt dies keineswegs von einer keynesianische Politik betreibenden SPD-Re- 
gierung, sondern geht auf die „Rentenreform“ von 1957 zurück. 
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der Arbeiterklasse den Kapitalmarkt und konterkariert die staatliche Finanzpolitik. 

Da hierdurch einerseits staatliche Kredite notwendig werden, andererseits 
durch den Einnahmenrückgang und nach Auflösung der Rücklagen direkte staatli- 
che Zuschüsse den Fortbestand der Sozialversicherungsträger garantieren sollen, 
sind die sozialpolitischen Maßnahmen der letzten Jahre — meist schon vor dem Auf- 
zehren der Vermögensrücklagen — davon gekennzeichnet, den allgemeinen restrikti- 
ven Kurs der Wirtschaftspolitik auch in die Sozialpolitik durchzusetzen. Dabei ent- 
scheidet die konkrete Form der Institutionalisierung der gesellschaftlichen Repro- 
duktion der Arbeiterklasse durch das Versicherungsprinzip auch darüber, wie sich 
in der Krise das Primat der Wirtschaftspolitik durchsetzt. Die Sozialversicherung 
wird hauptsächlich aus Beiträgen finanziert, und über diese schlägt der Akkumula- 
tionsprozeß in seiner Wirkung auf die Löhne auch direkt auf die Sozialversicherung 
durch. Aber die Orientierung der Leistungsvergabe an der individuellen ‚Vorlei- 
stung“ reduziert diesen polit-ökonomischen Kontext auf ein individuelles Problem. 
Auseinandersetzungen zwischen Lohnarbeit und Kapital um die von diesem Ver- 
hältnis bestimmten Reproduktionsbedingungen übersetzen sich daher in bloße Ver- 
teilungskämpfe innerhalb des Systems der Sozialen Sicherung. Über die Instrumen- 
te der Haushaltszuschüsse und Sozialgesetzgebung setzt der Staat in der Krise nun 
seine prozyklische, restriktive Wirtschaftspolitik in der Sozialversicherung durch, 
obwohl diese weder finanztechnisch noch organisatorisch dem Staat direkt zuzuord- 
nen ist. Besteht also einerseits keine Legitimation oder Grundlage dafür, die Sozial- 
versicherung umstandslos in die Wirtschaftspolitik ein- und unterzuordnen, so er- 
scheinen andererseits die damit erfolgten Leistungskürzungen und Defiziteinsparun- 
gen, da es sich ja nicht um ein staatliches Versorgungs-, sondern eben um ein Versi- 
cherungssystem handelt, aber auch nicht als direkte Einsparungen des Staates auf 
Kosten der Arbeiterklasse, die dann nämlich — wie z.B. bei Einsparungen im Bil- 
dungswesen — der Ausweitung anderer Ausgabenbereiche zugunsten des Kapitals 
konfrontiert wären. Vielmehr reguliert der Staat hier ja scheinbar nur, was durch 
„Verschulden“ oder ungünstige Lage und Zusammensetzung der Versichertenge- 
meinschaft (Altenberg, zu wenig Babies, die die Renten bezahlen könnten) selbst 
anzulasten ist, innerhalb derer dies wiederum nur als immanentes Verteilungsproblem 
erscheint. 

Dies zeigt sich in der Sozialversicherung insgesamt, in den letzten Jahren 
speziell in der Rentenversicherung, wo beständig Defizite — früher Überschüsse — 
je nach Konjunkturlage errechnet werden, auf deren Grundlage man dann Reform- 
oder Sanierungsgesetze (42) verabschiedet. Diese Defizite werden nun nicht nur 
selbstverständlich eingespart, sondern auch solange innerhalb der Sozialversicherung 
hin- und hergeschoben bzw. auf die einzelnen Versicherungszweige verteilt, bis sie 
da angelangt sind, wo sie die schwächsten Gruppen treffen, die zu keinem politischen 
Widerstand fähig sind. So gehen z.B. Teile des Defizits in der Rentenversicherung 


42 Vgl. hierzu G. W. Brück, Die schlechteste aller Lösungen — Die Regierungskoalition führt 
im Rentenrecht in die Verhältnisse vor 1957 zurück, Sozialer Fortschritt, Heft 4/1978, 
ders.: Krankenversicherung und Rentenversicherung am Scheideweg? — Die Regierungs- 
erklärung gibt zu grundsätzlichen Überlegungen Anlaß. Sozialer Fortschritt, Heft 2/1977 
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auf die Rentenreform von 1972 zurück — in der kostenintensive Privilegien für Selb- 
ständige verabschiedet wurden — weil die damals prognostizierten Überschüsse nicht 
eingetroffen sind — dies ist aber keineswegs die Stelle, an der deshalb heute gespart 
würde. 

2. Mit dieser Politik der Defiziteinsparung sind daher sowohl direkte Leistungs- 
kürzungen als auch politische Restriktionen verbunden, was auch Konsequenzen für 
den Charakter der staatlichen Eingriffe in die Sozialversicherung zeitigt. Wurden bei 
den letzten Sanierungsgesetzen bezogen auf die Rentenversicherung also einerseits 
Defizite verschoben (zur Krankenversicherung), andererseits Leistungskürzungen für 
die Rentner verfügt, so zeigt sich gleichzeitig eine politische Kompetenzverschie- 
bung. Denn mit den Kürzungen bei den Rentenanpassungen (an die allgemeine 
Lohnentwicklung) werden Errungenschaften der Arbeiterklasse aus Prosperitätszei- 
ten — wie eben die „dynamische Rente“ — ins Belieben politischer Verfügbarkeit 
gestellt und dem Primat der Austerity-Politik untergeordnet. So hatten zuvor die je- 
weilige Lohnhöhe und damit auch die jährlichen Tarifverhandlungen implizit die 
nachfolgenden Rentenanpassungen bestimmt. Diesen Zusammenhang hat Ehrenberg 
mit seiner politisch verfügten Anpassungskürzung für die nächsten Jahre, ohne Rück- 
sicht bzw. Einflußmöglichkeit der tatsächlichen Lohn- und Tarifentwicklung, ent- 
koppelt. 

Ähnliches zeigt sich auch in der Krankenversicherung: Haben die rigorosen 
Sparmaßnahmen im öffentlichen Dienst schon seit 75 die stationäre Versorgung der 
Patienten und die Arbeitshetze für die dort Beschäftigten drastisch verschlechtert, 
so zielen die kürzlich getroffenen „Reform“maßnahmen ebenfalls auf bloß finan- 
zielle Sanierung der Krankenversicherung (GKV) und werden daher ebenfalls mit 
Belastungen für Patienten und Personal einhergehen. Die schon lange und nun ver- 
stärkt durch das aufgehalste Rentendefizit kriselnde GKV soll ihre Ausgaben an die 
wirtschaftliche Entwicklung anpassen, durch reduzierte Zuwachsraten bei der ärztli- 
chen Gesamtvergütung und den Arzneimittelausgaben (43). Bisher durfte das ärztli- 
che Handeln, wertfrei, moralisch-ethisch nur dem eigenen Gewissen verpflichtet, 
nicht von schnöden ökonomischen Gründen beschränkt werden. Die Krankenkassen 
hatten daher keinerlei Möglichkeiten, die durch die Struktur bedingten immens ho- 
hen Ausgaben für Krankenversorgung und die Einkommen der Ärzte und Pharma- 
industrie zu kontrollieren. Das scheint jetzt anders zu werden. Als letzte Bastion in- 
nerhalb der Sozialen Sicherung müssen sich nun auch die am Gesundheitswesen Pro- 
fitierenden in gewissem Maße dem Primat der Ökonomie unterordnen (44). Für die- 
se Anpassung an die Wirtschaftsentwicklung soll eine ‚„‚Konzertierte Aktion‘ aller 
am Gesundheitswesen Beteiligten sorgen, d.h. statt Ausgabenkürzungen (wie in der 
Rentenversicherung) per Gesetz festzulegen, wird dies hier noch den Verhandlungs- 


43 vgl. G. W. Brück, Die Sozialversicherungsreform 1977 — Sanierung der Rentenversiche- 
rung mit erheblichen Mängeln — Kostendämpfung in der Krankenversicherung stellt Wei- 
chen für die Gesundheitspolitik, Sozialer Fortschritt, Heft 9/1977 

44 Obwohl seit 1976 bereits wieder Überschüsse in der GKV angesammelt werden konnten. 
Vgl. hierzu: P. Rosenberg, Kostendämpfung in der GKV kein gesundheitspolitisches Ru- 
hekissen, Sozialer Fortschritt, Heft 7/8 1978 
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partnern überlassen, und trotzdem zeigen sich auch hier die Veränderungen im Cha- 
rakter der Staatseingriffe.. 

Die Widersprüchlichkeit in der SPD-Reformgesetzgebung zu Anfang der 70er 
Jahre, die im abnehmenden Finanzanteil des Staates an der Sozialen Sicherung einer- 
seits, aber im zunehmenden Staatseinfluß (da, wo‘s nichts kostet) bezüglich Planung 
und Steuerungsversuchen andererseits bestand, läßt sich also auch heute beobachten. 
Nur die Richtung hat sich geändert: So ist im KVKG der Staatseingriff vorgesehen, 
wenn die gegnerischen Parteien in der „Konzertierten Aktion“ sich nicht einigen 
können, aber: dieses staatliche Eingreifen dient eben nicht der qualitativen Planung, 
Effektivierung und Steuerung der Produktion und Verteilung von Gesundheitsdienst- 
leistungen — wie es vormals SPD-Intentionen entsprach —, sondern dient eben dazu, 
das o.g. Primat der Ökonomie gegenüber den einzelnen Privatinteressen der am Ge- 
sundheitswesen Beteiligten durchzusetzen. Diese Beispiele machen deutlich, welche 
politischen Konsequenzen die momentane Krisenpolitik im Rahmen der Sozialen 
Sicherung, neben finanziellen Einsparungen, Leistungskürzungen und direkten Re- 
striktionen für die Betroffenen, auch für die allgemeinen politischen Verhältnisse in 
der BRD implizieren. 

3. Die restriktiven Auswirkungen der staatlichen Austerity-Politik auf die Be- 
troffenen selbst zeigen sich besonders deutlich im Bereich der Arbeitslosenversiche- 
rung und Arbeitsmarktpolitik (45). 

Ist die Arbeitsmarktpolitik u.a. dadurch gekennzeichnet, daß sie andere Sozial- 
institutionen und -gesetze für die Marginalisierung des Arbeitslosenproblems funk- 
tionalisiert (die Rentenversicherung, um die Alten auf Rente zu schicken, das Aus- 
ländergesetz, um die Gastarbeiter abzuschieben, das Schulsystem und die Familie, 
um Jugendliche und Frauen zu versorgen), so überträgt diese Politik auch die Krisen- 
belastung in die Soziale Sicherung, innerhalb derer sie dann wiederum auf die ver- 
schiedenen Versicherungszweige umverteilt wird. Zudem haben die 1969 neu geschaf- 
fenen Instrumente des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) in der Krise ihre Funktion 
verändert und den Zusammenhang zwischen Versicherung und Vermittlung noch 
enger werden lassen. Denn die Maßnahmen der Umschulung und Fortbildung zwecks 
berufsspezifischer Qualifikationsanpassung und Mobilität der Arbeitskräfte waren 
Instrumente der Hochkonjunktur und können heute in der Krise nicht greifen, bzw. 
erfüllen hier mit den Unterhaltszahlungen dieselbe Funktion wie die sogenannten. 
klassischen Instrumente, nämlich die Zurverfügungstellung von Subsistenzmitteln 
bei Arbeitslosigkeit. Mit einem Unterschied allerdings: diese Instrumente sind sehr 
viel mehr gruppenspezifisch handhabbar und erlauben u.a. dadurch mehr politische 
Restriktionen und Kontrolle (46). 

Bekannt ist die nach dem Haushaltsstrukturgesetz erfolgte Leistungskürzung 
und Beitragserhöhung, um die. staatlichen Zuschüsse zur Bundesanstalt für Arbeit 


45 Vgl. hierzu auch G. Böhme, Arbeitsmarkt und Arbeitsverwaltung in der BRD, in: Kriti- 
sche Justiz, Heft 3, 1977 

46 E. Hildebrandt, Entwicklung der Beschäftigtenstruktur und der Arbeitslosigkeit in der 
BRD, in: Probleme des Klassenkampfs, 19/20/21, sowie S. Heimann/M. Fuhrke, Das Sy- 
stem der sozialen Sicherung in der BRD, a.a.O. 
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(BA) niedrig zu halten, sowie die Verschärfung des Zumutbarkeitsbegriffs mit den 
Folgen der Dequalifikation, wenn qualifizierte Arbeiter minderqualifizierte Arbeits- 
plätze annehmen müssen, dafür weniger bezahlt werden und die BA für die verblei- 
benden, nicht vermittelbaren, unqualifizierten Arbeiter auch entsprechend geringere 
Unterstützung zu zahlen hat. 

Bekannt ist die restriktive Handhabung der Verfügbarkeitsklausel mit den Fol- 
gen der Aussteuerung von Frauen mit Kindern (die angeblich nicht beaufsichtigt sei- 
en). 

Bekannt sind außerdem die Leistungskürzungen bei Arbeitsverweigerung (oder 
bei Umschulungsmaßnahmen) und bei „Selbstverschuldung“ (eigene Kündigung; 
auch in der GKV verbreitet sich diese Praxis: so sollen Frauen, die nicht an der 
Schwangerschaftsuntersuchung teilgenommen haben, künftig kein Mutterschafts- 
geld erhalten). 

Und schließlich wird in letzter Zeit deutlich, welche verheerenden Auswirkun- 
gen die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf Arbeitshetze und -intensität sowohl der 
im Rahmen dieser Programme Beschäftigten als auch der übrigen Belegschaften ha- 
ben können. Zudem beschneiden sie die politischen Rechte und die reguläre Wieder- 
beschäftigung der Beteiligten. 

Es zeigt sich deutlich, daß staatliche Regulierungen beim Arbeitskräfteangebot 
allein am Verhältnis von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt anzusetzen 
vermögen, da die unternehmerische Nachfrage eben nicht zu regulieren, allenfalls zu 
stimulieren ist. Daher gehen beträchtliche Gelder als direkte (Lohn-)Subventionen 
mit vergleichsweise geringen Auflagen an das Kapital; verhältnismäßig weniger Gel- 
der, aber ausgedehnte restriktive Regulierungen sind auf Seiten der Arbeitnehmer 
. zu verbuchen (47). 

Wie Leibfried schreibt, scheint auch das Sozialhilfesystem der BRD am Ende 
einer Liberalisierungsphase angelangt zu sein. „Auch in Deutschland vermischen 
sich dabei',‚Reform‘motiv und Leistungsverschlechterung in einer Weise, wie sie von 
Piven/Cloward für die Entwicklung in den USA nach 1972 beschrieben wird.“ (48) 
So sollen das Sozialhilfesystem rationalisiert, ‚systemwidrige‘“ Leistungen, die in‘s 
BSHG Eingang gefunden hätten, abgebaut und mehr Leistungen zur Sozialversiche- 
rung hin verschoben werden. Dabei ist für die BRD kaum anzunehmen, daß Kürzun- 
gen von Unterstützungssätzen (z. B. bei BaföG) und verschärften Zugangsrestriktio- 
nen ein den USA vergleichbarer politischer Widerstand entgegengesetzt werden wird. 

Mit diesem Abschnitt sollte zum einen die Abhängigkeit der Sozialpolitik von 
der Wirtschaftsentwicklung und das „Durchschlagen“ der Krise angedeutet, zum an- 
deren die spezifische Form, wie sich diese ökonomische Abhängigkeit in Politik 
übersetzt, thematisiert werden. Denn gerade dieser Zusammenhang, diese reale öko- 
nomische Determiniertheit wird in den Zraditionellen sozialpolitischen Debatten 
nicht in seinen Ursachen erfaßt, sondern diese drehen sich nahezu ausschließlich um 


47 Vgl. hierzu W, Hoppe, Leistungen zur Förderung der Arbeitsaufnahme aktualisiert — We- 
sentliche Verbesserungen sollen die Mobilität der Arbeitnehmer heben, Sozialer Fort- 
schritt, Heft 10/1977 

48 Leibfried in Piven/Cloward, a.a.O., S. 16 
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interne Finanzierungs-Kostenexplosions- und Vermögensprobleme. Dies bringt nicht 
nur vielfältige Illusionen mit sich wie die der Leistungsgerechtigkeit, der politischen 
Autonomie des Staates oder der Sozialpolitik gegenüber den Marktprozessen usw.; 
es zeigt sich auch, daß dieser Zusammenhang überhaupt nicht mehr zur Diskussion 
und damit auch nicht mehr zur Disposition steht. 

Gerade an diesem Punkt aber müßte eine konsequente „aktive“ Sozialpolitik 
sich um den „Verursachungszusammenhang‘ bemühen. Oben wurde deutlich, daß 
nur die Auseinandersetzungen um Verbesserungen der Arbeitsbedingungen den wirk- 
lichen Ursachenzusammenhang „sozialer Risiken“ berühren und angehen können; 
für die diesem Kontext nachgeordnete Bewältigung bereits entstandener sozialer Ri- 
siken in der Sozialen Sicherung müßte ebenfalls gezeigt werden, daß nur hohe Löhne, 
der Abbau von Lohndifferenzierungen und die politische Kontrolle der Arbeiterklas- 
se über ihre eigenen Reproduktionsbedingungen, deren Bewältigung und Sicherung in 
ihrem Interesse ermöglichen (49), was auf die Arbeitsbedingungen ja wieder zurück- 
wirkt. D.h. die Selbstverwaltung muß nicht nur deshalb allein von den Gewerkschaf- 
ten kontrolliert werden, damit die Form der Bewältigung sich an Bedürfnissen orien- 
tiert (und zwar gerade nicht an solchen des Mittelstandes) und somit nicht konkur- 
renzsteigernd und verschlechternd auf die Lohn- und Arbeitsbedingungen zurück- 
wirkt, sondern auch, damit Höhe und Verteilung des Sozialbudgets in diesem Sinn 
wieder explizit Gegenstand von Tarifauseinandersetzungen werden. 


7. Folgerungen aus dem Dilemma keynesianischer Politik für sozialpolitische 
Reformen — Entwicklung eines Sozial-Industriellen Komplexes 


Nun kann man festhalten, daß dem Widerstand gegen finanzielle Kürzungen und vor 
allem damit einhergehenden politischen Restriktionen in der Krise erste Priorität 
zukommt; angesichts des politischen Kräfteverhältnisses müssen aber auch die kri- 
senpolitischen/theoretischen Implikationen solcher Strategien in die Überlegungen 
einbezogen werden. 

Auch Gewerkschaften und Linkskeynesianer fordern ja eine Ausweitung der 
Sozialausgaben in der Krise und stellen dies in den Zusammenhang einer antizykli- 
schen Wirtschaftspolitik mit verstärkt sozialer Orientierung der Staatsausgaben (50). 
W. Laaser bezweifelt in seiner Untersuchung der Fiskalpolitik in der Krise 74/75, 
daß solche Vorschläge tatsächlich geeignet wären, die Krise zu überwinden. Denn 


49 Bezogen auf die Rentenproblematik siehe hierzu auch U. Billerbeck, Politische Autono- 
mie und Sozialpolitik, a.a.O.: „, ... soll in diesem Beitrag die These überprüft werden, daß 
besondere Formen staatlicher Institutionen ... und besondere politische Inhalte ... helfen, 
die Interessenartikulation bei Lohnabhängigen in systemimmanenten Grenzen zu halten. 
Diese Diskussion soll ... den strategischen Gesichtspunkt abstützen, daß sich die mit dem 
Invaliditäts- und Altersproblem angesprochenen Interessen von Lohnabhängigen nur 
durch eine Politik realisieren lassen, die die Erweiterung und Absicherung staatlich orga- 
nisierter Rentenleistungen systematisch mit aktiver Lohnpolitik und gewerkschaftlich 
durchgesetzter Verbesserung der Arbeitsbedingungen verbindet.“ S. 167 

50 So auch das Memorandum „Alternativen der Wirtschaftspolitik‘‘, Köln 1978 
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die Inadäquanz keynesianischer Politik mache sich daran fest, daß eine zu generelle 
Expansion der Staatsausgaben zwecks Hebung der Konsumnachfrage vorgeschlagen 
wird, obwohl es dem Kapital ganz und gar nicht gleichgültig ist, welche Ausgaben er- 
höht werden: „, ... die keynesianischen Formen des Staatsinterventionismus (finden) 
ihre Grenzen in der Struktur des Kapitals selbst ... Wenn diese Grenze erreicht ist, 
muß der Staat seine keynesianische Gestalt ablegen und neue Interventionsformen 
annehmen, nicht die unproduktive Ausdehnung der Produktion, sondern die Ver- 
besserung der Produktionsbedingungen und die Repression werden dann zur Haupt- 
‚aufgabe des Staates.“ (51) 

Da nicht alle Staatsausgaben gleichermaßen unproduktiv sind, sondern ein be- 
trächtlicher Teil der gesellschaftlichen Reproduktion des Kapitals dient, erfolgt in 
der Krise — nach Laaser — nicht nur eine Stagnation oder gar ein Absinken der 
Staatsquote insgesamt, sondern auch eine Umstrukturierung der öffentlichen Ausga- 
ben hin zu solchen, die die allgemeinen Voraussetzungen der Mehrwertproduktion 
im reproduktiven Bereich verbessern. Die „Fiskal- oder Finanzkrise‘ — bzw. die der 
Kapitalstruktur geschuldete Notwendigkeit der Umstrukturierung der Staatsausga- 
ben von unproduktiven Ausgaben zu Ausgaben für kapitalistisch produzierte Waren 
einerseits, vor allem aber vom unreproduktiven zum reproduktiven Bereich — muß 
also in der oben beschriebenen, empirischen Weise zur Grenze der Sozialpolitik wer- 
den. Eine nichtsdestotrotz geforderte Ausweitung der Sozialausgaben würde dage- 
gen die Krise verschärfen. 

An diesem Punkt ist O‘Connor anderer Meinung. Er versucht sowohl die anti- 
zyklische, sozial-orientierte Ausweitung der Staatsausgaben als auch deren gleichzei- 
tige Adäquanz für die Kapitalstruktur theoretisch zu begründen und empirisch für 
die USA zu beweisen. Aufgrund seiner Interpretation der polit-ökonomischen Ent- 
wicklung hält O‘Connor die „Finanzkrise des Staates‘‘ daher nicht zwangsläufig für 
die Grenze der Sozialpolitik, sondern glaubt nachweisen zu können, daß eine in 
oben beschriebener Form notwendig gewordene Umstrukturierung der Staatsausga- 
ben mit sozialen Reformen einhergehen kann. Wir haben hier also die oben disku- 
tiertei Ansätze von ihrem wertmäßigen Aspekt her analysiert und wollen daher die- 

‚se Überlegungen im folgenden etwas genauer betrachten: 

Für die wahrscheinlichste Strategie, die das System zur Lösung der ‚Finanz- 
krise des Staates‘ einschlagen wird, hält O‘Connor die staatlich geförderte Produkti- 
vitätssteigerung im Monopolsektor über die (weitere) Entwicklung eines ‚„Sozial- 
Industriellen Komplexes“ (SIK). „Wir behaupten, daß der Sozialismus die einzig 
dauerhafte Lösungsmöglichkeit dieser Krise darstellt. Der Staat kann jedoch mögli- 
cherweise dazu in der Lage sein, die Krise zu mildern, indem er das Wachstum des 
sozial-industriellen Komplexes beschleunigt.“ (52) 

Zur unverhältnismäßigen, aber notwendigen Ausweitung der staatlichen Aus- 
gaben für „Sozialkapital“ und „soziale Unkosten‘ und damit zur Finanzkrise kommt 
es, weil das Kapital im Monopolsektor mit seinem Wachstum auch seine Kosten im- 


51 W. Laaser, Fiskalpolitik in der Krise 74/75, a.a.0.,S. 18 
52 O‘Connor, Die Finanzkrise des Staates, Ffm 1974, S. 263 
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mer stärker sozialisiert (zunehmende Anforderungen an Infrastruktur, Technik und 
Innovationskosten in die Arbeitskraft). Steigende staatliche Ausgaben für „Sozial- 
Kapital‘ sind die Folge, und umgekehrt fördern sie somit das Wachstum im Monopol- 
sektor. Dieses führt andererseits aber dort zur verstärkten Freisetzung von Arbeits- 
kräften, Umweltverschmutzung, Niederkonkurrieren von Betrieben im Wettbewerbs- 
sektor etc., also zu „‚Überbevölkerung‘“ und „Überkapazitäten‘“ und stellt damit 
wiederum 'verstärkte Anforderungen an die staatliche Bewältigung „sozialer Unko- 
sten“ einerseits und Zurverfügungstellung von „Sozialkapital“ andererseits. Sich 
andeutende Lösungsversuche dieses circulus vitiosus sieht O‘Connor in der Entwick- 
lung des SIK, der im wesentlichen aus der Umwandlung ‚sozialer Unkosten“ in 
„sozialkapital‘“, aber auch in der Reprivatisierung und Effektivierung öffentlicher 
Leistungen besteht und insgesamt eine Produktivitätssteigerung der Wirtschaft zum 
Ziel hat. 

Auf die problematische Begrifflichkeit wollen wir hier nicht näher eingehen 
(53). Nur soviel: Staatliche Ausgaben sind kein Kapital. Was O‘Connor mit diesen 
Begriffen meint, betrifft die staatlichen Ausgaben im reproduktiven Bereich, die der 
gesellschaftlichen Reproduktion des Kapitals und der Arbeiterklasse dienen (bei 
ihm „Sozialkapital‘‘) und die Ausgaben im unreproduktiven Bereich für Militär, in- 
nere Sicherheit, Armutsbevölkerung (bei ihm ‚soziale Unkosten“). Unabhängig für 
diese Unterscheidung nach reproduktiv und unreproduktiv ist es, ob diese Ausgaben 
dann jeweils produktiv oder unproduktiv verausgabt werden; letzteres bezieht sich 
ausschließlich auf den privaten Sektor und unterscheidet danach, ob mit staatlichen 
Ausgaben Waren gekauft werden, die Ergebnis eines kapitalistischen Akkumulations- 
prozesses sind oder nicht. Diese Unterscheidung nach produktiv/unproduktiv geht 
bei O‘Connor völlig verloren, obwohl in seinen empirischen Belegen der Frage, ob 
staatliche Ausgaben der Realisierung kapitalistisch produzierter Waren dienen oder 
nicht dienen, eine unverhältnismäßig hohe Bedeutung zuzukommen scheint. 

Nun sollen zur Entwicklung des SIK ‚Soziale Unkosten“ in „Sozialkapital‘ 
verwandelt werden. Abgesehen davon, daß eine Reprivatisierung diesen unreproduk- 
tiven Bereich nicht zu einem reproduktiven macht, betont O‘Connor selbst die star- 
ke Machtposition des „militärisch-industriellen Komplexes‘ und die Schwierigkei- 
ten der Umstellung von Rüstungs- auf zivile Produktion. Seine SIK-Analyse erschöpft 
sich aber nicht in Reprivatisierungsvorstellungen (54) einerseits, Effektivitätssteige- 
rungen und Einsparungen bei den öffentlichen Leistungen andererseits; wesentliches 
Moment ist vielmehr die Nutzbarmachung dieses ganzen Bereichs für Produktivitäts- 
steigerungen des Monopolkapitals. Zwar spielt hier auch eine große Rolle, daß a) pri- 
vaten Kapitalien subventionierte Anlagemöglichkeiten geboten werden und daß 
b) Einsparungen und Effektivitätssteigerungen der staatlichen Ausgaben angestrebt 


53 Vgl. hierzu: W. Semmler, Private Produktion und öffentlicher Sektor, in: Handbuch 5 — 
Staat, Fim/Köln 1977, sowie W. Laaser, Fiskalpolitik in der Krise 74/75, a.a.0., und G. 
Stamatis, Staatsausgaben und Kapitalreproduktion, in: Probleme des Klassenkampfs 28, 
Berlin 1977 

54 Wie das Ueltzhoeffer anzunehmen scheint, vgl. ders,, in: Murswieck (Hısg.), Staatliche 
Politik im Sozialsektor, a.a.O. i 
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werden. Für die Umwandlung „sozialer Unkosten“ in ‚„Sozialkapital‘ aber ist aus- 
schlaggebend, daß sich die Funktion dieser Ausgaben dadurch von unreproduktiven 
in reproduktive Ausgaben verändert, indem man z.B. Sozialhilfeempfänger nicht 

. mehr bloß finanziell unterstützt, sondern sie ausbildet und an staatlich subventionier- 
te Arbeitsplätze setzt, wo neue Technologien für den privaten Sektor entwickelt wer- 
den. Bei diesem Beispiel brauchen weder die staatlichen Ausgaben zu sifken’ noch 
muß die Produktivität an diesen Arbeitsplätzen selbst gesteigert werden, wichtig ist 
allein die neugewonnene reproduktive Funktion für das Privatkapital, die O‘Connor 
diesem Prozeß zuschreibt. Die Entwicklung des SIK bezieht sich, also nicht nur auf 
Veränderungen bei Rüstung und Wohlfahrt, sondern auch auf das schon bestehende 
Sozialkapital, dessen produktivitätssteigernde Wirkung erhöht werden soll: „Unser 
hauptsächlicher Gesichtspunkt ist hier, daß eine ‚gesteigerte Produktivität‘ weniger 
steigende Leistungsfähigkeit bei laufenden staatlichen Aktivitäten beinhaltet als viel- 
mehr Anpassung der Haushaltsprioritäten zugunsten des Monopolsektors.“ (55) Z.B. 
so: „Von AT + T bis hin zu Xerox sind viele Gesellschaften zu Aufgaben verpflich- 
tet worden — und sie haben in vielen Fällen gerne darin eingewilligt —, die in der 
Ausbildung unserer Kinder, der Überwachung unserer Straßen, der Reinigung unse- 
rer verschmutzten Luft und unseren verschmutzten Wassers, in der Unterweisung 
unserer benachteiligten Mitbürger, wie man sich seinen Lebensunterhalt verdienen 
kann, in dem Neuaufbau unserer Slums und sogar darin bestanden, uns zu sagen, 
wie wir unsere Städte effizienter verwalten können.“ (56) 

Von der Entwicklung des SIK profitieren werden im wesentlichen das Mono- 
polkapital und die Überflußbevölkerung. Demgegenüber sind die „organisierte Ar- 
beiterklasse‘“ aus dem Monopolsektor, sowie das Kapital aus dem Wettbewerbssek- 
tor als Gegner einzuordnen, weil der SIK in erster Linie eine Kostenbelastung für 
sie darstellt. Ob und vor allem wie der SIK sich nun durchsetzt, hängt daher nicht 
nur von tiefgreifenden Veränderungen der Gesellschaft (engere Verflechtung zwi- 
schen Monopolkapital und Staat, Schwächung des Wettbewerbssektors etc.) ab, son- 
dern auch davon, ob es der Basisbewegung gelingt, die Entscheidungsprozesse von 
unten her zu beeinflussen, oder ob die Entwicklung und Gestaltung des SIK allein 
unter Kontrolle des Monopolkapitals verläuft. Neben seiner immanenten Funktion 
der langfristigen Produktivitätssteigerung der gesamten Wirtschaft, kann sich die 
Entwicklung des SIK daher in Form verstärkter und restriktiver Privatisierung vor- 
mals öffentlicher Leistungen vollziehen. Sie kann aber auch durch die Verwandlung 
der Überflußbevölkerung in indirekt produktive Arbeiter eine Annäherung der zer- 
splitterten Bewegung der Arbeiterklasse und der Überflußbevölkerung und damit 
eine verstärkte Einflußnahme auf die Gestaltung der gesellschaftlichen Reproduktion 
im Interesse der Arbeiterklasse zur Folge haben. 


55 O‘Connor, Die Finanzkrise des Staates, a.a.0.,S. 72 

56 Should, Business Tackle Society‘s Problems? In: Economic and Business News, New York 
1972, S. 3, zitiert nach O‘Connor, a.a.0., S. 74. Die Begrifflichkeit O‘Connors scheint 
insgesamt an bürgerliche Infrastrukturtheorien angelehnt, die bereits dann von Kapital 
sprechen, wenn zukünftige Beträge aus Investitionen zu erwarten sind, vgl. hierzu W. 
Semmler, Private Produktion und öffentlicher Sektor, a.a.0., S. 291, FN 17 
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Die krisenbedingte Umstrukturierung der Staatsausgaben mit den verhängnis- 
vollen Folgen der Kürzungen und Repression bei den Sozialausgaben wird in diesem 
Beispiel also damit umgangen, daß der unreproduktive Teil der Staatsausgaben ein- 
fach in den reproduktiven eingegliedert und verwandelt wird und daß außerdem der 
Teil des reproduktiven Bereichs, der außerhalb des Kapitalkreislaufs liegt, nämlich 
die gesellschaftliche Reproduktion der Arbeiterklasse (diese wichtige Unterscheidung 
fehlt bei Laaser und wird bei Semmier entwickelt) in den Kapitalkreislauf eingeglie- 
dert wird. 

Nun haben aber Staatsausgaben nicht ausschließlich und primär fiskalpoliti- 
sche Funktionen, d.h. sie werden weder ausschließlich getätigt, um in der Krise die 
Nachfrageentwicklung zu heben (womit sich nach keynesianischem Muster auch die 
Erhöhung der Sozialausgaben rechtfertigen ließen), noch liegt ihr hauptsächlicher 
Zweck darin, Investitionsmöglichkeiten für anlagesuchende Kapitale zu schaffen 
oder deren Produktivität zu heben (57). Zwar könnte theoretisch die „Kapitalisie- 
rung“ desjenigen Teils der Staatsausgaben, der der gesellschaftlichen Reproduktion 
der Arbeiterklasse dient und desjenigen für „soziale Unkosten“ die Mehrwertproduk- 
tion ausweiten und den gesamtgesellschaftlichen Mehrwert erhöhen. Und so könnte 
auch die Ausdehnung dieser Staatsausgaben die Profitabilität für das Kapital stei- 
gern, indem hier private Ausgaben für variables Kapital ersetzt werden. Abgesehen 
von der Zweifelhaftigkeit dieser Annahmen ist aber beides nicht die genuine Funk- 
tion dieser „Staatstätigkeit“. „Was hierbei übersehen wird, ist, daß die unreproduk- 
tiven und die vom Staat nachgefragten Gebrauchswerte schon für sich sehr wichtige 
gesellschaftliche Bedürfnisse befriedigen, und zwar unabhängig davon, ob und in 
welchem Maße den unreproduktiven und den Staatsausgaben auch andere Funktio- 
nen zukommen oder nicht.“ (58) Wenn man dies übersieht, kann man auch nicht 
erklären, „,.. warum nicht irgendwelche, sondern ganz bestimmte unreproduktive 
Gebrauchswerte nachgefragt und produziert werden und auch nicht, warum der 
Staat selbst in Zeiten bitterer ‚Finanznot‘, in denen er von anderen Sorgen als die 
um die anlagesuchenden Kapitale geplagt wird, unreproduktive Ausgaben tätigt.‘“ 
(59) 

Um also das Argument widerlegen zu können, eine Ausdehnung der Sozialaus- 
gaben sei weiterhin möglich, wenn hiermit Anlagesphären und Möglichkeiten der 
Produktivitätssteigerung für das Kapital geschaffen würden (die gleichzeitig auch 
noch die gesellschaftliche Reproduktion der Arbeiterklasse verbessern sollen), müs- 
sen wir fragen, warum die Sozialpolitik überhaupt vom Staat betrieben wird, d.h. 
welche Funktion ihr eigentlich zukommt. Denn dann können wir auch angeben, wo 
die Grenzen solcher zusätzlichen Funktionen liegen, in diesem Fall der von O‘Con- 
nor beschriebenen Funktionalisierung für staatliche Krisenpolitik durch die Einbe- 
ziehung der gesellschaftlichen Reproduktion der Arbeiterklasse in den Kapitalkreis- 
lauf. 


57 Siehe auch Stamatis, Staatsausgaben und Kapitalreproduktion.,.., 2.2.0, 
58 Ebenda, S. 48 
59 Ebenda, S. 48 f. 
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8.. Sozialpolitik als „Regulierung des Proletarisierungsprozesses‘ 


Kann davon ausgegangen werden, daß die Sozialpolitik bloß kompensatorisch wirkt, 
und wurden schon in den 60er Jahren aus der darauf basierenden Kritik von ver- 
schiedenen Autoren Forderungen nach qualitativer Sozialpolitik abgeleitet, so wei- 
sen Lenhardt/Offe zurecht daraufhin, daß solche Defizitnachweise und das Entge- 
genhalten von Sollwerten nicht ausreicht. Sie kritisieren diese „normativistischen‘“ 
Ansätze dahingehend, daß sie die Dualität der Sphären, in die den liberalen Sozial- 
wissenschaften die Realität der Gesellschaft zerfällt, bestätigen: Verfahrensregeln 
stünden gegen Bedürfnisse, ‚facts‘ gegen „values“, und dies steuere an der marxisti- 
schen Frage vorbei, wie staatliche Politik aus dem Kapitalverhältnis entsteht und 
welche Funktion ihr diesbezüglich zukommt (60). 

Lenhardt/Offe‘s eigene Funktionsbestimmung der Sozialpolitik (61) wollen 
wir im folgenden zum Anlaß nehmen, um zu dieser Frage einige Bemerkungen zu 
machen. Ihre These: Sozialpolitik ist die staatliche Bearbeitung des Problems der 
dauerhaften Transformation von Nichtlohnarbeitern in Lohnarbeiter, illustrieren 
Lenhardt/Offe in drei Punkten: 

1. Der Prozeß der kapitalistischen Industrialisierung zerstört die bis dahin vor- 
herrschenden Anwendungsbedingungen der Arbeitskraft, die so der Grundlagen ih- 
rer Subsistenz beraubten Individuen tauchen aber nun nicht automatisch als Lohn- 
arbeiter auf dem Arbeitsmarkt auf. Vielmehr müsse diese „passive“ Proletarisierung 
durch staatliche Interventionen (Sözialpolitik) zu einer „aktiven‘ gemacht werden. 
„Nur wenn die Bedingungen, unter denen die Nicht-Teilnahme am Arbeitsmarkt 
möglich ist, hoheitlich geregelt sind (wozu rein repressive Maßnahmen wie die Be- 
strafung von Bettelei und Diebstahl nicht ausreichen) und die Wahl zwischen der 
Existenzform der Lohnarbeit und arbeitsmarkt-externen Subsistenzformen somit 
nicht ins Belieben der Arbeitskräfte gestellt ist, kann mit einer zuverlässigen und 


60 Lenhardt/Offe, Staatstheorie und Sozialpolitik. Politisch-soziologische Erklärungsansätze 
für Funktionen und Innovationsprozesse der Sozialpolitik, in: Soziologie und Sozialpoli- 
tik, a.a.0., S. 100 

61 Es gibt soviele bürgerliche Funktionsbestimmungen wie Publikationen zur Sozialpolitik. 
In der marxistischen Diskussion finden begriffliche Klärungen zu dieser Frage meist im 
Rahmen der sogenannten Staatsableitungen statt, Lenhardt/Offe stellen einen der weni- 
gen Versuche dar, eine direkte und allumfassende Funktionsbestimmung dieses konkre- 
ten Tätigkeitsbereiches zu versuchen. Marxistische Ansätze, die diesen konkreten Bereich 
zum Thema haben, lehnen sich ansonsten entweder an Müller/Neusüß an, wo diese sich 
auf die Arbeitschutzgesetzgebung beziehen (und die entsprechenden Passagen bei Marx 
zur Fabrikgesetzgebung), vgl. F. Böhle, oder sie beziehen sich auf die Sozialhilfe (und die 
entsprechenden Aussagen von Marx zur Straf- und Blutgesetzgebung), vgl. Autorenkol- 
lektiv: Gefesselte Jugend — Fürsorgeerziehung im Kapitalismus, Ffm 1972. Der größte 
Teil der Sozialpolitik, nämlich die Sozialversicherung, wird ebenfalls zuerst bei Müller/ 
Neusüß und zwar als Kritik an den Umverteilungsillusionen der reformistischen Staats- 
theorien der 20er Jahre behandelt und findet in letzter Zeit eine Weiterentwicklung in 
solchen Ansätzen, die sich um die politischen Auswirkungen und die spezifische politi- 
sche Organisationsform dieser Schutzsysteme gegen die Folgeprobleme des kapitalisti- 
schen Produktionsprozesses bemühen, vgl. z.B. U. Billerbeck. 
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dauerhaften Eingliederung der ‚übrigen‘ Arbeitskräfte ins Lohnarbeitsverhältnis ge- 
rechnet werden.“ (62) 

2. Die Entfremdung der Arbeit, die kapitalistische Form der Arbeitsorganisa- 
tion und -teilung bringt auch heute noch immer das Dauerproblem der sozialen In- 
tegration und die Notwendigkeit sozialer Kontrolle mit sich. Daher werden einer- 
seits solche Subsistenzweisen, die als Alternativen zum Lohnarbeitsverhältnis in 
Frage kommen, kriminalisiert und verfolgt (vom Verbot der Bettelei bis zum Sozia- 
listengesetz), und andererseits erfolgt eine staatlich organisierte Vermittlung von 
Normen und Werten. Auch Qualifikations- und Belastungsprobleme führen dazu, 
daß arbeitsmarkt-externe „Auffangbecken“ institutionalisiert werden müssen, in 
denen Arbeitskräfte dauernd (Rente) oder vorübergehend (Krankenversicherung) 
untergebracht werden können. Diese Auffangbecken dürfen nicht frei wählbar sein, 
sondern der Zugang wird an administrative Zulassungstatbestände gekoppelt, weil 
sonst eine Abmilderung des „Verkaufszwangs‘‘ für intakte Arbeitskräfte zu erwar- 
ten wäre. 

3, Betrafen diese beiden Punkte die „Vorbereitung und Stabilisierung der Pro- 
letarisierung‘‘, so kommt als dritte Komponente der staatlichen Sozialpolitik die 
quantitative Steuerung des Proletarisierungsprozesses oder die Regulierung des Ver- 
hältnisses zwischen Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt hinzu. 

Sozialpolitik ist somit nach Lenhardt/Offe nicht ‚Reaktion‘ des Staates auf 
„Probleme“ der Arbeiterklasse, sondern sie wirkt selbst unverzichtbar an der Kon- 
stitution der Arbeiterklasse mit. „Die wichtigste Funktion der Sozialpolitik besteht 
darin, den Proletarisierungsprozeß zu regulieren“ (63). „Vergesellschaftung geschieht 
nicht durch den Markt allein, sondern dieser bedarf der Sanktionierung durch einen 
politischen Herrschaftsverband, durch staatliche Gewalt“. Fazit: „Der Besitzer von 
Arbeitskraft wird erst als Staatsbürger zum Lohnarbeiter“ (64). Auch Lenhardt/Of- 
fe unterstellen somit der Sozialpolitik eine direkte Funktionalität für das Kapital, 
indem sie den bürgerlichen Staat als dessen direkte Gewaltinstanz charakterisieren. 

Bezogen auf den ersten Punkt wäre anzumerken, daß hier nicht zwischen 
„merkantiler“ Sozialpolitik (65) und. der Sozialpolitik des bürgerlichen Staates un- 
terschieden wird. Große Teile der heutigen Sozialpolitik haben auch vor der bürger- 
lichen Revolution bestanden und sind danach übernommen: worden. Betrachtet man 
daher „sozialpolitische‘‘ Maßnahmen des absolutistischen Staates, der der kapitali- 
stischen Produktionsweise mit direkten Gewaltmaßnahmen zum Durchbruch verhol- 
fen hat, im Vergleich zur „bürgerlichen‘‘ Sozialpolitik, so muß deshalb vor allem die 
Frage interessieren, was sich an der Form dieser Maßnahmen verändert hat. 

Hierzu H. Gerstenberger: „Historisch nämlich setzt sich die Herausbildung des 
bürgerlichen Staates ja als die Umformung einer bereits existenten Instanz durch, ei- 
ner Instanz, die gerade dadurch gekennzeichnet ist, daß sie in unmittelbarer Weise 


62 Lenhardt/Offe, a.a.0., S. 104 

63 Ebenda, S. 106 

64 Ebenda, S. 107 

65 Trotz der etwas fragwürdigen Begrifflichkeit vgl. hierzu: Gaston V. Rimlinger, Welfare 
Policy and Industrialization in Europe, America, and Russia, New York 1971 
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auf die ökonomischen Beziehungen und die Beziehungen der Menschen untereinan- 
der einwirkt. Alle vorbürgerlichen Formen von Staat sind ja gerade dadurch gekenn- 
zeichnet,daß sie nicht außerökonomische Instanzen sind, daß Politik und Ökonomie 
noch zusammenfallen. Die Herausbildung der spezifisch bürgerlichen Form des Staa- 
tes geschieht nun gerade dadurch, daß eine bereits vorgefundene Instanz zu einer sol- 
chen umgeformt wird, die von der Sphäre der Ökonomie getrennt ist. Der historische 
Kampf um die Durchsetzung des Rechtsstaatsprinzips, in welchem diese Umformung 
ihren Ausdruck gefunden hat, beläßt der bereits existenten Instanz aber die Durch- 
führung von Gemeinschaftsaufgaben. Deren Vollzug erfolgt jetzt in bürgerlichen For- 
men; ihr klassenspezifischer Inhalt ist damit gesichert.“ (66) 

Bestanden große Teile sozialpolitischer Inhalte vor der bürgerlichen Revolu- 
tion, so sind sie mit dieser vom direkten und gewaltsamen Zugriff des bürgerlichen 
Staates befreit worden, und zwar von beiden großen Klassen der ‚‚neuen‘‘ Gesell- 
schaft. Im Interesse des Kapitals erfolgte diese „Befreiung‘‘ deshalb, weil die alte 
Sozialgesetzgebung die Mobilität der Arbeitskräfte einschränkte und teilweise eine 
politische Regulierung der Löhne darstellte, insgesamt also die Marktgesetze nicht 
völlig zur freien Entfaltung kommen ließ. Im Interesse der Arbeiterklasse lag der 
Abbau gewaltsamer, feudalstaatlicher Abhängigkeiten. Im historischen Prozeß ver- 
suchten beide Klassen daher diese Reproduktionsbedingungen ‚,‚frei“‘ — von staatli- 
chen Eingriffen — zu regeln, und natürlich wurden entsprechende Organisationen 
von beiden Seiten als politisches Instrument genutzt (vom Kapital, um die Arbeits- 
kräfte zu disziplinieren, von der Arbeiterklasse, um sich gegen das Kapital zu orga- 
nisieren und sich materiell abzusichern). Der sozialpolitische Zugriff des bürgerli- 
chen Staates war daher einer, der von vornherein auf die Erhaltung des Klassenfrie- 
dens ausgerichtet war, indem bereits bestehende sozialpolitische Absicherungsformen 
gesetzlich verallgemeinert und damit der Möglichkeit ihrer Funktionalisierung für po- 
litische Auseinandersetzungen entzogen wurden. Dieser Staatseingriff bezog sich da- 
her auch ganz explizit nur auf Kapitalisten- und Arbeiterklasse betreffende Angele- 
genheiten, bzw. auf die aus dem Kapitalverhältnis resultierenden „sozialen Risiken“; 
wohingegen die Armenfürsorge in ihrer alten Form weitgehend beibehalten wurde, 
weil diese Maßnahmen eine noch nicht .oder (heute) nicht mehr ins Kapital- und 
Klassenverhältnis integrierte Armutsbevölkerung betreffen. Relikte dieses direkten 
und gewaltsamen Staatszugriffes existieren heute noch im Sozialhilfesystem. So ist 
z.B. auch die öffentliche Zurverfügungstellung von Krankenhäusern ein historisches 
Relikt (das im übrigen heute auch immer mehr abgebaut wird) und resultiert aus der 
Verpflichtung der Gemeinden, Armen- und Krankenanstalten sowie städtische Hy- 
giene (heute das öffentliche Gesundheitswesen) zu betreiben. Außer Sozialhilfe, öf- 
fentlichem Gesundheitswesen und Instandhaltung von Krankenhäusern betreibt der 
Staat (in der BRD) faktisch nichts aus dem Bereich der Sozialen Sicherung wirklich 
selbst. In dem großen, die Arbeiterklasse betreffenden Bereich der Sozialversicherung 
beschränkt sich seine Tätigkeit auf die rechtliche Gestaltung der Aufbringung’und 
Verteilung des Sozialfonds. 


66 H. Gerstenberger, Zur Theorie des bürgerlichen Staates. Der gegenwärtige Stand der De- 
batte, in: Handbuch 5 — Staat, a.a.0., S. 42 
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Hier handelt es sich also nicht um herrschaftliche Kontrolle des Staates, damit 
die Arbeitskräfte auch wirklich zu Lohnarbeitern werden oder es bleiben (67), diese 
Herrschaft wird durch das Kapitalverhältnis selbst ausgeübt, solange der Staat den 
Klassenfrieden garantiert. Spezielle Instrumente zur Absicherung der Reproduktion 
der Arbeitskraft werden dagegen deshalb notwendig, weil der Warencharakter der 
Arbeitskraft impliziert, daß die Existenz des Arbeiters in Frage gestellt ist, wenn ihr 
Verkauf (aufgrund von Krankheit, Invalidität und Konjunkturkrisen) nicht gelingt. 
Gesellschaftliche Sicherungsformen der Reproduktion treffen daher sehr wohl auf 
ein stoffliches Moment, das aus der Form des kapitalistischen Produktionsprozesses 

“resultiert, oder auf ‚Probleme der Arbeiterklasse‘, wie Lenhardt/Offe sich ausdrük- 
ken. Daß die Organisation dieser gesellschaftlichen Reproduktion vom Staat über- 
nommen wird, ist damit noch nicht bestimmt (68). Die o.g. Erklärung (nicht Ablei- 
tung) scheint mir aber für Deutschland durchaus plausibel, 

Nimmt man als den Kern der Ausführungen von Lenhardt/Offe aber einmal 
die Charakterisierung der „merkantilen‘‘ Sozialpolitik, das andere Mal die der heuti- 
gen Sozialhilfe — und wie eng beides zusammenhängt, haben wir oben gezeigt — , 
dann bekommen sie in etwa Sinn. Man kann aber daraus aber nicht folgern, daß die 
Arbeiter Lohnarbeiterklasse sind ‘und bleiben, weil der Staat sie mittels Sozialhilfe, 
Verbot anderer Lebensweisen und politischer Organisierung politisch repressiv dazu 


67 Während konservative Liberale der Meinung sind, daß im Sozialismus die Arbeiter mit 
Polizeigewalt zur Arbeit gebracht werden, meinen einige fortschrittliche Sozialwissen- 
schaftler, dies sei im Kapitalismus der Fall, weil die Arbeiter andernfalls lieber betteln 
und rauben, Lenhardt/Offe, a.a.0., S. S. 102 ff. 

68 Theoretisch kann dies auch z.B. von privaten Versicherungsgesellschaften übernommen 
werden, denen Arbeitgeber und Arbeitnehmer dann als ‚‚freie‘“ und ‚‚gleiche‘‘ Käufer von 
Versicherungsleistungen gegenüberstehen, die Vertragsbedingungen richten sich nach 
dem bürgerlichen Recht (wie z.B. großenteils in den USA), der einzige Unterschied zur 
Sozialversicherung besteht darin, daß hierbei eben alle Folgeprobleme der privaten Vor- 
sorge und des privaten Sparens enthalten sind. Auf diese Folgeprobleme kann der Staat 
aber immer noch mit Sozialhilfe reagieren. In den USA begnügt der Staat sich auch weit- 
gehend mit dieser Form, die staatlichen Versicherungssysteme sind spärlich und die ‚staat- 
liche Tätigkeit beschränkt sich weitgehend darauf, die Folgen, die aus der privaten Orga- 
nisation dieses Bereichs der gesellschaftlichen Reproduktion der Arbeiterklasse resultie- 
ren, mit Wohlfahrtsprogrammen aufzufangen. Dies kann leicht zu der Schlußfolgerung 
verleiten, daß eben nicht diese „stofflichen‘‘ Momente, wie sie aus der Form des kapitali- 
stischen Produktionsprozesses resultieren, Funktion der staatlichen Wohlfahrt sind, eben 
weil sie auch in anderen Formen zu regeln sind, sondern daß der staatlichen Sozialpolitik 
z.B. eine Kostensenkungsfunktion für das variable Kapital zukommt, oder sie den Prole- 
tarisierungsprozeß reguliert, s. Lenhardt/Offe. Solche Erklärungsansätze halte ich aber 
für zu funktionalistisch gedacht. Denn die Funktion dieser Bereiche innerhalb des gesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozesses ändert sich nicht allein dadurch, daß der Staat ihre 
Organisation übernimmt. Man kann aus der Form des kapitalistischen Produktionsprozes- 
ses und den Gesetzen der Kapitalakkumulation ableiten, daß hieraus spezielle Existenzri- 
siken für die Arbeiterklasse entspringen, und man kann weiterhin bestimmen, daß wenn 
der Staat den dagegen notwendigen Schutz organisiert, er dies nicht in der Form mittel- 
alterlicher Armenpflege tun kann; die Frage aber, warum der Staat dies überhaupt und 
dann in welcher speziellen Weise übernimmt, ist kein Ableitungsproblem mehr, sondern 
allein aus nationalstaatlicher und historischer Entwicklung zu erklären, Solche histori- 
schen Gründe dürfen aber nicht zur Funktionsbestimmung umdefiniert werden. 
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zwingt. Es ist doch vielmehr umgekehrt so, daß der kapitalistische Akkumulations- 
prozeß massenhaft Arbeiter freisetzt, die dann langfristig der Sozialhilfe anheimfal- 
len. Also nicht die Sozialhilfe treibt die Arbeitskräfte in das Kapitalverhältnis hinein, 
sondern in erster Linie treibt das Kapital sie aus dem Kapitalverhältnis heraus. 

Genausowenig wie die Sozialhilfe die primäre Funktion hat, die Armen zu re- 
gulieren (Piven/Cloward), hat die übrige Sozialpolitik die Funktion, Nicht-Lohnar- 
beiter in Lohnarbeiter zu verwandeln und den Arbeitsmarkt zu regulieren. Die pri- 
märe Funktion der Sozialen Sicherungspolitik ergibt sich aus dem 0.g. stofflichen 
Moment, das aus der Tatsache des Warencharakters der Arbeitskraft und der Form 
des kapitalistischen Produktionsprozesses resultiert.Die Sozialpolitik hat daher nicht 
nur lediglich kompensatorische Wirkung, sondern sie hat eine Kompensationsfunk- 
tion. Daß dies zudem in einer Fornı politisch umgesetzt wird, die dazu beiträgt, die 
Konkurrenz innerhalb der Produktionssphäre in die Reproduktionssphäre zu über- 
tragen, daß hier nur noch Verteilungskonflikte zur Debatte stehen, obwohl es sich 
um stoffliche Auswirkungen des kapitalistischen Produktionsprozesses auf die Ar- 
beitskräfte handelt, daß dieser Bereich zusätzlich für Konjunkturpolitik, Wahlpoli- 
tik etc. funktionalisiert wird, daß Gelder aus dem Vermögensfonds der Versiche- 
rungsträger für indirekte Kredite an das Privatkapital mißbraucht werden, daß die 
Instrumente der Sozialen Sicherung für die Arbeitsmarktpolitik benutzt werden, um 
den Zwang zur Niedriglohnarbeit zu stützen, daß die Sozialhilfe zur Disziplinierung 
und die Soziale Sicherung insgesamt für die politische Repression genutzt werden, 
dies alles sind zusätzliche Momente und Funktionen, die in ihrem Gewicht je nach 
Land und historischer Situation differieren. Und damit werden nicht nur die gesell- 
schaftlichen Reproduktionsbedingungen in einer spezifischen Weise gestaltet, son- 
dern dies wirkt auch auf die Lohn- und Arbeitsbedingungen selbst in spezifischer 
Weise zurück (69). Aber diese „‚Funktionalisierungen“ finden an dem o.g. stofflichen 
Moment auch ihre Grenze. Wo sie gezogen wird, ist eine Frage der politischen Aus- 
einandersetzung, und so ist es auch richtig, daß heute viele empirische Phänomene 
darauf hinweisen, daß das Kapital zunehmend versucht, den Sozialbereich für seine 
Profitinteressen zu funktionalisieren und für diese Versuche ist das O‘Connorsche 
Buch eine sehr anschauliche Darstellung. Dies kann aber nicht dahingehend interpre- 
tiert werden, daß gerade durch solche Tendenzen verstärkt notwendig werdende 
Staatsausgaben nicht mehr der gesellschaftlichen Reproduktion der Arbeiterklasse 
dienen, sondern nur noch direkte Subventionen für das Kapital darstellen. 


Schluß 


Wie anhand der bisherigen Ausführungen deutlich wurde, betreffen Forderungen 
nach „präventiver“ Sozialpolitik zwei Seiten, einmal vom Verursachungszusammen- 
hang her gesehen die Arbeitsbedingungen, von denen soziale Risiken nicht nur kon- 
kret produziert werden, sondern auf die die spezifische Form der Sozialpolitik auch 
zurückwirkt, zum anderen die inhaltliche Ausgestaltung der gesellschaftlichen Re- 


69 Vgl. F. Böhle, a.a.O. 
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produktionsbedingungen der Arbeiterklasse selbst. Insofern ist nicht nur die Ein- 
beziehung der Sozialpolitik in Auseinandersetzungen um Arbeitsbedingungen und 
Tarifkämpfe, sondern auch die politische Kontrolle der Gewerkschaften über die 
Organisation dieser Reproduktionsbedingungen erforderlich. Forderungen nach 
„präventiver Sozialpolitik“ beinhalten daher eine außerordentliche Politisierung des 
Sozialbereichs und ihre zunehmende Verbreitung ist sehr positiv einzuschätzen. 
Aber auch diese Forderung bekommt eine falsche Richtung, wenn man behauptet, 
sie würde nichts „kosten“. Kostet sie den Staat möglicherweise weniger, eben weil 
die private Produktion gezwungen wird, ihm weniger ‚‚Folgeprobleme“ aufzulasien, 
so entstehen damit die „‚Kosten“probleme doch nur gleich an Ort und Stelle. Des- 
halb sind die Forderungen keineswegs falsch, bloß scheint es unsinnig, verstärkte 
Auseinandersetzungen mit dem Kapital mit Kosteneinsparungen beim Staat zu legi- 
timieren, insbesondere angesichts der realen, restriktiven Auswirkungen der staatli- 
chen Krisenpolitik. Auch die an anderer Stelle unterstellte Funktionalität sozialer 
Reformen für staatliche Versuche der Krisenlösung demonstriert einen Legitimie- 
rungszwang, der unnötig ist, denn staatliche Reformmaßnahmen sind immer ambi- 
valent, weil sie sich auf widersprüchliche Problemlagen beziehen und im Prozeß ih- 
rer Funktionserfüllung an die Bewegung dieser Widersprüche gebunden bleiben. Wie 
Blanke gezeigt hat, hat Marx diese funktionale Ambivalenz von Reformen an den 
Gesetzen zur Regelung des Arbeitstages entwickelt, die die Lohnarbeit einerseits 
schützen, andererseits aber zugleich den Übergang zur relativen Mehrwertproduktion 
förderten (70). Und so ziehen „die sozialen Kämpfe ... ein kumulierendes Produkt 
an Konfliktregelungen nach sich. Diese sich kumulierenden Regelungen erfordern 
wiederum, daß sich die Organisationen der Lohnarbeit fortlaufend um ihre Einhal- 
tung kümmern müssen, und dies nicht — abstrakt gesprochen — „dem Staat‘ über- 
lassen. Denn sonst bestünde ja die Gefahr, daß die funktionale Ambivalenz solcher 
Regelungen sich aufgrund des herrschenden Machtgefälles gegen sie auswirkt, und 
zwar ohne daß dies unmittelbar in sozialen Kämpfen sichtbar wird.“ (71) Daß letz- 
teres für die BRD zutrifft, haben wir anhand der kurzen Ausführungen zur Krisen- 
politik in der Sozialen Sicherung deutlich illustriert. Ist die „präventive Sozialpoli- 
tik‘“ somit möglicherweise ein Mittel, um diesen Prozeß umzukehren und hier Kon- 
flikte aufbrechen zu lassen, „darum, in welche Interessenrichtung jeweils funktio- 
nal ambivalente Regelungen wirken sollen“ (72), so impliziert dies selbstverständ- 
lich, daß das Kapital darauf in irgendeiner Weise reagiert, möglicherweise in den von 
O‘Connor beschriebenen Formen. Es sollte aber nicht unsere Aufgabe sein, uns dies- 
bezüglich den Kopf des Kapitals zu zerbrechen. Hier machen es sich Lenhardt/Offe 
denn auch einfacher, sie erklären einfach alle staatlichen Maßnahmen für ambivalent 
und überlassen ihre Ausgestaltung den gesellschaftlichen Machtgruppen. „Die ‚gesell- 
schafts-gestaltende‘ Funktion staatlicher Sozialpolitik ... beschränkt (sich darauf), 
Themen, Zeitpunkte und Kampfmittel zu definieren und damit den politisch-insti- 
tutionellen Rahmen gesellschaftlicher Machtprozesse zu etablieren, nicht aber deren 


70 Vgl. B. Blanke, Sazialdemökrätie und Geselischaftskrise ..., 4.2.0. 
ıı Ebenda, S. 9/10 
72  Ebenda,S. 10 
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Ausgang zu entscheiden.‘ (73) Dies trifft aber keineswegs auf alle staatlichen Maß- 
nahmen zu; die Austerity-Politik in der Krise z.b. setzt dagegen sehr wohl Daten in 
eindeutiger Richtung. 

Sind im Unterschied. dazu staatliche Reformmaßnahmen funktional ambiva- 
lent, so gilt dies nicht automatisch auch für diesbezügliche Reformforderungen. Wie 
auch Blanke darlegt: Warum sollen Reformforderungen, die explizit gegen das Sy- 
stem gerichtet sind und die Emanzipation der Arbeiterklasse zum Ziel haben, von 
vornherein systemimmanent sein? Eine gegen die korporativistische Einbindung (74) 
der Gewerkschaften gerichtete Unterstützung von Selbstorganisation und Interessen- 
artikulation innerhalb der notwendigerweise kompensatorischen Sozialen Sicherung 
kann daher gerade in der heutigen Situation sehr wohl politisch progressive Implika- 
tionen haben, und es wäre fatal, solche Forderungen als systimimmanent abzuquali- 
fizieren. Auch wenn diesen Zusammenhang unterstützende staatliche Maßnahmen 
funktional ambivalent sind, braucht dies nicht auf die Forderungen von Arbeiteror- 
ganisationen und Gewerkschaften zuzutreffen (da diese nicht mit dem Staat iden- 
tisch sind), wenn die o.g. Ziele angestrebt und die funktionale Ambivalenz sich nicht 
durch soziale Konsensunterstellung gegen die Arbeiterklasse auswirken, Somit unter- 
stellt dies solchen Forderungen keineswegs eine nicht zu rechtfertigende Beliebig- 
keit und enthebt sie auch nicht der kritischen Einschätzung. ’ 


Monika Fuhrke, Siegfried Heimann, Das System der sozialen Sicherung in der 


BRD, in: PROKLA NT. 19/20/21, 1975 


73 Lenhardt/Offe, Staatstheorie und Sozialpolitik, a.a,0., S. 120 

74 Vgl. H. Kastendieck, Problemperspektiven und Forschungsstrategien der Korporativis- - 
musanalyse, (Thesen und Fragestellungen), 1978, unveröffentlichtes Manuskript, und 
Altvater/Hoffmann/Semmier, Die Bundesrepublik Deutschland, a.a.O. 
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Manfred Liebel / Bruno Schonig 
Sozio-biographische Zugänge zur Geschichte der Arbeiterjugend 
(Vorüberlegungen zu einem Forschungsprojekt, Juli 1978) 


„Es ist nicht zufällig, daß gegenüber dem Abstrakt-Allgemeinen 
der politischen Ideengeschichte und der organisationspolitischen 
Schattenkämpfe auf der Bühne bürgerlicher Öffentlichkeit die 
biographische Methode an Bedeutung gewinnt; sie ist Ausdruck 
eines tiefen Unbehagens an der Art und Weise, wie Vergangenheit 
zur Legitimation verwertet wird. Sie stellt den faden Objektivismus 
in Frage, in dem die komplexen, widersprüchlichen Handlungsstruk- 
turen wirklicher Menschen, die ihren Kopf hinhalten, die zweifeln 
oder Partei ergreifen, in der Regel ausgegrenzt sind.‘“ 

Oskar Negt, 1978 


Vorbemerkung - 


Unser Beitrag gibt Vorüberlegungen zu einem Forschungsprojekt wieder, das neuen 
Wegen der Aneignung der Geschichte der Arbeiterjugend und der aus ihr hervorge- 
gangenen Emanzipationsbewegungen auf die Spur kommen möchte. Die Ausführun- 
gen sind vorwiegend methodologischer Art; sie enthalten materiale Aussagen zur Le- 
bensweise von Arbeitern und Arbeiterjugendlichen nur gelegentlich, um unser Er- 
‚kenntnisinteresse zu verdeutlichen. Die Vorüberlegungen zu unserem Projekt, das 
sich noch im Anfangsstadium befindet, veröffentlichen wir in der Absicht, möglichst 
frühzeitig eine breite Diskussion zu stimulieren, die weitere Anregungen und Hinwei- 
se vermittelt. 

Ausgehend von einer knappen Gegenüberstellung verschiedener Ansätze zur 
Rekonstruktion der Geschichte von Arbeiterbewegungen, setzen wir uns mit bürger- 
lichen Traditionen sozio-biographischer Jugendforschung und dem neuesten Stand 
sozio-biographischer Arbeiterjugendforschung auseinander, soweit sie ein histori- 
sches Interesse verfolgt. Daran schließt sich die Erörterung von Problemen des Zu- 
gangs, der Auswahl und der Interpretation (auto-)biographischer Quellen an. Ab- 
schließend diskutieren wir einige Fragen, die sich bei der Deutung von Kindheits- 
und Jugenderinnerungen stellen. 


Alternativen in der Rekonstruktion von Geschichte 


Unser Thema ist die Sozialgeschichte der Arbeiterjugend in einer Phase, in der sie 
zum Subjekt der Geschichte wird. Unser Interesse zielt darauf ab, diesen Prozeß der 
Herausbildung und Subjektwerdung in der Weise zu rekonstruieren, daß das Alltags- 
leben und die in ihm angelegten Erfahrungsgehalte der damals lebenden Arbeiter- 
jugendlichen zum Vorschein kommen. Dieses Interesse ist gewissermaßen unterhalb 
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und quer zur bisherigen Geschichtsschreibung der Arbeiter(jugend)bewegung ange- 
siedelt. 

Die Geschichtsschreibung der Arbeiterbewegung ist weitgehend auf die Ge- 
schichte von Institutionen, Organisationen und Personen fixiert, sie rekonstruiert 
vor allem die Herausbildung politischer Strategien, Differenzen und Auseinander- 
setzungen zwischen verschiedenen Fraktionen der Arbeiterbewegung und gelangt Zu 
einer Bewertung ihrer politischen Funktion. Ihre hauptsächlichen Quellen sind Kon- 
greßprotokolle und -entschließungen, die Reden und Schriften der führenden Reprä- 
sentanten der Arbeiterbewegung. Die ‚kleinen Leute“, ihre Erfahrungen, ihre 
Schicksale, ihre Lernprozesse kommen so gut wie nicht vor, es sei denn als Problem 
der Strategiebildung der Organisationen, Partei- und Gewerkschaftsführer etc. Diese 
Geschichtsschreibung der Arbeiterbewegung ist damit auch die Widerspiegelung der 
Geschichte der Politik dieser Organisationen. Eine solche Geschichtsschreibung 
kann, sofern sie nicht zur nachträglichen Rechtfertigung von Parteilinien, die sich 
durchgesetzt haben, und damit zur legitimatorischen Geschichtsklitterung verkommt 
(vgl. Henkel 1975), den Sinn haben, Probleme der politischen Ziele, der Praxis und 
der Verkehrsformen innerhalb der Organisationen der Arbeiterbewegung aufzudek- 
ken. Sie ist jedoch nicht geeignet, die von den Individuen entfalteten Erfahrungs- 
und Lernprozesse in ihrer Widersprüchlichkeit und Vielfältigkeit zu rekonstruieren 
und die Widersprüche der Individuen in den Arbeiterorganisationen und deren per- 
sönliche und politische Konsequenzen zu erkennen. 

Unserem Vorhaben, die Erfahrungs- und Lernprozesse von Arbeiterjugendli- 
chen in früheren historischen Perioden zu rekonstruieren, liegt die Annahme zu- 
grunde, daß uns auf diese Weise die Geschichte ‚näher‘ rückt, daß sie „lebendig“ 
wird und neue Einsichten auch für aktuelle Problemlagen erbringt. Bisherige Ver- 
suche der Aktualisierung der Geschichte der Arbeiterjugendbewegung zeigen die 
Gefahr, zu einer Art Mummenschanz zu werden. Indem sie in oft gutmeinender Ab- 
sicht zum ‚Vorbild‘ hochstilisiert und generalisiert wird, kann sie nur noch „‚ge- 
glaubt‘, heroisiert oder verdammt werden. Die Menschen kommen weitgehend nur 
als Agenten eines „historischen Auftrags‘ vor, nicht aber als wirkliche Subjekte. 

Wir wollen nicht vorschnell die Frage beantworten, ob bzw. in welcher Weise 
heute lebende Arbeiterjugendliche aus der Aktions-Geschichte ihrer Klasse und 
den Lebensgeschichten ihrer Vorfahren lernen und damit die vielfach beschworene 
Geschichtslosigkeit überwinden können. Wir haben zunächst nur im Auge, in wel- 
cher Weise wir als Intellektuelle eine neue Wahrnehmung, weitergehende Sensibilität 
entwickeln können, indem wir die Entstehungsgeschichte der Arbeiterjugend und 
ihrer Bewegungen gleichsam noch einmal selbst erfahren. Dies bedeutet, daß wir die 
verfügbaren Quellen nicht einfach auszuschlachten versuchen, sondern uns auf sie 
als einen wie auch immer vermittelten Ausdruck wirklichen Lebens einlassen müs- 
sen. 

Dies erfordert auch, die Arbeiterjugendbewegung nicht nur als eine Geschich- 
te politischer Organisationen zu verstehen, sondern neben dem „Innenleben“ dieser 
Organisationen die widersprüchlichen Beziehungen zu den „nicht-organisierten‘“ Ju- 
gendlichen (sie bildeten immer den größeren Anteil) und dasindividuelle und kollek- 
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tive Alltagsleben von Arbeiterjugendlichen außerhalb dieser Organisationen zu be- 
achten. Auch die scheinbar unpolitische Alltagspraxis der Jugendlichen enthält Wi- 
derstandsmomente, die in politischen Umbruchsituationen durchaus in einem sehr 
direkten Sinne politischen Ausdruck finden können, und sie kann Aufschlüsse ver- 
mitteln über die alltägliche Auseinandersetzung der Arbeiterjugendlichen mit den 
Bedingungen ihrer Klassenexistenz. 

Analog zur Frage einer (neben der bürgerlichen) ‚Zweiten Kultur‘ (W. Emme- 
rich) der Arbeiterklasse liegt es nahe nach einer mit dieser zwar verbundenen, aber 
nicht identischen Arbeiterjugendkultur zu fragen. Diese Frage scheint diskreditiert 
zu sein durch die Bemühungen der Weimarer Sozialdemokratie, in unkritischer An- 
lehnung an die in der bürgerlichen Jugendbewegung tradierte Ideologie der ‚„Jugend- 
kultur‘ (vgl. G. Wyneken 1919) die Arbeiterjugend in einen von der politischen All- 
tagspraxis abgetrennten Bereich „jugendlichen Eigenlebens“ zu verbannen (vgl. H. 
Lessing 1976, S. 99 ff.). Wenn hingegen unter Arbeiterjugendkultur nicht lediglich 
das von Arbeit und öffentlicher Sphäre abstrahierte Freizeit- und Privatleben ver- 
standen wird (zur Kritik an solchen verkürzten Sichtweisen des Alltagslebens vgl. A. 
Heller 1978, S. 86 ff.), sondern diese als Bestandteil der individuellen und gesell- 
schaftlichen Reproduktionsprozesse und damit im Kontext des klassenspezifischen 
Lebenszusammenhangs begriffen wird (vgl. M. Liebel 1976, S. 18 ff.), dann gerät 
die Vielfalt und. Widersprüchlichkeit des Alltagslebens von Arbeiterjugendlichen in 
den Blick. In diesem Sinne hat das Birminghamer Centre for Contemporary Cultural 
Studies wichtige empirische Untersuchungen in die Wege geleitet (vgl. z.B. J. Clarke, 
T. Jefferson 1976). Auch neuere Studien zur Sozialgeschichte des Fußballs (R. Lind- 
ner, H. Th. Breuer 1978, V. Schmidtchen 1978, S. Gehrmann 1978), der Rock- Musik 
(P.E. Willis 1978,R. Lindner 1978) und des Schulalltags (J. Reulecke 1978) sind in 
diesem Zusammenhang hervorzuheben. 

Nun wirft die Rekonstruktion von Erfahrungsprozessen unterschiedliche Pro- 
bleme auf, je nachdem, ob wir uns mit vergangenen oder mit noch gegenwärtigen 
Ereignissen, Entwicklungen etc. befassen. Bei der Rekonstruktion historischer Erfah- 
rungsprozesse stehen wir vor dem Problem, daß diese uns in der Regel nicht mehr 
unmittelbar zugänglich sind. Soweit die Personen nicht mehr leben, sind wir gezwun- 
gen, uns weitgehend auf gleichsam ‚tote‘ Quellen, auf Objektivierungen von Be- 
wußtseinstatbeständen, von Handlungsverläufen etc. zu verlassen. Uns geht es dar- 
um, vor allem solche Quellen heranzuziehen, in denen die damals lebende Arbeiter- 
jugend selbst zu Wort kommt. Hierbei wäre an selbst verfaßte oder erzählte (und 
von anderen aufgeschriebene) Erlebnisberichte, Alltagsschilderungen, Tagebücher, 
Briefe, Autobiographien, Biographien zu denken; auch fotographische und filmische 
Dokumernite könnten herangezogen werden. 


Bürgerliche Traditionen sozio-biographischer Jugendforschung 


In den Anfängen der Jugendforschung spielte die Interpretation — teilweise auch 
die eigens organisierte Produktion — solcher Quellen eine wesentliche Rolle. Bestim- 
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mend war dabei das Interesse an der „inneren“, psychischen Realität der Akteure, 
ihrem subjektiven Sinngehalt (z.B. bei Bühler 1921/1975, 1932, 1934, Spranger 
1924/1963). Nur selten wurden über die Rekonstruktion von Erfahrungsprozessen 
die gesellschaftlichen Zusammenhänge, die materiellen Lebensverhältnisse, die das 
Bewußtsein und Handeln der Akteure prägen und letztlich überhaupt erst verstehbar 
machen, erschlossen (Ansätze bei Bernfeld 1920/1970; 1931/1978). Bestimmend 
blieb die unvermittelte Annahme eines Dualismus zwischen ‚innerer‘ und ‚äuße- 
rer“ Welt. 

Hintergrund für diese Anfänge einer soziobiographischen Forschung war die 
bürgerliche Jugendbewegung und die in ihr sichtbar werdenden Brüche und Lebens- 
Krisen in den Biographien der Akteure. Kennzeichnend für diese Jugendbewegung 
war die Suche nach Identität, ihr starkes Bedürfnis nach Selbstentäußerung. Sie 
brachte eine Unzahl von Selbstzeugnissen hervor, nach denen die beginnende Ju- 
gendforschung nur zu greifen brauchte (vgl. Rosenmayr 1962, S. 13 ff.; Rosenmayr 
1976, S. 19 ff.). 

Schon früh sah sich die durch die bürgerliche Jugendbewegung stimulierte und 
sich an ihr orientierende Jugendforschung dem Einwand ausgesetzt, sie beschränke 
sich auf die Erlebniswelt der bürgerlichen Jugend und übertrage die an der bürgerli- 
chen Jugendbewegung gewonnenen Sinnkategorien auf die Jugend überhaupt. La- 
zarsfeld (1931) weist daraufhin, daß bereits die Auswahl der Selbstzeugnisse (die 
Konzentration auf Tagebücher) eine klassenspezifische Selektion und Einengung der 
Fragestellungen und Kategorienbildung mit sich bringe; die Arbeiterjugend pflege 
sich nur selten in Form von Tagebüchern zu äußern. Sie ist aufgrund ihrer andersge- 
arteten, vorwiegend materiellen Existenzprobleme nicht in der Weise wie die tage- 
buch-schreibenden bürgerlichen Jugendlichen an Selbstanalyse und Selbstfindung 
interessiert, sondern zeigt in ihren Lebensäußerungen eher das Interesse, sich mit 
„äußeren Tatsachen“ zu befassen. 

Soweit sich in der Weimarer Zeit nicht-marxistische Soziologen und Psycholo- 
gen mit der Lebensweise der proletarischen Jugend befaßten (Dehn 1919, 1920, 
Bondy 1922,Hetzer 1929, Kelchner 1929, Krolzig 1930;s. auch noch Muchow 1935), 
wurden verschiedentlich Aufzeichnungen von Arbeiterjugendlichen und Jugenderin- 
nerungen von Arbeitern herangezogen. Auch wurde gelegentlich das Interesse an der 
„eindringliche(n) Kenntnis eines anschaulichen Lebenszusammenhangs“ (Franzen- 
Hellersberg 1932, S. 10) hervorgehoben. Im Unterschied zu der an der US-amerika- 
nischen Umfrageforschung orientierten westdeutschen Jugendsoziologie der 50er 
Jahre (z.B. Schelsky 1955) ist die sozio-biographische Komponente in der Arbeiter- 
jugendforschung der Weimarer Zeit deutlich erkennbar und vermittelt ein vielfach 
anschauliches Bild von der Lebensweise der damaligen Arbeiterjugend. Das Interesse 
und die Sichtweise blieben jedoch mehr oder minder darauf beschränkt, die Arbei- 
terfugendlichen als hilflose Opfer wahrzunehmen, die zu selbständigen Aktivitäten 
kaum in der Lage seien. Impliziter und mitunter expliziter Maßstab für die Beurtei- 
lung der Lebensäußerungen der proletarischen Jugend blieb die bürgerliche Jugend. 
Dem entspricht die methodische Ausrichtung der frühen Studien über die Lebens- 
weise der Arbeiterjugend. Selbstäußerungen wurden kaum daraufhin befragt, inwie- 
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fern sich in ihnen eine eigenständige klassentypische Auseinandersetzung mit den 
proletarischen Lebensbedingungen ausdrückt, sondern sie wurden entweder als illu- 
strative Ergänzung zu bereits fixierten Beobachtungsdaten angeführt oder als Bestä- 
tigung für allgemeine entwicklungspsychologische Annahmen benutzt. Zu einer be- 
sonderen Erkenntnisquelle wurden sie nicht. 

In der marxistischen, aus der Arbeiterbewegung hervorgegangenen Jugendfor- 
schung hinwiederum (die in der Weimarer Zeit kaum über Anfänge hinauskam), 
wurden Selbstzeugnisse von Arbeiterjugendlichen und andere autobiographische 
Quellen nahezu vollständig außerachtgelassen. Das hauptsächliche Interesse zielte 
auf eine Erfassung der materiellen Lebensumstände und bediente sich im wesentli- 
chen sozialstatistischer Quellen (z.B. Schüller 1923, Soffner 1929). Für die Erfor- 
schung der Arbeiterjugendbewegung gilt weitgehend das eingangs zur Tradition der 
Geschichtsschreibung der Arbeiterbewegung Gesagte. Auf sozio-biographische Quel- 
len und Fragestellungen zurückgreifende Forschungen marxistisch orientierter Auto- 
ren blieben einsame Ausnahmen und fanden in den beiden Hauptströmungen der 
deutschen Arbeiterbewegung ebensowenig Beachtung wie im „offiziellen‘‘ Wissen- 
schaftsbetrieb. Zu nennen sind hier insbesondere die Studien von Otto Rühle (1923/ 
1970, 1930/1971) und Otto-Felix Kanitz (1925/1970), deren Rezeption für eine 
sozio-biographisch ausgerichtete Arbeiterjugendforschung noch aussteht. 


Zum Stand sozio-biographischer Arbeiterjugendforschung 


Die Frage, ob bzw. in welcher Weise sich Arbeiterjugendliche oder ältere Arbeiter 
über ihre Kindheit und Jugendzeit mitteilen und welche Bedeutung dies für die er- 
fahrungsorientierte Rekonstruktion der Geschichte der Arbeiterjugend hat, blieb bis 
heute eigentümlich ungeklärt. _ 

Die einzige uns bekannt gewordene Untersuchung aus der BRD stammt von 
Hermann Bertlein (1966). Bertlein stützt sich auf 60 Autobiographien von Menschen 
der Geburtsjahrgänge 1840 bis 1898, die in ihren Jugendjahren bereits „werktätig“ 
waren, unter ihnen vor allem (ehemalige) Fabrikarbeiter und Handwerkslehrlinge. 
Der Autor hofft „Näheres über die seelischen ‚Strukturmerkmale‘ jener Werktätigen- 
generation zu erfahren“ (S. 25) und will Sprangers These überprüfen, wonach die 
„seelischen Strukturunterschiede zwischen proletarischer und sogenannter bürgerli- 
cher Jugend“ in Deutschland nach dem ersten Weltkrieg nicht groß seien (Spranger 
1924, S. 25 f.). Abgesehen davon, daß Bertlein die These schon deshalb nicht über- 
prüfen kann, weil die von ihm untersuchte „Werktätigengeneration‘“ nach dem Er- 
sten Weltkrieg nicht mehr Jugend war (1918 war sie, sofern sie noch lebte, zwischen 
20 und 78 Jahre alt), läßt schon die Art der Problemstellung erkennen, daß die Un- 
tersuchung die von Spranger aus dem bürgerlichen Jugendleben destillierten ideolo- 
gischen Jugendtheoreme im Grunde nur variiert. Bertlein hebt selbst hervor, daß er 
sich von Sprangers Behauptung und Sichtweise, wonach der „Verlauf der seelischen 
Pubertät“ allein „von innen‘ komme und bei arbeitenden Jugendlichen lediglich 
nicht echt zum Vorschein komme, weil er stark „durch Umwelteinflüsse unterdrückt 
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und abgelenkt‘ werde (Spranger 1924, S. 26), „Anstoß und Richtung“ vorgeben 
läßt (Bertlein, S. 12). 

Abgesehen von der verdienstvollen, freilich durch das Untersuchungsinteresse 
problematisierten Auswahl autobiographischer Textauszüge von Kindheits- und Ju- 
genderinnerungen (die Dokumentation umfaßt 180 Seiten), ist das Buch für unser 
Interesse an der erfahrungsorientierten Rekonstruktion der Geschichte der Arbei- 
terjugend nahezu vollkommen ohne Belang. 

Erst in den letzten Jahren haben Autoren, die die Geschichte der Arbeiterbe- 
wegung als in mancher Hinsicht eigenständige und der bürgerlichen Welt entgegen- 
gesetzte Entwicklung einer „zweiten Kultur“ rekonstruieren wollen, Selbstäußerun- 
gen von Arbeitern wieder aufgegriffen und zumeist in kommentierten Anthologien 
wieder zugänglich gemacht. Neben den in der DDR erschienenen Veröffentlichun- 
gen von Ursula Münchow (1973, 1976) haben in der BRD Wolfgang Emmerich 
(1974, 1975) sowie Richard Klucsarits und Friedrich G. Kürbisch (1976) wieder un- 
ter diesem Interesse auf die Lebenserinnerungen von Arbeitern und Arbeiterinnen 
aufmerksam gemacht. Auch in den Jahren zuvor sind in der DDR und der BRD be- 
reits einige autobiographische Texte von Arbeitern bzw. aus der Arbeiterbewegung 
auszugsweise oder vollständig (wieder) veröffentlicht worden; sie sind jedoch kaum 
zum Anlaß genommen worden, ihre Bedeutung für die kritische Rekonstruktion der 
Geschichte der Arbeiterbewegung herauszuarbeiten und sollten im besten Falle 
(dies gilt vor allem für die DDR-Veröffentlichungen) auf Traditionslinien aufmerk- 
sam machen. 

Wolfgang Emmerich hat seine Anthologie von Arbeiterautobiographien weit- 
gehend in dokumentarischer Absicht verfaßt. Im Sinne von Marx (vgl. Deutsche 
Ideologie, MEW 3, S. 26 f.) sieht er in ihnen „wirkliches Wissen‘ über die Arbeiter- 
klasse, anstatt „Spekulation“ und ‚Phrasen‘ aufbewahrt. ‚Sie spiegeln in erstaun- 
lich umfassender Weise die Totalität proletarischer Lebenserfahrung und Lebensäu- 
ßerung wider, den ‚praktischen Entwicklungsprozeß‘ (Marx) der Menschen, die 
durch ihre ökonomische Lage die Klasse der Lohnarbeiter konstituieren. Insbeson- 
dere der enge Zusammenhang zwischen ‚Produktionsweise‘ und ‚Lebensweise‘ wird 
dabei sichtbar.“ (Emmerich 1974, S. 12 f.). Auch Klucsarits und Kürbisch verfolgen 
mit ihrer Auswahl der Lebenserinnerungen von Arbeiterinnen in erster Linie doku- 
mentarische Absichten. Die Texte, denen die Herausgeber „einen hohen Grad an 
Tatsächlichkeit und Ungeschminktsein“ (S. 13) attestieren, legen ihnen zufolge 
„den Emanzipationskampf der (proletarischen, d. Verf.) Frauen bloß“ (S. 13) und 
lassen den Prozeß des Erkennens ‚der Klassenlage, das Suchen und Ausprobieren 
der Mittel sie zu verändern, und die Vorstellung, wie die Welt sein müßte und könn- 
te“ (S. 14), deutlich werden. 

Neben noch eher skizzenhaften Analysen von Bernd Witte und Renate Genth 
(beide in Österreichische Gesellschaft für Kulturpolitik 1973) und in kritischer An- 
knüpfung an Ursula Münchow (1973) hat in der BRD erst in jüngster Zeit ein Autor 
den umfassenden Versuch unternommen, die frühen Arbeiterlebenserinnerungen 
auf ihre Authentizität und ihren historischen Quellenwert hin textkritisch zu unter- 
suchen (G. Bollenbeck 1976). Bollenbeck sieht in den Arbeiterlebenserinnerungen 
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„kein fest umrissenes Genre“ wie etwa den bürgerlichen Entwicklungsroman. Sie 
seien auch im Unterschied zur früh- und hochbürgerlichen Autobiographik nicht 
durch „bestimmte ideologische Gemeinsamkeiten“ charakterisiert. ‚Sie berichten 
zwar von gemeinsamen Erfahrungen in der kapitalistischen Ausbeutung und haben 
damit nicht nur einen spezifischen gemeinsamen Erfahrungsfonds (...), sondern 
auch eine tendenzielle Ausweitung der ‚historisch-ökonomischen Blickschranke‘ (...). 
Doch sind die individuellen Entwicklungen unterschiedlich. In den Arbeiterlebens- 
erinnerungen stellt sich ein kampflos-leidendes und ein leidend-kämpfendes, ein ge- 
schichtslos-resignierendes und ein zukunftsgewisses Proletariat vor. Sie führen die 
Bedingungen der Existenz und der Aufhebung des notwendig falschen Bewußtseins 
vor Augen.“ (S. 19) „Sie dokumentieren eine gemeinsame Lebensweise als Matrix 
verschiedener und doch einheitlich umgrenzter Bewußtseinsformen. Insofern ist die 
gemeinsame Lebensweise das innere Band der Erinnerungen und das janusköpfige 
Arbeiterbewußtsein der Schlüssel zur notwendigen Trennschärfe zwischen resignati- 
ver Dokumentaristik und hoffnungsfroher sozialistischer Literatur.“ (S. 20). 

Es sei hier dahingestellt, inwieweit die an Georg Lukacs‘ Ästhetik-Theorie 
orientierte literaturwissenschaftliche Arbeit Bollenbecks die Arbeiterlebenserinne- 
rungen mitunter an Maßstäben mißt, die ihnen äußerlich bleiben, und damit ihren 
vermeintlichen „Abstand“ gegenüber der auf „höherem Niveau“ angesiedelten „Li- 
teratur‘ zu sehr betont. Festzuhalten ist, daß es Bollenbeck — soweit wir sehen — 
erstmals gelingt, den je besonderen Erfahrungs- und Wahrheitsgehalt einer größeren 
Zahl früher Arbeiterlebenserinnerungen herauszuarbeiten, indem er sich intensiv auf 
Sprache und Struktur der Texte einläßt und sie im Kontext ihres Entstehungszusam- 
menhangs interpretiert. Wichtig dabei ist, daß Bollenbeck nie den klassentypischen 
Lebenszusammenhang, der den Hintergrund aller Texte ausmacht, aus dem Auge 
läßt und so die vielfältigen und in sich widersprüchlichen Vermittlungen von Klas- 
senlage und dem Bewußtsein davon in den Arbeiterlebenserinnerungen aufspüren 
kann. 

Bollenbecks Untersuchung bezieht sich auf „frühe“ Arbeiterlebenserinnerun- 
gen, d.h. Texte von Autoren, die zwischen 1840 und 1873 geboren sind (vor allem 
C. Fischer, geb. 1841; H. P. Dikreiter, geb. 1865; F. Bergg, geb. 1866; O. Baader, 
geb. 1847; A. Popp, geb. 1869; W. Holek, geb. 1864; M. Th. Bromme, geb. 1873; 
F. Rehbein, geb. 1867). In nahezu allen diesen Texten nimmt — wie auch in ande- 
ren von Bollenbeck nicht herangezogenen Autobiographien — die Erinnerung an 
Kindheit und Jugendzeit einen beachtlichen Raum ein, Da jedoch zu dem Zeit- 
punkt, als in Deutschland und Österreich eine besondere Arbeiterjugendbewegung 
entstand (Österreich um 1894, Deutschland um 1904), die Autoren bereits 25 Jah- 
re und älter waren, Kommen die Entstehungsprozesse und -bedingungen dieser Be- 
wegung selbst nicht zur Sprache. Aus manchen der Lebenserinnerungen läßt sich 
freilich erkennen, in welcher Weise sich die Lebens- und Arbeitsbedingungen prole- 
tarischer Kinder und Jugendlicher vor der Entstehung einer organisierten Arbeiter- 
jugendbewegung entwickelt haben und wie der Boden reif wurde für ihre Entste- 
hung. 

Studien, die sich in ähnlich gründlicher Weise wie Bollenbeck auch mit späte- 
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ren Arbeiterlebenserinnerungen oder mit Erlebnisschilderungen und Alltagsbeschrei- 
bungen aus der Zeit der Arbeiterjugendbewegung selbst auseinandersetzen, liegen 
unseres Wissens bislang nicht vor. Für die Zeit der Weimarer Republik gibt es erste 
Versuche, über Befragungen von noch lebenden Zeitgenossen Erfahrungsprozesse 
aus der Arbeiterbewegung ein Stück weit zu rekonstruieren. Zu nennen ist hier die 
Arbeit von Bernd Rabe (1978, auch: Krüger, Rabe 1977), der in Anknüpfung an die 
von Negt und Kluge (1972) entwickelten Überlegungen zum „Lagercharakter“ der 
Arbeiterbewegung dieser Zeit die Wandlungen im politischen Selbstverständnis drei- 
‚er Generationen von SPD-Mitgliedern in einem Arbeiterviertel zu rekonstruieren 
versucht. Werner Fuchs hebt in der Begründung eines eigenen (in Planung befindli- 
chen) Forschungsprojekts, das ebenfalls auf der Befragung noch lebender Zeitgenos- 
sen basiert (1978), zurecht hervor, daß Krüger und Rabe ‚‚das Material offensicht- 
lich kaum durch Nachfragen, Widersprüche und Einsprüche erweitert, sondern es so, 
wie es sich im Gespräch ergab, hingenommen“ hätten (S. 140). Fuchs selbst bean- 
sprucht hingegen, die aus Intensivinterviews und anderen biographischen Daten und 
Dokumenten (Briefe, Zeugnisse, Fotoalben etc.) rekonstruierten Biographien nach 
ihrer Niederschrift und ersten Auswertung den befragten Arbeitern erneut als Dis- 
kussionsaufforderung vorzulegen, wobei die Interviewer ‚die kollektive Erinnerung 
der Klasse vertreten, also die wichtigsten Daten aus der Geschichte der Arbeiterbe- 
wegung, aus politischer und wirtschaftlicher, aus Sozial- und Kulturgeschichte — auf 
die Stadt, die Region und auf die BRD bezogen“ einbringen sollen (S. 113 f.). Die 
Auswertung dieser Auseinandersetzung soll wiederum dem Befragten als Aufforde- 
rung zu einer abschließenden Bearbeitung vorgelegt werden. 

Indem in Form einer solchen „kommunikativen Auswertung‘ (Fuchs) „alltäg- 
liche Entscheidungen und Veränderungen im Lebenslauf als Momente kollektiver 
Geschichte untersucht“ (S. 117) werden, könnte Fuchs in der Tat Antworten auf 
eine Reihe von Fragen finden, die in bisherigen Rekonstruktions- und Erklärungs- 
versuchen der Arbeiterbewegung unter den Tisch gefallen oder überhaupt nicht be- 
achtet worden sind. Hierzu gehören die Fragen, ‚‚wie die Entscheidungen und Wen- 
dungen in der Geschichte der Arbeiterbewegung (...) subjektiv verarbeitet worden 
sind; wie lebenspraktische Entscheidungen des Alltags zusammenhängen mit gesamt- 
gesellschaftlichen Bedingungsveränderungen; wie sich geschichtliches Bewußtsein in 
der Lebenserinnerung ausprägt und wie es entfaltet werden kann; (...) welche Be- 
deutungsstruktur geschichtliche und lebensgeschichtliche Ereignisse und Prozesse 
haben im Ablauf beider, wo die Bruch- und Erinnerungs,punkte‘ der biographischen 
und der historischen Erinnerung liegen; (...) was durch die biographische und ge- 
schichtliche Erinnerung in und nach den Interviews in Gang kommt, also welche 
Verarbeitungsprozesse neu aufgenommen werden, welche Perspektiven sich öffnen 
und welche geschlossen werden.“ (Fuchs 1978, S. 116 £.) 

In der Begründung seines Forschungsprojekts, das im übrigen vorwiegend die 
Zeit nach 1945 im Auge hat, gibt Fuchs keinen ausdrücklichen Hinweis, inwieweit 
er Kindheits- und Jugenderinnerungen besondere Aufmerksamkeit widmen will. 
Ebenso wie die Arbeit von Bollenbeck läßt jedoch auch die Untersuchung von Fuchs 
wichtige Hinweise für die Rekonstruktion von Alltagssituationen und Erfahrungspro- 
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zessen von Arbeiterjugendlichen erwarten. Dies ergibt sich schon daraus, daß lebens- 
geschichtlichen Prozessen und Erinnerungen besondere Bedeutung beigemessen 
wird. 


Mögliche Quellen erfahrungsorientierter Arbeiterjugendforschung 


Wir müssen wohl davon ausgehen, daß sich Arbeiterjugendliche selten unmittelbar 
schriftlich über ihr Leben geäußert haben; eher verbreitet ist die Form autobiogra- 
phischer Berichte, in denen sich ältere Arbeiter und Arbeiterinnen auch an ihre 
Kindheit und Jugendzeit erinnern. Die ersten Arbeiterautobiographien wurden in 
Buchform nach der Jahrhundertwende veröffentlicht; zumeist in bürgerlichen Ver- 
lagen und auf Anregung und Vermittlung bürgerlicher „Arbeiterfreunde“ (G. Behr- 
li 1902, C. Fischer 1903, W. Th. Bromme 1905, F. L. Fischer 1906, W. Holek 1909, 
A. Popp 1909). Zuvor waren vereinzelt in der sozialdemokratischen Presse oder in 
Form von Agitationsbroschüren kurze Erlebnisschilderungen erschienen, die sich 
auch auf die Jugendzeit beziehen (z. B. C. Kahapka 1885, E. Altmann 1895, A. 
Lepp 1893, J. Schiller 1895). 

Wir können hier der Frage nicht im einzelnen nachgehen, warum Lebenserin- 
nerungen von Arbeitern erst so relativ spät bekanntgeworden sind (vgl. ausführlich 
Bollenbeck 1976, S. 71 ff.). Nicht auszuschließen ist, daß solche Erinnerungen 
durchaus auch schon früher entstanden, aus unterschiedlichen Gründen jedoch we- 
der das Interesse bürgerlicher Verleger gefunden, noch der damaligen Arbeiterpartei 
ins Konzept gepaßt haben. Von Arbeitern verfaßte Agitationslyrik und -dramen 
sind von der Sozialdemokratie wesentlich früher gefördert und veröffentlicht wor- - 
den, sie waren jedoch im Unterschied zu den Autobiographien in erster Linie „Agi- 
tation für den historischen Rechtsanspruch der Klasse, sie vermitteln keine Einzel- 
erfahrung“ (R. Genth 1973, S. 64). Eine ähnliche Bedeutung haben wahrscheinlich 
auch Lieder, die als eher kollektive Selbstzeugnisse gerade in der Arbeiterjugendbe- 
wegung eine große Rolle gespielt haben. 

Um den Erfahrungsgehalt von Gedichten, Dramen und Liedern zu erfassen, 
wird es notwendig sein, genauer nach der Art der Erfahrungsvermittlung zu fragen, 
die den Arbeitern damals überhaupt zur Verfügung stand. So könnte die Ausdrucks- 
form der Lyrik deshalb von Arbeitern favorisiert worden sein, weil sie zum einen 
wenig zeitlichen Aufwand erforderte und zum anderen dem durch die bedrückende 
Alltagsrealität nahegelegten Wunsch entgegenkam, diese durch Anklagen und Zu- 
kunftsvisionen pathetisch zu transzendieren. Ihr Erfahrungsgehalt erschließt sich 
somit nicht unmittelbar. 

Nahezu völlig unbekannt ist, inwieweit unter der Arbeiterjugend das Schrei- 
ben von Briefen eine Form der Kommunikation war; denkbar wäre der Briefwech- 
sel zwischen den den Heimatort verlassenden Jugendlichen und ihren zurückgeblie- 
benen Eltern und Freunden (nahegelegt durch das wenig entwickelte Verkehrswe- 
sen, die vergleichsweise hohen Reisekosten und die geringe, das Reisen erst ermögli- 
chende Freizeit). Einen vergleichbaren Typus stellen die Kindheits- und Jugenderin- 
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nerungen des 1846 geborenen und im Alter von 36 Jahren nach den USA ausgewan- 
derten Hermann Enters (1971) dar. Sie sind in der Form eines langen Briefes über- 
liefert, den der inzwischen 75-jährige Enters ‚an meine Geschwister in Deutschland“ 
richtete. j 

Die sprachliche, zumal schriftliche Form der Mitteilung markiert eine Grenze, 
die mitten durch die Arbeiterschaft hindurchgeht. Anzunehmen ist, daß diejenigen, 
die sich schriftlich geäußert haben, eher unter Fabrikarbeitern und Handwerkern 
als unter ungelernten Fabrikarbeitern, eher unter älteren, erfahrenen, in der Arbei- 
terbewegung aktiven als unter jüngeren bzw. passiven Arbeitern waren; ebenso dürf- 
ten sie eher in städtischen als in ländlichen Regionen vorgekommen sein — allesamt 
Gesichtspunkte, die bei der Interpretation zu bedenken sind. Doch bevor der Ver- 
such zu machen wäre, die „‚Sprachgrenze“ zu überschreiten, käme es unseres Erach- 
tens darauf an, die Sprache der Autobiographien selbst zu untersuchen; dies ist un- 
seres Wissens bislang erst in äußerst geringem Maße versucht worden. 

Gleichwohl ist die Überschreitung der „Sprachgrenze‘ für die Arbeiterjugend- 
forschung unverzichtbar. Als Quellen bieten sich hier Beobachtungen und Berichte 
an, die Zeitgenossen über Arbeiterjugendliche verfaßt haben, später auch Medien 
wie Foto und Film. Größte Bedeutung dürften hier Berichte von Veteranen der Ar- 
beiterbewegung haben, die ehemals in der Arbeiterjugendbewegung aktiv waren und 
die mit der Darstellung ihrer Jugenderinnerungen immer auch über das Leben, die 
Aktivitäten und Gedanken anderer Jugendlicher in ihrem Erfahrungszusammenhang 
berichten (etwa H. Lorbeer 1928, W. Münzenberg 1929, M. Hoelz 1929/1977, L. 
Turek 1929/1975, A. Scharrer 1946/1977, H. Marchwitza 1947/1976, Unter der 
roten Fahne 1958, Deutschlands Junge Garde 1959, K. Kneschke 1960, E. Claudius 
1968, K. Retzlaw 1971/1976, ©. Buchwitz 1973, F. Pfemfert-Hrsg. 1923/1924, G. 
Beyer-Hrsg. 1930, W. Emmerich-Hrsg. 1975). Daneben besitzen in diesem Zusam- 
menhang auch gleichsam offizielle Berichte der Partei- und Gewerkschaftskommis- 
sionen über den Stand der „Jugendarbeit‘ sowie Beiträge in Handbüchern, Fest- 
schriften und Arbeiter-Kalendern einen mehr oder minder großen Informationswert.. 
Einen vergleichbaren Typus „indirekter Selbstzeugnisse‘“ dürften Biographien bil- 
den, die in der Regel sich auch auf die Kindheit und Jugendzeit erstrecken. 

Da die Entstehung der organisierten Arbeiterjugendbewegung eng mit der 
Gründung von Zeitungen verknüpft war, liegt es nahe, auch auf sie als Informations- 
quellen zurückzugreifen. Insbesondere die in den Zeitungen mitunter zu findenden 
Spalten, die mit „Aus der Bewegung“, „Bilder aus dem Lehrlingsleben‘ o.ä. über- 
schrieben sind, enthalten aufschlußreiche Informationen über das Innenleben der 
Organisationen und das Alltagsleben der Jugendlichen. Der Informationsgehalt sol- 
cher Spalten ist besonders in den Anfangsjahren der Arbeiterjugendbewegung be- 
achtlich, später, vor allem nachdem die Selbständigkeit der Jugendorganisationen 
eingeschränkt bzw. beseitigt wurde (vgl.M. Liebel 1977) und die Jugendlichen kaum 
noch selbst zu Wort kommen, dominiert in den Zeitungen eine formalistische Be- 
richterstattung. Dies gilt vor allem für die zentralen Ausgaben (Zentralorgane), die 
leider in den Archiven eher aufzufinden sind als lokale Blätter. Autobiographische 
Aufzeichnungen finden sich in den Zeitungen nur selten. 
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Andere häufig ergiebige Quellen der Rekonstruktion historischer Erfahrungs- 
prozesse bilden die geheimen Polizeiberichte über die oft verbotenen Aktivitäten 
der organisierten, mitunter auch „nur randalierenden“ unorganisierten Arbeiterju- 
gend. Diese Berichte sind — unter dem Vorbehalt, daß sie Außenansichten darstel- 
len — deshalb meist relativ zuverlässige Zeugnisse des tatsächlichen Lebens der Ar- 
beiterjugend, weil sie für einen durchaus praktischen Zweck und in der Annahme 
verfaßt wurden, daß sie der Öffentlichkeit nie zu Gesicht kämen (das mitunter bor- 
nierte Verständnis der Polizeispitzel wird meist wettgemacht durch ihre unverblüm- 
te Offenheit). 


Gesichtspunkte und Grenzen der Interpretation 


Für die interpretierende Erschließung dieser, sei es eher (auto-)biographischen Tex- 
te, sei es eher punktuellen Ereignis- bzw. Erlebnisdarstellungen sind einige allgemei- 
ne Gesichtspunkte zu bedenken. Wir müssen uns über Zeitraum, äußere Umstände 
und die besonderen Entstehungsanlässe und -bedingungen zu vergewissern versu- 
chen. Für uns ist es z.B. wichtig, genau zu beachten, in welchem historischen Zeit- 
raum und gesellschaftlich-politischen Kontext die Kindheit und Jugendzeit verlebt 
worden ist, in welchem Alter, in welcher Lebenssituation und aus welchen Gründen 
die Erinnerungen an die eigene Kindheit und Jugend formuliert worden sind. 

Die Texte sind selbst ebensowenig als „die Wahrheit“ zu verstehen, wie die 
übliche Geschichtsschreibung „objektiv“ zu nennen ist. Sie stellen die Ereignisse, 
die Lebensumstände aus der nicht zufälligen Sicht der sich mitteilenden Akteure 
dar. Dabei mag das die Sichtweise bestimmende Bewußtsein von Ideologien ge- 
prägt sein, es mag das Interesse der Selbstlegitimation, es mögen Projektionen oder 
das Interesse, andere von einer bestimmten Idee zu überzeugen, eine Rolle spielen. 
Wenn Arbeiter jedoch über ihr Leben berichten, entstehen nicht in erster Linie 
programmatische oder unter taktischen Erwägungen verfaßte Texte; noch da, wo 
die Schreiber oder Erzähler das Interesse verfolgen, andere in ihrem Sinn zu beein- 
flussen, können wir davon ausgehen, daß die Texte in wesentlichen Teilen rekon- 
struierbare Erfahrungen enthalten. Im Vordergrund steht das Mitteilungsbedürfnis 
der Akteure. 

Mit der Formulierung seiner Lebenserinnerungen will der Arbeiter „nicht nur 
Rechenschaft ablegen über sich selbst, sondern von seinem harten Dasein schreiben, 
von seinen unerfüllten Forderungen, Wünschen und Sehnsüchten, über seine Vorstel- 
lungen von einem besseren Leben für sich und seine Klassengenossen.“ (U. Münchow 
1976, S.7).So etwa wendet sich der Arbeiter Fritz Pauk direkt an die Jugendlichen: 
„Bei einer traurigen Petroleumlampe habe ich, wenn Frau und Kinder im Winkel 
'schliefen, diese Zeilen geschrieben. Ich wollte den Jüngeren sagen, daß man trotz 
aller Schwierigkeiten stolz weiterkämpfen kann und muß für die wirtschaftliche und 
politische Neuordnung des Daseins auf dieser Erde!“ (F. Pauk 1930, S. 32). 

Ursula Münchow zeigt. sich verblüfft von der „Ehrlichkeit und Offenheit der 
Berichte“ (Münchow 1976, S. 7); die Arbeiter würden nicht als Heroen stilisiert, 
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sondern mit ihren Schwächen dargestellt, immer wieder sei die Rede auch von Trin- 
kern und Vagabunden, von jungen Arbeitern, die Schundliteratur in sich hineinfres- 
sen, von Streitigkeiten unter den Arbeitern, eigene Fehler würden eingestanden. Be- 
bels an die eigene Lebensbeschreibung gestellter Anspruch läßt sich auch auf zahl- 
reiche andere Autobiographien übertragen: ‚‚Ich habe die Wahrheit gesagt auch dort, 
wo man denken wird, ich hätte besser getan, sie zu verschweigen. Diese Ansicht tei- 
le ich nicht. Es gibt keinen fehlerlosen Menschen, und manchmal ist es das Bekennt- 
nis eines Fehlers, das den Leser am lebhaftesten interessiert und zur richtigen Beur- 
teilung am besten befähigt.“ (A. Bebel 1910/1961, S. 19). 

In den Arbeiterlebenserinnerungen und Alltagsbeschreibungen entdecken wir 
„eine Fülle von Material, das in keinem Geschichtsbuch zu finden ist“ (Münchow 
1976, S. 9), und zwar in dem Sinne, daß die Erlebnisse, Erfahrungen und Empfin- 
dungen der Arbeiter zur Geltung kommen, die in der „wissenschaftlichen“ Literatur 
meist unter den Tisch fallen. Schon Mehring hob 1906 in der „Neuen Zeit“ anläß- 
lich der Erstveröffentlichung von Moritz Brommes Autobiographie (1905) als deren 
unersetzliche Qualität hervor, man lerne und verstehe daraus „vieles, was einem die 
beredte Sprache wissenschaftlicher Forscher und die noch beredtere Sprache stati- 
stischer Ziffern doch nicht klar machen können, namentlich den psychologischen 
Umwälzungsprozeß, der sich im modernen Proletariat vollzieht.‘ (F. Mehring 1906/ 
1961, 5.494 f.) 

Wir können wohl annehmen, daß die Erzählung von Lebensgeschichten durch 
Umbruchsituationen ausgelöst wird; sie dient immer auch der Vergewisserung des 
eigenen sozialen Ortes, der Verortung im Spannungsfeld zwischen Vergangenheit 
und Zukunft: Die Erzählung vergangener Erlebnisse und Ereignisse hat meist eine 
unmittelbare Funktion für die Bewältigung der Gegenwart, sie dient der sozialen 
Orientierung. (Zu den Entstehungsbedingungen der Arbeiterautobiographien, vor al- 
lem der Bedeutung dersich entwickelnden Arbeiterbewegung hierfür vgl. ausführlich 
G. Bollenbeck 1976, S. 41 ff.; A. Grunenberg, B. Voigt 1977, S. 33 ff.). 

Hans-Paul Bahrdt (1975) vertritt die These, daß solche Umbruchsituationen 
typisch sind für die Existenzform des ‚freien Lohnarbeiters“ in der kapitalistischen 
Gesellschaft: Chance und Zwang zur Mobilität als Ortswechsel, Arbeitsplatz- und 
Berufswechsel, sozialer Auf- und Abstieg, mit dem Ergebnis einer zumindest zeitwei- 
ligen Individualisierung der Lebenswege. Dies begünstige eine Mentalität, in der das 
eigene Leben überhaupt als ein Weg begriffen wird. Der Lohnarbeiter wird nicht wie 
der Leibeigene in der feudalen Gesellschaft in ein fragloses Dasein („Schicksal“) 
hineingeboren, sondern erlebt den Prozeß des ‚„Zum-Arbeiter-Werdens“ als aufgenö- 
tigten Zwang. Dieser Prozeß vollzieht sich nicht an einem einmaligen Zeitpunkt der 
Geschichte, sondern reproduziert sich — mitunter mehrmals — in der Lebensge- 
schichte der Arbeiter (vgl. K. Ottomeyer 1977, S. 234 f.). 

Seine Zwanghaftigkeit, die ihn von bürgerlichen Lebensläufen unterscheidet, 
wird in den Autobiographien der Arbeiter reflektiert und problematisiert. So kom- 
men in den Texten auch die enttäuschten und unerfüllten Wunschvorstellungen (z.B. 
über die Arbeit) zum Ausdruck. „Die ersten Verfasser von Arbeiterautobiographien 
beanspruchten in proletarischem Selbstbewußtsein, der Welt ihr unbeachtetes, har- 
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tes Leben mit seinen Ereignissen und Problemen, ihre schwere Arbeit, die sie unter 
so schlimmen Bedingungen ausüben mußten, vor Augen zu führen. Dabei enthüllten 
sie auf einfache, unpathetische Weise die Kraft und die Hoffnung, die sie aufrecht 
hielten, die ihrem Lebensweg Sinn und Ziel gaben.“ (U. Münchow 1976, S. 8) 

Gleichwohl würden wir die Arbeiterlebenserinnerungen selber gleichsam heroi- 
sieren, wenn wir nicht ihre durch die Lebensumstände vermittelte Subjektivität, den 
subjektiven Charakter ihrer „Wahrheit“ beachten würden. 

Von den Schwierigkeiten der Arbeiter im (schriftlichen) Umgang mit dem Me- 
‚dium Sprache abgesehen, sperrt sich zunächst einmal der proletarische: Alltag über- 
haupt gegen eine erzählende Darstellung. Aufschlußreich hierfür ist eine 1897 in der 
Wiener „Arbeiter-Zeitung‘“ veröffentlichte Erinnerung an die Zeit als „Kindermäd- 
chen“: „Als sich endlich alles zur Ruhe begeben hatte und ich am Küchentisch vor ° 
einem leeren Papierbogen saß, um meinen ersten Brief heimzuschreiben, da war ich 
in Verlegenheit, was ich Schreiben sollte. Wohl meinte ich heute viel, unendlich viel 
erlebt zu haben, und doch, was sollte ich von mir erzählen? Daß ich gefegt, abge- 
staubt, gedeckt und abgeräumt habe, daß man mich bei dieser oder jener Ungeschick- 
lichkeit ertappt, wofür man mich ausgelacht oder ausgezankt hat? — Dieses gering- 
fügige Hin und Her verdiente wahrlich nicht, noch einmal überdacht, noch weniger 
beschrieben zu werden.“ (Josefine Joksch 1897/1975, S. 89). Es fehlen gewisserma- 
ßen die Knotenpunkte, die die Alltagserfahrung strükturieren und den Eindruck ei- 
ner Entwicklung vermitteln. Selbst der Tod wird als „alltäglich“ und nicht besonders 
beachtenswert empfunden: In der Fabrik ‚wurde auch gar nicht darauf geachtet, 
wenn allwöchentlich einige Arbeiter auf den Friedhof geschleppt wurden, es war 
dies etwas Gewöhnliches und fiel nicht mehr auf. Sehr häufig kam es vor, daß sogar 
mehrere Begräbnisse an einem Tag stattfanden. Anstatt den Verlust zu betrauern, 
machte man noch allerhand Witze darüber.‘ (Aurelia Roth 1912/1976, S. 78) 

Einem anderen Arbeiter-Autor erscheint freilich gerade diese Qualität des pro- 
letarischen Alltags hervorhebenswert: „Zwei Jahre war ich auf Bunsloh. Zwei Jahre, 
die mir in der Erinnerung deswegen so interessant dünken, weil sich in ihnen einfach 
nichts, aber auch rein gar nichts zutrug, was ein gewöhnliches Menschenkind als au- 
ßerordentliches Geschehnis auffassen könnte. Ich lebte dahin, lebte und arbeitete. 
Oder besser gesagt: ich vegetierte, wie auch die anderen Gutsarbeiter dahinvegetier- 
ten. Wir arbeiteten, wir aßen, wir schliefen und — arbeiteten wieder, ganz so wie die 
Ackerpferde: hüh, hott und prr. In stiller Abgeschiedenheit, fern von Dorf und 
Stadt, verging hier ein Tag nach dem andern in ewiger gleichförmiger Tretmühlen- 
arbeit. Frühmorgens um 4 Uhr begann die Fron und endete im Winter um 6, im 
Sommer je nach Anordnung um 7,8 oder 9 Uhr abends. So ging es tagaus, tagein — 
in gleichmütiger Stumpfsinnigkeit, ohne geistige Anregung, ohne jede andere Ab- 
wechslung als die, welche die Arbeit mit sich brachte.“ (Franz Rehbein 1911, zi- 
tiert nach U. Münchow 1976, S. 186 f.) 

Offensichtlich müssen Menschen, die diesen Alltag ‚erfahren‘, bereits über 
ihn empört sein, ein anderes Leben sich vorstellen können oder kennengelernt ha- 
ben, um ihn darstellen zu können. Darüberhinaus stellt sich die Frage, in welcher 
Weise die Darstellung erfolgt. Zumal es sich immer um — verschieden weit zurück- 
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reichende — Erinnerungen handelt, der Autor also Objekt und Subjekt zugleich ist, 
ist eine rein objektive Darstellung undenkbar. Die Wahrnehmungsweise, der Stand- 
punkt des Autors zur Zeit der Niederschrift entscheidet über die ‚Auswahl‘ und 
Gewichtung des Erinnerten. „Ob der Lebenslauf zerrissen privatistisch, als indivi- 
duelle untypische Erfolgsgeschichte oder als kohärente, gesellschaftlich bedeutsame 
Entwicklungsgeschichte beschrieben wird, hängt nicht allein von der vergangenen 
Individualentwicklung, sondern auch vom momentanen Standpunkt des sich Er- 
innernden ab; denn der Standpunkt ist Ergebnis des eigenen Lebens, zugleich aber 
auch aktives Moment bei der Niederschrift. Er bestimmt die Blickrichtung bei der 
Interpretation und Rekonstruktion des eigenen Lebens.“ (G. Bollenbeck 1976, 
S.61) 

Diese Überlegung läßt es notwendig erscheinen, die Fülle der vorliegenden 
Arbeiterautobiographien nicht über einen Kamm zu scheren, sondern sich bei der 
Auswertung der Texte immer auch zu vergewissern, in welcher Situation sich die 
Autoren zum Zeitpunkt ihrer Niederschrift befunden hatten, welches Selbstver- 
ständnis sie zu diesem Zeitpunkt hatten und aus welchem Interesse sie sich zur 
Aufzeichnung ihrer Lebenserinnerungen entschlossen hatten. 

Bei der Interpretation der Texte werden wir unsererseits darauf zu achten 
haben, daß wir selber nicht voraussetzungslos mit den Texten umgehen. Wir le- 
ben nicht unter denselben Lebensumständen, nicht in derselben Zeit wie die Text- 
autoren. In unsere Interpretation Können sich ebenso Projektionen, Legitimations- 
interessen einschleichen. Ein besonderes Problem stellt die Frage dar, mit welchen 
Kategorien wir die Texte zu interpretieren versuchen; jedenfalls werden wir uns da- 
vor hüten müssen, durch vorab unwandelbar festgelegte Kategorien in einen Sche- 
matismus zu verfallen, der die Berichte nur noch als Bestätigung oder Illustration 
feststehender Auffassungen begreift. Stattdessen käme es darauf an, mit den Berich- 
ten selbst in eine Art Dialog einzutreten, sich den Texten sowohl assoziativ zu über- 
lassen und sie zum Anlaß für die Überprüfung unserer Kategorien, Vorannahmen 
und Kenntnisse zu nehmen, als auch die Texte einer kritischen Sichtung zu unterzie- 
hen, in der bewußt unsere Interessen, unsere’ Kenntnisse und Erkenntnisse über 
deren Entstehungsumstände zum Tragen gebracht werden, so spekulativ sie sein mö- 
gen. 

„Die Biographie stellt als subjektive Aneignung der objektiven Realität gewis- 
sermaßen selbst eine objektive Realität des Subjekts dar.“ (Osterland 1973, S. 412) 
Die interpretative Rekonstruktion von Lebensläufen vermittelt uns die Möglichkeit, 
„den Zusammenhang von aktueller Lebenssituation und übergreifenden gesellschaft- 
lichen Strukturen besser zu klären“ (Bahrdt 1975, S. 9) und läßt die Realität des 
Subjekts als Produkt lebensgeschichtlich erworbener Erfahrung erkennen. In der 
Biographie kommt sowohl die Struktur des Lebenszusammenhangs (als Erfahrungs- 
zusammenhang), als auch seine historische Gewordenheit zum "Ausdruck; sie hat 
komplexen und dynamischen Charakter. Ob jede Arbeiterautobiographie tatsäch- 
lich, wie U. Münchow annimmt, ‚die Eingliederung, das Hineinwachsen des proleta- 
rischen Individuums in die gemeinsam handelnde Klasse zum Gegenstand hat‘ (U. 
Münchow 1976, S. 9), wird sich zeigen müssen. 
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Zur Bedeutung der Kindheits- und Jugenderinnerungen 


Die biographische Phase der Jugend wird als lebensgeschichtliche Umbruchsituation 
in den allgemeinen klassentypischen Umbruchsituationen zu rekonstruieren sein. 
„Die polit-ökonomisch determinierte Reproduktion der lohnabhängigen Arbeiter 
als gesamtgesellschaftliche Klasse stellt sich für die einzelnen Arbeiterindividuen 
und -gruppen als ein durchaus schwankender, komplizierter und für das subjektive 
Handeln auch offener biographischer Prozeß dar. Das Problem für die Arbeiterju- 
gendlichen besteht darin, daß sich erst im Verlauf ihrer Schul- und Ausbildungszeit 
herausstellt, welcher Fraktion der Arbeiterklasse sie als Erwachsene angehören wer- 
den. Das heißt, dem gleichlaufenden gesamtgesellschaftlichen Vorgang steht auf der 
anderen Seite ein riskanter Prozeß der Identitätsfindung als Klassensubjekt gegen- 
über.“ (Projektgruppe Jugendbüro 1975, S. 308 f.;vgl. auchM. Liebel 1976, S. 10 ff.) 

Wir nehmen an, daß die Wahrnehmung und Beschreibung dieses Prozesses ver- 
schieden ausfällt, je nachdem ob sie durch Jugendliche unmittelbar oder durch Er- 
wachsene in der Erinnerung erfolgt (vgl. die scharfe Unterscheidung von Tagebuch 
und Autobiographie bei Bernfeld 1931, S. 7 ff.). Jugendliche werden vermutlich 
eher die dabei virulent werdenden Konflikte betonen, während Erwachsene ihre Ju- 
gendzeit eher als bruchloses Vorstadium ihrer jetzigen Lebenssituation verstehen 
werden, sei es, daß ihnen ihr Leben in der Jugendzeit als bereits „schicksalhaft“ vor- 
entschieden, sei es als „soziales Moratorium‘“ erscheint, mit dem sich eher angeneh- 
me Assoziationen (‚schöne Jugendzeit‘‘) verbinden. Manche Selbstdarstellungen 
und Erfahrungsberichte aus der proletarischen Jugendbewegung, die leider, soweit 
wir wissen, nicht zahlreich sind, stützen diese These. 

Für die Arbeiterlebenserinnerungen können wir feststellen, daß in fast allen’ 
die Erinnerung an Kindheit und Jugendzeit relativ großen Raum einnimmt. Im Vor- 
dergrund stehen Schilderungen über das Familienleben, Schulerlebnisse und erste 
Lehr- und Arbeitserfahrungen, in späteren Erinnerungen auch Erlebnisse aus der Ju- 
gendbewegung. Eine zentrale Rolle spielt immer wieder die Reflexion des eigenen 
politischen Lernprozesses, für den die Lektüre von Zeitungen und Büchern, sowie 
die Erlebnisse von ersten Streiks und Arbeiterversammlungen eine außerordentlich 
große Bedeutung erlangt hatten. 

Eine wesentliche Aufgabe sehen wir darin, die Autobiographien daraufhin zu 
befragen, welche Bedeutung die jeweiligen Lebens- und Erlebnisbereiche im Erfah- 
rungszusammenhang der Kinder und Jugendlichen erlangt haben und in welcher 
Weise sie wahrgenommen wurden. So fällt beispielsweise an den Schulerfahrungen 
auf, wie die Schule einerseits als Entlastung und zeitweilige Befreiung vom Arbeits- 
zwang und der häuslichen Enge und Strenge empfunden wird, andererseits selber — 
gemessen an den Bildungs- und Freiheitshoffnungen — als enttäuschend und bedrük- 
kend empfunden wird. Die Paradoxität der in Form des Schulbesuchs erfolgenden 
Separation vom Arbeitsprozeß (vgl. M. Liebel 1976, S. 38 ff.) wird noch dadurch 
kompliziert und gesteigert, daß die Jugendlichen mit dem Schulbesuch nicht ohne 
weiteres und vollständig vom Arbeitszwang befreit wurden, sondern dieser sich vor 
und nach der Schule immer wieder zusätzlich durchsetzte. Auch das Familienleben 
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hinterläßt kaum angenehme Erinnerungen. Sofern von der „goldenen Kinderzeit“ 
die Rede ist, bleibt sie entweder ganz abstrakt in der Beschreibung oder erscheint 
als entgangener, nie real gewordener Wunschtraum. „Die Jahre vergingen, ohne daß 
ınan merkte, daß man jung war, und daß das Leben einem etwas gegeben hätte.‘ 
(Ottilie Baader 1921, (geb. 1847), zitiert nach Emmerich 1974, S. 136) 

Für die Interpretation der schriftlich überlieferten Kindheits- und Jugenderin- 
nerungen ist die Frage wesentlich, welchen Wahrheitsgehalt denn solche oft lange 
zurückliegenden Erinnerungen überhaupt beanspruchen können. So läßt sich etwa 
fragen, wie denn konkrete Erlebnisschilderungen über ein Lebensalter möglich sind, 
in dem eine bewußte Verarbeitung der Erfahrungen nur annähernd angenommen 
werden kann (vgl. hierzu I. Hardach-Pinke, G. Hardach 1978, S. 50 ff.). Für dieses 
Problem enthält die Arbeit von Bollenbeck (1976), auch wenn sie sich selbst nicht 
eigens auf Kindheits- und Jugenderinnerungen konzentriert, wichtige Hiweise. Ein 
wesentliches Kriterium für den ‚„Wahrheitsgehalt‘ der Texte sieht Bollenbeck darin, 
daß die ihre Lebenserinnerungen formulierenden Arbeiter ihren Lebenslauf als fort- 
schreitende Entwicklung zu begreifen verstehen. Erst wenn dies der Fall ist, kann 
auch die eigene Kindheit und Jugend als besondere Entwicklungsphase mit einem 
besonderen Erfahrungsgehalt im allgemeinen Kontext des proletarischen Lebenszu- 
sammenhangs dargestellt werden. 

Solche als Bewußtsein der eigenen Persönlichkeit und ihrer Entwicklungsmög- 
lichkeiten und -schranken in Erscheinung tretende Voraussetzungen sind ihrerseits 
an objektive Bedingungen gebunden. Eine Schranke stellt zunächst die dauernde 
Sorge um die Reproduktion der eigenen Arbeitskraft, die Monotonie des proletari- 
schen Alltags dar. Sie „denaturieren die Zeit als Medium menschlicher Entwicklung 
zu einer bezugslosen Abfolge, die nicht mehr als fortschreitende Entwicklung, son- 

dern nur noch als Zyklus erfahren wird.“ (Bollenbeck 1976, S. 10; vgl. auch H. Le- 

febvre 1972, insbes. S. 31f.) Dies prägt jedoch nicht nur die Erinnerung an die eige- 
ne Kindheit und Jugendzeit und die Art ihrer Darstellung, sondern auch die Kind- 
heit und Jugend selbst: Sie stellen nicht von vornherein und voraussetzungslos über 
das bloße biologische Älterwerden hinaus besondere Entwicklungsabschnitte dar, 
an die sich die Arbeiter überhaupt erinnern könnten. 

Anzunehmen ist demnach, daß diese Erinnerungen in dem Maße an Authenti- 
zität gewinnen, in dem sich sowohl eine Kindheit und Jugendzeit als Entwicklungs- 
abschnitt mit besonderen Eigenheiten auch in der Arbeiterklasse konstituiert (vgl. 
hierzu Lessing/Liebel 1974, S. 39 ff.), als auch die Kindheit und insbesondere Ju- 
gendzeit bereits mit Bewußtsein durchlebt wird. Insofern müßte die proletarische 
Jugendbewegung, die auch als Medium und Prozeß der Bewußtseinsbildung begrif- 
fen werden kann, dazu beigetragen haben, daß die Jugenderinnerungen selbst an 
Konkretheit und Authentizität gewonnen haben bzw. soweit die daran Beteiligten 
noch leben, von ihnen besonders deutlich erinnert werden kann. 
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Angeführte und zitierte autobiographische Texte von Arbeitern und Arbeiterinnen: 


Anna Altmann: Aus dem Leben eines Proletarierkindes. In: Buch der Jugend. Für die Kinder 
des Proletariats. Hrsg. v, Emma Adler. Berlin 1895, S. 186-191 

Ottilie Baader: Ein steiniger Weg. Lebenserinnerungen. Stuttgart 1921 

August Bebel: Aus meinem Leben. Teile 1-3, Stuttgart 1910-1914. Neuauflage Berlin/DDR 1961 

G. Behrli: Irrfahrten. Jugenderinnerungen eines alten Arbeiters. Zürich 1902 

Franz Bergg: Ein Proletarierleben. Bearbeitet und hrsg. v. Nikolaus Welter. Frankfurt/M. 1913 

Georg Beyer (Hısg.): Dreißig junge Arbeiter berichten von ihrem Leben, In: Kulturwille. Mo- 
natsblätter für Kultur der Arbeiterschaft, 1930, Nr. 9, S. 162-177 und Nr. 10, S. 186 - 191 

Moritz Theodor William Bromme: Lebensgeschichte eines modernen Fabrikarbeiters. Hrsg. und 
eingeleitet v. Paul Göhre. Jena/Leipzig 1905. Neuaufl.: Hrsg. v. Bernd Neumann. Frankfurt/ 
M. 1971 

Otto Buchwitz: 50 Jahre Funktionär der deutschen Arbeiterbewegung. Berlin/DDR 1949; 4. 
veränderte Auflage 1973 

Eduard Claudius (d.i. Eduard Schmidt): Ruhelose Jahre. Erinnerungen. Halle/S. 1968 

Deutschlands junge Garde. Erlebnisse aus der Geschichte der Arbeiterjugendbewegung von den 
Anfängen bis zum Jahre 1945. 2 Bde. Berlin/DDR 1959 

Heinrich Georg Dikreiter: Vom Waisenhaus zur Fabrik. Geschichte einer Proletarierjugend. Ber- 
lin 0.3. (1914) 

Hermann Enters: Die kleine mühselige Welt des jungen Hermann Enters. Erinnerungen eines 
Amerika-Auswanderers an das frühindustrielle Wuppertal. Wuppertal 1971 

(Carl Fischer): Denkwürdigkeiten und Erinnerungen eines Arbeiters. Hrsg. v. Paul Göhre. Leip- 
zig 1903 

(Carl Fischer): Denkwürdigkeiten und Erinnerungen eines Arbeiters. Neue Folge. Hrsg. v. Paul 
Göhre. Leipzig 1904 

Franz L. Fischer: Arbeiterschicksale. Hrsg. v. Friedrich Naumann. Berlin 1906 

Max Hoelz: Vom ‚Weißen Kreuz‘ zur roten Fahne, Jugend-, Kampf- und Zuchthauserlebnisse. 
Berlin 1929. Neuausgabe: Frankfurt/M. 1969, 1977 

Wenzel Holek: Lebensgang eines deutsch-tschechischen Handarbeiters. Hrsg. v, Paul Göhre. Jena 
1909 

Josefine Joksch: Nur ein Kindermädchen (Arbeiter-Zeitung, Sonntags-Beilage, Wien, 10. und 17. 
Jänner 1897). In: R. Klucsarits, F.G. Kürbisch (Hrsg.): Arbeiterinnen kämpfen um ihr Recht. 
Wuppertal 1976, S. 86 - 91 

C. Kahapka: Memoiren eines östereichischen Handwerksburschen. Edenkoben/Pfalz 1885 

Karl Kneschke: Vom Leben erzogen. Jugendjahre eines Arbeiters. Berlin/DDR 1960 

Adolph Lepp: Autobiographische Skizze. In: Deutsche Arbeiterdichtung. Eine Auswahl. Lieder 
und Gedichte deutscher Proletarier, Bd. 1. Stuttgart 1893. Neuausgabe nach dem Manuskript 
in: Ursula Münchow (Hrsg.): Arbeiter über ihr Leben. Berlin 1976, S. 69 - 84 

Hans Lorbeer: Wacht auf! Erzählungen. Berlin 1928 i 

Anna Maier: Wie ich reif wurde. In: Adelheid Popp (Hrsg.): Gedenkbuch. 20 Jahre östereichi- 
sche Arbeiterinnenbewegung. Wien 1912 

Hans Marchwitza: Meine Jugend. Berlin 1947. Neuauflage: Berlin/DDR 1976 

Willi Münzenberg: Die dritte Front. Autobiographische Aufzeichnungen. Berlin 1929 

Fritz Pauk: Jugendjahre eines Tabakarbeiters. Bearbeitet von Roamer. Jena 1930 

Josef Peukert: Erinnerungen eines Proletariers aus der Revolutionären Arbeiterbewegung. Mit 
einem Vorwort von Gustav Landauer. Berlin 1913 

Franz Pfemfert (Hrsg.): Material zur Erkenntnis des proletarischen Klassenkampfes. 57 (recte 58) 
autobiographische Skizzen. In: Die Aktion, 13, Jg. (1923), Heft 25/26 ff., 15. Jg. (1925), 
Heft 9/10 

(Adelheid Popp): Lebensgeschichte einer Arbeiterin von ihr selbst erzählt, mit einführenden 
Worten von August Bebel. München 1909. Neuausgabe nach der 4. Aufl. 1922: Jugend einer 
Arbeiterin. Berlin/Bonn-Bad Godesberg 1977 
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Franz Rehbein: Das Leben eines Landarbeiters. Hrsg. v. Paul Göhre, Leipzig/Jena 1911. Neuaus- 
gabe: Darmstadt/Neuwied 1973 

Karl Retzlaw: Spartacus, Aufstieg und Niedergang: Erinnerungen eines Parteiarbeiters. Frank- 
furt/M. 1971, 4. neugefaßte Aufl. 1976 

Aurelia Roth: Eine Glasschleiferin. In: Adelheid Popp (Hrsg.): Gedenkbuch. 20 Jahre österei- 
chische Arbeiterinnenbewegung. Wien 1912 

Adam Scharrer: In jungen Jahren. Erlebnisroman eines deutschen Arbeiters. Berlin 1946. Neu- 
ausgabe: München 1977 

Josef (gen. Seff) Schiller: Erlebnisse aus meiner Kindheit. In: Buch der Jugend. Für die Kinder 
des Proletariats. Hrsg. v. Emma Adler. Berlin 1895, S. 49 - 56 

Ludwig Turek: Ein Prolet erzählt. Lebensschilderung eines deutschen Arbeiters. Berlin 1929. 
Neuausgabe: Frankfurt/M. 1975 

Unter der roten Fahne. Erinnerungen alter Genossen. Hrsg. v. Institut für Marxismus-Leninis- 
mus beim ZK der SED, Berlin/DDR 1958 
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Helga Manthey 
"Hausarbeit als theoretische Kategorie eines Emanzipationskonzeptes 
von Frauen? 


„Innerhalb der Frauenbewegung lehnen wir ab, daß der Klassen- 
kampf dem Frauenkampf untergeordnet sei, wie auch, daß der Frau- 
enkampf dem Klassenkampf untergeordnet sei. Klassenkampf und 
Feminismus bedeuten für uns ein und dasselbe. ‘“ 

Erklärung des internationalen Feministinnen-Kollektivs (1) 


1. Einleitung 


Ausgelöst wurde die Diskussion um eine gesellschaftliche Anerkennung von Hausar- 
beit in der Bundesrepublik und Westberlin 1973 mit dem Erscheinen der deutschen 
Übersetzung der Arbeit Mariarosa Dalla Costas, Die Frauen und der Umsturz der 
Gesellschaft (2). Die Arbeit erregte erhebliches Aufsehen, basierte die Forderung 
Dalla Costas nach Anerkennung der Hausarbeit als gesellschaftlich notwendiger Ar- 
beit auf der analytischen Inanspruchnahme einer zentralen Kategorie der marxisti- 
schen Analyse, der produktiven Arbeit. 

Hausarbeit, Produktion und Reproduktion von Arbeitskraft in physischer, 
psychischer und sexueller Hinsicht, ist der Ursprung jeder Produktion und jeden 
Profits und muß aufgrund ihres zentralen Stellenwerts für das kapitalistische Produk- 
tionsverhältnis als zentrale Kategorie einer Emanzipationskonzeption für Frauen an- 
gesehen werden. 

Auf Basis dieser Analyse formierten sich nach dem Vorbild der in Italien und 
den angelsächsischen Ländern bereits älteren Diskussion auch in der Bundesrepublik 
und Westberlin Gruppen, die — hierin allerdings über Dalla Costa hinausgehend (3) — 
eine Bezahlung der Hausarbeit als politische Forderung aufstellten (4). 


1 In: Frauen in der Offensive, Lohn für die Hausarbeit oder: auch Berufstätigkeit macht 
nicht frei, München 1974, 8.13 

2 Dalla Costa, Mariarosa, Die Frauen und der Umsturz der Gesellschaft, in: Dalla Costa, 
Mariarosa/James, Selma, Die Macht der Frauen und der Umsturz der Gesellschaft, Berlin 
(West) 1973 

3 Dalla Costa fordert keine Lohnzahlung, sondern empfiehlt Verweigerung der Hausarbeit 


bzw. Zerstörung der Hausfrauenrolle, eine auf dem Hintergrund der im wesentlich gerin- 
gerem Maße berufstätigen und damit finanziell abhängigen italienischen Hausfrau nicht 
gerade realistische. Konsequenz, Über die der Lohnforderung wird noch zu diskutieren 
sein. 

4 Es muß darauf hingewiesen werden, daß die Lohnforderung immer die des Lohns für die 
Hausarbeit, nicht die des Lohns für die Hausfrau beinhaltet. Männer sind hier also in glei- 
chem Maße angesprochen. 

Literatur zum Thema „Lohn für die Hausarbeit‘: 

— Frauen in der Offensive, Lohn für die Hausarbeit oder: auch Berufstätigkeit macht 
nicht frei, a.a.O. 

— Federici, Nicole/Cox, Silvia, Counter-planning from the kitchen, London 1976 
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Lohn für Hausarbeit soll nicht nur dazu dienen, die „Mystifikation der Haus- 
arbeit‘ aufzubrechen, d.h. Hausarbeit nicht länger als Ausdruck der weiblichen Na- 
tur erscheinen zu lassen, er soll der Frau auch die ökonomische Unabhängigkeit ver- 
schaffen, um auf dieser Basis, im Rahmen eines antikapitalistischen Kampfes, die 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung aufheben zu können. Dies beinhaltet gleichzei- 
tig eine Aufhebung jeglicher Form weiblicher Diskriminierung, einschließlich frauen- 
spezifischer Arbeitsplätze, Qualifikationsdefiziten und Lohndifferenzierungen (5). 

Lohnzahlung, als gesellschaftliche Form der Anerkennung von Arbeit, soll 
aber kein Mittel der Integration in das System (6) bilden, sondern die Basis eines ge- 
meinsamen Kampfes (7) für den Aufbau einer Gesellschaft, die durch Integration 
aller ihrer Mitglieder (8) gekennzeichnet ist und durch Teilhabe aller am gesellschaft- 
lichen Reichtum gleichberechtigte menschliche Beziehungen (9) überhaupt erst er- 
möglicht. 


— Priss, nichtgehaltene Rede in Bremen (i.d.Ü. Ute Brockhaus), unveröffentlichtes Ma- 
nuskript (0.J.) 

— Warrior, Betsy, Housework: Slavery or Labor of Love, in: A Journal of Female Libe- 
ration — The First Revolution by Cell 16, Cambridge (Massachusetts), Auszug dieses 
Artikels erschienen in: Notes from the Third Year, S. 212 ff. 

— Bock, Gisela, Frauenbewegung und die Perspektive „Lohn für Hausarbeit“, unveröf- 
fentlichtes Manuskript 1976 

— dies., Lohn für Hausarbeit und die Macht der Frauen, in: Courage 1/76 

— Federici, Sylvia, Wages against housework, London’1975 

— Lesbianismus und Macht, Rede auf der internationalen Konferenz der Lohn für Haus- 
arbeitskampagne in London, 1975, unveröffentlichtes Manuskript 

— Wages, Housework, Women, Wages for Housework. Women speak out, Toronto 1975 

— "Warrior, Betsy und Leghorn, Lisa, Houseworker‘s Handbook, Cambridge, Mass., 1974 


5 Dem Ansatz der Bewegung „Lohn für Hausarbeit‘ entsprechend wird die häusliche Dis- 
kriminierung der Frau als zentrale Ursache für außerhäusliche Diskriminierungsformen 
gesetzt. 

6 Die Vertreterinnen der Lohnforderung befinden sich hier unter starken Legitimations- 


zwängen. Die Einwände einer Institutionalisierung kommen nicht nur von seiten der geg- 

nerischen „Linken“, sondern auch von Teilen der Frauenbewegung selbst. Vgl. dazu 

— Schwarzer, Alice, Der kleine Unterschied und seine großen Folgen, Ffm. 1975 

— Kiırechel, Ursula, Selbsterfahrung und Fremdbestimmung, Darmstadt und Neuwied 
1975 

— Stefan, Renate, Hausfrauen und Mütter, die vergessenen Sklavinnen, Berlin (West) 1975 

Der Institutionalisierungseinwand drängt sich umso mehr auf, als die Vertreterinnen der 

Lohnforderung sich hier mindestens oberflächlich auf einer Argumentationsebene mit 

den Erziehungsgeldforderungen bürgerlicher Parteien befinden. 

7 Die artikulierte Gemeinsamheit enthält Vorstellungen einer Autonomie des Frauen- 
kampfes im Rahmen der Arbeiterbewegung. Die konkrete Umsetzung dieses vorläufig 
noch theoretischen Problems wird für die weitere Entwicklung der Frauenbewegung 
von entscheidender Bedeutung sein. Zur Zeit zeigen sich noch erhebliche Widerstände 
von beiden Seiten. Zum Problem der Autonomie vgl. auch 
— Krechel, Ursula, a.a.0. 

— Schuhler-Klitzing, Juliane, Women’s Liberation: die amerikanischen Frauen kämpfen 
für ihre Befreiung, in: Mitchell, J., u.a., Frauenemanzipation, München 1974 
8 Gemeint sind u.a. Kranke, Alte, Kinder. 
9 Auch Beziehungen zwischen den Geschlechtern. 
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Nur im Kampf für diese Gesellschaft kann die Frau die „Kastration“ ihrer 
„produktiven Kreativität“, ihrer „sexuellen, psychischen und emotionalen Autono- 
mie‘‘ überwinden und eine Identität entwickeln. 

Die mit der Forderung nach Bezahlung der Hausarbeit verbundene Hoffnung 
auf eine Integration in die Arbeiterklasse drückt nicht nur die bisherige Vernachläs- 
sigung der Hausfrau für eine gewerkschaftliche Organisierung aus, sie ist gleichzeitig 
durch die Einsicht geprägt, daß die Aufhebung der geschlechtsspezifischen Arbeits- 
teilung auch im Interesse der männlichen Lohnarbeiter liegen muß. 

Um die theoretische und politische Brisanz dieser Forderung überhaupt wahr- 
nehmen zu können, bedarf es einer gewissen Bereitschaft, den Denkanstoß durch 
die in Form und Inhalt provokante Argumentation aufzugreifen. 

Eine Provokation bildet diese „Bewegung‘‘ ohne Zweifel. Nicht nur hinsicht- 
lich ihrer wissenschaftstheoretischen Unkonventionalität, die es — wie noch zu zei- 
gen sein wird — zuläßt, zentrale Prämissen ihrer Strategie auf rein deklamatorische 
Behauptungen zu stützen, sondern auch hinsichtlich ihres Vorwurfs an die Linke 
(10), sie spalte durch Rassismus und Sexismus (11) die Arbeiterklasse und sei im 
antikapitalistischen Charakter ihrer Strategie(n) nicht ernst zu nehmen. 

Was in beschriebener Weise formuliert, trifft nicht nur den wunden Punkt tra- 
ditionell sozialistischer Theorie der Emanzipation der Frau, die die ökonomische 
Unabhängigkeit der Frau nur über den Weg einer außerhäuslichen — gesellschaftli- 
chen — Arbeit erlaubt, damit aber dem Problem der Doppelbelastung und seiner 
Auswirkung auf die erhoffte emanzipatorische Wirkung von Arbeit relativ hilflos 
gegenübersteht, sondern auch den Kern der Emanzipationsdebatte überhaupt, näm- 
lich die Frage des analytischen Primats von Patriarchat oder Kapitalismus. 

In den Anfängen der Frauenbewegung (12) in der Bundesrepublik und West- 


10 „Linke“ umfaßt alle die, die in der Ablehnung der Arbeit im Haus als bedeutungslos für 
die Reproduktion des Kapitals die Bedeutungslosigkeit der Hausfrau für gesellschafts- 
beeinflussende Strategien ausdrücken und ihr die Möglichkeit einer befreienden Verände- 
rung nur über den Weg von Zusatzarbeit zusprechen. 

11 Weil sie das „Problem von Machtstrukturen innerhalb der ausgebeuteten Klasse‘ igno- 
riert und den spezifisch unterdrückten Gruppen eigenständige Forderungen abspricht. 
Vgl. dazu 
— Eiıler, Gisela, Die Rolle der Frau und Machtstrukturen, in: Frauen in der Offensive, 

2.2.0. 
— James, Selma, Zum Verhältnis von Geschlecht, Rasse und Klasse, in: Frauen in der 
Offensive, a.a.O. 

12 Als „Neue“ oder „Zweite“ Frauenbewegung wird der Prozeß der Bildung neuer Arten 
von autonomen Frauengruppen in den meisten europäischen und nordamerikanischen 
Industriestaaten seit ungefähr 1968, in den letzteren etwas früher, bezeichnet. Die 
historische Vorläuferin dieser Bewegung, die ..Alte‘‘ oder ‚Erste‘ machte ihre ersten 
Gehversuche bereits im Gefolge der Frz. Revolution, konstituierte sich allerdings erst 
um die Mitte des 19. Jhdts., zunächst in den USA, dann in England und dem übrigen 
Europa. Um unterschiedliche Organisations-, Praxis- und Zielvorstellungen aufzuzeigen, 
wird sie allgemein in „bürgerliche“ und „proletarische“ Frauenbewegung unterteilt. Die 
Literatur zur „Alten“ Frauenbewegung ist zahlreich. Es finden sich meist kurze Zusam- 
menfassungen in den neueren Standardwerken der Frauenliteratur, so 
— Beauvoir, Simone de, Das andere Geschlecht, Reinbek b, Hamburg, 1968 
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berlin zentrierten sich um diese methodischen Fragestellungen noch sich heftig be- 
fehdende Gruppierungen, die schlagwortartig mit „Feministinnen‘“, von liberal bis 
radikal, und „Sozialistinnen‘ bezeichnet wurden. 

Machten die „Sozialistinnen“ private Aneignung gesellschaftlicher Arbeit — 
die spezifische Produktions- und Herrschaftsform des Kapitalismus — als Ursache 
für die Unterdrückung der Frau verantwortlich und sahen deren Aufhebung und die 
Konstituierung einer sozialistischen Gesellschaftsordnung als Voraussetzung für eine 
freie Entfaltung der Frau an, herrschte bei den „Feministinnen“ Einigkeit darüber, 
daß die Ursache der Unterdrückung der Frau nur in der geschlechtsspezifischen Herr- 
schaft des Mannes, dem Patriarchat, zu finden sei. Eine herrschaftsfreie Gesellschaft 
war nur durch die Aufhebung aller geschlechtsspezifischen Unterschiede über den 
Weg einer „Geschlechterrevolution“ möglich (13), die Konzeptionen von Aufhebung 
der traditionellen Geschlechterrolien bis hin zur Abschaffung des Geschlechtsunter- 
schiedes (14) umfaßte. 

Klassenkampf oder Geschlechterkampf, so stellte sich die strategische Alter- 
native. War den einen die linke Analyse nicht radikal genug (15), wurde bei den an- 
deren Feminismus mit unpolitisch und antisozialistisch gleichgesetzt (16). 

Man wird dieser Problematik nicht gerecht, reflektiert man sie nicht als Er- 
scheinungsform eines komplexen Zusammenhangs im historischen Kontext von Ent- 
stehung und Entwicklung der ‚Neuen Frauenbewegung“ 


— Menschik, Jutta, Gleichberechtigung oder Emanzipation, Ffm 1971 

Literatur zur Neueren Frauenbewegung 

— Cipa, Angelika u.a., Zur Entwicklung der Frauenbewegung in den USA, Frankreich 
und der BRD in: Blätter für deutsche und internationale Politik 7/74 

— Linnhoff, Ursula, Die Neue Frauenbewegung, Raubdruck 

— Nave-Herz, Rosemarie u.a., Die Ziele der Frauenbewegung, in: Beilage zur Wochenzei- 
tung „‚Das Parlament“, 13. Dez. 1975 

Entsprechend der Schwierigkeit, die unzähligen Frauengruppen erfassen zu können, 

muß die Literatur noch als analytisch unzureichend bezeichnet werden. Die Übergänge 

der gekennzeichneten Einteilungen in der Einleitung dieser Arbeit sind selbstverständ- 

lich fließend. \ 

13 Zu beachten ist eine Operationalisierung des Begriffs der Revolution. Seine auch für Fe- 
ministinnen typische Herauslösung aus dem sozialhistorischen Zusammenhang hat zur 
Folge, daß, da „sie nicht in der Lage sind, und im Namen ihrer reinen und totalen Revo- 
lution handeln, (. . .)'sie zumeist empört über die Flexibilität und Integrationsfähigkeit 
des bekämpften Systems (sind)“ vgl. Mühlbauer, Rita, Strategiemodelle der Neuen 
Frauenbewegung, in: Albus, Anita u.a., Maskulin-Feminin, München 1975. Da es sich’bei 
diesem bereits 1972 geschriebenen Aufsatz nach Kenntnis der Verfasserin um die beste 
bislang existierende Analyse der Frauenbewegung handelt, bezieht sich die Einleitung 
in wesentlichen Teilen auf diese Arbeit. 

14 Allerdings nicht im Sinne einer Valerie Solanas, die 1969 erhebliches Aufsehen erregte 
mit ihrem Buch „Manifest der Gesellschaft zur Vernichtung der Männer (SCUM)“, son- 
dern in dem der von Firestone, Shulamith, Frauenbefreiung und sexuelle Revolution, 
Ffm 1975, am präzisesten konzipierten Formation eines kybernetischen Sozialismus, in 
dem die Wahl künstlicher Reproduktion die Frau von ihrem Gebärzwang befreien könn- 
te. Nach neueren Nachrichten aus England ja wohl medizinisch möglich. 

15 vgl Firestone, Shulamith, a.a.O., S. 40 

16 vgl. Haug, Frigga, Verteidigung der Frauenbewegung gegen den Feminismus, in: „Das Ar- 
gument“ 83, Dez. 1973, S. 938 
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Die „Neue Frauenbewegung“ ist aus der antiautoritären Bewegung hervorge- 
"gangen. Inwieweit die Entstehungsbedingungen der antiautoritären Bewegung auch 
zur Analyse der Frauenbewegung herangezogen werden Können, ist im einzelnen 
noch nicht untersucht worden. Man kann jedoch davon ausgehen, daß das Infrage- 
stellen aller bisherigen Werte und Normen des Etablierten durch die antiautoritäre 
Bewegung — sowohl ihre kulturelle als auch moralische Dimension — auch den 
Frauen einen Ansatz zur Revolte bot. Die theoretischen und praktischen Mittel der 
Neuen Linken wurden zur Analyse der eigenen Unterprivilegiertheit benutzt und als 
Reaktion auf das Unverständnis der männlichen Linken gegen diese selbst eingesetzt. 
Die frühe spontaneistische Phase der Frauenbewegung war nicht von einer le- 
gitimierten Emanzipationstheorie getragen. ‚Eine solche gab es nicht. Erst mittels 
der Erfahrungen in der Aktion sollte eine Theorie entwickelt werden. Das prokla- 
mierte Aktionsziel war die Erotisierung aller Lebensbereiche, d.h. die Negation des 
. männlichen Leistungsprinzips.‘ (17) 

Für die Erarbeitung einer solchen Theorie spielte zweifelsohne eine entschei- 
dende Rolle, daß die Frauenbewegung zu einem Zeitpunkt entstand, an dem die 
antiautoritäre Bewegung sich ihrem Ende zuneigte und in eine Dogmatisierungspha- 
se trat, die sich in der Bundesrepublik und Westberlin besonders stark auswirkte. 
„Die feministischen Auftritte paßten nicht ins Konzept einer Bewegung, die sich 
immer mehr auf ein angeblich proletarisches Erbe besann und zu diesem Zeitpunkt 
alle Anstrengungen unternahm, ihren enttäuschten Idealismus und ihre Hoffnungen 
auf Identität in die Geschichte der Klassenkämpfe hineinzuretten.“ (18) Der damit 
notwendig gewordenen politischen Legitimation konnten sich besonders die Frauen 
nicht entziehen, die sich aus politischen Organisationen rekrutierten (19). 

Inwieweit man daraus schließen kann, daß es zuerst die politischen Frauen 
waren, die die Spaltung in einen antikapitalistischen undeinen antipatriarchalischen 
Kampf vollbrachten, indem sie mit ihrer Betonung des allgemeinen Kampfes dem 
Frauenkampf eine untergeordnete Rolle zuordneten (20), ist wahrscheinlich weni- 
ger wichtig zu diskutieren als die Frage, was sich hierin ausdrückt. Die radikale In- 
fragestellung gesellschaftlicher Identifikationsmuster weiblicher Subjektivität muß 
als historisch beispiellos angesehen wer den. Dem Verlust des eigenen Standorts ent- 
sprach die Suche nach einer Identität. Die Erfahrungsebene der Konfrontation hatte 
die Sensibilisierung für Unterdrückungsformen verschärft. Die Ablehnung aller Maß- 
stäbe als männlich formulierter warf auf das eigene Geschlecht zurück. Kollektive 
Selbsterfahrung wurde zum Mittel der Aneignung eigener und gesellschaftlicher 
Realität. Der theoretischen und praktischen Suche nach der historisch „verschütte- 
ten‘ Frau diente-dem Konstitutionsprozeß einer neuen Gesellschaft, die als solche 
Befreiung für alle versprach (21). \ 


17 _ Mühlbauer, Rita, a.a.O., 8.224 f. 

18 ebenda $.228 

19 In- Westberlin läßt sich diese Entwicklung anhand des „Sozialistischen Frauenbundes“ 
nachvollziehen. 

20 vgl. „Schwarze Protokolle“, Januar 1974, S.12 

21 Der theoretischen Position entspricht das Beispiel der in den USA entwickelten Women’s 
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Daß dieser Konstitutionsprozeß nur bruchstückhaft in eine Theorie bildung 
einging, muß wesentlich darin gesehen werden, daß die im Patriarchalismusvorwurf 
liegende Totalität nahezu die gesamte Menschheitsgeschichte als ein erneutes Unter- 
suchungsobjekt erforderlich machte. 

Den der politischen Legitimation unterliegenden Frauen erlaubte sich diese 
maßstabsetzende Zentrierung auf das eigene Geschlecht nicht. Nicht Negation (der 
von Männern geschaffenen) gesellschaftlichen Bedingungen, sondern umgekehrt, die 
Wahrnehmung und Analyse derselben unter dem Aspekt ihrer Unterdrückungsmo- 
mente für beide Geschlechter, war das Ergebnis ihres Rückgriffs auf die Klassiker 
der sozialistischen Theorie. Denn erst im Prozeß der aktiven Veränderung dieser Un- 
terdrückungsmomente entwickeln die Frauen ihre Fähigkeiten und die zukünftige 
Basis gleicher Ausgangsbe dingungen für beide Geschlechter. 

Da die Frau aufgrund ihrer spezifischen Benachteiligung durch Mutterschaft, 
Ehe und Haus eine Einschränkung ihrer gesellschaftlichen Teilnahme erfährt, gilt es 
diese gesondert zu fördern. Aufgrund mangelnder Berücksichtigung des historischen 
Gehalts der von ihnen adaptierten Theorie erforderte ihre Identitätssuche im Pro- 
zeß der Veränderung der Gesellschaft ein hohes Maß an Selbstverleugnung, wurde 
die Wahrnehmung weiblicher Diskriminierungsformen — die Gemeinsamkeit des 
Klassenkampfs nicht gefährdend — nur in ihrer systembedingten Abstraktion erlaubt. 
Ein wesentlicher Bereich der konkreten täglichen Erfahrungsebene blieb so notwen- 
digerweise ausgeklammert. 

Der Ausschließlichkeitsanspruch, der beiden Vorgehensweisen innewohnte, 
prägte die die Frauenbewegung konstituierenden Widersprüche von sozioökonomi- 
schen Gegensätzen und Frauensolidarität, von Selbstverständnis und Praxis und 
kennzeichnet die bereits genannte dominierend theoretische Auseinandersetzung 
über die Vorrangigkeit von Patriarchat oder Kapitalismus. Die Frauenbewegung 
auf ihrem Entwicklungshintergrund zu reflektieren, heißt, die skizzierten Proble- 
me auch ausgedrückt in ihren Theorien zu bedenken und heißt weiterhin, die alter- 
nativen Strategien des Geschlechter- oder Klassenkampfs als noch unausgereiften 
Stand einer jungen Bewegung zu akzeptieren. 

Auf diesem Stand ist die Frauenbewegung allerdings weder theoretisch noch 
strategisch in der Lage, der Komplexität der Emanzipationsproblematik gerecht zu 
werden (22). Dies erweist sich als entscheidendes Hindernis ihrer Mobilisierungswir- 
kung. 

Die Ausweitung des Forschungsstandes und die Vervielfältigung der Erfah- 
rungsebene hat — so eine These der Verfasserin — die anfänglich politische Konfron- 
tation zugunsten einer Vielzahl theoretischer und praktischer Projekte in den Hin- 
tergrund treten lasser und wird — in Ansätzen bereits sichtbar — den Alternativcha- 
rakter von Kapitalismus und Patriarchat zugunsten einer ihre Verbindung reflektie- 


Studies, ein interdisziplinärer Wissenschaftsbereich, in dessen Zentrum die Erforschung 
der Frau in der patriarchalischen Gesellschaft steht, der praktischen Beispiele wie Frauen- 
verlage, Frauenzeitungen, -druckereien, -buchläden, -banken, etc. 

22 vgl. dazu auch Prokop, Ulrike, Weiblicher Lebenszusammenhang. Von der Beschränkt- 
heit der Strategien und der Unangemessenheit der Wünsche, Ffm 1976 
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renden Analyse reduzieren. Die Effektivität der Frauenbewegung wird weitestge- 
hend davon abhängen, inwieweit auf Basis solcher Analysen die Strategien zu ver- 
vielfältigen sind und ihre Kombination politisch möglich sein wird. 

Auf diesem Hintergrund erweist sich die Relevanz der Forderung nach Aner- 
kennung der Hausarbeit. p 

Sie greift den Tatbestand auf, daß weder kapitalistische noch sozialistische 
Gesellschaften auf die private Wahrnehmung familialer Reproduktionsarbeit — be- 
sonders im Falle von Kindern — verzichten können, daß diese Arbeiten nahezu aus- 
‘schließlich von Frauen ausgeführt werden und daß in kapitalistischen Gesellschaften 
die von Sozialistinnen erhoffte emanzipatorische Wirkung außerhäuslicher Arbeit 
ihre Einschränkung nicht nur durch die Auswirkung der Doppelbelastung auf die 
Frauen selbst erfährt, sondern der „geschlechtsspezifische Arbeitsmarkt“ sich ja ge- 
rade dadurch auszeichnet, daß er die Doppelbelastung als profitables Moment in sei- 
ner Struktur aufgegriffen hat. 

Der Versuch, auf Basis dieser Erkenntnisse die Hausarbeit analytisch als Ar- 
beit zu erfassen, dient nun nicht dem Zweck, diese als „vorkapitalistische Arbeit“ in 
ihrer Auswirkung auf das „rückständige politische Bewußtsein“ der (Haus)Frauen 
zu analysieren und daraus die Legitimation für die Notwendigkeit eines (zusätzli- 
chen) außerhäuslichen Arbeitsplatzes abzulenken, sondern dazu, den Widerspruch 
von gesellschaftlich notwendiger Arbeit und ihrer gesellschaftlichen Nichtbewertung 
aufzuzeigen, diesen Widerspruch in seiner Auswirkung auf die betroffenen Frauen 
zu analysieren und nach seinen systemstabilisierenden Ursachen zu fragen. Der anti- 
kapitalistische Charakter der strategischen Konsequenz wird nicht in einer Ableh- 
nung, sondern im Gegenteil in einer Anerkennung der Hausarbeit durch die dieser 
Gesellschaft entsprechenden Form, das Geld, gesehen. Geld, als sichtbarer Ausdruck 
von Arbeit, Kann entsprechend der Analyse nicht bedeuten, auch die Arbeit qualita- 
tiv zu akzeptieren, denn eine Distanzierung von der Arbeit setzt ja deren Wahrneh- 
mung als Arbeit überhaupt erst voraus; das Geld stellt gleichzeitig die materiellen 
Möglichkeiten, die Ablehnung der Arbeit und mit ihr verbundener Abhängigkeits- 
verhältnisse auch praktizieren zu Können. 

Der Ansatz ist insofern für die Emanzipationsdiskussion nicht nur in seiner 
Kritik an der Sozialistischen Emanzipationstheorie interessant, als er die Frage nach 
einer theoretischen undstrategischen Vernachlässigung des familialen Reproduk tions- 
bereiches stellt, er ist vor allem deshalb interessant, weil er die Aufhebung der ge- 
schlechtsspezifischen Arbeitsteilung in einen gesellschaftsanalytischen Zusammen- 
hang stellt und damit die zentralen Forderungen beider bislang alternativ diskutier- 
ten Strategien miteinander verbindet. 

Inwieweit die Kategorie der Hausarbeit theoretisch ein Verbindungselement 
kapitalistischer und patriarchalischer Strukturen darstellt, kann in der Arbeit nicht 
geklärt werden, wäre jedoch weiterführend zu überdenken. 

Es muß bereits hier — weil aus Gründen des Umfangs in diesem Rahmen nicht 
darstellbar (23) — festgestellt werden, daß den Vertreterinnen der Forderung nach 


23 Es handelt sich bei dieser Arbeit um die Zusammenfassung einer Diplomarbeit gleichen 
Titels, die 1977 am Otto-Suhr-Institut der FU Berlin (West) geschrieben wurde, Die Dar- 
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Anerkennung der Hausarbeit die zentrale Beweisführung der Hausarbeit als kapita- 
listisch notwendiger Arbeit nicht gelingt. 

Dies hat im wesentlichen methodische Gründe, ändert nach Meinung der Ver- 
fasserin aber nichts an der Relevanz dieser Fragestellung für den skizzierten Zusam- 
menhang. 

Aus diesem Grund soll die Fragestellung im folgenden aufgegriffen und weiter- 
geführt werden, um anhand ihrer Einschätzung den Stellenwert einer Kategorie der 
Hausarbeit für ein Emanzipationskonzept bestimmen zu können. 

Sollte die Hausarbeit ihren — im Sinne einer kapitalistischen Formbestimmt- 
heit — gesellschaftlich notwendigen Charakter erweisen, steht ihr — soweit ist den 
Vertreterinnen der Lohnforderung zuzustimmen — auch die dieser Gesellschaft ent- 
sprechende Form der Anerkennung, das Geld, zu. 

Die Berechtigung dieser Forderung unterstellt, erweist sich die Frage nach der 
systembedingten Funktionalität ihrer bisherigen Nichtbewertung als relevant, um den 
antikapitalistischen Anspruch der Strategie klären zu können. 

Für den VErlauf der Arbeit seien noch folgende Voraussetzungen angemerkt: 
auf die Entstehungsbedingungen der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung kann 
nicht eingegangen werden, d.h. die geschlechtsspezifische Festlegung der Frau auf 
die Tätigkeit des privaten Reproduktionsbereiches wird vorausgesetzt, die Frau als 
Hausfrau wird idealtypisch verwandt, d.h. als solche wird die Frau immer als Nicht- 
Lohnarbeiterin und somit abhängig vom Mann definiert, In dieser Vorgehensweise 
ist von der Situation abstrahiert, daß Zuweisung und Ausführung familialer Arbeit 
im Zusammenhang mit einer zusätzlichen außerhäuslichen Arbeit geschehen. 


2. Der gesellschaftliche Stellenwert von Hausarbeit 
2.1 Kritik an der „Konzeption“ der produktiven Arbeit 


Der Schwerpunkt der Diskussion um die Anerkennung von Hausarbeit liegt auf der 
Institutionalisierung der Hausarbeit, dem Realitätsgehalt einer Forderung nach 
Lohn für die Hausarbeit und dem „Konzept‘‘ der produktiven Arbeit. Wird die In- 
stitutionalisierung der Hausarbeit zusammen mit dem Realitätsgehalt der Lohnfor- 
derung abschließend aufzugreifen sein, soll im folgenden die Diskussion um die 
Hausarbeit als mehrwertschaffende Arbeit nachvollzogen werden. 

Die Vertreterinnen der Forderung nach Anerkennung der Hausarbeit bleiben 
— wie eingangs erwähnt — den Nachweis ihrer zentralen These mit Hinweis auf noch 
folgende Arbeiten schuldig. Die Kritik an der „Konzeption“ der produktiven Haus- 
arbeit Konzentriert sich im wesentlichen auf zwei Punkte (1): 


stellung und Analyse der „Bewegung Lohn für Hausarbeit“ fielen in diesem Rahmen dem 
Umfang zum Opfer. Die Ergebnisse müssen deshalb in Kurzform eingebracht werden. 
1 Die Darstellung bezieht sich ausschließlich auf 
— Dalla Costa/James and the Subversion of Marxism: A Critique, in: Women and Revo- 
lution No. 5, 1974, und R 
— Gerstein, Ira, Domestic Work and Capitalism in: Radical America, vol.7, nos. 4/5 July- 
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1. den Unterschied zwischen industrieller und privater Konsumtion (i.e. familialer 
Konsumtion) 

2. den zwischen produktiver Arbeit als mehrwertschaffender und einfacher als ge- 
brauchswertschaffender Arbeit. 

Der erste Punkt greift einen Aspekt der spezifisch kapitalistischen Form notwendi- 

ger Einheit von Produktion und Konsumtion auf, nämlich den, daß die private als 

individuelle Konsumtion in einem von dem der industriellen Konsumtion unterschie- 

denen Bereich — der Familie — stattfindet. 

Die Kosten der individuellen Konsumtion stellen zwar — als Lohnkosten — ei- 
nen Faktor der industriellen Produktion dar, die individuelle Reproduktion selber 
ist aber keine kapitalistische Produktion. Da die Kategorie der produktiven Arbeit 
sich auf den Verwertungsprozeß des Kapitals bezieht, erfordert die Annahme der 
Hausarbeit als produktiver die Annahme von Kapitalverhältnissen für die Familie. 
Dies hieße, entweder die Arbeiterklasse als Produzenten und Besitzer der Arbeits- 
kraft zum Besitzer des von ihnen geschaffenen Mehrwerts zu erklären (2) oder aber 
den Kapitalisten zum Besitzer der Familie (3). 

Beides, nicht ohne Phantasie, bedarf jedoch wohl kaum der ernsthaften Dis- 
kussion. Sowenig der Arbeiter Besitzer des Mehrwerts ist, sowenig besitzt der Kapi- 
talist den Arbeiter, denn gerade durch letzteres, nämlich die ‚Freiheit‘ des Sich-ver- 
kaufen-Müssens, unterscheidet sich der Kapitalismus von vorkapitalistischen Gesell- 
schaftsformationen. 

Es kann so weder die Produktion und Aufzucht von Nachkommen als kapita- 
listische Warenproduktion gefaßt werden, denn die im Menschen angelegte und re- 
produzierte potentielle Arbeitsfähigkeit realisiert erst auf dem Markt ihren Waren- 
charakter, noch die Reproduktion der Ware Arbeitskraft, denn diese — so die inhalt- 
liche Aussage des zweiten Punktes — ist nicht kapitalistische, sondern einfache Wa- 
renproduktion. Sie erfolgt nicht unter dem Gesichtspunkt der Verwertung des 
Werts, rastloser Motor kapitalistischer Warenproduktion, sondern unter dem der 
Konsumtion (4). Ist die Verwertung des Werts aus der Sicht des Einzelkapitals unbe- 
grenzt, so ist es die Konsumtionsfähigkeit des Individuums nicht. Sie findet ihre 
Grenze in seiner historisch und moralisch definierten Aufnahmekapazität. Die Haus- 
"arbeit ist gebrauchswertschaffende Arbeit (5). Der Wert der Ware Arbeitskraft setzt 
sich zusammen aus dem der konsumierten Lebensmittel (im weitesten Sinne) und 
dem der zu seiner Aufrechterhaltung nötigen Dienste. Die Hausarbeit ist hier als 
wertübertragende oder werterhaltende Arbeit nicht berücksichtigt. Dies heißt nicht, 
daß Frauen im Haus nicht arbeiten, aber Hausarbeit ist keine kapitalistische Arbeit 


October 1973. Beide Vertreter{innen) können als typisch für diesen Argumentations- 
verlauf angesehen werden. 
vgl. Gerstein, Ira, a.a.O., S.114 
vgl. Dalla Costa/James and the Subversion of Marxism..., a.2.0., S.4 
vgl. Gerstein, Ira, a.a.0., S.113 
Zum Aspekt der Hausarbeit als einfacher Gebrauchswertproduktion vgl. auch Benston, 
Margaret, The Political Economy of Women’s Liberation, in: Monthly Review, vol.21, 
No. 4 (Sept. 1969). Übersetzung dieses Artikels in: Mitchell, J. u.a, Frauenemanzipa- 
tion, München 1974 
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(6). Da die Hausarbeit nur Gebrauchswerte, keine Werte schafft, ist die Forderung 
nach Bezahlung der Hausarbeit unberechtigt. Hausarbeit und Lohnarbeit sind von- 
einander unabhängige ökonomische Kategorien, die — auf unterschiedlichen sozia- 
len Beziehungen beruhend — ihren eigenen Gesetzen gehorchen. Eine wesentliche 
Mystifikation dieser Gesellschaft besteht allerdings daran, daß Hausarbeit als ökono- 
mische Kategorie identifiziert wird mit weiblicher Arbeit, ein Aspekt, der auf die 
geschlechtsspezifische Arbeitsteilung zurückzuführen ist. Nicht weil Frauen diese 
Arbeit machen, schafft Hausarbeit keine Werte, sondern aus ihrem Charakter als 
Hausarbeit heraus (7). 


2.2 Die gesellschaftliche Notwendigkeit von Hausarbeit 


Die Hausfrau arbeitet also, diese Arbeit ist aber keine wert-, schon gar nicht mehr- 
wertschaffende Arbeit, so das Fazit des letzten Abschnittes, dem erst einmal so weit 
gefolgt werden kann, als die Hausarbeit keine mehrwertschaffende Arbeit ist. 

Der dargestellte Argumentationsgang ist Ausdruck einer Gesellschaftsanalyse, 
die die Konstituierung kapitalistischer Form von Gesellschaft folgendermaßen faßt. 
Die Mitglieder dieser Gesellschaft stellen ihren gesellschaftlichen Zusammenhang 
nicht mehr unmittelbar — für sie wahrnehmbar — im Akt gemeinschaftlicher Produk- 
tion/Reproduktion her, sondern nur noch mittelbar über den Austausch, zudem ver- 
fremdet in der Form von Waren, respektive ihrem Wertausdruck in Geld. 

Dem vorausgesetzt und impliziert ist der Warencharakter von Arbeit. Das be- 
deutet, daß als Resultat von Arbeitsteilung und spezifischer Besitzverhältnisse dem 
Menschen das fremd — oder entfremdet — wird, was als „Wesenstätigkeit‘ seine spe- 
zifisch menschliche Fähigkeit ausmacht, sich selbst und seine Umwelt schaffen, er- 
fassen und verändern zu können, die Arbeit. Arbeit, eigentlich Zweck der Befriedi- 
gung von Bedürfnissen, wird so zu einem bloßen Mittel, das wahrgenommen werden 
muß, um Bedürfnisse, nun außerhalb dieses Bereichs liegend, realisieren zu können. 
Entfremdung umfaßt so den Inhalt der Arbeit, das Produkt dieser Arbeit, Entfrem- 
dung von sich selbst und seinem gesellschaftlichen Zusammenhang, wird aber gleich- 
zeitig definiert als Übergangsstadium, das durchlaufen werden muß, um die objekti- 
ven und subjektiven Bedingungen seiner Aufhebung hervorbringen zu können. 

Da der Hausarbeit Warenform abgesprochen wird, fällt die hier geleistete Ar- 
beit aus dem beschriebenen Zusammenhang heraus, mit dem bemerkenswerten Er- 
gebnis, daß Arbeit, die der — jeder Gesellschaft unentbehrlichen — Produktion und 
Reproduktion der Gattung dient, entweder auf die Stufe privater Arbeit, die ihren 
gesellschaftlichen Charakter nicht ausdrücken kann, verwiesen wird, damit je nach 


Dalla Costa/James and the Subversion of Marxism... ., 2.a.0., S.4 

Gerstein, Ira, a.a.O., S.119. 

Dient den Autoren. in „Women and Revolution“ das Untersuchungsergebnis ausschließ- 
lich dazu, die Notwendigkeit der außerhäuslichen Arbeit zu bekräftigen, ist Gersteins 
Aufsatz — im Gegensatz dazu — durch ein wesentlich differenzierteres Aufgreifen dieser 
Problematik gekennzeichnet. 


In 
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Gesichtspunkt verschwendete Arbeit oder schlicht Privatvergnügen ist, oder aber als 
vorkapitalistische Arbeit in der historischen Auflösung begriffenes Relikt ist. Für 
das Subjekt dieser Arbeit, die Hausfrau, bedeutet dies den Ausschluß aus einer 
wenn auch entäußerten Form ihrer Gesellschaftlichkeit, die Konstituierung ihrer 
eigenen individuellen und gesellschaftlichen Existenz nicht „an ihr“, sondern schlicht- 
weg ohne sie, und eine tätige Konstituierung ihrer individuellen und gesellschaftli- 
chen Existenz nur um den Preis doppelter Arbeit. 

In dieser Form muß die Analyse sich geschlechtsspezifische Diskriminierung 
vorwerfen lassen. 

Um die Hausarbeit dennoch als gesellschaftlich notwendige Arbeit begreifbar 
zu machen, erweist es sich als notwendig, einige Aspekte der gesellschaftlichen 
Formbestimmtheit des Geldes hinzuzuziehen. 

Um sich zu reproduzieren, verkauft der Lohnarbeiter seine Arbeitskraft. Mit 
der Lohnform ist die spezifische Eigentumsform des Lohnarbeiters gegeben. Sie 
macht ihn zum Privateigentümer, als solchen gleich allen anderen Privateigentümern, 
Verschwunden ist in dieser Form die Notwendigkeit des an Produktionsmitteln be- 
sitzlosen Arbeiters, seine Arbeitskraft als Ware auf dem Markt verkaufen zu müssen 
und erscheint als freier Willensakt seiner selbst. Der Lohn stellt weiter die spezifi- 
sche Form der Teilhabe des Arbeiters am gesellschaftlichen Reichtum dar und setzt 
als familiale Beitragsform des Mannes in seiner Quantität den Rahmen privat zu be- 
treibender Ökonomie. „Der Selbständigkeit der Eigentümer auf dem Markt entspricht 
eine Selbstdarstellung der Menschen in der Familie. Deren, wie es scheint, vom ge- 
sellschaftlichen Zwang gelöste Intimität ist das Siegel auf die Wahrheit einer im Wett- 
bewerb geübten Privatautonomie. Private Autonomie, die ihren ökonomischen Ur- 
sprung verleugnet, eine außerhalb des Bereichs der durch den autonom sich dünken- 
den Marktteilnehmer einzig praktizierten, verleiht denn auch der bürgerlichen Fami- 
lie das Bewußtsein ihrer selbst. Sie scheint freiwillig und von freien Einzelnen be- 
gründet und ohne Zwang aufrechterhalten zu werden.“ (8) 

Für die Frau stellt es sich nun so dar, daß sie als Hausfrau nicht über ihre Ar- 
beitskraft als Ware verfügt. Um sich zu reproduzieren, verkauft sie demnach ihre Ar- 
beitskraft nicht, sondern sie heiratet. Die Ehe erscheint aber nicht als ein Mittel zur 
Reproduktion (9), sondern letztere wird untergeordnetes Element eines übergeord- 
neten Zusammenhangs, der Familie. Definitionsgemäß erlaubt diese unter Berufung 


8 Habermas, Jürgen, Strukturwandel der Öffentlichkeit, Neuwied und Berlin 1971 (5. Aufl.) 
S.64. Diese bürgerliche Fiktion der freien: Verfügbarkeit über eigenen Besitz wird im 
übrigen darin unterstützt, daß das private „Haushalten“ den Anschein hat, daß die 
Selbsterhaltung in eigener Regie organisiert wird. Vgl. dazu Milhoffer, Petra, Familie und 
Klasse, Ffm 1973, S.69 

9 Man kann davon ausgehen, daß die gesellschaftlichen Alternativen, die Frauen zugestan- 
den werden, nach wie vor ausschlaggebend dafür sind, inwieweit die Ehe als Mittel der 
Reproduktion wahrgenommen werden muß. Ist die „‚Liebesheirat‘“ historisch gesehen 
ohnehin neueren Datums, entbehrt diese Bezeichnung erst dann ihres ideologischen 
Charakteıs, wenn sie nicht mehr die Ausnutzung emotionaler Bedürfnisse für gesell- 
schaftlich unbezahlte Reproduktions- und Aufzuchtsarbeit — zudem noch auf Kosten 
eines ganzen Geschlechts — beinhaltet. 
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auf die natürliche und sittliche Ordnung rechtlich abgesicherte Arbeitsteilung (10) 
nicht, die familialen Leistungen der Frau als Arbeit, die der eigenen Reproduktion 
dient, zu betrachten, sondern als Pflichten, die der Aufrechterhaltung der Familie 
geschuldet sind. Um diese aber wahrnehmen zu können, muß die Reproduktion der 
Frau gewährleistet sein. Entsprechend bestehen die Pflichten des Mannes gegenüber 
der Familie in der Versorgungsleistung, ‚„Haushalts- und Berufstätigkeit sind, von 
der Familie aus gesehen, beide unerläßlich.‘‘ (11) Die Frau geht so als Nicht-Besitze- 
tin in die Ehe ein (12), d.h. wie dargestellt, sie verkauft ihre Ware Arbeitskraft in 
der Ehe nicht, erhält dementsprechend auch nicht den Wert ihrer Ware in Geld. 

Die damit gesetzte direkte Abhängigkeit von ihrem Ehemann erweist ihre Not- 
wendigkeit als Zwang zur Wahrnehmung gesellschaftlicher Aufgaben, denn die Fa- 
milie spielt — so Habermas — ihre genau umschriebene Rolle im Verwertungsprozeß 
des Kapitals, nicht nur hinsichtlich der Schaffung einer personellen Kontinuität, die 
die Akkumulation des Kapitals gewährleistet, sondern vor allem dient sie, als eine 
Agentur der Gesellschaft, der Aufgabe jener schwierigen Vermittlung, die beim 
Schein der Freiheit die strenge Einhaltung der gesellschaftlich notwendigen Forde- 
rungen dennoch herstellt (13). 

Die Besitzlosigkeit der Frau macht ihre Abhängigkeit von der Beitragsform 


des Mannes — dem Lohn (14) — aus, denn nur mittels diesem können die zur Repro- 
Benno 


10 Vgl. Simitis, Spiros, Zur Situation des Familienrechts — über einige Prämissen, in: Simi- 
tis, S./Zenz, G. (Hısg.), Seminar Familie und Familienrecht, Bd. 1, Ffm 1975, S. 17. Si- 
mitis verweist in diesem Zusammenhang auf die gesellschaftliche Relevanz der Familie 
angesichts der Tatsache, daß die Heraushebung der Familie aus der Ebene einer rational 
zugänglichen Argumentation ihren Stellenwert in der Durchsetzung, Festschreibung und 
Immunisierung von Normen zum Zwecke der Verteidigung einer bestimmten Vorstellung 
von Familie findet, die als solche dann als rechtlich einzig tolerabel hingestellt wird, 

Die Normen unterliegen zwar der historischen Veränderung, nicht aber deren Bedeutungs- 
gehalt als Konkretisierung der natürlichen und sittlichen Ordnung. 

11 Müller-Freienfels, Wolfram, Gleichberechtigungsprinzip und eheliches Güterrecht, in: Si- 
mitis, S./Zenz, G. (Hrsg.), a.a.0., S. 263 

12 Die vermögensrechtliche Stellung der Frau war bis zum Inkrafttreten des Gleichberechti- 
gungsgesetzes 1953 dadurch gekennzeichnet, daß — brachte sie Vermögen mit in die Ehe 
— die Verfügungsgewalt und Einkünfte aus demselben an den Mann übergingen. Ab 1958 
wurde die Zugewinngemeinschaft gesetzlicher Güterstand (falls nicht anders vereinbart). 
Die Zugewinngemeinschaft besagt, daß während der Dauer der Ehe die Vermögen der 
Ehegatten getrennt bleiben, das während der Ehe ‚„dazugewonnene“ unter den Ehegatten 
ausgeglichen wird. Die selbständige Verfügung beider über ihre getrennten Vermögen un- 
terliegt allerdings Beschränkungen. Sie darf die wirtschaftliche Grundlage der Familie 
nicht gefährden. Ergänzend gilt zu bedenken, daß sich an der abhängigen Stellung der 
nichtberufstätigen Frau damit insofern nichts ändert, als sich die Zugewinngemeinschaft 
für sie ohnehin nur dann auswirken kann, wenn der lohnabhängige Ehemann mehr ver- 
dient, als für den Unterhalt der Familie erforderlich. In ihren ökonomischen Konsequen- 
zen für beide Ehepartner bedenklich, für die Frau in jedem Fall erst einmal positiv ist die 
neuerliche Erweiterung der Zugewinngemeinschaft um Renten- und Pensionsansprüche. 

13 Vgl. Habermas, Jürgen, a.a.O., S. 64 

14 Zur Frage der Bezahlung der Frau durch den Lohn des Mannes: „Wenn lange Zeit ein 
Teil der männlichen Arbeiter aus ihrem Lohn eine Frau unterhielt und diese nicht er- 
werbstätig wurde, so nicht deshalb, weil der Lohn des Arbeiters für mehrere Personen 
ausreichte, sondern weil er mit seinem Lohn Ökonomie betrieb. Stellte ihm die Frau not- 
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duktion notwendigen Güter gekauft werden. Das bedeutet: in der Notwendigkeit ih- 
rer eigenen Reproduktion ist ihr Interesse an der Verkaufbarkeit der Arbeitskraft 
ihres Mannes und damit seiner Reproduktion begründet. 

Weiter kann ihre Teilnahme an den gesellschaftlichen Verkehrsformen nur 
über Geld stattfinden. Sie erfolgt demnach stellvertretend (15), indem die Frau die 
Konsumgüter realisiert, die zur Aufrechterhaltung der Arbeitskraft — einschließlich 
der eigenen — erforderlich sind (16). In dieser Konsumtionsfunktion realisiert sie 
aber gleichzeitig Kapitalwerte, denn die Umsetzbarkeit von Warenkapital in Geld ist 
eine notwendige Voraussetzung der Reproduktion des Kapitals. 

Analysiert man die Lohnform nun unter dem Aspekt, daß dem Lohnarbeiter 
nur so viel zugestanden wird, wie er benötigt, um sich und seine Familie zu reprodu- 
zieren, so ist damit die ständig erneute Erfordernis des Verkaufs seiner Arbeitskraft 
ausgedrückt. Zu berücksichtigen, daß der lebensnotwendige Zusammenhang von Pro- 
duktion und Konsumtion unter kapitalistischen Bedingungen den Lohnarbeiter da- 
zu zwingt, die Bedingungen seiner Ausbeutung ständig von neuem zu reproduzieren, 
heißt zu berücksichtigen, daß die Frau als Hausfrau einen unentbehrlichen Beitrag 
dazu leistet. Man kann also bereits hier feststellen, daß, solange der männliche Lohn- 
arbeiter aus den unterschiedlichsten hier nicht zu erläuternden Gründen (17) nicht 
in der Lage ist, sich selbst zu reproduzieren und keine gesellschaftliche Lösung für 
die Aufzucht von Nachkommen gefunden ist, über die Notwendigkeit von Hausar- 
beit für diese Gesellschaft kein Zweifel bestehen kann. 

Produktion (18), Konsumtion und Reproduktion können so als allgemeine 
Bedingungen für eine Kategorie der Hausarbeit gefaßt werden. Sie erweisen sich in 


wendige Dienstleistungen und Produkte so wohlfeil zur Verfügung, daß sie, zusammen 
mit den Kost- und Logiskosten für die Frau, noch unter den entsprechenden Marktprei- 
sen lagen, so widerspricht die Tatsache, daß er eine nichterwerbstätige Ehefrau hat, nicht 
der Definition des Lohnes als bloßem Gegenwert für die Erhaltung der individuellen Ar- 
beitskraft. Voraussetzung eines solchen Gebrauchs seines Lohnes ist eine spezifisch histo- 
rische Situation der Frau, die die Fesselung ans Haus vorschreibt und bei den nachwach- 
senden Frauen ein entsprechendes Weiblichkeitsverhalten entstehen läßt. So erzeugten 
die überkommene Bescheidung der Frauen mit Kost und Logis als Vergütung ihrer Dien- 
ste und die ehemals hohen Preise für lebensnotwendige Güter den Schein, der Lohn um- 
fasse prinzipiell den Unterhalt für mehrere Personen, wenn sie sich nur unter die bürgerli- 
che Eheform gestellt hatten.‘ Heinsohn, G./Knieper, R., a.a.0.,$S. 111. 

15 Zum Begriff der stellvertretenden Funktion der Hausfrau vgl. Oakley, Ann, Women‘s 
Work, The housewife, past and present, New York 1974 

16 Geschicktes ökonomisches Verhalten gehört zu den an einer Hausfrau geschätzten Fähig- 
keiten. Es wird nicht zuletzt dafür verantwortlich gemacht, inwieweit es der lohnarbei- 
tenden Familie gelingt, ihr „Vermögen“ zu vermehren bzw. „Vermögen“ zu bilden. Vgl. 
dazu Kahn-Freund, Otto, Einige Bemerkungen zur Entwicklung des ehelichen Güterrechts, 
in: Simitis, S./Zenz, G. (Hrsg.), Seminar: Familie und Familienrecht, Bd. 1, Ffm 1975 

17 Hierunter fallen nicht nur Aspekte der geschlechtsspezifischen Sozialisation, sondern 
auch quantitative und qualitative Beanspruchung durch den Arbeitsplatz, Stand des Ver- 
sorgungssystems, das dem Haushalt zur Verfügung steht u.a. 

18 Die Produktion von Nachkommen ist in der Darstellung nicht mehr weiter angesprochen 
worden, da die Beschränkung des Sexualverkehrs auf den ehelichen Bereich eine gewisse 
Wahrscheinlichkeit der Nachwuchsproduktion in sich birgt. Daß dies allerdings keine aus- 
reichende Bedingung darstellt, dokumentiert: Heinsohn, Gunnar/Knieper, Rolf, Theorie 
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ihren dargestellten gesellschaftlichen Funktionen nicht nur als allgemeiner Faktor 
menschlicher Produktion schlechthin, sondern durchaus kapitalistisch ‚‚formbe- 
stimmt“, 


2.3 Stellenwert der unbezahlten Hausarbeit für die Formbestimmtheit der Familie 


Welcher Art ist nun diese Arbeit, die, obwohl gesellschaftlich notwendig, nicht zur 
Kenntnis genommen, d.h. nicht bezahlt wird? 

Die Frau produziert — so wurde festgestellt — Gebrauchswerte, Gebrauchswer- 
te für andere (19) in Form von Gütern und Dienstleistungen, die unmittelbar konsu- 
miert werden. Der Charakter dieser Arbeit als nicht wertschaffender Arbeit ist kein 
Grund für ihre Nichtbezahlung. Die Ausweitung des kapitalistischen Produktions- 
verhältnisses ist zwar der historischen Tendenz nach absolut, hält aber weiterhin 
Formen aufrecht, die zwar durch die dominante Produktionsstruktur bestimmt, aber 
nicht unter sie subsumierbar sind. Das heißt, es lassen sich durchaus Arbeiten nen- 
nen, die — obwohl nicht kapitalistisch betrieben — bezahlt werden, so Schuster, 
Schneider, Koch, Chauffeur, Prostituierte etc. (20). 

Allein die Tatsache, daß die Arbeit im Haus durch bezahlte Dienstkräfte leist- 
bar war und ist, als auch die, daß vor allem die Produktion sachlicher Gebrauchs- 
werte — die folglich als selbständige Waren zirkulieren können — dem Haus ausgela- 
gert und der kapitalistischen Produktion subsumiert wurden, spricht gegen die in 
Teil 2.1 vertretene These, daß die Nichtbezahlung auf den besonderen Charakter 
der Arbeit als individueller Reproduktionsarbeit zurückzuführen ist, sondern legt 
vielmehr umgekehrt den Schluß nahe, daß der besondere Charakter von Hausarbeit 
nur aus der spezifischen Verbindung von individueller Reproduktonsarbeit mit un- 
bezahlter weiblicher Arbeit zu erklären ist (21). 

Das der privaten Reproduktion zugrundeliegende soziale Verhältnis ist nun 
aber — wie ausgeführt — kein Lohnarbeitsverhältnis, sondern die Ehe. Das Gelingen 
einer Ehe — so Rosenbaum — setzt „die völlige Identifizierung der Frau mit den 
Aufgaben und Zielen des Mannes voraus. Nur so läßt sich das Fehlen eines eigenstän- 
digen Tätigkeitsbereiches psychisch kompensieren.“ (22) ldentifikation als Ausdruck 


des Familienrechts. Geschlechtsrollenaufhebung, Kindesvernachlässigung, Geburtenrück- 
gang, Ffm 1974 


19 In ihrer familialen Produktion produziert die Frau zwar auch Gebrauchswerte für sich 
selbst,.dennoch kann man davon ausgehen, daß ihre Funktion aus Hausfrau darin be- 
steht, Gebrauchswerte für andere zu schaffen. 

20 Zur klassenanalytischen Bestimmung der Zwischen- und Mittelklassen vgl. Projekt Klas- 
senanalyse, Materialien zur Klassenstruktur der BRD, Erster Teil, Westberlin 1973 

21 Die Tatsache, daß familiale Arbeiten sich durchaus gesellschaftlich wahrnehmen lassen, 
stellt die Frage nach der historischen Reduktion individueller Reproduktionsaufgaben 
auf ein Maß, das keine Delegation von Arbeit mehr erlaubt, d.h. vom Einzelnen selbst 
wahrgenommen werden kann. Erst unter diesen Bedingungen wäre der von Gerstein ver- 
tretenen These zuzustimmen, daß die Nichtbezahlung der Hausarbeit auf ihren spezifi- 
schen Charakter als individueller Reproduktionsarbeit zurückzuführen ist. 

22 Vgl. Rosenbaum, Heidi (Hrsg.), Familie und Gesellschaftsstruktur, Ffm 1974, S. 32 
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psychischer Kompensation muß aber gleichzeitig unter dem Gesichtspunkt der ver- 
hinderten Wahrnehmung eines eigenständigen Tätigkeitsbereiches gesehen werden. 
Dies als Basis einer psychischen Disposition für familiale Identifikation, denn die 
Entwicklung des Kapitalismus ist einerseits durch Einbeziehung der Frauen in die 
Produktion gekennzeichnet, die Durchsetzung seiner Gesetzmäßigkeit gegenüber der 
historisch vorgelagerten Gesellschaftsformation basierte aber andererseits auf einem 
Verdrängungsprozeß von Frauen aus gesellschaftlichen Tätigkeitsbereichen (23). 

Bedingungsmomente einer Identifikation waren für die bürgerliche Frau 
— mangelnde gesellschaftliche Alternativen, 

— dominierende Autoritätsstellung des Mannes, basierend auf der Verfügungsmacht 
über Eigentum als ökonomischer Existenzsicherung, 

— soziale Sicherheit (Alter) über die Vererbung von Eigentum durch Nachkommen- 
schaft. 

Daß diese Identifikation sich mit Proklamation der bürgerlichen Freiheits- und Gleich- 

heitsrechte als widersprüchlich darstellte, davon zeugt die bereits sehr früh entste- 

hende „bürgerliche‘“ Frauenbewegung (24). 

Die Gleichsetzung der bürgerlichen Interessen mit denen der Gesellschaft 
schlechthin erforderte die Notwendigkeit, den eigenen Verhaltensnormen über die 
eigenen Klassengrenzen hinaus Geltung zu verschaffen, Die Lohnarbeiterfamilie — 
so Heinsohn/Knieper — ist eine „Erfindung“ der bürgerlichen Gesellschaft und be- 
durfte direkter und in direkter staatlicher Intervention, um sie zu institutionalisieren 
und aufrechtzuerhalten (25). Den Identifikationsmomenten der bürgerlichen Frau 
fehlt hier die Basis. Die Wahrnehmung eines Tätigkeitsbereiches stellte sich hier nicht 
so sehr unter dem Gesichtspunkt einer Verhinderung gesellschaftlicher Alternativen 
(26), sondern als ökonomischer Zwang dar (27). Der damit bedrohten Familienorien- 


23 „das eigentliche Novum in der Geschichte der Familie (ist) nicht die erwerbstätige Frau, 
sondern gerade umgekehrt die Hausfrau. ‚Der Typ der Familie, der die Frau auf den Haus- 
halt beschränkt und dem Mann die Rolle des einzigen Ernährers vorbehält, stellt in der 
Tat nur einen Übergangstyp dar‘ (A. Myrdal, V. Klein). Genauso können wir die steigen- 
de Erwerbstätigkeit der Frauen und vor allem ihr langsames Eindringen in verschiedene 
wirtschaftliche Bereiche nur als einen Prozeß der Rückgewinnung ihrer früheren wirt- 
schaftlichen Position, allerdings unter anderen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Be- 
dingungen, betrachten. Dies eigentlich Neue an der ganzen Entwicklung ist nur der außer- 
häusliche Charakter der heutigen wirtschaftlichen Tätigkeit der Frau — der auch den ge- 
genwärtigen Konflikt zwischen ihrer Berufs- und Mutterrolle verursacht. Erwerbstätig 
war die Frau schon immer.“ Wagnerova, Alena K., Mutter, Kind, Beruf, Reinbek b. Ham- 
burg 1976, S. 25 

24 Vgl. die Petition der Pariserinnen in der Nationalversammlung 1789, in der sie politische 
Gleichberechtigung und wirtschaftliche Betätigungsfreiheit des weiblichen Geschlechts 
forderten. Ebenso die „Declaration des droits de la Femme‘ der Olympe de Gouges. Da- 
zu besonders Schröder, H./Sauter, Th., Zur politischen Theorie des Feminismus, in: Bei- 
lage zu „Das Parlament“, B 48/77 vom 3,7.1977 

25 Heinsohn, G./Knieper, R., Theorie des Familienrechts..., a.a.0. 

26 Insofern natürlich auch Verhinderung von Alternativen, als Ausbildungsniveau, Art und 
Weise der Tätigkeiten und die Schwierigkeiten der doppelt arbeitenden Frauen, für eine 
qualitative Veränderung dieses Bereichs einzutreten, zur Folge haben, daß Frauen hier 
häufig nur solange arbeiten, wie es finanziell unabdingbar ist. 

27 Entsprechend differierten anfänglich auch die Forderungen der gekennzeichneten „bür- 
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tierung erweist die Definition der „Zusatzarbeit‘‘ ihre nicht nur ideologischen, son- 
dern auch materiellen Dienste, verhinderte sie mit der so begründeten geringeren 
Entlohnung eine mögliche materielle Eigenständigkeit der Frau (28). 

Entsprechend der häufig nicht ausreichenden Versorgungsleistung des Mannes 
fehlt die sachliche Basis seiner Autorität. Die Vererbung der spezifischen Form sei- 
nes Eigentums bietet keinerlei Versorgungsleistung im Alter, im Gegenteil, die Nach- 
wuchsproduktion führt zur Verschlechterung der materiellen Lebensbedingungen 
der Familie (29). 

Das Reproduktionsinteresse des Eigentümers an Produktionsmitteln wider- 
spricht so in seiner Familienform objektiv der Situation der lohnabhängigen Familie. 

Die auf dieser Basis bereits vor rund hundert Jahren proklamierte Auflösung 
der Familie zeigte sich allerdings erstaunlich zählebig (30). 

An dieser Stelle würde sich — im Rahmen dieser Arbeit allerdings nicht leist- 
bar — als notwendigerweisen, den Lohnarbeiter entsprechend seiner Stellung im ge- 
samtgesellschaftlichen Produktions-/Reproduktionsprozeß zu differenzieren, denn 
sein durch die spezifische Form des Eigentums hervorgerufenes Scheininteresse als 
Privateigentümer unterliegt im Grad seiner Durchbrechung objektiv dem Entwick- 
lungsstand einer Gesellschaft, subjektiv den Bedingungen seiner Wahrnehmung. Für 
den individuellen Schein privater Ökonomie seien als Bedingungsfaktoren herausge- 
griffen: die reibungslose Verkaufbarkeit der Arbeitskraft und die Quantität des 
Lohnes. 

Der Rahmen der privaten Ökonomie bestimmt wesentlich den Arbeitsanfall in 
der Familie, d.h. die Möglichkeit der Nutzung gesellschaftlicher Dienstleistungen. 

Es kann angenommen werden, daß sich in lohnarbeitenden Familien mit ein- 
geschränktem Rahmen privater Ökonomie der Arbeitsaufwand für die Frau entspre- 
chend ‚umfangreicher darstellt. Erstaunlicherweise oder logischerweise erweist sich 
aber gerade für diejenigen, die die Arbeit zwangsweise wahrnehmen müssen, die Ne- 
gation der Arbeit durch die Nichtbezahlung als hergestellte Identifikation. 

Um dies zu erläutern, muß darauf verwiesen werden, daß Veräußerung von 
Arbeit nicht nur Vergegenständlichung des Produzenten, sondern, als gesellschaftli- 
che, gleichzeitig produzierte Verkehrsformen beinhaltet. 

Die familiale Arbeit ist keine Lohnarbeit, Charakteristikum der kapitalistischen 
Gesellschaft. Sie wird damit auf Gesellschaftsformationen verwiesen, die, dem Kapi- 
talismus historisch vorgelagert, logisch in seine Voraussetzungen eingingen, dh. in 
der Kategorie des Gebrauchswertes notwendiges Moment des Kapitalismus bleiben. 


gerlichen“ und „proletarischen‘“ Frauenbewegung. Das Recht auf Arbeit einerseits stellte 
sich andererseits als Schutz vor Arbeit dar. 

28 Auch die Geburtenpolitik — insbesondere die Diskussion um den $ 218 — erweist hier ih- 
ren Stellenwert, wirkt sich die Geburt von Kindern immer wieder als Zwang zur Familien- 
gründung aus. 

29 Aus den Konkurrenzbedingungen der Arbeiterfamilie allein, wie bei Heinsohn/Knieper 
zu lesen, eine Verweigerung der Nachwuchsproduktion abzuleiten, scheint der Verfasse- 
rin dieser Arbeit nicht ausreichend. Vgl. Barabas, F,/Sachße, Ch., Bevölkerungspolitik 
und Vergesellschaftung von Erziehung, in: „Kritische Justiz‘ 2/75 

30 Vgl. Engels, Friedrich, Der Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staates, 
MEW 21, Berlin (DDR), 1973 
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Die Gesellschaftlichkeit der Produzenten vorkapitalistischer Gesellschaftsformatio- 
nen stellte sich nicht — wie bereits dargestellt — hinter ihrem Rücken her, sondern 
war — aufgrund des konkret nützlichen Charakters ihrer Arbeit — unmittelbarer 
Ausdruck ihrer Produktion füreinander. ‚In den persönlichen Verhältnissen der Pro- 
duzenten in vorkapitalistischen Gesellschaften realisieren sich so die besonderen Be- 
dingungen ihrer Produktion; die persönlichen Verhältnisse existieren nicht ‚an sich‘ 
neben den besonderen Produktionsverhältnissen, sondern sind unmittelbarer Aus- 
druck derselben.“ (31) 

Was bedeutet nun die Verausgabung einer solchen Arbeit in einer kapitalisti- 
schen Gesellschaft? 

Die gesellschaftliche Verleugnung der Hausarbeit löst die hergestellten persön- 
lichen Beziehungen von ihrer materiellen Basıs, der Arbeit. Die Beziehungen erschei- 
nen so nicht mehr als Ausdruck von Arbeit, sondern bieten — so verselbständigt — 
die Möglichkeit der Umkehrung, d.h. die Erklärung der Funktionen aus diesen Be- 
ziehungen selbst. Arbeit wurde so zur Arbeit aus Liebe. 

Die Wahrnehmung eigener Leistung — nicht über die gesellschaftlich übliche 
Form von Geld — ‚sondern über die Dankbarkeit und Zuneigung von Mann und Kin- 
dern — muß alseine psychische Disposition hervorragenden Ausmaßes angesehen wer- 
den (32). Nicht nur ist die Arbeit als solche nicht sichtbar, d.h. „da ihre Arbeit aber 
nicht als Arbeit bewertet wird, fühlt sich die Hausfrau am Abend erschöpft, ohne 
daß sie ein Recht dazu zu haben glaubt, und so widerfährt ihr neben der Ungerech- 
tigkeit auch noch eine Kränkung“ (33), sie entzieht sich auch jeder Form der Meß- 
barkeit, Sexualität, Emotionalität; Putz- und Kochdienste stehen so auf einer Stu- 
fe (34). Jede Form der Verwertung oder Vernachlässigung — letzteres besonders im 
Falle einer Berufstätigkeit der Frau — ist mit Entzug der Anerkennung bedroht, d.h. 
nur auf Kosten psychischer Konflikte leistbar (35). Die üblicheren Formen des Pro- 
testes sind daher subtiler Art, d.h. Alkohol, Drogen bzw. Medikamente, psychische 
Erkrankungen und Formen der Überidentifikation, wie Putz-, Herrschsucht etc. (36). 

Die Frage nach der Ursache dieser von Dalla Costa bezeichneten „Kastration“ 
der Frau verweist letztendlich auf den Inhalt der im Haus geleisteten Arbeit. Hier 
zeigt sich der notwendige Zusammenhang von familialer Identifikation und nicht- 
entfremdeter Arbeit. „Die Tatsache, daß der Arbeiter gezwungen ist, seine Arbeits- 
kraft gegen Geld zu verkaufen, schließt notwendig die Entfremdung des Arbeiters 
von seiner bestimmten Tätigkeit ein. Die bestimmte Tätigkeit ist ihm prinzipiell nur 
Mittel zur Erlangung eines Wertquantums. Nicht das, was der Arbeiter weggibt, sei- 


31 Ramshorn, Angelika/Engeler, Christiane, Unveröffentlichtes Manuskript, S. 11 

32 Die Hilfeleistung geschlechtsspezifischer Sozialisation sei hier nicht unerwähnt. 

33 Riesmann, David/Denney, Reuel/Glazer, Nathan, in: Wagnerova, Alena K., a.a.0., S. 18 

34 „Liebe‘‘ geht ja bekanntermaßen durch den Magen. 

35 Die Rollenkonflikte werden häufig mit Begriffen der Schizophrenie-Förschung gefaßt, so 
die „double bind‘“-Situation. Vgl. Brandt, Gisela u.a., Zur Frauenfrage im Kapitalismus, 
Frankfurt 1973 

36 Vgl. u.a. Chesler, Phyllis, Frauen — das verrückte Geschlecht? Reinbek b. Hamburg 1974, 
Friedan, Betty, Der Weiblichkeitswahn oder die Selbstbefreiung der Frau, Reinbek b. 
Hamburg 1970 
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ne bestimmte Arbeit, sondern das, was er erhält, die Geldsumme, mit der er seine 
Reproduktion sichern kann, ist für ihn primär wichtig. Die Identifikation mit dem 
bestimmten Inhalt der Tätigkeit (...) tritt von vorneherein zurück hinter dem Inter- 
esse an der klingenden Münze. Auf seiten des Arbeiters ist also auch in diesem Ver- 
hältnis die objektive Gleichgültigkeit gegen den bestimmten Inhalt seiner Tätigkeit 
gesetzt und daher auch immer als Bewußtseinstatsache vorhanden (...). Die Heraus- 
bildung dieser Gleichgültigkeit gegen den bestimmten Inhalt der Tätigkeit macht es 
dem Arbeiter der Tendenz nach möglich, eine Differenz zwischen der konkret-nütz- 
lichen Tätigkeit und ihrer gesellschaftlichen Form, der Arbeit, der Arbeit zur Repro- 
duktion des bloßen Arbeitsvermögens, d.h. der Lohnarbeit, überhaupt zu denken.“ 
(37) Von.dieser Tendenz sind auch Arbeiten nicht ausgeschlossen, deren Produkte 
gemäß ihrer natürlichen Beschaffenheit nur in Form von Diensten existieren. Gleich- 
gültigkeit als ein der Identifikation entgegenwirkendes Moment muß also — von der 
Funktionalität des Systems her gesehen — dem familialen Zusammenhang ausge- 
schlossen bleiben, um die Qualität der Arbeit zu gewährleisten, die, in der Form ka- 
pitalistischer Lohnarbeit nicht leistbar, den menschlichen Träger der Ware Arbeits- 
kraft ausmacht, nämlich seine emotionale und psychische Produktion/Reproduk- 
tion (38). 

Wurde bisher festgestellt, daß die Frau mit der Wahrnehmung ihrer familialen 
Arbeit einen wesentlichen Beitrag dazu leistet, den Lohnarbeiter in die physische 
und psychische Lage zu versetzen, die Bedingungen seiner eigenen Ausbeutung stän- 
dig von neuem reproduzieren zu müssen, so Kann hier weiter präzisiert werden, daß 
sie so gleichermaßen die Bedingungen ihrer eigenen Ausbeutung produziert/repro- 
duziert. 

Die Herstellung unmittelbar menschlicher Beziehungen über den Akt der ge- 
meinschaftlich füreinander realisierten Produktion ist, aufgrund des spezifischen 
Charakters kapitalistischer Produktion, nur noch als familialer Restbestand auf Ba- 
sis der direkten Abhängigkeit der Frau möglich, abstrahiert so ständig von den 
menschlich bedeutsamen Qualitäten familialer Lebensform. 

Die Notwendigkeit der Negation familialer Arbeit durch ihre Nichtbezahlung 
erweist so ihren Legitimationscharakter hinsichtlich folgender Tatbestände: 

— der Verschleierung eines dem Kapitalismus widersprechenden direkten Abhängig- 
keitsverhältnisses, 

— der Verleugnung von Arbeit als materieller Basis menschlicher Beziehungen, 

— der Verschleierung von Arbeitsbedingungen, die nicht den kapitalistischen Krite- 
rien von Rationalität entsprechen. 


37 Projekt Klassenanalyse, Materialien zur Klassenstruktur der BRD, a.a.O., S. 281. 

38 Zum Problem der „tendenziellen Gleichgültigkeit‘‘ des Lohnarbeiters hinsichtlich der Ar- 
beit am Menschen, vgl. Müller, Ludmilla, Die Wertlosigkeit der Arbeit der Kinderaufzucht 
im Kapitalismus — wertlose Arbeit: Über die Folgen der Nichtbewertung der Arbeit der 
Mütter für das Bewußtsein der Frauen als Lohnarbeiterinnen, in: Prokla 22/76 
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2.4 Probleme einer Ableitung des Lohns für die Hausarbeit 


An dieser Stelle soll die Argumentation noch einmal zusammengefaßt werden. Den 
Vertreterinnen der Forderung nach Lohn für die Hausarbeit selbst ist aufgrund ihres 
methodischen Vorgehens die Möglichkeit einer Ableitung der Lohnforderung ver- 
wehrt. Die Versuche, die Forderung dennoch als berechtigt zu reflektieren, haben 
bisher zu den folgenden Ergebnissen geführt. 

Die Hausarbeit ist Arbeit, aber keine mehrwertschaffende Arbeit. Obwohl ge- 
sellschaftlich notwendige Arbeit, besteht ihre „kapitalistische Formbestimmtheit“ 
in der Negation dieser Arbeit. Sie wird damit auf die Stufe vorkapitalistischer Pro- 
duktion verwiesen. Die Probleme, die sich so für eine Ableitung des Lohns für die 
Hausarbeit ergeben, liegen auf der Hand. Obwohl Arbeit, fehlt ihr der Wertausdruck, 
dargestellt im Geld, d.h. sie kann sich als private Arbeit nicht gesellschaftlich dar- 
stellen. 

Weil sie sich gesellschaftlich nicht darstellen kann, entzieht sich die private 
Arbeit den gesellschaftlichen Bewertungsmöglichkeiten. 

Auf dieser Ebene bleibt nur die Flucht in den Widerspruch der „Natürlichkeit“ 
der dennoch gesellschaftlich formbestimmten Familie (39), oder aber — der Bewe- 
gung „Lohn für die Hausarbeit“ folgend — das Verlassen des bisher akzeptierten 
Rahmens der Diskussion. 

im folgenden soll diese Problematik beispielhaft an einigen Ansätzen, die 
Hausarbeit als Arbeit zu begreifen versuchen, dargestellt werden (40), 

Der bei Ludmilla Müller (41) in Kritik an Engels entwickelte Arbeitsbegriff 
versucht, einen Bereich familialer Arbeit — die Kinderaufzucht — seiner naturhaften 
Bestimmung zu entziehen und als Arbeit begreifbar zu machen. Arbeit wird von 
Müller verstanden als „das planvolle Verändern der in der Natur gegebenen Formen 
der Dinge“ (42). Die Unterscheidung von Natur „das Austragen und das Gebären 
eines Kindes sind Mühe, Anstrengung und Schmerzen, aber sie sind nicht Arbeit, 
sondern Naturvorgang (der allerdings immer auch gesellschaftlich mitgeprägt ist und 
entsprechend von der Frau eine aktive Stellungnahme verlangt — die Geburt geschieht 
nicht nur wie beim Tier)“ und Arbeit „dem menschlichen Umformen der Naturge- 
genstände, der Arbeit im engeren Sinn‘ (43) bleibt unscharf (44). 


39 Vgl. Women and Revolution, Dalla Costa/Iames and the Subversion of Marxism..., a.a.0., 
S. 44 ff. 

40 Die Vextreter/innen der dargestellten Ansätze fordern selbst keinen Lohn für die Hausar- 
beit. Die Auseinandersetzung um die Anerkennung von Hausarbeit ist allerdings notwen- 
dige Voraussetzung einer möglichen Lohnforderung. 

41 Ludmilla Müller, Kinderaufzucht im Kapitalismus — wertlose Arbeit..., 2.4.0. 

42 ebenda, S. 17 

43 ebenda, S. 17 

44 In einem an der Sommeruniversität Berlin 1976 vorgetragenen Arbeitspapier zur Arbeit 
von Ludmilla Müller äußern die Verfasserinnen die nicht unberechtigte Befürchtung, daß 
die Unschärfe der Begrifflichkeit zu einer Unterbewertung der Hausarbeit führen könnte, 
zumal — hier nehmen sie Bezug auf die bereits zitierte Arbeit von Ann Oakley — Kinder 
in erheblichem Ausmaß zur Ausweitung der Hausarbeit beitragen, Die Verfasserinnen 
sind entgegen Müller der Meinung, daß die Unterscheidung zwischen Natur und Arbeit 
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Entsprechend (steht) „die ‚Arbeit am lebendigen Produkt‘, die Tätigkeit der 
Kinderaufzucht, (...) auf halbem Wege zwischen natürlichen Entstehungsprozessen 
und dem menschlichen Umformen der Naturgegenstände, die Arbeit im engeren 
Sinn.“ (45 

neigen hinsichtlich einer notwendigen gesellschaftlichen Anerkennung 
von Hausarbeit zieht Müller nicht. Sie bleibt selbst in dem von ihr konstatierten Wi- 
derspruch der bürgerlichen Gesellschaft befangen, indem sie einerseits davon aus- 
geht, daß „die Arbeit der Frauen im Haushalt und an den Kindern (im Kapitalismus, 
A.d. V.) zur wertlosen, nicht produktiven Arbeit, die keine unmittelbare oder auch 
mittelbare Bedeutung für die Produktion von Wert und Mehrwert hat‘ (46), anderer- 
seits aber feststellt, daß die Frauen mit dieser Arbeit „fundamentale Voraussetzun- 
gen ‚für das Funktionieren der gesellschaftlichen Lebenshaltung im Kapitalismus“ 
schaffen (47). Mit einer Kritik an der Marxschen Wertbestimmung der Ware Arbeits- 
kraft tragen Engeler/Ramshorn (48) zur Diskussion bei. Es ist korrekt, so die Verfas- 
fasserinnen, den Wert der Ware Arbeitskraft gleich dem jeder anderen Ware durch 
die zu seiner Produktion bzw. Reproduktion notwendige Arbeitszeit zu bestimmen 

49). 

Es ist weiterhin korrekt, davon auszugehen, daß die Arbeitskraft als Anlage des 
lebendigen Individuums einer gewissen Summe von Lebensmitteln bedarf, um sich 
zu erhalten bzw. zu reproduzieren. 

Es ist nicht korrekt, „die in der gesellschaftlichen Produktion dieser Lebens- 
mittel verausgabte Arbeit (die sich als bestimmbare Wertgröße fassen läßt) gleichzu- 
setzen mit der zur Reproduktion der Arbeitskraft insgesamt notwendigen Arbeit“ 
(50), denn „die zur umfassenden Reproduktion der Arbeitskraft verausgabte Arbeit 
bestimmt sich aber durch Verausgabung von Arbeit im Produktions- sowie Repro- 
duktionsbereich“ (51). 


nicht nachzuvollziehen sei, da auch natürliche Prozesse der menschlichen Einwirkung be- 
dürften. Die Reproduktion der Gattung könne nicht als allgemeiner, überhistorischer Pro- 
zeß gefaßt werden, da es sich zwar um Prozesse handele, die sich in ihrer Grundstruktur 
in allen Gesellschaften wiederholen, in der konkreten Ausprägung jedoch je nach der 
Entwicklung der Produktionskräfte und nach Art der Verausgabung der Arbeit verschie- 
den seien. 

45 Müller, Ludmilla, a.a.O., S. 17. Es muß ergänzt werden, daß Müller sich in einem Nach- 
wort zum Abdruck der von ihr 1972 verfaßten Diplomarbeit in der „Prokla“ den Auffas- 
sungen der Verfasserinnen des Arbeitspapiers annähert. Dies als Resultat eines Diskus- 
sionsprozesses mit der Redaktionskonferenz der „Prokla“‘, in der Müller genau mit dem 
Argument konfrontiert wird, daß die Reproduktion der Gattung eher als allgemeiner 
überhistorischer Prozeß zu verstehen sei. Vgl. „Prokla“ 22/76, S. 61 

46 ebenda, S. 55 

47 ebenda, S. 56. Vgl. das bereits aufgeführte Arbeitspapier der Sommeruniversität Berlin 
1976 

48 Ramshorn, Angelika/Engeler, Christine, unveröffentlichtes Manuskript 

49 Die Verfasserinnen beziehen sich hier auf Marx, Karl, Das Kapital II, a.4.0.,8. 185 

50 Zitat von Marx, auf das sich die Verfasserinnen beziehen: „Die zur Produktion der Ar- 
beitskraft notwendige Arbeitszeit löst sich also auf in die zur Produktion dieser Lebens- 
mittel notwendige Arbeitszeit...‘ Marx, Karl, a.a.O., S. 185 

51 Ramshorn/Engeler, a.a.O., S. 5 
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Soweit gesellschaftlich produziert, gehen diese Arbeiten in den Wert der Ware 
Arbeitskraft ein. Da die Arbeit der Frau im individuellen Reproduktionsbereich 
aber keine warenproduzierende Arbeit ist — insofern auch keine Ware schafft — 
„kann sie in die Bestimmung des Werts der Ware Arbeitskraft nicht eingehen. Wenn 
Marx also den Wert der Ware Arbeitskraft bestimmt, ohne die Reproduktionstätig- 
keit der Frau miteinzubeziehen, ist dies korrekt, es ist aber nicht korrekt, die zur 
Erhaltung des Individuums gesellschaftlich notwendige Arbeit gleichzusetzen mit 
der Arbeitszeit, die zur Produktion der in der individuellen Reproduktion eingehen- 
den Waren notwendig ist.“ 

Leider führen die Verfasserinnen die Konsequenz dieser Annahme hinsichtlich 
einer möglichen positiven Arbeitsbestimmung nicht aus. Für unseren Zusammenhang 
bleibt hier nur zu schließen, daß die Frau arbeitet, mit ihrer Arbeit aber nicht zur 
Wertbestimmung der Ware Arbeitskraft beiträgt. 

Diese Argumentation vertritt auch — wie bereits ausgeführt — Gerstein (52). 
Es bleibt hier allerdings zu ergänzen, daß sie die Einbeziehung der Hausarbeit in die 
Wertbestimmung der Ware Arbeitskraft nicht für undenkbar hält, für diese Möglich- 
keit allerdings nur die Reproduktionsarbeit der Ware Arbeitskraft in Betracht zieht, 
nicht die Produktions- und Reproduktionsarbeit zukünftiger Arbeitskraft — also die 
Kinderaufzucht. 

Zu einer Doppelbestimmung der Hausarbeit gelangt der bisher umfassendste 
Ansatz (53). 

Hausarbeit, soweit sie gesellschaftliche Gebrauchswerte hervorbringt, wirdun- 
terschieden ‚in diejenigen Tätigkeiten, die ein selbständiges sachliches Arbeitspro- 
dukt schaffen, das von Mann und Kindern konsumiert wird (Zubereitung und Be- 
schaffung von Lebensmitteln, Instandhaltung von Kleidung und Wohnung)“ (54) 
und ‚in diejenigen Tätigkeiten, die kein selbständiges sachliches Arbeitsprodukt 
hervorbringen, sondern Dienstleistungen sind ... (körperliche Bildung, Geburt und | 
Aufzucht der Kinder, Krankenpflege, primäre Sozialisation)“ (55). 

Betrifft die erste Art der Tätigkeit durch deutliche Trennung von Arbeitspro- 
dukt und Konsument „zunächst nur das ökonomische Verhältnis von Mann und 
Kindern auf der einen, der Frau auf der anderen Seite“ (56), so muß die zweite Art 
der Tätigkeit — aufgrund des Zusammenfallens von Konsument und Arbeitsprodukt 
— unter zweierlei Gesichtspunkten betrachtet werden, einerseits — soweit Mann und. 
Kinder Konsumenten — unter bereits oben genanntem ökonomischen Verhältnis, 
andererseits „im ökonomischen Verhältnis zwischen Kapitalist und Frau, nämlich 
sofernMann (und Kinder) Arbeitsprodukt der Frau und dieses Arbeitsprodukt selbst 
wichtigstes Produktionsmittel des Kapitals ist, also sofern die Frau in dem Mann 
(und Kindern) Gebrauchswerte für das Kapital schafft“ (57). Das „ökonomische“ 


52 Vgi. Teil 2.1 dieser Arbeit 

53 Perschke, Rolf-Dieter, Zum Lohn für die Hausarbeit, 1975, unveröffentlichtes Manuskript 
54 ebenda, S. 9 

55 ebenda, S. 9 

56 ebenda, S. 9 

57 ebenda, S. Sf. 
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Verhältnis zwischen Mann und Frau ist aber kein Arbeitsverhältnis. Der Mann be- 
zahlt der Frau keinen Lohn, weder die Arbeitskraft der Frau, noch ihre Produkte 
nehmen — obwohl gesellschaftliche Gebrauchswerte — die Form von Waren an. Dar- 
aus folgt „im ökonomischen Verhältnis zwischen Mann und Frau zählt also die 
Hausarbeit nicht als bürgerliche Arbeit“ (58). Im ökonomischen Verhältniszwischen 
Frau und Kapitalist konsumiert letzterer zwar die von der Frau produzierte Ware, 
die Frau erscheint aber nicht als Produzentin dieser Ware, noch erhält sie den Wert 
dieser Ware in Geldform. Da diese Arbeit aber als tauschwertsetzende Arbeit er- 
scheint, ist die Arbeit der Frau bürgerliche Arbeit. Da aber nicht sie den Wert der 
Ware Arbeitskraft bezahlt bekommt, ‚‚kann die Rolle der Frau nicht die eines einfa- 
chen Warenproduzenten sein“ (59). Da sie auch nicht den Wert ihrer Arbeitskraft 
vom Kapitalisten bezahlt bekommt, „kann ihre Rolle auch nicht die eines Lohnar- 
beiters sein‘ (60). Es folgt, „im ökonomischen Verhältnis zwischen Frau und Kapi- 
talist wird zwar offenbar, daß die Hausarbeit bürgerliche Arbeit ist (...), aber nicht 
für die Frau“ (61), d.h. sie erscheint ihr nicht als solche. 

Der Ansatz Perschkes bietet die Möglichkeit, eine Lohnforderung hypothetisch 
durchzuspielen; 

1. ökonomisches Verhältnis Mann-Frau: 
der Mann bezahlt aus seiner Revenue die Güter/Dienste oder die Arbeitskraft der 
Frau. In erstem Falle wäre die Frau als selbständige Produzentin anzusehen, d.h. 
sie besäße ihre eigenen Produktionsmittel, im letzten Fall als Dienstbotin. 

2. ökonomisches Verhältnis Kapitalist-Frau: 
der Kapitalist kauft die Ware Arbeitskraft Mann als Produkt der Frau. In dem 
Fall käme der Lohn des Mannes der Frau zu. Auch hier träte sie als selbständige 
Produzentin auf, die sich in diesem Fall aber gegen variables Kapital austauscht. 
Der Kapitalist kauft die Arbeitskraft der Frau, damit sie die Ware Arbeitskraft 
Mann reproduziert. Hier wäre ihre Arbeit — als werterhaltende — noch einmal 
unter dem Gesichtspunkt der produktiven Arbeit zu diskutieren (62). 

Die Annahmen erscheinen absurd. 

Auf dieser Ebene bleibt so vorläufig nur zu konstatieren: entweder, die Lohn- 
forderung muß als ungerechtfertigt angesehen werden, womit allerdings nach wie 
vor die Tatsache besteht, daß gesellschaftlich notwendige Arbeit unbezahlt geleistet 
wird, 
oder aber das angewandte Kategoriensystem muß dahingehend hinterfragt werden, 
inwieweit es auf Basis der entwickelten Kategorien überhaupt in der Lage ist, die 
Arbeit sichtbar werden zu lassen. 


58 ebenda, 5. 10 

59 ebenda, S. 11 

60 ebenda, S, 11 

61 ebenda, S. 11 : 

62 Wo, bei diesen Annahmen, die Kinderaufzucht einzuordnen wäre, ist nicht ganz ersichtlich. 


2.5 Stellenwert der Kategorie der Hausarbeit für ein Emanzipationskonzept 


Die Untersuchung der Hausarbeit bedarf — wie vor allem die Probleme des letzten 
Teils gezeigt haben — der Weiterführung. Da Hausarbeit als ein wesentliches, wenn 
nicht zentrales Element der weiblichen Rolle angesehen werden muß, ist es nicht ge- 
rechtfertigt, diese Kategorie zu vernachlässigen. Hier wäre auf eine Auseinanderset- 
zung mit Theorie und Praxis sozialistischer Frauenemanzipation zu verweisen. 

Daß die Hausarbeit einer näheren Untersuchung bedarf, zeigt auch die für die 
Bundesrepublik mit dem Gleichberechtigungsgesetz von 1957 feststellbare Tendenz, 
die Hausarbeit gleichwertig neben die Erwerbstätigkeit zu stellen (63). 

Für diesen — weil von allen Prinzipien überprüfbarer Leistungsmessung bewußt 
absehend — von Heinsohn/Knieper so bezeichneten Definitinsakt (64) liegen mit 
der seit neuestem erschienenen Studie zur Arbeitsbewertung in der Hauswirtschaft 
Kriterien als Arbeitsbemessungsgrundlage vor (65). Daß der Wert von Hausarbeit 
durchaus auch vorher in Geld meßbar war, zeigen versicherungsrechtliche Fälle von 
Schadensersatzansprüchen bei Unfall oder Tod der Hausfrau (66). 

Was seitdem unter Gleichwertigkeit der Hausarbeit verstanden wurde, reicht 
von — die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung legitimierender — Gleichheit bei bio- 
logischer und funktioneller Unterschiedlichkeit (67) bis hin zur neuesten Wahlfrei- 
heit, d.h die Ehegatten regeln die Haushaltsführung in gegenseitigem Einvernehmen 
(68). 

Konsequenterweise müssen sich Eheleute bei gleicher beruflicher Inanspruch- 
nahme auch in gleichem Umfang an der Hausarbeit und der Kinderbetreuung betei- 
ligen (69). 

Was drückt diese Entwicklung nun aus? Zweifelsohne muß sie als Verallgemei- 
nerung des Lohnarbeitsverhältnisses, der dazu in Relation stehenden Herstellung der 
Rechtssubjektivität der Frau und damit auch einer tendenziellen Auflösung der be- 


63 _ Vgl. dazu Heinsohn/Knieper, a.a.0., S. 122/125 

64 ebenda, S. 126 

65 Anhand einer Reihe von Testhaushalten wurde festgestellt, welche Tätigkeiten in den 
meisten Haushalten immer wieder vorkommen. Quantitative und qualitative Faktoren 
(Zeit, Fähigkeiten, Umgebungseinflüsse) wurden mathematisch zueinander in Verbindung 
gesetzt und in Punktwerten ausgedrückt. Der Umsetzung dieser Punktwerte in Geldwerte 
wurden die in Beziehung. zueinander gesetzten Gehälter aller in Hauswirtschaft, Kranken- 
pflege und Erziehung tätigen Personen zugrundegelegt. Der Lohn für Hausarbeit läge ent- 
sprechend zwischen 1500 und 3000 DM monatlich. 

Vgl. Deist/Böhner, Arbeitsbewertung in der Hauswirtschaft, München 1977 

66 Vgl. „Eltern“ Nr. 10 vom Oktober 1976, S. 34 
Frankfurter Rundschau vom 3. Februar 1977, 5, Februar 1977, 5, März 1977 
Die in diesen Fällen zu erstattenden Leistungen lagen zwischen 100 und 1425 DM monat- 
lich. 

67 Junker, Reinhold, Die Lage der Mütter in der Bundesrepublik Deutschland, Ffm 1965, 
Bd. 1 - 3. Sie ist vor allem deshalb erwähnenswert, weil sie unter anderen die Vorlage für 
die erste Frauenenquete der Bundesregierung 1966 bildete. 

68 Vgl. Neuformulierung des $ 1356 BGB im neuen Ehe- und Familienrecht. 

69 Urteil des Bundessozialgerichts, in: Frankfurter Rundschau vom 21. Januar 1977 
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stehenden Familienform gesehen werden (70). 

Was heißt aber Wahlfreiheit der Geschlechter? Sie setzt voraus, daß beide Ge- 
schlechter gleiche Ausgangsbedingungen und gleiche Entscheidungsmöglichkeiten 
haben. Es muß nicht im einzelnen auf die für Kinder nach wie vor zuständige Frau, 
die „Partnerschaft“ bezüglich der Aufgabenverteilung in der Ehe, auf die Beschäfti- 
gungsstruktur weiblicher Arbeitskräfte, größere Arbeitsplatzunsicherheit, Qualifika- 
tionsdefizite, Lohndiskriminierung, Unterrepräsentiertheit in qualifizierten Berufen 
etc., etc. hingewiesen werden, um diese Wahlfreiheit als Schein zu entlarven. 

Die Frage nach der Möglichkeit einer Aufhebung dieser aktuellen ‚‚Mängel“ 
stellt die Frage nach den strukturellen Grenzen einer Wahlfreiheit auf Basis eines 
Systems, das kein Recht auf Arbeit kennt, im Gegenteil in zunehmendem Maße zu 
einer Freisetzung von Arbeitskräften tendiert, des weiteren — wie bereits erwähnt — 
in doppelter Weise von der spezifischen Ausbeutung der Frau profitiert; nicht nur 
durch die unbezahlte Übernahme von Versorgungsleistungen an Mann und Kindern, 
auch durch die im Falle ihrer Berufstätigkeit billige, flexible und anpassungsfähige 
Arbeitskraft Frau. 

Wie ist diese Entwicklung weiterhin vorstellbar (und nur auf dem Hintergrund 
ist eine Forderung nach Lohn für die Hausarbeit einzuordnen und eine mögliche 
„Institutionalisierung“ zu überprüfen)? 

1. Bei abnehmender Beschäftigungszahl oder zeitlich veränderter Arbeitsorganisa- 
tion zunehmende geschlechtsspezifische Konkurrenz? 

Dies ist nur möglich: j 

— auf Basis des Verzichts von Kindern 

— bei Ausführung der Hausarbeit durch je einen Partner 

— Verlagerung der bisherigen Doppelbelastung der Frau auf beide — Mann und 

Frau 

— durch gesellschaftliche Übernahme der Hausarbeit 
2. Verweisung der Frauen auf ihre Hausfrau- und Mutterfunktion? 

Letzteres erscheint — der historischen Entwicklung entsprechend -- längerfristig un- 
wahrscheinlich, zumal ein Großteil der weiblichen Arbeitskräfte einen ‚‚unersetzba- 
ren‘ Bestandteil des außerhäuslichen Arbeitsbereichs darstellen. 

Kurzfristig scheint dies jedoch nicht ausgeschlossen, berücksichtigt man, daß 
eingeschränkte gesellschaftliche Alternativen nach wie vor als Grund für einen „Rück- 
zug“ in die Familie angesehen werden müssen (71). 

Welcher Weg auch immer, das sich anbahnende Konfliktpotential ist unüber- 
sehbar. 

Zusammenfassend kann gesagt werden: Die Entwicklung bedarf — um Aussa- 
gen über den Auflösungsgrad der Familie und die Bewußtseinssituation der Frau zu 
erlauben — der ergänzenden Untersuchung von Hausarbeit, u.a. hinsichtlich 


70 Vgl. Heinsohn/Knieper, a.a.O, 

71 Vgl. Traudel Lucius, Die Auswirkungen der Arbeitlosigkeit auf die Situation proletari- 
scher Mädchen, in: „links“ 77/76. Vgl. Florence Herv&/Renate Wisbar, Rückwirkungen 
der Wirtschaftskrise auf die Situation der Frauen in der BRD, in: Blätter für deutsche 
und internationale Politik, 8/76 
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— ihrer historischen Entstehung 

— ihrer historischen Funktionsveränderung 

— ihres Umfangs und Grads der Wahrnehmung durch die Frau auf Basis der gekenn- 
zeichneten Differenzierungen des Lohnarbeiters 

— ihrer Veränderung durch eine Berufstätigkeit der Frau 

— der gesamtgesellschaftlichen Strukturveränderung von individuellem und gesell- 
schaftlichem Produktions-, Reproduktionsbereich. 

Hausarbeit muß als eine Kategorie der bürgerlichen Gesellschaft angesehen 
werden. Sie entstand im Zuge der Industrialisierung und muß als notwendige Reak- 
tion auf die Veränderung der Organisationsstruktur der Arbeit in der Fabrik und die 
Zerstörung der vorkapitalistischen Familienform als Organisationsform der produk- 
tiven Arbeit gesehen werden. Im Mittelpunkt stand das Problem einer Aufzucht von 
Kindern, die entsprechend der sozio-ökonomischen Veränderung aus dem Produk- 
tionszusammenhang der Eitern herausfielen. Die Hausfrauenrolle war neben den be- 
reits erwähten direkten und indirekten staatlichen Interventionen (72) das Produkt 
einer politisch-ideologischen Kampagne (73). Der Entstehungsprozeß war von An- 
fang an befangen in den Widersprüchen der bürgerlichen Gesellschaft, d.h. stand in 
einer komplexen Wechselwirkung mit der sich gleichzeitig nur durch Einbeziehung 
der Frauen in die Produktion möglichen Ausweitung der Lohnarbeit. Diese Wider- 
sprüche fanden ihren Ausdruck in der Konstituierung des familialen Zusammenhangs 
und bildeten die Basis seiner zunehmenden Disfunktionalität. Daß die Kategorie der 
Hausarbeit überhaupt als solche in das „öffentliche“ Bewußtsein gedrungen ist, muß 
als Verallgemeinerung der Lohnarbeit angesehen werden. Daß diese Entwicklung 
wesentlich auf Kosten doppelt arbeitender Frauen gelaufen ist, kann auch nicht un- 
erwähnt bleiben. Denselben auf dieser Basis mangelndes oder rückständiges politi- 
sches Bewußtsein vorzuwerfen, muß als fundamentale Unkenntnis des gesamten Le- 
benszusammenhangs von Frauen angesehen werden. 

Die — in der bisherigen Emanzipationskonzeption — schwerpunktmäßige Ver- 
lagerung auf den Untersuchungsstand der außerhäuslichen Arbeit mag sich unter hi- 
storischen Gesichtspunkten als vorrangig dargestellt haben, hat sich jedoch von 
ihren Erklärungszusammenhängen her als nicht ausreichend gezeigt und entbehrt 
damit ihres Ausschließlichkeitsanspruchs. 


72 _ Heinsohn, G./Knieper, R., a.a.O. 
73 val. dazu 
Oakley, Ann, a.a.O. 
— Duden, Barbara, Das schöne Eigentum, Zur Herausbildung des bürgerlichen Frauen- 
bildes an der Wende vom 18. zum 19. Jhdt., in: „Kursbuch“ 47, Berlin 1977 
— Bock, Gisela/Duden, Barbara, Arbeit aus Liebe — Liebe als Arbeit, Zur Entstehung 
der Hausarbeit i im Kapitalismus, in: Frauen und Wissenschaft, Berlin (West) 1977 
— Welter, Barbara, The Cult of Womanhood 1820 - 1860, in: American Quarterly 18 
(1966), Part I, p. 151-174 
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3. Lohn für die Hausarbeit als Strategie der Frauenbewegung 


Für die strategische Ausrichtung der Frauenbewegung sei abschließend der Stellen- 
wert einer Lohnforderung diskutiert. Die Hausarbeit — so war festgestellt worden — 
ist gesellschaftlich notwendige Arbeit. Daß sie nicht bezahlt wird, macht ihren sy- 
stemfunktionalen Stellenwert aus, d.h. der Widerspruch von gesellschaftlich not- 
wendiger Hausarbeit und ihrer Nichtbezahlung entspricht der Logik dieses Systems. 

Was würde eine Bezahlung der Hausarbeit hier bewirken? Die Hausarbeit wäre 
kapitalistische BLohnarbeit mit allen der Entfremdungsproblematik implizierten 
Konsequenzen, zudem auf einem kapitalistischer Rationalität widersprechenden 
hohen Kostenniveau, zu deren Minimierung mit großer Wahrscheinlichkeit eine ge- 
sellschaftliche Einflußnahme auf den „Privatbereich‘“ angenommen werden kann. 

Der Familie als „Hort bürgerlicher Privatheit‘ wäre so zwar endgültig der oh- 
nehin brüchige Boden entzogen, dies läßt jedoch keinerlei voreilige Aussagen über 
ihre Auflösung zu (1). 

Das heißt, mit der von den Vertreterinnen der Lohnforderung formulierten 
Annahme, daß die gesellschaftliche Anerkennung der Hausarbeit gleichzeitig eine 
Ablehnung der Hausarbeit durch die Frauen bedeutet (2), abstrahieren sie in ähnli- 
chem Maße familiale Identifikationsmomente wie die von ihnen kritisierte Strategie 
. der außerhäuslichen Arbeit, was in beiden Fällen zu einer strategischen Überschät- 
zung der ökonomischen Selbständigkeit der Frau führt. 

Das Aufbrechen der Mystifikation der Haüsarbeit — der Gleichsetzung der 
Frau mit ihren familialen Funktionen — setzt eine nicht nur im Geld sichtbare, son- 
dern auch erfahrbare Ebene der Distanzierung voraus, dies um so wesentlicher auf- 
grund der komplexen Verwobenheit familialer Funktionen mit emotionalen Bedürf- 
nissen. 

Der von den Vertreterinnen der Lohnforderung hier erhoffte revolutionäre 
Weg einer Aufhebung der Hausarbeit mithilfe des Lohnes wird sich so einreihen müs- 
sen in die „Niederungen‘“ der historisch langwierigen und mühevollen politischen 
„Kleinarbeit“, deren Rahmen Dalla Costa folgendermaßen steckt: „Die Herausfor- 
derung der Frauenbewegung liegt darin, Kampfformen zu finden, die während sie 
die Frau vom Haus befreien, auf der einen Seite eine doppelte Knechtschaft der Frau 
vermeiden und auf der anderen Seite eine weitere Stufe der Kontrolle und Diszipli- 
nierung durch das Kapital verhindern. Dies ist für die Frauenbe wegung letztlich die 
Trennungslinie zwischen Reformismus und revolutionärer Politik.“ (3) 

Inwieweit eine Lohnfortzahlung zur Institutionalisierung, besser zu einer ge- 
sellschaftlich anerkannten Institutionalisierung (denn, hier kann den Vertreterinnen 
der Lohnforderung nur zugestimmt werden, die Hausarbeit ist institutionalisiert) 
führt, ist schwer abschätzbar. Die Wahrnehmung von Hausarbeit als Arbeit — die 
These soll noch einmal wiederholt werden — muß als Ausdruck der Verallgemeine- 


1 Vgl. Barabas, F./Sachße, Ch., Bevölkerungspolitik und Vergesellschaftung von Erziehung, 
2.2.0. 

2 Vgl. die Einleitung dieser Arbeit. 

3 Dalla Costa, M./James, S., Die Macht der Frauen, a.a.O., S. 58 
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rung von Lohnarbeit gesehen werden, d.h. die Einbeziehung der familialen Arbeit in 
die gesellschaftliche Produktion/Reproduktion wird zur Verstärkung dieser Tendenz 
beitragen. Die politisierende oder integrierende Wirkung einer Lohnzahlung kann 
nur auf dem Hintergrund dieser sich als widersprüchlich gestaltenden Entwicklung 
beurteilt werden. 

Der Integrationsmomente wegen allerdings die Lohnforderung abzulehnen, 
scheint der Verfasserin nicht angemessen. Stellt die Frage nach der Berechtigung 
dieser Forderung die nach der von bezahlter Arbeit überhaupt, so würde die Furcht 
vor Integration durch die Bezahlung von Arbeit eine Ablehnung jeglicher Form öko- 
nomischer Verbesserungen aufgrund dieses ihres integrationistischen Gehalts nach 
sich ziehen. Die Notwendigkeit der Bezahlung von Hausarbeit anzuerkennen heißt 
aber nicht, den Alleinvertretungsanspruch der Vertreterinnen dieser Strategie zu ak- 
zeptieren. Als Ausdruck von Verallgemeinerung der Lohnarbeit reflektiert diese 
Strategie sowohl die Widersprüche, die die Einbeziehung von Frauen in die Produk- 
tion auch für den familialen Bereich mit sich bringt, als auch die Grenzen der Stra- 
tegie der außerhäuslichen Arbeit, deren emanzipatorische Hoffnung aus dieser Ent- 
wicklung der Einbeziehung der Frauen in die Produktion eine erhebliche Beschrän- 
kung durch die familiale Belastung und Identifikation der Frau erfährt (4). 

Eine Strategie „Lohn für Hausarbeit‘ erweist hier ihren notwendig ergänzen- 
den Charakter. Es gilt so für beide Strategien, ihren bisher alternativ diskutierten 
Charakter aufzugeben, und sich als ergänzend zu begreifen (5), dies umso mehr zu 
einem historischen Zeitpunkt, in dem Verdrängungsprozesse aus dem außerhäusli- 
chen Arbeitsbereich eine Aufwertung der Familie als durchaus denkbar erscheinen 
lassen (6). 

Es bleibt, den Realitätsgehalt einer Forderung’nach Lohn für die Hausarbeit 
zu überprüfen. 

Um eine ungefähre Vorstellung von den zu erwartenden Lohnforderungen zu 
vermitteln, sei der Einfachheit halber nur die Zahl der verheirateten Frauen von 
15.4 Millionen herausgegriffen’ (7) und eine Entlohnung von 1000.— DM (netto) 


4 Vgl. hierzu besonders Müller, Ludmilla, Einbeziehung der Frauen in die Produktion als 


Weg zur Emanzipation? in: Blätter für deutsche und internationale Politik, 9/73 
5 Die Verfasserin hält das bisher u.a. trennende Argument, daß entsprechend der sozioöko- 


nomischen Gegensätze nicht alle Frauen in eine Strategie miteinbezogen werden Können, 
angesichts der sozialstrukturellen Veränderungen hinsichtlich der Verallgemeinerung von 
Lohnarbeit für kein ausschlaggebendes mehr. 

6 Es sei hier auf die Kommentierung der Studie über die Arbeitsbewertung von Deist/Böh- 
mer in „Eltern“ 10/76 hingewiesen. Dort kann man lesen: „Hausarbeit ist ein vollgültiger, 
werteschaffender Beruf, wie jeder andere auch (...). Es geht hier nicht darum, daß Haus- 
frauen ein hohes Gehalt verlangen sollen. Es geht darum, daß jeder endlich weiß, was ih- 
re Arbeit in nackten Zahlen wert ist (...) Die Untersuchung beweist zwar, daß eine Haus- 
frau und Mutter mindestens soviel leistet wie eine Frau im Beruf. Den entscheidenden 
Unterschied allerdings macht sie nicht deutlich — einen Unterschied, der die Mutter zu 
Hause eben doch unvergleichbar macht. Sie ist nämlich nicht gleichwertig ersetzbar wie 
jeder andere Mensch im Beruf. Diesen Wert kann auch der beste Wissenschaftler nicht in 
Zahlen ausdrücken.“ 

7 Die Zahl umfaßt nur verheiratete Frauen im Alter von 20 und mehr Jahren aus dem Jahre 
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monatlich unterstellt. Die pro Monat aufzubringende Lohnsumme würde so 15.4 
Milliarden, die Jahressumme 184.8 Milliarden DM betragen (8). 

Als Adressaten angesprochen wurden im Verlauf der Arbeit der Ehemann (9) 
und der „Kapitalist“. Es bleibt zur Vervollständigung der Diskussion der „Staat“ zu 
ergänzen. Die ökonomische Begründung für die Forderung an den „Staat‘‘ wird an 
dessen Funktion der Bereitstellung allgemeiner Rahmenbedingungen der Produk- 
tion festgemacht. 

Eine Lohnforderung an den Ehemann oder den „Kapitalisten‘ hätte vermut- 
lich in beiden Fällen eine Lohnerhöhung des Mannes zur Folge. Im Falle des Ehe- 
mannes, aufgrund der Tatsache, daß das augenblickliche Durchschnittseinkommen 
der Mehrzahl der Ehemänner kaum erlauben dürfte, der Ehefrau die unterstellte 
Summe zur Verfügung zu stellen (10), im Falle des ‚Kapitalisten“, aufgrund der 
Tatsache, daß dieser mit äußerst geringer Wahrscheinlichkeit die Ehefrau zusätzlich 
zum Mann einstellen würde. 

Dies hieße in beiden Fällen, der Frau käme das Geld unmittelbar (Arbeitgeber 
Mann) oder vermittelt (Arbeitgeber „Kapitalist‘“) über den Ehemann zu. Ihre Inter- 
essenvertretung würde sich entweder direkt gegen den Ehemann richten, oder aber 
dieser wäre gezwungen, ihre Interessen stellvertretend zu übernehmen. 

Der emanzipatorische Charakter einer Lohnforderung unterläge in beiden Fäl- 
len erheblichen Einschränkungen. 

Das zusätzlich benötigte Geld wäre aufzubringen entweder vom „Kapitalisten‘“, 
dies hieße Verteuerung der Produktionskosten mit Auswirkungen auf die Produk- 
tionsstruktur, oder Abwälzungen über die Preise, oder aber in Form von Staatszu- 
schüssen, dies hieße Erhöhung des direkten oder indirekten Steueraufkommens. 
Bliebe der Staat als Adressat einer Lohnforderung, 

Die zu zahlende Lohnsumme von 184.8 Mrd. DM entspräche nahezu dem ge- 
samten Staatsverbrauch des gleichen Jahres (11). 

Die bestehenden Verteilungsstrukturen als gegeben unterstellt, läßt sich kon- 
statieren, daß kein Grund zum Optimismus besteht. 

Dennoch kann das Ergebnis nur als logische Konsequenz der Tatsache angese- 
hen werden, daß Hausarbeit bisher nicht bezahlt wurde. Die Forderung als berech- 
tigt anzuerkennen heißt, die Verteilungsstrukturen in Frage zu stellen. 

Damit wird die Durchsetzung der Lohnforderung zu einer Machtfrage. Hier 
erweist sich nicht nur die Einheit der Frauenbewegung vonnöten, d.h. das Eintreten 


1975. Nicht eingeschlossen sind gut 1.3 Millionen alleinstehende Mütter, Vgl. Zwischen- 
bericht der Enquete-Kommission..., a.a.0.,$. 34 

8 Die Jahreslohnsumme entspräche in etwa 20 % des Bruttosozialprodukts 1975 

9 Es widerspräche dem Ansatz der „Lohn für die Hausarbeit“-Forderung, das Geld vom 
Ehemann zu fordern. Dieser ist hier nur — in Anlehnung an die Darstellung in Teil 2.4 
dieser Arbeit — zur Vervollständigung aller Möglichkeiten herangezogen worden. 

10 Das Jahresdurchschnittseinkommen pro Kopf der abhängig Beschäftigten betrug 1975 
16 255.— DM (netto). Um die Vorbehalte gegenüber der Aussagekraft von Durchschnitts- 
zahlen zu berücksichtigen, sei noch einmal auf den Demonstrationscharakter dieser Rech- 
nung hingewiesen. Quelle: Wirtschaft und Statistik 6/76 

11 Der Staatsverbrauch des Jahres 1975 lag bei 221.4 Mrd. DM. Quelle: Statistisches Bundes- 
amt, Sonderauflage der Landeszentrale für politische Bildungsarbeit, Berlin, August 1976 
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dafür, daß alle Frauen in und vor allem auch außerhalb des Hauses diese Forderung 
als eigene begreifen, 

es erweist sich weiterhin — bei allem Vorbehalt angesichts der Realität des 
„Arbeitnehmerpatriarchats‘“ — die geforderte Einheit der Arbeiterklasse vonnöten, 
um zu verhindern, daß eine Umverteilung zu ihren Ungunsten verläuft. 

Die Lohnforderung — und darin besteht ihre entscheidende Mobilisierungswir-' 
kung — wird zu Veränderungen der familialen Organisation zwingen. 

Welcher Art diese Veränderungen sein werden, d.h. ob durch Haushaltsvei- 
pflichtungen des Mannes die Konfliktlösung weiterhin dem privaten Bereich vorbe- 
halten bleibt, oder, im Falle einer gesellschaftlichen Übernahme der familialen Ar- 
beit, in welcher Form diese stattfinden wird, hängt nicht zuletzt davon ab, inwieweit 
die geforderte Einheit von Frauen- und Arbeiterbewegung gelingen wird. 


Ludmilla Müller, Die Wertlosigkeit der Arbeit der Kinderaufzucht im Kapitalis- 


mus, in: PROKLA Nr. 22, 1976 
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Editorial 


Das vorliegende Heft ist der erste Versuch, im Rahmen der ‚Prokla‘“ grundlegende 
Arbeiten zum Thema Reproduktion und Sozialisation zu versammeln, Wir tun dies 
in der Erkenntnis der Wichtigkeit dieses Bereichs, die durch eine wachsende Anzahl 
und Qualität gesellschaftlich-praktischer Aktivitäten (z.B. Bürgerinitiativen) und 
theoretischer Arbeiten unter Beweis gestellt wird. Dabei bemühen wir uns in diesem 
Heft darum, den Hintergrund herauszuarbeiten, den Zusammenhang mit dem Kern 
des gesellschaftlichen Lebensprozesses in der Kapitalproduktion herzustellen und 
Perspektiven aufzuweisen. Das wird gewiß umso schwieriger, je vermittelter der je- 
weilige Vorgang zum Kernprozeß steht — aber auch umso notwendiger. Denn die 
reproduktive und sozialisatorische Seite des Kapitalverhältnisses ist bisher weitge- 
hend einschlägigen Fachdisziplinen überlassen worden. 

Die Reproduktion sprechen wir als kontinuierlichen Vermittlungszusammen- 
hang des kapitalistischen Produktionsprozesses an. „‚Wie alle seine Vorgänger, geht 
der kapitalistische Produktionsprozeß unter bestimmten materiellen Bedingungen 
vor sich, die aber zugleich Träger bestimmter gesellschaftlicher Verhältnisse sind, 
welche die Individuen im Prozeß ihrer Lebensreproduktion eingehen. Jene Bedin- 
gungen, wie diese Verhältnisse, sind einerseits Voraussetzungen, andrerseits Resulta- 
te und Schöpfungen des kapitalistischen Produktionsprozesses; sie werden von ihm 
produziert und reproduziert.“ (Marx, Kapital Ill, MEW 25, S. 827) Unter Sozialisa- 
tion ist die ideologische, qualifikatorische und psychische ‚‚Herrichtung“ der Indivi- 
duen für Arbeit und Funktion unter der Herrschaft des Kapitals zu verstehen. 

Die im reproduktiven und sozialisatorischen Bereich aufbrechenden aktuellen 
Krisen und Konflikte zeigen die Bedeutung dieses Sektors für eine sozialistische Po- 
litik (und damit für ihre marxistische Analyse). „Die individuelle Konsumtion des 
Arbeiters bleibt ein Moment der Produktion und Reproduktion des Kapitals, ob sie 
innerhalb oder außerhalb ... des Arbeitsprozesses vorgeht.‘ (Marx, Kapital 1, MEW 
23, 8. 597) Sie bezieht ihre Konfliktursachen aus den Arbeitsverhältnissen und ist 
in ihren Behebungschancen an die Kapitalakkumulation gebunden. Zugleich aber ist 
die reproduktive Sphäre ein Teil des Klassenkampfes der Arbeiter um die Verbesse- 
rung ihrer Reproduktionsbedingungen, selbst wenn er — wie in den Bürgerinitiativen 
— in zunächst Klassenunspezifischer Form ausgefochten wird. In diesem Zusammen- 
hang diskutiert Monika Fuhrke in ihrem Aufsatz „Sozialpolitische Reformen oder 
Austeritypolitik in der Krise?‘ die Bedeutung der staatlichen Sozialleistungen vor 
dem Hintergrund theoretischer und praktischer Reprivatisierungstendenzen in die- 
sem Bereich. Kerstin Dörhöfer zeigt die widersprüchlichen Tendenzen und die dar- 


aus resultierenden Kämpfe in der kapitalistischen Wohnungsversorgung auf. 

Reproduktion und Sozialisation in der bürgerlichen Gesellschaft vollziehen 
sich durch spezifische Instanzen, die neben der Produktion, aber für sie fungieren. 
In diesem Sinne ist die Familie Keimzelle bürgerlichen Lebens. Sie bringt die jeweils 
zukünftige Lohnarbeitergeneration hervor, in scheinbarer Privatheit und wesentlich 
getragen von der unbezahlten Arbeit der Frau. Die Frage der ‚Hausarbeit als Eman- 
zipationskategorie der Frauenbewegung“, wie sie Helga Manthey diskutiert, betrifft 
daher sowohl die Befreiung der Frau aus dem kleinfamiliären Geschlechtergefängnis 
wie die Funktionalität der Familie für das Fortdauern der kapitalistischen Produk- 
tion. Auf weiche Weise die Kinder als ein wesentliches ‚Produkt‘ der Familie für 
ihre späteren Funktionserfordernisse formiert werden, ist Gegenstand des Aufsatzes 
von Arno Bamm£, Manfred Deutschmann und Eggert Holling: „Von der Psychoana- 
lyse zur Sozialpsychologie der Schule als Institution‘. Sie versuchen, geläufige fach- 
wissenschaftliche Beschränkungen in der Behandlung des Themas aufzubrechen, in- 
dem sie sowohl psychoanalytische wie mikrosoziologische und gesellschaftstheoreti- 
sche Zugänge auf ihre Ergiebigkeit hin untersuchen. Die Reflektionen der gesell- 
schaftlichen Individuen selbst über ihre Bildungsgeschichte schließlich stehen im 
Mittelpunkt in den methodischen Vorüberlegungen von Manfred Liebel und Bruno 
Schonig, „Sozio-biographische Zugänge zur Geschichte der Arbeiterjugend‘“, in de- 
nen sie neue Wege der Klassengeschichtsschreibung in den Blick rücken, 

Außerhalb des hier vorgestellten Schwerpunktes setzen wir mit dem Artikel 
von Hartwig Bögeholz die in Prokla 3] begonnene Diskussion des Buches von Ru- 
dolf Bahro, „Die Alternative“, fort. Bögeholz bezieht sich in seinem Artikel auf das 
in „Prokla“ 31 von Renate Damus und Günter Erbe bereits angesprochene Problem 
der Klassenanalyse in den sozialistischen Ländern. Weitere Artikel im Umkreis der 
durch die Veröffentlichung des Buches von Bahro wieder angefachten Diskussion 
um die Analyse des „realen Sozialismus‘‘ werden im nächsten Heft folgen. Neben 
diesen Artikeln wird das nächste Heft voraussichtlich Artikel zum Schwerpunkt 
„Ökologie und Marxismus“ enthalten, 
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